Baupolizeiliche Vorſchriften 


füt den 


Regierungsbezirk Breslau 


einſchließlich der Stadt Breslau 


3. verbefferte und vermehrte Auflage 


Mit 
Genehmigung 
des Herrn Regierungspräfidenten 
auf Grund amtlichen Materials und mit Unterſtützung 
des Reg. und Baurats Müller bearbeitet und geſammelt 
durch 


P. A. Grieger 
Regierungsinſpektor i. X. 


Breslau 1936 
— —— —öͤ!J 
Verlag: Matuſchke & Berendt, Breslau! 


für Neibenbäufer, 

Eigenbeime, 

Rleinfiedlungen 
Baufinanzierungen 


Bauzwiſchenkredite, 
Hypothekenbeſchaſfung 


Aufteilung und Erſchließung von Geländen 


für eigene und fremde 
Rechnung, 

Herbeiführung von 
behördlichen Genehmigungen 


An- und verkauf von Grundſtücken 
Grundſtücks vermittlung 


Grundſtücksverwaltungen 


forgfältige Bearbeitung 

det Steuerftagen, 
ſachmänniſche Betreuung 

in bautechniſcher Hinſicht, 
wirtſchaſtliche Ertragsgeftaltung 


Mitglied der Fachgruppe Grundſtücks⸗ und Hypothekenmaklet in der 
Wiriſchaftsgruppe Vermittlergewerbe 


W OD. 
r- Dee eee Hio ar ce, 


Träger Sammelruf 43741 
Rundeisen 
Zement oeur 
Kalk 
Dachpappe 


Drahtnägel / Bauschrauben 


sowie sämtliche 


eräte " 
senware" 
a Wannen 


liefert 


Adolf Müller 


Breslau I Stirzt:2:2,#2, 


Tapeten-Linoleum 
Vorhang- und Möbelstoffe 


1884 


Nicolas Schwelle, 


Breslau, Neue Schweidnitzer Str. 2a, am Tauentzienplatz 
Ruf 55857 


j Su aeg 
Preiswerf 


Vorwerksir 7 
Tel: SI9I6S x 


Breslau? 


BI-12 


Baupolizeiliche Vorſchriften 


für den 


Regierungsbezirk Breslau 


einſchließlich der Stadt Breslau 


3. verbeſſerte und vermehrte Auflage 


Mit 
Genehmigung 
des Herrn Regierungspräfidenten 
auf Grund amtlichen Materials und mit Unterſtützung 
des Reg.⸗ und Baurats Müller bearbeitet und gefammelt 
durch 


P. A. Grieger 
Regierungsinfpektor i. N. 


Breslau 1936 
. 
Verlag: Maruſchte & Berendt, Breslau 1 


1907122070027 
-A — ” * 


A 


Alle Rechte vorbehalten 


20198 k 


Verlag: Maruſchke & Berendt, Breslau 1, Ning 6. 


Druck von W. W. Ed. Klambt, Kommd.⸗Geſ., Neurode i. Schleſien. 


Anzeigen⸗Pächter Annoncen⸗Expedition Friedrich Arthur Knothe, Breslau 1, 
Schweidnitzer Str. 16/18, Ruf 591 91, Poſtſcheck Breslau 2460. 


A. BMS 


. 
r u 
min ae ae 


Vorwort zur erften Auflage 


Die für den Regierungsbezirk Breslau in der Vorkriegszeit erlaſſenen 
baupolizeilichen Beſtimmungen ſind zum größten Teile abgeändert worden, 
um den neuzeitlichen Beſtrebungen in geſundheitlicher, verkehrsfördernder, 
euer» und ſicherheitspolizeilicher Hinſicht Rechnung zu tragen, auch den An: 
orderungen einer geſchmackvollen 3 zu genügen. 

Mit der Bauordnung für das platte Land, die als letzte der Bauordnun⸗ 
en für den Regierungsbezirk Breslau umgearbeitet iſt, ſtellt das vorliegende 

uch die Sammlung der zurzeit für den e Breslau (ausſchl. 
der Stadt Breslau) n neuen baupolizeilichen Vorſchriften dar. 

Die für die Stadt Breslau beſtehenden gleichartigen Beſtimmungen ſind 
erſt kürzlich von berufener Stelle geſammelt und veröffentlicht worden, ich 
habe deshalb diefe Beſtimmungen in meinem Buche forfgelaffen. Dafür find 
andere in der letzten Zeit im Sonderdruck nicht erſchienene Beſtimmungen, 
wie die Verordnung über Theater, Verſammlungsräume uſw., über die Licht⸗ 
ſpieltheater, die Aufzugsverordnung u. a. m., in ihrem zurzeit geltenden Wort⸗ 
laut aufgenommen worden. 

Möge ihre Anwendung allen, die damit zu tun haben, zum Segen ge: 
reichen und zur Verſchönerung der Heimat beitragen. 


Breslau, 1928. 


Vorwort zur zweiten Auflage 


Seit der erſten Herausgabe der „Baupolizeilichen Vorſchriften für den 
Regierungsbezirk Breslau“ hat fih auf dem Gebiete des Baupolizeiweſens 
innerhalb des hieſigen Bezirks gar manches geändert. Die Bauordnung für 
das platte Land vom 27. März iſt inzwiſchen durch die vom Oberpräſidenten 
erlaſſene Bauordnung vom 12. September 1932 erfeßt worden. Hiervon 
ausgenommen wurden im Bezirk Breslau einige Landgemeinden, die wegen 
ihres beſonderen Gepräges einer befonderen Regelung des Bauweſens bez 
dürfen und daher einer Sonderbauordnung (der Sonder polizeiverordnung 
vom 5. September 1932) unterſtellt werden mußten. ondere Bauord⸗ 
nungen ſind für das Siedlungsweſen und über Stadtrandbauten erlaſſen 
worden. Die Vorſchriften für Warenhäuſer ſowie für die Unterbringung 
von Kraftfahrzeugen ſind gleichfalls durch neue ejet Alle diefe Wandlun⸗ 
en — ich nur die wichtigſten genannt — fordern gebieteriſch Berück⸗ 

chtigung bei der Neuauflage meines Buches. 

Hier ei mußte auch auf größere Vollſtändigkeit Bedacht genommen wer: 
den, indem die bisher fehlende Bauordnung für die Stadt Breslau vom 
20. Mai 1926, die gleichfalls nur für Breslau geltenden neuen Beſtimmun⸗ 


IV 


gen über Außen⸗Reklame vom 17. Januar 1933 ſowie über die Ber und 
ntwäfjferung vom 11. 3 1933 einbezogen wurden. 

Die Aufnahme der Bauordnung für die Stadt Breslau ſchien mir auch 
deshalb empfehlenswert, weil fie in ihrer gegenwärtigen, durch wichtige Nach⸗ 
träge geänderten Faſſung bisher nirgends im Druck erſchienen ift. 

Fortgeblieben ſind dagegen die in der erſten Auflage enthaltenen Vor⸗ 
ſchriften über Theater, Kinos und Zirkuſſe, da ſie in meinem Buche „Licht⸗ 
ſpielhaus und Theater“ aus praktiſchen Gründen einen beſonderen Platz ge⸗ 
funden haben und den Umfang des Buches unnötig vergrößert hätten. 

Einen grundſätzlichen Unterſchied gegenüber der py xi Auflage und — 
wie ich annehmen möchte — auch einen Fortſchritt wird man in der Beigabe 
von Erläuterungen finden, die den Wortlaut der wichtigſten Beſtimmungen 
in Geſtalt von Fußnoten begleiten. 


Breslau, 1983. 


Vorwort zur dritten Auflage 


Die zweite Auflage ift vergriffen. Die * gibt Gelegenheit, die 
neue Bauordnung für die Städte des Regierungsbezirks Breslau aufzuneh⸗ 
men und die neueren Beſtimmungen in baupolizeilichen Angelegenheiten, fo 
das Geſetz über baupollzeiliche Zuſtändigkelten, die Beſtimmungen über Feuer⸗ 
ſchutz u. a. m. zum Abdruck zu bringen. Einem Wunſche aus Archilekten⸗ 
kreſſen entſprechend find auch die neuen Beſtimmungen über die zuläffige 
Belaſtung im Hochbau mit abgedruckt. 


Breslau, 196. 
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1. Die Bauordnung der Stadt Breslau 


vom 20. Mai 1926. (Beilage zu Nr. 30 des Breslauer Gemeindeblattes) 
in der Faſſung der Verordnungen vom 13. 7. 27, 2. 8. 27, 5. 9. 27, 22. 12. 
27, 19. 3. 30, 29. 6. 31, 20. 6. 32, 21. 6. 32, 7. 2. 33, 21. 4. 33, 12. 12. 83, 
7. 8. 34, 8. 8. 34, 12. 12. 34, 13. 6. 35. 


Abſchnitt L 


Geſchäftliche Beſtimmungen. 
$ 1. Gegenſtand der Baugenehmigung und Bauanzeige. 


Zuftändig zur Erteilung der baupolizeilichen Erlaubnis) — Bauge: 

nehmigung — ih die Städtifche Baupolizeiverwaltung (Baupolizei).) 9 
A. Der Baugenehmigung bedürfen: 

a) alle neuen baulichen Anlagen über und unter der Erde; hierzu gehören 
auch Einfriedigungen an Straßen und Grundſtücksgrenzen, Brunnen, 
Dungſtätten, Aborte, Abort: und Jauchegruben, Kleintierſtälle, Kran: 
brücken aller Art, Außenantennen, Peitungsmafte) mit Ausnahme der 


0 il. e h e Vauerlaubnis f. Richtlinten der Vaupol. Brest. v. 17. 9. 28 
edbl. S. w 

2) Die Bauerlaubnis ftellt teine baupolizeilide Verfügung dar. Gie ift deshalb von 
Dritten im Berwaltungsſtreitverſahren auch nicht anfechtbar. 

Die Bauerlaubnis muß erteilt werden, wenn die amtliche Prüfung des Baugeſuchs 
(des Pauvorbabens) feinen Verſtoß gegen dle baupolizeilichen ara l 
ergibt und eine Beeinträchtigung des öſſentlichen Intereſſes nicht zu befürdten ift. (8 14. 
Poligelverw.⸗Geſ, v. 1. 6. 31). Die Frage, ob ein privates Intereſſe verletzt wird, iſt 
von der Baupolizei nicht zu erörtern. Die Bauerlaubnis wird un ſchadet der Rechte 
Dritter erteilt § 8 Biff 7. Die in der Praxis bäufig auftretende Anſicht, daß dle Poliget 
ein Bauvorhaben verhindern könne, durch das ein Fenſterrecht verletzt wird 
Zubauen von Jenſteröſfnungen durch Errichtung einer Brandmauer ſeltens des Nach⸗ 

arn), ift baber irrig. Das Zenſterrecht ift ein privates Recht. Die Baupollgel ift völl 8 
ei von Rüdfidten, die ſich nicht aus den öffentlich rechtlichen Beſtimmungen oder 
m Intereſſe der öffentlichen Sicherbeit ergeben, kann alfo im vorliegenden Falle fogar 
die Schließung privatrechtlich gefiðerter alter Grenzmauer enfter verlangen. 

Anders liegt der Fal, wenn der Bauherr eine Befreiung (einen Dispens, 8 5) an» 
ſtrebt. Eine Beſretung ſtellt eine Vergünſtigung 1 der Bauordnun ar, die, 
foweit fie nicht aus Gründen des öffentlichen Wohls gewährt wird, nur Bill gteitserwä⸗ 
gungen entſpringen kann. In dieſem Falle wird die guſtändige Behörde $ 5) billiger» 
weife auch zu prüfen haben, ob nicht mit der Gewährung der erbetenen Bergünftigung 
eine einfeitige Benachtetligung Dritter verbunden ift. Sie wird deshalb unter Umſtänden 
auch den Nachbar hören müſſen. (Erl. des Min. f. Volkswf. v. 30. 11. 32 — bier abge⸗ 
druckt S. 119.) — Eine Bauerlaubnis kann auf Widerruf erteilt werden, doch müffen die 
Borausſetzungen für den Eintritt des Widerrufs angegeben werden. Elne Bauerlaubnis 
Tann auch beſriſtet werden. Beides — Widerruf und Befriſtung — dürfen den Bauherrn 
var — 9 2 92 deſſen belaſten, was das öffentliche Intereſſe unbedingt fordert. gl. 

ußnote au $ 

Die Baupolizeibebörden können bie Vefeitigung oder Abänderung von Bauwerken 
oder Bauteilen, die ohne Vauerlaubnis ausgeführt find, erzwingen, wenn fie die materiel⸗ 
len Vorausſetzungen für eine Genehmigung nicht erfüllen. Der Umftand, daß fie ohne 
poligeiliche Genehmigung ausgeführt wurden, genügt aber Hierau nicht. Wieweit die Bau⸗ 
polizei befugt ift, auch genehmigte Bauwerke oder Bauteile zwangswelſe abändern oder 
beſeltigen zu laſſen, ergibt ſich aus § 35. 

Außer den amtlichen Stellen der Stadtverwaltung (Tiefbauamt, Stadterwelterungs⸗ 
amt, Feuerwehr), die von der Baupolizei in gewiſſen Fällen vor Erteilung der Bauerlaub⸗ 
nis gebört werden, ſteht der Baupolizet für rein künſtleriſche Fragen ein ehrenamtlich 
tätiger Sachverſtändigenbelrat zur Seite, der ſich vorwiegend aus Künstlern und Kunſt⸗ 
tennern guſammenſetzt. (Stehe Ortsſtatut v. 3. 5. 1922.) 
pait D Nach dem Polizelverwaltungsgefeg iſt die Bezeichnung „Ortspollseibehörde" (Vaus 
ollzet). 

4) Vergl. Genehmigungsgebührenordn. v. 7. 6. 29, 

5) Siehe Erlaß des Minifters für Voltswohlfahrt vom 3. 12. 28 über Errichtung von 

e n unter Hochſpannungsleitungen und Herſtellung von Hochſpannungsleitungen 
(Valtz⸗Fiſcher, S. 399) f. Abf. 29, Seite 294. 


Grieger, Baupolizeilihe Vorſchriſten. 1 


— 


2 Bauordnung der Stadt Breslau 


ewöhnlichen Maſte und Geſtänge für Straßenbahn und Fernſprech⸗ 
rin Bauzäune und Baugerüfte, Zuz und Abflußleitungen, Lan: 
dungsſtege, ſchwimmende Badeanſtalten; 

b) bei beſtehenden baulichen Anlagen die Herſtellung oder Veränderung 
von tragenden oder unterſtützenden Bauteilen (Wänden, Pfeilern, 
Decken, Eifenfonftruftionen), von Dächern, von Bauteilen, die über 
die Umfaſſungswände vortreten, von Fenſter- und Türöffnungen in 
den Außemvänden, von Treppenanlagen, Licht-, Lüftungs- und Auf⸗ 
zugsſchächten, Feuerſtätten, Schornſteinen, elektriſchen Starkſtrom⸗ 
anlagen,“ die Aufſtellung von Gasöfen) und Motoren, wenn deren 
Leiſtungsſtärke zuſammen mit derjenigen von bereits in dem Betriebe 
vorhandenen Motoren das Maß von einer Pferdeſtärke überſchreitet, 
pas die Veränderung von Brunnen, Dungſtätten, Aborten, ſowie 
ie Veränderung in der Anlage und Einfriedigung von Vorgärtenz 

c) bei Räumen, die gewerblichen Zwecken dienen, jede Veränderung der 
inneren baulichen Einrichtung:“ 

d) Veränderungen in der Benutzungsart baulicher Anlagen, ſoweit für 
die Räume in ihrer neuen Zweckbeſtimmung befondere baupolizeiliche 
Vorſchriften beſtehen. Dies gilt namentlich für die Einrichtung von 
Räumen zum dauernden Aufenthalt von Menſchen, für die Einiche 
tung von gewerblichen, nicht unter den $ 16 der Gewerbeordnung fal- 
lenden Betriebsſtätten, für die Einrichtung von Verſammlungsraͤumen 
aller Art (Theater, Lichtſpielhäuſer, Zirkuſſe, Saalbauten uſw.), für 
die Einrichtung von Lagerräumen für Filme und andere leicht entzünd⸗ 
liche Stoffe uſw.; 

e) der Verputz und der Anſtrich oder die Ausfugung der vornehmlich 
Wohnzwecken dienenden Gebäude ſowie die Veränderung aller äußeren 
Umfaffangas dude, die von Straßen, Plätzen oder anderen öffentlichen 
Verkehrsflächen aus ſichtbar find; 

f) die * in oder Anbringung von Schaukäſten und Reklameſchildern 
aller Art — Geſchäftszeichen, Fahnen: und Leuchtſchildern, Leucht⸗ 
gerüſten, Aufſchriften und Abbildungen —.9 


Der Abſchnitt B hat nach der Verordnung vom 8. 8. 34 (Amtsbl. 
Nr. 32) folgenden Wortlaut: 
B. Der Baugenehmigung bedürfen nicht: 

a) die Herſtellung und Entfernung von unbelaſteten Wänden, abgeſehen 
von den Fällen unter Ac und Ad; 

b) gewöhnliche Unterhaltungsarbeiten an baulichen Anlagenz 

c) die Errichtung von kleinen Bauten ohne Feuerungsanlage von nicht 
mehr als 15 qm Grundfläche und 3 m Höhe bis zum Firſt, wie Schup⸗ 
pen, offene Lauben, Gartens und Feldhäuschen, Baubuden und der: 
gleichen; va 
6) Vergl. Anm. 135 

Nachtr. V 19. 3. 30 treten an die Stelle von „Gasdfen“, „Gasbelg⸗ 


7) Na v. 
geräten und Warmwaſſerberettern mit einem Gasverbrauch von mehr als 0,5 cbm (glei 
500 N in der Stunde.“ 


9a) Mfo Silos zur Grünfuttereinfäuerung. Vergl. Erl. v. 23. 9. 85 (Min. i. v. 
©. 1186) bier abgedruckt Seite 189. 


§ 1. Bauanzeige 8 


d) Gewächshäuſer und andere leichtgebaute Räume für Kulturen zu gärts 1 
neriſchen Zwecken, wenn ihre Umfaſſungsmauern nicht mehr als 1,20 m 
über die Erdoberfläche emporragen und wenn ſie keine Feuerungs⸗ 
anlagen enthalten; 

e) gärtneriſche und landwirxtſchaftliche Bauten, die keine feften Grund: 2 
mauern beſitzen und vorübergehendem Gebrauche zum Schutze von 
Pflanzen dienen, unabhängig von ihrer Flächenausdehnung, ſofern ihre 
Höhe bis zur Traufe 3 m nicht überſteigt; 

f) zerlegbare und bewegliche Geflügelftälle ohne feſte Grundmauern bis 3 
= einer Größe von 50 qm und einer Höhe von 3 m bis zur Traufe; 
g) Brücken über Waſſerläufe III. Ordnung, die entweder eine geringere 4 
Spannweite als 3 m haben, oder im Zuge von Wegen liegen, die nicht 

dem allgemeinen Verkehr dienen. 


u a—g: 

duch die von der Baugenehmigungspflicht befreiten baulichen Anlagen 
müſſen den Vorſchriften der Bauordnung entſprechen. 

C. Bauanzeige: 5 
a) Für die unter B, a) —e) genannten baulichen Veränderungen genügt 

eine Bauanzeige an die Baupolizei. Die Baupolizei iſt befugt, auf 

Antrag des Bauherrn bei weiteren als den unter B, e) vorgeſehenen 

geringfügigen baulichen Anlagen von der Forderung der Einholung 

der Baugenehmigung abzuſehen und ſich mit einer Bauanzeige zu 
begnügen. 
b) Die Baupoligei kann jedoch in allen Fällen die Einholung einer Baus 
enehmigung verlangen, in denen es das öffentliche Wohl N 
us dem gleichen Grunde kann ſie auch in allen anderen Fällen, in 
denen eine Bauanzeige nicht vorgeſchrieben iſt, eine ſolche verlangen. 
c) Mit der Ausführung eines Baues, von dem eine Bauanzeige erſtattet 
iſt, darf angefangen werden, wenn die Baupolizei binnen 14 Tagen 
nach Eingang der Anzeige nicht widerſprochen hat. 

D. Bauten des Reiches, des Staates, der Gemeinden und der weiteren 6 
Kommunalverbände. 

Bei Bauten, die für Rechnung des Reiches, e) des Staates, der Ges 
meinden oder der weiteren Kommunalverbände unter Leitung von Baus 
beamten e werden, müſſen die Bauentwürfe mit den nach A 2 
erforderlichen Unterlagen vor Beginn der Bauausführung in einfacher Aus- 
fertigung der Baupolizei zur baupolizeilichen Prüfung und Genehmigung 
vorgelegt werden. Eines rechnungsmäßigen Nachweiſes der Tragfähigkeit 
der Konſtruktion bedarf es bei dieſen Bauten nicht. ) 1%) 

E. Nach der Gewerbeordnung (§8 16, 24 und 25) genehmigungs⸗ 
pflichtige Anlagen. 

Die in den $$ 16, 24 und 25 der Gewerbeordnung bezeichneten Anlagen 
bedürfen keiner beſonderen baupolizeilichen Baugenehmigung. 

F. Neben der Baugenehmigung geſetzlich für Bauten vorgeſchriebene 
polizeiliche Genehmigungen: 

Dem Anfrage auf Baugenehmigung find beizufügen: 


c 


~ 


1 Vergl. Anm. 139 ff. 

1 8 unberührt bleibt § 2 der Vorſchriften Über Lichtſpleltheater. Danach unters 
legen derartige Einrichtungen und Betriebe, auch wenn vom Reiche, vom Staate pp. 
ausgehen, der Genehmigung und übe 


8 — . — der 
12) Alle u aufgeführten Bauausführungen find gebührenpflichtig. Vergl. Gebühren⸗ 
ordnung vom 7. 6. 1929. 
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1 a) bei der Gründung neuer Anſiedlungen die Anſiedlungsgenehmigung 
— $$ 18—20 des Geſetzes vom 10. Auguft 1904 (G. G. S. 22 4 

2 b) bei der Errichtung einer Feuerſtätte in der Nähe einer Waldung, die 
mehr als 100 ha im räumlichen Zuſammenhange umfaßt, die hierfür 
nötige befondere Genehmigung — $ 47 des Feld- und Forſtpolizei⸗ 
geſetzes vom 1. April 1880 (G. S. . 280) —, 

3 c) bei Bauten im eee von Waſſerläufen die nach 
dem Waſſergeſetze vom 7. April 1913 vorgeſchriebene Genehmigung 
(G.⸗S. S. 53). 


4 $ 2. Bauantrag und Bauvorlagen. 


Der Antrag auf Erteilung der Baugenehmigung iſt ſchriftlich bei der 
Baupolizei einzureichen. 


1. Mit dem Antrage ſind vorzulegen: 


a) ein Lageplan, der im Maßſtabe von nicht unter 1: 500 — auf Erfordern 
der Baupolizei in größerem Maßſtabe —, bei Kleinhäuſern nicht unter 
1: 1000, die Lage des Grundſtücks zur Himmelsrichtung, zu den angren⸗ 
zenden Grundſtücken, Straßen, Plätzen und anderen öffentlichen Verkehrs⸗ 
flächen (Waſſerſtraßen, Eiſenbahnen uſw.) ſowie zu öffentlichen Grün: 
und Baumanlagen und gegebenenfalls auch zu Waldungen erkennen läßt. 40 
Dabei find die etwa feſtgeſetzten Straßen- und Baufluchtlinien und Höhen: 
marken einzuzeichnenz auch iſt die Entfernung des Baues von anderen 
baulichen Anlagen desſelben Grundſtücks, von Straßen, Plätzen und an⸗ 
deren öffentlichen Verkehrsflächen, von Nachbargrenzen und den Gebäu⸗ 
den auf Nachbargrundſtücken unter Angabe der Bauart und Bedachung 
der benachbarten Gebäude, ſowie die Lage von Brunnen und Dungſtätten 
einzutragen. Bei Neu- und Erweiterungsbauten und auf Verlangen der 
Baupolizei auch bei erheblichen Umbauten muß der Lageplan durch einen 
vereideten Landmeſſer beglaubigt ſein und eine prüfungsfähige Berechnung 
der zuläſſigen und der beanſpruchten Bebauungsfläche enthalten. Der 
Einreichung des Lageplanes bedarf es nicht bei Umbauten, bei denen die 
Lage der äußeren Umfaſſungswände nicht verändert wird und keine neuen 
Aufenthaltsräume eingerichtet werden, ſofern das Gebäude nicht von feſt⸗ 
gefeöten Fluchtlinien geſchnitten wird. 

b) Bauzeichnungen. 

5 I. In den Bauzeichnungen ſind bei Gebäuden darzuſtellen: 

1. die Grundriſſen) ſämtlicher Geſchoſſe mit Angabe der Abmeſſungen, 
der 5 und der utzungsart der Räume; 

2. die Querſchnitte, von denen mindeſtens einer den Verlauf der Trep⸗ 
pen zeigen muß, mit Angabe der Geſchoßhöhen; 

3. die Anſichten aller Gebäudejeiten; in beſonderen Fällen auf Ber: 
langen der Baupolizei auch ſchaubildliche Darſtellungen und Mo: 
delle, die das Einpaſſen des Neubaues in die vorhandene Umge⸗ 
bung zeigen; 

4. die Konſtruktion und die Abmeſſungen des Baues im ganzen und 


13) Nach der Verfügung des Negierungspräfidenten vom 13. 10. 1928 über Hoch⸗ 
ſpannungsleitungen folen auch Leitungen dieſer Art eingezeichnet werden, damit die Poll» 
rde der zuſtändigen überlandzentrale von der Errichtung des Gebäudes Kenntnis 
geben kann. Fir den Bauherrn empfiehlt ſich in ſolchen Fällen unmittelbares Verhandeln 
> a eee wegen etwa nötiger Projeftänderung. Vergl. Erl. v. 22. 1. 31, 
edru 


14) Bergi. Anm. 145. 


8 2. Bauvorlagen 5 


in feinen Teilen mit Angabe der Art und der Stärke der zu ver- 
wendenden Bauſtoffe; 
5. die Höhenlage des Baues zu dem umgebenden Gelände der Straße 
und der Hoffläche, bezogen auf Normal⸗Nullz 
6. bei Verſammlungsräumen aller Art die lichten Breiten der Flure, 
Türen uſw. 
II. Für Reklameſchilder genügen in der Regel maßſtäbliche Skizzen. 
III. Soweit es zur baupolizeilichen Prüfung erforderlich iſt, ſind einzelne 
Teile des Bauplans durch Sonderzeichnungen zu erläutern. 
IV. Bauzeichnungen ſind im Maßſtabe von nicht unter 1: 100 vorzulegen. 2 
e) Feſtigkeitsberechnungen für die Tragfähigkeit der Konſtruktionen, befon- 3 
ders der aus Eiſen und Eiſenbeton, aber auch ungewöhnlicher Holzver⸗ 
bände und beſonders beanſpruchter Teile des Mauerwerks oder Bau⸗ 


rundes. 
d) En Plan e die Vorgartenanlage. 4 
Der Plan muß den Grundriß und Querſchnitt der Vorgartenanlage 
Top H Anſicht der Befriedigung enthalten. 
u a F 

1. Bei geringfügigen baulichen Anlagen genügen ſchriftliche Darlegungen 
und Handzeichnungen. Aus ihnen muß mindeſtens die Art und der 
Zweck der baulichen Anlage hervorgehen. Bei gleichzeitig auf Grund 
feſtſtehender Typen in gleichartiger Wiederholung auszuführenden 
Kleinhäuſern (§ 28) u! es der Einreichung der Unterlagen zu 
b)—d) nur für eines der Kleinhäuſer und ftatt der einzelnen Lage: 
pläne nur eines gemeinfamen. 

2. Die Unterlagen unter e) und d) können mit Genehmigung der Bau: 
polizei auch zu einem von dieſer zu beſtimmenden ſpäteren Zeitpunkte 
eingereicht werden. 

3. Das Grundſtück, auf dem gebaut werden ſoll, iſt nach Pe ug: 
nummer und Grundſteuerkataſternummer zu bezeichnen. r Baus 
antrag muß bei Wohngebäuden, Ställen und gewerblichen Anlagen 
eine Angabe über die Art der Entwäſſerung enthalten. 

4. Bei Gebäuden, die vornehmlich Wohnzwecken dienen, iſt der Verputz 
und Anſtrich oder die Ausfugung anzugeben. 

2. Die Zeichnungen find in einer den betreffenden Bauſtoff kennzeichnenden 5 
Darſtellung auszuführen und auf leinwandunterzogenem Papier oder auf 
Pausleinwand auszufertigen. Blaupauſen ſind unſtatthaft. 

3. Sämtliche Bauvorlagen find in je 2, auf Erfordern der Baupolizei in 
3 Stücken einzureichen und müffen die Unterſchriften des Bauherrn und des 
mit der Ausführung Beauftragten 8 auunternehmer, Planver⸗ 

aſſer) tragen. Die Namen des Bauleiters und des Bauunternehmers, ſowie 

r Wechſel dieſer Perſonen, gegebenenfalls auch des Bauherrn, find der 
Baupolizei rechtzeitig ſchriftlich anzuzeigen. 

4. Der Bauherr iſt berechtigt, vor Einreichung des Bauantrages über ein⸗ 
zelne den Bau betreffende Fragen die Entſcheidung der Baupolizei einzuholen. 

5. Ergibt fih im Laufe der Bauausführung die Notwendigkeit einer Ab- 6 
weichung von dem genehmigten Bauplan, fo if die Abweichung ſofort anzu⸗ 
zeigen und für ſie nachträglich die Baugenehmigung einzuholen. 


— 
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§ 3. Erteilung der Baugenehmigung (Bauſchein). ““) 


1. Über die Baugenehmigung wird von der Baupolizei ein Bauſchein aus: 
geſtellt. Die Bauvorlagen werden mit Genehmigungsvermerk verſehen. Von 
den Bauvorlagen iſt je ein Stück zuſammen mit dem Bauſchein dem Bau⸗ 
herrn auszuhändigen. Bauſchein und genehmigte Bauvorlagen ſind nicht 
mehr zu trennen und müſſen vom Beginn der Arbeiten an zur Einſicht auf 
der Bauſtelle bereitgehalten werden. ; 

2. Vor Aushändigung des Bauſcheines ſowie vor Anweiſung der Bauz 
lucht⸗ oder Grenzlinie, über die dem Bauherrn oder dem Bauleiter eine Be⸗ 
cheinigung ausgeſtellt wird, darf mit dem Bau und mit den Schachtarbeiten 
nicht begonnen werden, wa) ebenſowenig dürfen vorher irgendwelche Grenz: 
zeichen, wie Grenzſteine, Grenzpfähle, Zaune oder Mauern, welche die anzu⸗ 
weiſende Linie bezeichnen, entfernt werden. 

3. Während der Ausführung von Bauarbeiten find an der Straße in deut⸗ 
licher Schrift der Familienname und mindeſtens ein Vorname ſowie die Woh⸗ 
nung des Bauherrn und des Bauleiters anzugeben. 

4. Für die Errichtung eines Neubaues oder Zaunes an der Straße iſt vor 
Baubeginn bei dem ſtädtiſchen Vermeſſungsamt die Anweiſung der Flucht⸗ 
linie, der Straßen- oder Wegegrenze zu beantragen. 

5. Ausnahmsweiſe kann die Baupolizei in e lange auch vor Aus⸗ 
händigung des Bauſcheines den Beginn der eigentlichen Bauarbeiten geſtatten. 

6. Der Bauſchein wird ungültig, wenn nicht innerhalb Jahresfriſt nach 
ſeiner Aushändigung mit dem Bau begonnen oder wenn der begonnene Bau 
ein Jahr lang unterbrochen wird; doch kann die Gültigkeit auf Antrag vor 
dem Erlöſchen verlängert werden. 

7. Der Bauſchein wird unbeſchadet aller Rechte Dritter erteilt. 0 


§ 4. Bau polizeiliche Abnahmen. 

1. Der Bauherr hat der Baupolizei anzuzeigen, wann er mit dem Bau 
beginnen will; er muß den von ihr mit der Überwachung betrauten Perfonen 
— Beamten und Sachverſtändigen — jederzeit Zutritt zur Bauſtelle und 
Einblick in den Bauſchein und die Bauvorlagen gewähren. 

2. Alle Bauten, die der Baugenehmigung bedürfen, unterliegen der bau⸗ 
polizeilichen Abnahme. 7) 


3 a) Die Rohbauabnahme hat zu erfolgen, ſobald der Bau in ſeinen Mauern, 


Gewölben, Eiſenkonſtruktionen (einſchließlich der notwendigen Treppen), 
Dr in den Balkenlagen und der Dacheindeckung vollendet iſt. Die 

acheindeckung SSH hierbei eine vorläufige fein. Eine Abnahme einzelner 
Teile, insbeſondere der Eiſenkonſtruktionen der Treppen, iſt zuläſſig. Die 
Rohbauabnahme iſt ſchriftlich bei der Baupolizei zu beantragen. Bei der 
Rohbauabnahme müſſen alle Teile des Baues ſicher zugänglich ſein und 
alle für die Standſicherheit weſentlichen Konſtruktionen ſoweit offen lies 
gen, daß die Abmeſſungen geprüft werden können. Über die Rohbau: 
abnahme wird eine Beſcheinigung — Rohbauabnahmeſchein — erteilt. 
In dem Rohbauabnahmeſcheine wird der Zeitpunkt beſtinunt, wann mit 
den inneren und äußeren Putzarbeiten begonnen werden darf. 


§ 5. Dispenſe 7 


Auf die Rohbauabnahme kann die Baupolizei bei geringfügigen bau⸗ 
lichen Anlagen verzichten; der Verzicht muß im Bauſchein ausdrücklich 
vermerkt ſein. 

In beſonderen Fällen kann auch eine Grundmauerabnahme oder die 
Abnahme anderer einzelner Bauarbeiten und Bauteile von der Baupolizei 
im Bauſchein ausdrücklich vorgeſchrieben werden.““) 

b) Die Gebrauchsabnahme von Gebäuden mit Räumen, die zum dauernden 
Aufenthalt von Menſchen beſtimmt ſind (§ 26), darf nicht früher als 
3 Monate nach der Aushändigung des Rohbauabnahmeſcheines erfolgen. 

Für Einfamilienhäuſer, Kleinhäuſer und Mittelhäuſer (§ 28) kann die 

Friſt von der Baupolizei ermäßigt werden, bei Kleinhäuſern mit Miet 

wohnungen und bei Mittelhäuſern jedoch auf höchſtens 2 Monate, wenn 
na 8 wird, daß infolge günſtiger Bauzeit, Witterung und Bauart 
der Bau genügend ausgetrocknet ift. Die Baupolizei kann die Grift bei 

Fabrikgebäuden, Umbauten und Geſchäftsgebäuden ermäßigen, wenn 
keine Nachteile zu erwarten ſind. it dem Antrage auf Gebrauchs⸗ 
abnahme hat der Bauherr!“ eine Beſcheinigung des Bezirksſchornſtein⸗ 
fegermeifters über die Benutzbarkeit der Schornſteine und Feuerungs⸗ 
anlagen?” beizubringen. Über die Gebrauchsabnahme wird eine Beſchei⸗ 
nigung — Gebrauchsabnahmeſchein — erteilt. Vor der Aushändigung 
des Gebrauchsabnahmeſcheines darf das Gebäude nicht in Benutzung ge⸗ 
nommen werden. Bei geringfügigen baulichen Anlagen kann die Bau, 
polizei auf die Gebrauchsabnahme verzichten. Der Verzicht muß im 
Bauſchein ausdrücklich vermerkt ſein. 

3. Bei Bauten, die für Rechnung des Reiches, des Staates, der Gemein: 
den oder der weiteren Kommunalverbände unter Leitung von Baubeamten 
ausgeführt werden, bedarf es keiner Rohbau- und Gebrauchsabnahme durch 
die Baupolizei. “) 


§ 5. Ausnahme und Befreiungen (Dispenſe ).) da 
1. Alle Beſtimmungen dieſer Bauordnung gelten als zwingende, ſoweit 
nicht Ausnahmen ausdrücklich zugelaſſen find.) Über diefe hat die Baus 


18) Laut Nachtrag V v. 19. 3. 30 ijt folgender Zuſat eingefügt: „Mit dem Antrage 
auf Robbauabnahme hat der Bauherr eine Beſcheinigung des Bezirksſchornſteinſegermeiſters 
über die vorſchriſtsmäßige Anlage der Rage und Abgasrohre beizubringen.“ 

10) Laut Nachtrag V v. 19, 3. 30 iſt bier einzufügen „oder in feinem Auftrage bie 
ee e eee 
0 


21) Vergl. Fußnote zu $ ý 
22) Eine N 8 Dispens) fann nicht widerrufen werden. Ein 
em 


. Dies gilt auch dann, wenn bie . nicht ausdrücklich an biele Borausfegung 
gefnüpft worden ift. Beſretungen können an Bedi 
geknüpft werden. 
Einen klagbaren Anſpruch auf Gewährung einer Ausnahme oder einer Befreiung 
(eines Dispenſes) gibt es nicht. Die Dispensbebörde kann daher ihre Entſcheldung davon 
ngig machen, wieweit etwa Nachbarintereſſen verletzt werden. Gleichwohl ſteht dem 
Dritten, der ſich durch eine Ausnahmegewährung oder Dispenserteilung . glaubt, 
Tein formelles Beſchwerderecht zu. Entſcheidung Och. v. 20. 6. 29. IV A 1. 29 Seite 8 
der Bau polizeilichen Mitteilungen von 1930. 
spensanträgen, durch die die Belange der Nachbargrundſtücke berührt werden, 
m deren Eigentümern Gelegenheit zu geben, zu dem Antrage Stellung zu nehmen. (Erl. v. 
. 11. 82, II. 2120. 6. 10. — ee 1932 bier abgedr. S. 119 Anm. 152. 
Für bie 8 von spensanträgen find beſondere rdrucke vorgeſchrieben. 
nee "Ausnabme t 1 J., 100 die worſchriſt den Buf t „in der Regel 
ne Ausnahme auch zugelaſſen, wo r n Zuſatz „in der Regel“ 
enthalt. Wie welt von einer ſolchen „Regelvorſchriſt“ abgewichen werden kann, ſteht im 


— 


w 


8 Bauordnung der Stadt Breslau 


polizei zu befinden. Sie kann für leerer Gebäude weitere Ausnahmen 
gewähren. Auch von den zwingenden Vorſchriften kann Befreiung (Dispens) 
erteilt werden, aber nur dann, wenn die Durchführung der Vorſchrift im 
Einzelfall zu einer offenbar nicht beabſichtigten Härte führen würde und die 
Abweichung von den Vorſchriften mit dem öffentlichen Wohl vereinbar iſt, 
oder wenn das öffentliche Wohl eine Anderung 510 gl f 
2. Laut Nachtrag VII v. 29. 6. 31 (Gedbl. Nr. 31) gilt folgender Wortlaut: 
„Zuſtändig für die Erteilung der Befreiung (des Dispenſes) iſt die 
aupolizei.“ 

3. Sofern die bebaubare Fläche, die zuläſſige Zahl der Vollgeſchoſſe oder 
die zuläſſige Gebäudehöhe überſchritten werden, iſt der Regierungspräſident 
für die Befreiung zuſtändig. 

4. Entſteht bei der Ausfüllung von Baulücken bis zu 50 m Straßenfront⸗ 
länge oder zur Verdeckung von Brandmauern im Keller oder Dachboden ein 
unzuläffiges Vollgeſchoß 6 7 B 2 und 3), oder wird die zuläffige Höhe eines 
Gebäudes um nicht mehr als 5 v. H. überſchritten, ſo iſt abweichend von 
Ziffer 3 die Ortspolizeibehörde zuftändig. 

5. Gegen die Entſcheidung des Regierungspräſidenten Dee binnen zivei 
Wochen die bei dem Regierungspräſidenten einzureichende Beſchwerde an den 
Oberpräſidenten ſtatt, der endgültig entſcheidet.“) Gegen die Entſcheidung 
der Baupolizei findet die binnen 2 Wochen bei der Baupolizei einzureichende 
Beſchwerde an den Regierungspräſidenten ſtatt. 


Abſchnitt II. 


Bauvorſchriften. 
§ 6. Zugänglichkeit der Grundſtücke und Lage der Gebäude. 
A. Zugänglichkeit. % 2) 

1. Nur ſolche Grundſtücke dürfen bebaut werden, die unmittelbar an einen 
öffentlichen Fahrweg (eine Fahrſtraße) grenzen. Auf anderen Grundſtücken 
kann die Baupolizei die Errichtung von Gebäuden glatten, wenn die Grund- 
ſtücke einen eigenen Zugang — von angemeſſener Breite und Befeſtigung — 
von einem öffentlichen Fahrweg (einer Fahr raße) aus haben oder wenn für 
ſie die Herſtellung eines ſolchen Zugangs ſichergeſtellt iſt. Für Gebäude auf 
. Feldgrundſtücken ſind weitere Ausnahmen zuläſſig, jedoch kann 

je Baupolizei die grundbuchamtliche Eintragung der Sicherſtellung dieſes 
Zuganges fordern. 

2. Der Zugang zu einem Baugrundſtück darf in der Regel keine geringere 
Breite als 2,70 m, keine größere Steigung als 5 em auf 1 im Länge befißen 
und muß durch Kiesſchüttung, Pflaſterung oder dergl. ſo unterhalten werden, 
daß er auch bei langanhaltendem Regenwetter für ſchweres Fuhrwerk fahr⸗ 
bar bleibt. 


lichtmäßt Befinden der Baupolizei. Bon dem Befinden der Baupolizel hängt es 
ad, e — eine „Kannvorſchriſt“ angewendet wird. „Sollvorf een fu act 
à h 


23a) Bezor, auch Gef. über Zuſtändigkeit, bier Ar S. 254. 

24) Lt. Verorbn. zur Verein. der Verwltg. v. 3. 9. 32 su. S. 283) § 23 ift der 
Dberpräf. nicht mehr zuſtändig. r weitere Beſchwerden befindet der Finanzminiſter im 
r ae — Nach dem Zuſtändigteitsgeſez vom 15. 12. (bier abgedruckt 
Seite E e Entſcheldung des . endgültig. (8 2 Abſ. 4 baf.). 

25) Vergl. Berorbdn. über Lichtſpieltheater. 

20) Noch höhere Anforderungen an die Bugänglichteit ſtellt die „Theaterbauordnung“ 
8 3 (f. Grieger: Lichtſpielhaus und Theater. 


8 6. Zugänglichteit 9 


3. Für die Errichtung von Wohngebäuden an Straßen oder Straßenteilen, 
die nach den polizeilichen Beſtimmungen des Ortes für den öffentlichen Ver⸗ 
kehr und den Anbau noch nicht fertiggeſtellt ſind, gelten die hierfür erlaſſenen 
ortsſtatutariſchen Beſtimmungen. ““) 

4. Eine Straße oder ein Straßenteil ift für den öffentlichen Verkehr und 
den Anbau erſt dann fertiggeſtellt, wenn 
a) die Grundfläche innerhalb der feſtgeſtellten Straßenfluchtlinien freigelegt ift, 
b) die Straße oder der Straßenteil an eine für den öffentlichen Verkehr und 

den Anbau fertiggeſtellte Straße angeſchloſſen ift, 

c) die Tagewäſfereinfale Br einem unterirdifchen Kanal, der an das öffent: 
liche Kanalnetz angeſchloſſen iſt, abgeführt werden, 

d) der Fahrdamm in der richtigen Höhenlage entweder zwiſchen Bordſteinen 
oder Granitrinnen gepflaſtert oder, wo eine Chauſſierung als endgültige 
Befeſtigung vorgeſehen ift, durch eine mindeſtens 25 cm tiefe Chauſ⸗ 
ſierung, beſtehend aus Packſteinen und Steinſchlag, befeſtigt iſt, 

2) die Bürgerfteige zu beiden Seiten des Fahrdammes, der Bordſteinhöhe 
entſprechend, eingeebnet ſind, 

f) für die Beleuchtung in ausreichender Weiſe geſorgt iſt. 

5. Grundſtücke, die über eine Entfernung von 21 m von der Straße oder 
der Bau: oder Vorgartenflucht Seitenflügel oder Quer- und Hintergebäude 
von mehr als 12 m Höhe oder ſolche mit Räumen zum dauernden Aufenthalt 
von Menſchen beſitzen, müſſen eine von der Straße bis zu dem * Ge⸗ 
bäude führende, für die Fahrzeuge der 8 jederzeit benutzbare Zu⸗ 
abrt?®) von mindeſtens 2,70 m lichter Breite oder eine durch die vorderen 

ebäude führende ebenſolche Durchfahrt von mindeftens 2,70 m lichter Breite 
und 3 m lichter Höhe erhalten. Die lichte Breite der Durchfahrt wird in 
den Toröffnungen der Durchfahrt, d. h. an deren ſchmalſter Stelle gemeſſen. 

Dieſe Durchfahrt muß auch durch das hinterſte Gebäude hindurchgehen, wenn 

dieſes 

a) mehr als 12 m hoch iſt, 

b) Räume an der 3 enthält, die mit den Räumen am vorderen Hofe 
nur durch das Treppenhaus in Verbindung ſtehen, 

e) ganz oder teilweiſe zu gewerblichen Zwecken oder Fabrikbetrieben beſtimmt 


d) zur Lagerung von feuergefährlichen oder leichtentzündlichen Gegenſtänden 
oder von Gegenſtänden dient, deren Verpackung feuergefährlich oder 
leichtentzündlich iſt. 

6. Die im Abſatz 5 angegebenen lichten Abmeſſungen der Durchfahrten 
dürfen durch keinerlei vortretende Teile, z. B. Torflügel, feſtſtehende Tür⸗ 
kämpfer oder Oberlichte, Beleuchtungskörper, Fahnen, oder Hängeſchilder 
und ähnliche Anlagen eingeſchränkt werden. Die Fahrbahn in der Durchfahrt 
iſt 2,40 m breit und abgeſehen von dem in Abſatz 8 dieſes Paragraphen 
erwähnten Falle in der Mitte der Durchfahrt anzulegen. Sie iſt beiderſeits 
durch 10 em hohe Bordſchwellen einzufaſſen. Radabweiſer dürfen in keinem 
Falle höher als 10 em über die Ebene der Fahrbahn hinausragen. 

7. Durchfahrten müſſen feuerbeſtändige Decken und Wände erhalten. 
e die durch mehr als ein Gebäude führen, dürfen in den Wänden 
keine Seitenöffnung haben. 

25 Vergl. n 17. Juni 1927. 


28) Vergl. bierzu 3, 5, 7, 8, 9 und 10 ber Poltzelverordnung über Qichtfpiel er, 
ſowie eee § 3 (J. Grieger, Lichtſpielbaus u. Theater). ö 


— 


w 


10 Bauordnung der Stadt Breslau 


Wa Der Abf. 8 hat lt. Nachtr. VII vom 29. 6. 31 (Gedbl. Nr. 31) folgenden 
ortlaut: 

Durchfahrten, die gleichzeitig den Zugang zu notwendigen Treppen bilden 
oder die gleichzeitig dem Kraftwagen und N dienen, müſſen 
neben der Fahrbahn einen um 10 cm erhöhten Fußgängerſteig von mindeſtens 
60 em Breite erhalten. Solche Durchfahrten müſſen alſo i. L. mindeſtens 
3,15 m breit ſein. 

9. Soweit nach den vorſtehenden Vorſchriften eine vorſchriftsmäßige Zu⸗ 
565 oder Durchfahrt nicht erforderlich ift, ift jeder Hof eines mit Vorder-, 

eitens, Hinter- oder Quergebäuden bebauten Grundſtücks durch einen eben: 
erdigen geradlinigen Zugang oder Durchgang von mindeſtens 1,50 m lichter 
Breite und 2 m lichter Höhe zugänglich zu machen, deſſen Türen fo anzus 
legen ſind, daß die tragbaren Leitern der Feuerwehr ſchnell und ſicher auf den 
hinterſten Hof gebracht werden können. 

10. Bei geſchloſſener Bauweiſe müſſen Hof- und Vorgartengelände in der 
Regel in der Höhe des Bürgerſteigs angelegt werden, unbeſchadet des für 
die Entwäſſerung nötigen Gefälles. Für den Bürgerſteig ift ein Duergefälle 
von 1:40 anzunehmen. 

31, Zu den Hintergebäuden zählen alle Quer-, Seiten- und Mittelgebäude, 
ſowie Seiten- und Mittel läge. 

12. Die notwendigen Durchfahrten und Zugänge von der Straße ſowie 
die Hauseingänge ſind dauernd völlig frei zu halten. Sie dürfen auch nicht 
zeitweiſe zu Lager- oder Verkaufszwecken benutzt werden. 


B. Lage.“ 


2 Abſtand der Vordergebäude von der Straße (Baufluchtlinie) oder von einem 
öffentlichen Wege. Abweichung von der Bauflucht. 
I. Bei dem Vorhandenſein einer Baufluchtlinie gelten nachſtehende Bor: 


a k 

1. Die Vordergebäude find in der Regel in der Baufluchtlinie zu errichten, 
doch kann die Baupolizei, wenn ſichergeſtellt iſt, daß eine Verunſtaltung 
des Straßen-, Orts- oder Landſchaftsbildes vermieden wird, bei größerer 
Gebäudeausdehnung ein Zurückſpringen des mittleren Teiles der Gtraßem 
peu oder eine fonftige Abweichung von der Baufluchtlinie geſtatten. o) 
n der Nachbargrenze kann das Zurückſpringen der Straßenfront hinter 
die Baufluchtlinte nur dann geſtattet werden, wenn das Nachbargrund⸗ 
ſtück an dieſer Grenze in der Tiefe des Rückſprungs von der Bauflucht 
unbebaut iſt und deffen Eigentümer fein Einverſtändnis ſchriftlich erklärt 
hat. Die Erlaubnis kann von der grundbuchamtlichen Eintragung dieſes 
Einverſtändniſſes abhängig gemacht werden. Das Nachbargrundſtück 
darf in ſolchen Fällen an der fraglichen Grenze gleichfalls nur unter gleich 
tiefer Zurückſetzung der Straßenfront bebaut werden. Die Errichtung 
einer geeigneten Einfriedigung in der Baufluchtlinie kann gefordert werden. 
3 2. Das Portreten einzelner Bauteile vor die feftgefeßte Be luchrlinie kann 

in folgenden Fällen geſtattet werden: 
a) Gebäudeſockel einſchl. der Geſunſe dürfen bis zu 15 em vortreten, 
wenn der Bürgerſteig mindeſtens 3 m breit ift; bei ſchmaleren Bürger⸗ 


29) Vergl. 8 5 der Verordnung über Lichtſpiel⸗Theater. 

30) Unter Umſtänden muß Hiervon bet Theater- und Verſammlungsräumen abgewichen 
8 ber „u „Xbeaterbauordnung”.) teiveit das zu geſchehen bat, entſcheldet die 
aupolizeibe y 


— 


r 


+ . 4 
MEE A NER P 


8 6. Lage der Gebäude 11 


ſteigen iſt ein Vortreten nur bis zu 8 em zuläſſig. Die Höhe darf 
böchſtens 1,20 m betragen. 

b) Mauervorlagen (Rifalite) find in der Regel nur in Straßen von mehr 
als 15 m Breite und bei einer Bürgerfteigbreite von mindeſtens 3 m 
oder bei Vorgärten und nur bis auf das Maß von 15 em 4 
In der Breite dürfen ſie in der Regel zuſammen höchſtens ein Viertel 
der Gebäudefrontlänge einnehmen. 


c) geſtrichen gemäß Nachtr. VII v. 29. 6. 31, Gedbl. Nr. 31. 


d) Vorſpringende Treppenſtufen und Kellerhälſe dürfen höchſtens 30 cm 
vortreten, wenn ein freier Bürgerſteig von mindeſtens 3 m verbleibt. 

e) Vertiefte Kellerſtufen dürfen in die Bürgerſteige nicht vorſpringen. 

f) Lichtſchächte vor Kellerfenſtern dürfen nur angelegt werden, wenn die 
Bürgerſteige mindeſtens 3 m breit find. Die Lichtſchächte dürfen im 
Lichten nicht mehr als 30 cm, im Mauerwerk nicht mehr als 55 em 
vor dem Sockel in den Bürgerſteig vortreten und im Lichten die Breite 
der Fenſteröffnungen nicht überſchreiten. Unterhalb von Eingängen 
dürfen keine Lichtſchächte für Kellerfenſter angelegt werden. Licht⸗ 
ſchächte vor Kellerfenſtern ſind in der Fläche des Bürgerſteiges mit 
unverſchiebbaren, feſten und ſicher begehbaren Gittern oder Platten 
abzudecken. 

g) Alle ſonſtigen Schachtöffnungen find ſicher zu überdecken oder zu 
umwehren. 

h) In Straßen unter 10 m Breite dürfen Erker und Balkone höchſtens 
30 cm vor die Bauflucht vortreten. In breiteren Straßen ift ein 
weiteres Vortreten, und zwar von 10 em für jedes Meter größerer 
Straßenbreite, bis höchſtens 1,20 m Geſamtvorſprung geſtattet. 

i) Die Unterkante aller Erker und Balkone muß mindeſtens 3 m über 
dem Bürgerſteige liegen. 

k) Erker und Balkone 1 in der Regel in jedem Geſchoſſe zuſammen 
höchſtens ein Drittel, Erker allein böchſtens ein Viertel jeder Breite 
eines Gebäudes einnehmen. 

1) Bei einer Straßenbreite unter 15 m dürfen Erker und Balkone in 
der Regel nur in zwei Obergeſchoſſen ra werden und zuſammen 
höchſtens ein Fünftel der Breite eines Gebäudes einnehmen. 


m) Die Breiten der Ausbauten ſind in der Bauflucht bzw. in der Flucht 
des aufgehenden Mauerwerks der Gebäudefront zu meſſen. Die 
vordere Erkerflucht darf in der Regel nicht breiter als 3 m fein. 
Die Seitenflächen des Erkers dürfen mit der Hausfront keinen 
ſpitzeren Winkel als 45 Grad bilden. Im oberen odbo und Dach⸗ 
geſchoſſe werden Erker nur ausnahmsweiſe zugelaſſen. 

n) Im Vorgarten dürfen Bauteile bis zu einem Viertel der Vorgarten— 
tiefe, höchſtens aber 1,50 m vortreten. 

o) Fenſterflügel und Fenſterläden, deren Unterkante weniger als 3 m 
ln dem Bürgerfteige liegt, dürfen nach der Straße hin nicht auf: 

lagen. 

p) Eraser, die nach der Straße zu aufſchlagen, dürfen in geöffnetem 

uftande nicht aus der Türleibung heraustreten. 

q) Als Straßenbreite im Sinne dieſes Paragraphen gilt der Abſtand der 
Baufluchtlinien. 


— 
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1 Per Bei dem Fehlen einer Baufluchtlinie gelten die nachfolgenden Vor⸗ 
riften: 

1. Wo eine Fluchtlinie nicht feftgefeßt ift, haben die Gebäude von der Grenz⸗ 
linie öffentlicher Straßen einen Abſtand von mindeſtens g m innezuhalten, 
ſofern die Vorſchriften dieſer Bauordnung nicht weitergehende Anfor⸗ 
derungen ſtellen. 


2. Anlagen mit offenen Feuerſtätten, wie Ae Backöfen, Schmieden 
uſw., müſſen von einem öffentlichen Wege mindeſtens 10 m entfernt 
bleiben. 


3. Windmühlen müſſen von öffentlichen und privaten Wegen mindeſtens 
75 m entfernt bleiben. 


4. Als Grenze eines Weges iſt die äußere Seite des Weges und, wenn ein 


ſeitlicher Entwäſſerungsgraben des Weges vorhanden iſt, die äußere 
Grabenkante anzunehmen. 


$ 7. Bauliche Ausnutzbarkeit der Grundſtücke. 
2 A. Allgemeines.) 


1. Die Art und Dichtigkeit der Bebauung, insbeſondere die zuläſſige Zahl 
der Vollgeſchoſſe, die bebaubare Fläche und die Höhengrenze der Gebäude 
wird nach Bauklaſſen geregelt, deren Abgrenzungen aus dem Anhange dieſer 
Bauordnung erſichtlich find.’ 

2. „Das Gebiet der Bauklaſſe VI zerfällt an ſich wieder in Teilgebiete, die 
je nach der Art und Dichtigkeit der Bebauung einer beſtimmten Bauftaffel 
($ 7f.) angehören. Die Einweiſung in eine Bauſtaffel geſchieht durch beſon⸗ 
dere Polizeiverordnung. Wo diefe Regelung noch nicht erfolgt iſt, ſind ge⸗ 
werbliche Anlagen und Betriebe nur ausnahmsweiſe zuläffig.“ 


31) Vergl. $ 31 Fabritbauten. 
32) Hierzu 18. 7. 27: 
$ 1. Fur die Gelände der Bauklaſſe V, in denen nach 8 TA Zifſer 1 der Vaus 
ordnung dom 20. Mat 1926 und ihrem Anbange I (unter Bauflaffe V) nur offene landhaus - 
ng Bebauung ftattfinden darf, gelten folgende Sondervorſchriſten: 
1. Alle Bauten müffen fih in ihrer Ge . paa Form- ng ai 
n + 


2. „reiftebende Brandmauern fowie kahle Wände, die einen ähnlichen Eindruck bervor⸗ 
rufen, find unftattbaft. 

sſelbe gilt von ſichtbaren Pultdbäddern. 

3. Die Erfüllung vorſtehender Borſchriſten ift durch farbige Zeichnungen, auch der Um 
gebung, erforderlidenfalls durch aubilder oder Modelle nachzuweiſen. 

2. Die im § 1 angegebenen Forderungen find auch bei baulichen Erneuerungen 
oder Veränderungen zu erfüllen. 

. Die Beſtimmungen der Bauordnung vom 20. Mal 1926 werden im übrigen 
biervon nicht berührt. Doch bleiben Befreiungen von den Beſtimmungen der vorliegenden 
Pollgeiverordnung dem Regterungspräſtdenten vorbehalten. 

4. Bor Erteilung oder Berfagung der baupollzeilichen 2 auf Grund 
der Vorſchriſten der 55 1 und 2 bat die Baupoltzel den nach $ 4 des Ortsſtatutes vom 
3. Mat 1922 gebildeten Sachverſtändigen⸗Betral zu hören. 

5 5. Diefe Poltzetverordnung tritt mit dem Tage ihrer Verkündigung im Bres- 
lauer ®emeinbeblatte in Kraft. 

6. übertretungen dieſer Polizeiverordnung werden, ſowelt nicht weitergehende 
Strafbeſtimmungen Anwendung finden, mit einer Geldſtraſe von 1 bis 150 RM. oder im 
Unvermögensfale mit entſprechender Haft beſtrafſt. Daneben bleibt bie 1 gemah 

132 des n befugt, die Herſtellung vorſchriſtsmäßiger Zuſtände 
erbeiauführen. (P. Aug. B. 4. 4/27 3 b.) 
Breslau, den 18, Jult 1927. 
Städtiſche Baupolizeiverwaltung. 
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3. Grundſtücke, die in mehreren Bauklaſſen oder Bauſtaffeln liegen, fallen 

anz in die Klaſſe oder Staffel, die die geringere Ausnutzung des Grund und 
odens zuläßt. 

4. Bei Eckgebäuden mit verſchiedenen Geſchoßzahlen und Höhen darf die 
höhere Geſchoßzahl und die größere Höhe in der Straße mit niedrigerer 
Geſchoßzahl und kleinerer Höhe a eine Länge von 12 m beibehalten werden. 
Es iſt jedoch ein angemeſſener Übergang zwiſchen den verſchiedenartigen 
Gebäudeteilen zu ſchaffen. 


5. Grundſtücke dürfen in der Regel höchſtens bis zur Tiefe von 80 m 
hinter der Baufluchtlinie angelegter Straßen mit Gebäuden bebaut werden. 


6. Wohngebäude follen unbeſchadet der weiteren Vorſchriften dieſes Para: 
graphen keine größere Tiefe als 18 m erhalten. 


B. Geſchoßzahl. 
1. Bei den Geſchoſſen wird unter ſchieden: Vollgeſchoß, Kellergeſchoß und 
Dachgeſchoß. 
a) Vollgeſchoſſe liegen oberhalb der Erdoberfläche — höchſtens bis zu 50 cm 
unter ihr — und find von ſenkrechten Umfaſſungswänden umſchloſſenz 
b) als e gilt das Geſchoß, das fih unterhalb des erſten Boll- 
geſchoſſes (des Erdgeſchoſſes) befindet; 
c) als Dachgeſchoß ift ein Geſchoß anzuſehen, in das die Konſtruktionsteile 
des Dachverbandes und der geneigten Dachfläche hineinreichen. 


2. Ein Kellergeſchoß gilt als Vollgeſchoß, wenn der Fußboden des darüber 
e Geſchoſſes höher als 1,20 m über der Erdoberfläche liegt. Das 

aß von 1,20 m erhöht ſich auf 2,30 m, wenn eine Wohnung für einen 
Hausmeiſter, Kutſcher oder Kraftwagenführer in dem Untergeſchoß in den 
nachfolgenden Beſtimmungen zugelaſſen iſt und ausgeführt wird. In dieſem 
Ras darf jedoch das Untergeſchoß nicht fo angelegt werden, daß dadurch der 

indruck eines weiteren Vollgeſchoſſes hervorgerufen wird. Insbeſondere 
find Schaufenſteranlagen unzuläſſig. 


33) Vergl. Erlaß vom 27. 11. 31 (Zeltſchr. für Bauweſen, Heft 54, Seite 773): 

Dort, Va 0 . f. auch die Einbeitsdauordnung für das platte Land 
(§ 27 Abf. 2) vergl. Runderlaß vom 22. März 1931 — II. 2100 b/i. 3 — bie Möglichtelt 

„daß das Dachgeſchoß tellweiſe zu Wohnzwecken ausgebaut werden darf, kann es 
ft werden, wie die Berechnung der in den Bauordnungen zugelaſſenen tellwelſen 
usnubung au erfolgen bat. 

Um eine einheitliche Berechnungswelſe zu erreichen, werden folgende Grundſätze zur 
Nachachtung empfohlen: 

Bel der Berechnung der Ausnutzungszifſer eines Dachgeſchoſſes ift von der Ausnutungs⸗ 
möglichkeit im Falle eines vollen Ausbaues des Dachgeſchoſſes auszugeben. Für die Bes 
rechnung biefer kommen nur die Teile des Dachgeſchoſſes in Betracht, die waagerechte Decken 
in der für Wohnräume vorgeſchriebenen ed befiben oder in denen die Anlage 

e. Die 


cht in Frage. Ihrer tatſächlichen 
rgrößerung der waagerecht abgedeckten Räume fteht natürlich nichts im 
„Das Dachgeſchoß eines Giebelhauſes gilt als voll ausgebaut, we 
ermittelte horizontale Dedenfläde awei Drittel, für das allſeitig abgewalmte Haus einbalb 
der bebauten Fläche beträgt, die durch das Dach be de 


Benutzung dur 
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1 3. Ein Dachgeſchoß gilt als Vollgeſchoß, wenn die ſenkrechten äußeren 
Umfaſſungswände eine größere Höhe als 1 m haben oder wenn die Neigung 
des mit Fenſtern verſehenen Daches ſteiler als 70 Grad iſt. 

2 4. Der Neubau und die Ausnutzung des Keller- und des Dachgeſchoſſes 
zu Räumen zum dauernden Aufenthalt von Menſchen iſt nur dort geſtattet, 
wo dies ausdrücklich zugelaſſen iſt. 

3 5. Wo über die zuläſſige Zahl der Wohngeſchoſſe hinaus eine Hausmeiſter⸗ 
wohnung geſtattet iſt, darf ſie nicht weniger als Stube und Küche von 
zuſammen nicht unter 40 qm lichter Grundfläche und nicht mehr als 2 Stuben 
und Küche von zuſammen nicht mehr als 60 qm lichter Grundfläche erhalten. 
Die Räume der Wohnung müſſen zuſammenliegen. Die Wohnung muß 
ferner einen entlüfteten Vorraum und in der Nähe einen Abort haben. 

4 6. In den einzelnen Bauklaſſen und Bauſtaffeln foll die als zuläffig bes 
zeichnete Zahl der Vollgeſchoſſe in der Regel ausgenutzt werden. Es ſollen 
alſo weder mehr noch weniger Vollgeſchoſſe gebaut werden. 


C. Freifläche.“ a 
5 1. Bei der Bebauung eines jeden Grundſtücks funf ein beſtimmter Teil?) 
der geſamten, hinter der vorgeſchriebenen Baufluchtlinſe liegenden Fläche 
unbebaut bleiben. (Notwendige Sue Die notwendige Freifläche muß 
als Hof oder Garten hergeſtellt werden. Notwendige Freiflächen dürfen zu 
gewerblichen Zwecken (insbeſondere als Lagerplatz für gols, Kohle uſw.), 
er zur Errichtung von Kleinviehſtällen oder anderen Baulichkeiten in der 
egel nicht benutzt werden. 

2. Bei bereits bebaut geweſenen Grundſtücken, die bei Erlaß dieſer Bau⸗ 
ordnung eine Tiefe von weniger als 10 m hinter der Fluchtlinie beſitzen oder 
auf dieſe Tiefe durch ſpäter A öffentliche Zwecke durchgeführte Maßregeln 
beſchränkt werden, kann die Bebauung ohne Freifläche geſtattet werden, wenn 
alle Aufenthaltsräume unmittelbar von der Straße her genügend Licht und 
Luft erhalten. 

3. Für Grundſtücke, die mit ihrer Rückſeite an eine ſtädtiſche, jedoch nicht 
als öffentlicher Platz im Sinne des Straßenrechts anzuſehende Park-, 
Schmuck- oder Spielplatzanlage grenzen, gelten unbeſchadet der ſonſtigen 
Beſtimmungen De folgende Sondervorſchriften: 

a) Die Grundſtücke dürfen nur mit Vorderhäuſern bebaut werden. 

b) Die Gebäude dürfen, auch wenn ee ge Freifläche vorhanden iſt, 
keine größere Tiefe als 15 m erhalten. Sind jedoch Gebäude mit drei 
oder mehr peso balba in einer größeren Tiefe bereits vorhanden, fo 
kann eine tiefere Bebauung bis zur Grenze der gegenwärtigen ausnahms⸗ 
weiſe zugelaſſen werden. Veranden, Lauben und ähnliche ebenerdige 
Bauwerke können über eine Grundſtückstiefe von 15 m hinaus ausnahms⸗ 
weiſe und widerruflich gugelaffen werden. 

c) Im Anſchluß an die Rückſeite der Vorderhäuſer kann in der ganzen 

reite des Grundſtücks ein 5 m tiefer Hof angelegt werden. Im übrigen 

im die Reſtflächen der Grundſtücke bis zur Grenze gegen die ſtädtiſche 

nlage als Ziergärten zu geſtalten. Sie unterliegen den k Vorgärten 

geltenden Vorſchriften des § 25, werden jedoch als Freifläche angerechnet. 


34) Die n Vorſchriſten ſtellen Min deft forderungen dar. Unberührt blei⸗ 
ben daher alle weitergehenden Beſtimmungen 3. B. auf Grund von § 30 oder aus anderen 


Teilen dieſer Bauordnung. 
ft, ergibt 95 aus der Bauklaſſe oder Bauftaffel, der das 


05 Wie groß dieſer Teil i 
Grundſtack angehört. (Vergi. Und. 1 und $ 7a-t, fowie Nachtrag VII.) 


U 
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4. Bei Seftftellung der notwendigen Freifläche werden in allen Bauklaſſen 
die Flächen der Vorgärten von der Geſamtfläche vorweg abgezogen. Bei 
Klein: und Mittelhäuſern kann die Baupolizei zulaſſen, daß die zum Grund: 
ſtück gehörigen Vorgartenflächen, die an eine öffentliche Grünanlage, einen 
Spiel- oder Erholungsplatz angrengen, auf die notwendige Freifläche ange 
rechnet werden. 

5. Höfe an Wohnhausbauten von mehr als 2 Vollgeſchoſſen müſſen bei 
8 m geringſter Abmeſſung, 3 zu jedem Fenſter eines Wohnraumes 
gemeſſen, mindeſtens 80 qm Grundfläche haben. 

6. Iſt die notwendige Freifläche eines Grundſtücks kleiner als 80 qm, fo 
darf der Hof entſprechend, jedoch nicht unter 36 qm bei 6 m kleinſter Ab» 
meſſung, eingeſchränkt werden.“) Bei Grundſtücken, deren Grundfläche nach 
dem 21. Van 1908 verkleinert worden iſt, gilt dieſe Vergünſtigung nur, 
wenn die Verkleinerung zu öffentlichen Zwecken erfolgt iſt. 

7. Baulichkeiten jeder Art werden als bebaute Fläche gerechnet, insbe⸗ 
ſondere auch die Flächen von Vor- und Überbauten, die mehr als 30 em 
ausladen. Dagegen werden nicht als bebaute Fläche gerechnet: offene Glas⸗ 
dächer von weniger als 2 qm Grundfläche, Klappen bis zu 3 qm Grund: 
läche über Kellertreppen, nicht ummantelte aufsugsfchächte, Aschen; und 

üllbehälter, ferner Freitreppen, Zäune aus Holz oder Eiſen, ſowie feuer: 
beſtändige Grenzmauern von nicht mehr als 2,50 m Höhe. 

8 8. Hofunterkellerungen, die das Gelände überragen, gelten als bebaute 
läche. 

9. Gartenlauben von nicht mehr als 9 qm Grundfläche, ſowie Hofbalkone, 
die zuſammen nicht mehr als ein Drittel der Breite der Hoffrontſeite ein: 
nehmen und nicht mehr als 1,50 m ausladen, werden in der III. bis V. Bau⸗ 
klaſſe außer bei Eckgrundſtücken nur dann als unbebaute Fläche gerechnet, 
wenn das Grundſtück ohne ſie nicht überbebaut iſt. Bei Eckgrundſtücken 
von mehr als 600 qm Grundfläche können Ausnahmen innerhalb der vor: 
ſtehenden Grenzen zugelaſſen werden. 

10. Bei Umwehrung der Höfe ſowie bei ihrer Bepflanzung mit Garten: 
anlagen ſind die Anordnungen der Baupolizei für unbehinderte Zufahrten 
und Zugänge — insbeſondere für die Feuerwehr — zu befolgen. 

11. Unbebaute Flächen, die nach ihrer Lage und Geſtaltung für die Er⸗ 
hellung und Lüftung der Gebäude ohne Nutzen ſind, ſind bei Berechnung der 
Greifi che von der Oefamtfläche borweg abzuziehen. 

12. Nebenhöfe werden nur dann als unbebaute Flächen angerechnet, wenn 
ihre Grundfläche mindeſtens 15 qm bei 3 m kleinſter Abmeſſung beträgt 
und ihre Sohle nicht über Erdgleiche liegt.“) 

13. Auf bebauten Grundſtücken, die nicht die vorgeſchriebene Freifläche be: 
ſitzen, dürfen weder neue Geſchoſſe auf den vorhandenen Gebäuden aufgebaut 
noch neue Räume zum dauernden Aufenthalt von Menſchen in den vorhan⸗ 
denen Gebäuden eingerichtet werden. 

14. Die nachſtehend in § 7 a)—d) und f) vorgeſehenen Freiflächenver⸗ 

ünſtigungen der Eckgrundſtücke genießen nur Grundſtücke, die bei einer 
aubreite von 1 je 10 m an der Kreuzung zweier fih in einem 
Winkel von nicht mehr als 135 Grad ſchneidenden Straßen liegen. 
30) Stehe auch § 8 (Abſtände der Baulichtelten auf demſelben Grundſtück). 
Weltere rößen und Hoſabmeſſungen finden ſich 3. B. in & 4 
und 5 der Lichtiplelverordnung = „ 52 und 53 der Tbegterbauordnung . tier 


9 ber Verordn. über Warenhäufer, S. 
fein (lebe § 23). 
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15. Überſchreitet die Grundfläche eines Eckgrundſtücks nach Abzug des 
Vorgartens 600 qm, fo gelten für die überſchießende Fläche die Vorſchriften 
der eingebauten Grundſtücke. Auf Eckgrundſtücke an Straßen mit offener 
Bauweiſe findet dieſe Beſtimmung keine Anwendung. 

16. Eckgrundſtücke mit Hintergebäuden oder Seitenflügeln ſind bezüglich 
der unbebaut zu laſſenden Fläche einem eingebauten Grundſtück gleichzuachten. 

17. In den Bauklaſſen IV und V und in der Bauklaſſe VI bei den Staf⸗ 
feln 3 und 4 können Grundſtücksflächen, die innerhalb eines Baublocks für 
öffentliche, durch rückwärtige Fluchtlinien vorgeſehene Gartenanlagen, Spiel⸗ 
oder Erholungsplätze abgetreten worden ſind, als Freiflächen angerechnet 
werden, wenn eine unbebaute Fläche von mindeſtens 12 m Tiefe verbleibt. 

18. In Hintergebäuden iſt die Einrichtung ſelbſtändiger Wohnungen un⸗ 
zuläſſig, ſofern dies in den Bauklaſſen und Bauſtaffeln nicht ausdrücklich 
geſtattet iſt. s 


$ 7a. Bauklaſſe I. 
(Neufaſſung gem. Verordn. v. 13. 6. 35.) 


Die Zahl der Vollgeſchoſſe darf nicht mehr als vier betragen. 

2. Es dürfen nur Vordergebäude bis zu 14 m Tiefe und untergeordnete 
eingeſchoſſige Hintergebaͤude bis zu einer Tiefe von 25 m hinter der vor⸗ 
deren Baufluchtlinie errichtet werden. In den Hintergebäuden dürfen 
Wohnräume nicht eingerichtet werden. 

3. Die Freifläche muß mindeſtens *1o, bei Eckgrundſtücken 0 der Grund- 

ſtücksfläche betragen. 


— 
3 


$ 7b. Bauklaſſe II. 


1. a) Vordergebäude dürfen höchſtens 5, Hintergebäude höchſtens 4 Voll⸗ 
geſchoſſe erhalten. 

b) Vorderhäuſer bis zu 15 m zuläffiger Höhe ſowie Vorderhäuſer in 
der Fiedler- und in der Bau ce wiſchen Bockſtraße und Bri⸗ 
gittental dürfen höchſtens 4 Vollgeſt o erhalten. Hier kann jedoch 
außerdem eine Hausmeiſterwohnung im Dachgeſchoſſe zugelaſſen 

rde 


werden. 
2. a) Die Freifläche muß mindeſtens /, bei Eckgrundſtücken / der Grund- 
ſtücksfläche betragen. 

b) Ausnahmen ſind für ſpitzwinkelige Eckgrundſtücke zuläſſig. 

c) Werden Grundſtücke nur mit einem Vordergebäude (ohne Seiten⸗ 
flügel) von nicht mehr als 17 m Tiefe bebaut, ſo kann die Freifläche 
auf ein Drittel der Grundſtücksfläche verringert werden. 

g. Bei Grundſtücken, die mit mehreren Gebäuden bebaut werden follen, 
muß die Freifläche für das Vordergebäude zwei Drittel ſeiner Grundfläche 
betragen und außerdem für jedes Hintergebäude deffen einfache Grundfläche. 

4. Bei Grundſtücken, die überwiegend gewerblichen Betrieben dienen, kann 
die Bebaubarkeit nach der zuläſſigen Baumaſſe gemäß § 31 berechnet werden. 

5. Für bereits überbebaut geweſene Grundſtücke kann bei der Neu⸗ 
bebauung eine größere Bebauung, jedoch nur im Erdgeſchoß und bis zur 
Grenze der bisherigen Bebauung, zugelaſſen werden. 


87. Bauflaffe 17 


$ 7e. Bauklaſſe III. 


1. a) Vordergebäude dürfen höchſtens 4, Hintergebäude höchſtens 3 Boll: 
geſchoſſe erhalten. 
b) Vorderhäuſer bis zu 12 m zuläffiger Höhe dürfen nicht mehr als 
3 Vollgeſchoſſe erhalten. 

2. Außer der angegebenen Geſchoßzahl iſt eine Hausmeiſterwohnung im 
Dachgeſchoſſe des Vordergebäudes zuläſſig. 

3. a) Die Freifläche muß mindeſtens /, bei Eckgrundſtücken X der 

Grundſtücksfläche betragen, 
b) Ausnahmen ſind bei ſpitzwinkeligen Eckgrundſtücken zuläffig. 

4. Bei Grundſtücken, die mit mehreren Gebäuden bebaut werden ſollen, 
muß die Sreifläche für das Vordergebäude feine einfache Grundfläche, für je⸗ 
des Hintergebäude ſeine doppelte rundfläche betragen. 

5. Bei Geundſtäcken, die überwiegend gewerblichen Betrieben dienen, kann 
die Bebaubarkeit nach der zuläffigen Baumaſſe gemäß $ 31 berechnet werden. 

6. Auf die Bordergebäude an den nachſtehenden Straßen und Straßen⸗ 
teilen finden bezüglich der Zahl der Vollgeſchoſſe die für Bauklaſſe II gel⸗ 
tenden Vorſchriften Anwendung: 

a) Ofener Straße von der Koſter Straße ab bis zur Schön⸗Straße, 

0 Seeg von der Guſtav-Freytag⸗Straße bis zur Stein ⸗Straße, 

€) Georgen Straße von der Huben⸗Straße bis zur Galle⸗Straße, 

d) Lehmgruben ⸗Straße zwiſchen Huben ⸗Straße und Herdain⸗Straße, ſowie 
die Südfeite der Lehmgruben⸗Straße zwiſchen Herdain⸗Straße und 
Bohrauer Straße, 

e) Herdain⸗Straße zwiſchen Lehmgruben ⸗Straße und Goethe⸗Straße, 

f) Kant⸗Straße von der Lehm ruben⸗Straße bis zur Goethe⸗Straße, 

g) Gottſchall⸗Straße zwiſchen ipigi be S gag und 8 

h) Bohrauer Straße von der Lehmgruben -Straße bis zur Stein⸗Straße 
und die Weſtſeite der Bohrauer Straße zwiſchen Elen Straße und 
Göring ⸗Straße, 

i) Auguſta⸗Straße zwiſchen Bohrauer Straße und Gottſchall⸗Straße, 

R Goethe⸗Straße zwiſchen Gottſchall⸗Straße und obten⸗Straße, 

1) Nordſeite der Stein⸗ SEE wiſchen Bohrauer Straße und Lohe⸗Straße, 

m ee bon der 8 Straße bis zur tein Straße, 

n hr der Lohe⸗Straße von der Wüldenbruch⸗Straße bis zur Stein⸗ 

traße, 

ie. Südſeite der Herder⸗Straße zwiſchen Gabitz⸗Straße und Porck⸗Straße, 

p) Gräbſchener Straße von der Bos Straße bis zur Überführung der Um⸗ 


ehungsbahn, 

V Perg. Straße von der Märkiſchen Straße bis zur erſten Querſtraße, 

r) Frankfurter zen bon dem Striegauer Platz bezw. von der Weſtend⸗ 

0 Stra ae zur fe 5 p fe 

8 lwitz⸗Straße zwiſchen Bären-Straße und Promnitz⸗Straße, 

3 dee ae ank furter S und Kriſchke⸗Straße, 

u) Oſtſeite der Promnitz⸗Straße von der Frankfurter Straße bis zur 
Kriſchke⸗Straße und die Weſtſeite der Promnitz⸗Straße von der Frank⸗ 
Dos Straße bis zur erſten Querſtraße, 

v) Ka tra 


w) Weſtſeite der Trebnitzer Straße vom Trebnitzer Platz bis zur Liebig⸗ 
Straße, 


Orieger, Vaupoltzelliche Vorſchriſten. 2 
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y) Kletſchkau-Straße von der Trebnitzer Straße bis zur Schlageter⸗Straße, 

2) Linné⸗Straße. 

7. In den Teilen der Bauklaſſe III, die innerhalb der folgenden Grenzen 
liegen, dürfen Fabrikgebäude und ſolche Anlagen nicht errichtet werden, die 
durch Verbreitung ſchädlicher Dünſte oder ſtarken Raudes oder durch Erres 
gung eines ungewöhnlichen Geräuſches Gefahren, Nachteile oder Beläſtigun⸗ 
gen herbeiführen würden: 

a) Piaſten⸗Straße, Grenze der Bauklaſſe II, Michaelis-Kirchplatz, Pefta- 
lozzi⸗Straße, Mittelfeldweg, Grenze der Bauklaſſe VI, Piaſten⸗Straße, 

b) an A Oderſtrom, Grenze der Bauklaſſe II, Piaſten⸗Straße, 

iergarten⸗Straße, Hanſa⸗Straße, 

c) Herdain⸗Straße, Stein⸗Straße, Menzel-Straße, Göring⸗Straße, Roth: 
rss Straße, fein Straße, Lohe ⸗ Straße, Wildenbruch⸗ Straße, 

ohrauer Straße, Gadowa » Straße, Guſtav⸗ Freytag » Straße und 
erdain⸗Straße, 

d) Gabitz⸗Straße, Charlotten-Straße, Kopiſch⸗Straße, Opperauer Straße, 
Bahndamm der Umgehungsbahn, Gräbſchener Straße, Opitz⸗Straße, 
Norck⸗Straße, Herder Straße und Gabitz⸗Straße. 

8.3% In dem Gelände zwiſchen Weſtend⸗Platz, Weſtend⸗Straße, Liegnitzer 
Straße, Straße 10, Straße 5 und Straße 8 dürfen nur Vordergebäude bis 
u 13 m Tiefe und untergeordnete Nebengebäude (Ställe, Gewächshäuſer, 
Bartenhäufer, Wagenſchuppen uſw.) errichtet werden. In den Nebengebäu⸗ 
den dürfen Wohnräume nicht angelegt werden. Feuerungsanlagen in den 
Nebengebäuden ſind nur in Gewächshäuſern zuläſſig. Dieſe Nebengebäude 
dürfen N höchſtens 20 qm roß fein. Außerdem ift an der Hinter: 
feite des Vordergebäudes bis zu */s Breite ein Ausbau in derſelben Höhe wie 
das Vorderhaus entweder als ſelbſtändiger Mittelflügel oder als 2 ſich an der 
Nachbargrenze deckende Seitenflügel bis zu einer Gebäudetiefe von 15 m 
hinter der Bauflucht zuläſſig. Die Zahl der Vollgeſchoſſe darf hier 5 betra⸗ 
gen, wenn 


70 Diefe Beſtimmung ijt durch den Nachtrag III (die Berorbn. v. 22, 12. 27), geändert: 
Diefer Nachtrag bat folgenden Wortlaut: 


Artitel r r 
1. Die Vorfchriften der § 7c Abſatz 8 und 9c Abfab 4 behalten Geltung nur noch für 
die Grundſtücke an der Weſtend⸗Straße, dem Tſchepiner Plat, der Steinauer Straße, 
der Liegnitzer Straße zwiſchen Weſtend Straße und Straße 10, der Straße 10 zwiſchen 
Liegnitzer Straße und Straße 5, und der Straße 5 einſchließlich der jeweiligen Ef- 
rundſtücke bis zu 12 m Tiefe. 
2. In den übrigen Teilen des Gebietes gelten folgende Vorſchriſten: 
a) Die Zahl der Vollgeſchoſſe darf nicht mehr als 3 betragen. Außerdem ift eine Haus⸗ 
meiſterwohnung zuläſſig, die in der Regel in einem höchſtens 50 cm tief einge⸗ 
laſſenen Untergeſchoſſe liegen fol, 
b) Die Freifläche muß mindeſtens ½ bei Edgrundftüden ¼ der Gtundſtücksſlache 


betragen. 
c) Es ürfen nur Vordergebäude bis zu 12 m Tiefe errichtet werden. 
d) Die Häuſer ſind in geſchloſſener Bauweiſe zu errichten. 
D Do been n as Ka ph leider 2755 Durtsufübren 
e R 
Fläche eines jeden Grundſtuckes muß mit Ausnahme eines 
5 m tiefen Hofes am Gebäude als Garten angelegt und unterhalten werden. 


5 Bergmann ⸗Straße, 


Artikel II. 
Dieſe Poltzetverordnung tritt mit dem Tage ibrer Veröffentlichung im Breslauer Ges 
meindeblatte in Kraft. 

Breslau, den 22. Dezember 1927. 
Städtiſche Baupolizeiverwaltung. 
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a) die unbebaut bleibende Fläche eines jeden Grundſtücks mit Ausnahme 
eines 5 m tiefen Hofes am Gebäude als Garten angelegt und unterhal⸗ 
ten wird, und die Gärten und Höfe nur durch durchbrochene Einfriedi⸗ 
gungen von nicht mehr als 2 m Höhe abgegrenzt werden, 

b) jede Wohnung mindeſtens aus Stube und Küche beſteht, keine Wohnung 
mehr als 3 Stuben und Küche erhält, und die Wohnungen von 3 Stu⸗ 
ben und Küche in jedem Hauſe höchſtens ein Drittel der Wohnungen 
ausmachen, 

c) ee Nebenräume, Lichtſchächte und Oberlichttreppen nicht angelegt 
werden. 


$ 7d. Bauklaſſe IV. 

1. a) Die Zahl der Vollgeſchoſſe darf nicht mehr als 3 betragen. 

b) In den Gebieten, die erſtens durch den Oderſtrom, die Hanſa⸗Straße, 

iergarten⸗Straße, Piaſten⸗Straße, Auen⸗Straße, Grenze der Bauz 
klaſſe VI und bis zum Strauchwehr, und zweitens von der Kaiſer⸗ 
Wilhelm Straße, Hohenzollern⸗Straße, Charlotten⸗Straße, Augufta- 
Straße, Lohe-Straße, Stein⸗Straße, Gutenberg ⸗Straße und Goethe: 
Straße umſchloſſen werden, ſowie an der Gabltz⸗Straße und an der 
Weſtſeite der Lohe⸗Straße find bei mehr als 12 m zuläffiger Höhe 
4 Wohngeſchoſſe zuläſſig. 

2. Außer der angegebenen Geschoß ahl iſt eine Hausmeiſterwohnung, und 
zwar bei 4 Wohngeſchoſſen nur im Bachgefchoffe bei 3 Wohngeſchoſſen nur 
in einem 50 cm tief eingelaffenen Untergeſchoſſe zuläffig. 

3. Die Freifläche muß mindeftens "io, bei Eckgrundſtücken X der Grund: 
ſtücksfläche betragen. 

4. a) Es dürfen nur Vordergebäude bis zu 16 m Tiefe und untergeordnete 
Nebengebäude (Ställe, Gewächshäuſer, Gartenhäuſer, Wagen⸗ 
per uſw.) errichtet werden. In den Nebengebäuden Ya 

ohnräume nicht angelegt werden. „ in dieſen 
Nebengebäuden ſind nur in Gewächshäuſern zuläſſig. 

b) Für Kutſcher und Kraftwagenführer der in einem Nebengebäude 
untergebrachten Ställe und Kraftwagenräume kann bei Häuſern 
mit drei Wohngeſchoſſen außer der Hausmeiſterwohnung eine Woh 
nung in einem 50 cm tief eingelaffenen Untergeſchoß bes Border: 
fanii zugelaffen werden. Für Grundſtücke, auf denen fih Neben: 
gebäude mit Wohnungen bereits befinden oder bei denen die vor⸗ 
geſchriebene Freifläche nicht vorhanden ift, hat vorſtehende Beſtim⸗ 
mung keine Geltung. 

5. Fabrikbetriebe und Anlagen, die durch Verbreitung ſchädlicher Dünſte 
oder ſtarken Rauches oder durch Erregung eines ungeto bee Geräuſches 
Gefahren, Nachteile oder Beläſtigungen 8 würden, dürfen nicht 
eingerichtet werden. 

6. Außer in den unter 1 b genannten Straßenſtrecken ift die Errichtung 
eines Anbaues an der Hinterfeite des Vordergebäudes bis zu einem Drittel 
der Breite des letzteren zuläſſig. Der Anbau kann in gleicher Höhe wie das 
Vordergebäude errichtet werden, darf aber mit keinem Punkte in einer grö⸗ 
ßeren Piefe als 21 m hinter der Baufluchtlinie liegen. 

7. Nebengebäude dürfen an der Nachbargrenze nur 8 m lang ſein. 

í 5 Einfriedigungen an den Nachbargrenzen dürfen nicht höher als 2,5 m 
ein. 


+ 
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9. Wo in dem Gebiete der IV. Bauklaſſe vier Wohngeſchoſſe zuläſſig ſind, 
aber Gebäude mit nur drei Wohngeſchoſſen und höchſtens 14 m Höhe errichtet 
werden, kann die Freifläche auf / der Grundſtücksfläche verringert werden, 
wenn dieſe Bebauung für eine ganze Baublockſeite durchgeführt wird. Hierbei 
iſt ein angemeſſener Übergang zur höheren Bauweiſe herzuſtellen. 


$ 7e. Bauklaſſe V. 


1. Es dürfen nur Vordergebäude und untergeordnete Nebengebäude 
Ställe, Gewächshäuſer, Gartenbäͤuſer, Wagenhallen) errichtet werden. Dieſe 
intergebäude dürfen an der Nachbargrenze höchſtens 8 m lang fein. 

2. Fabrikbetriebe und Anlagen, die durch Verbreitung ſchädlicher Dünſte 
oder ſtarken Rauches oder durch Erregung eines ungewöhnlichen Geräuſches 
Gefahren, Nachteile oder Beläſtigungen herbeiführen würden, dürfen nicht 
eingerichtet werden. 

3. Einfriedigungen an den Nachbargrenzen dürfen in der Regel nicht höher 
als 2,50 m ſein. 


A. Geſchloſſene Bauweiſe. 


4. Die Zahl der Vollgeſchoſſe darf nicht mehr als drei betragen. Außer⸗ 
dem iſt eine Hausmeiſterwohnung in einem 50 cm tief Au en Unter- 
ede zuläſſig. 

5. Die Freifläche muß mindeſtens / der Grundſtücksfläche betragen. Für 
Einfamilienhäuſer“e) ohne Nebengebäude genügt eine Freifläche von % der 
Grundſtücksfläche. 

6. Wird eine ganze Baublockſeite einheitlich ohne Seitenflügel und Neben⸗ 

ebäude nur mit Vorderwohnhäuſern von nicht mehr als 14 cm ey und 
N m Gebäudehöhe bebaut, jo kann eine Freifläche von nur ½ꝓj der Grund- 
ſtücksfläche zugelaſſen werden, wenn außerdem folgende Bedingungen erfüllt 
werden: 


a) Es dürfen nur zwei Wohngeſchoſſe mit je höchſtens zwei Wohnungen 
angelegt werden. Außerdem find im Dachgeſchoſſe eine Waſchküche und 
böchſlens vier zu den Wohnungen gehörige Dachſtuben von zuſammen 
höchſtens 60 qm lichter Grundfläche zuläffig. 

b) Der Fußboden des Erdgefchoffes darf nicht höher als 1,20 m über der 
Erdoberfläche liegen. Yufenthaltsräume im Kellergeſchoſſe find unzu⸗ 


läſſig. 
7. er ebäude dürfen keine größere Be als 16 m hinter der Bau: 
fluchtlinie BER ae ae if die Errichtung eines Anbaues an der 
interſeite bis zu einem Drittel ihrer Breite zuläſſig. Dieſer kann in gleicher 
he wie das Vordergebäude errichtet werden, darf aber mit keinem Punkte 
in einer großeren Eh als 21 m hinter der Baufluchtlinie liegen. 
8. a) In den Nebengebäuden dürfen Wohnräume nicht angelegt werden. 
en en in dieſen Nebengebäuden ſind nur in Gewächs⸗ 
uſern zuläffig. 

b) Für Kutſcher und Kraftwagenführer der in einem Nebengebäude 
untergebrachten Ställe und Kraftwagenräume kann außer der 
Hausmeiſterwohnung eine Wohnung in einem 50 cm tief eingelaſſe⸗ 
nen Untergeſchoſſe des Vorderhauſes augelaffen werden. Für 
Grundſtücke, auf denen ſich Nebengebäude mit Wohnungen bereits 

8) Vergl. 8 28. 
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befinden oder bei denen die vorgeſchriebene Fläche nicht vorhanden 
iſt, hat vorſtehende Beſtimmung keine Geltung. 


B. Offene Bauweiſe. 

9. Die Zahl der Vollgeſchoſſe darf nicht mehr als 2 betragen, und zwar 
darf in jedem Geſchoſſe nur eine Wohnung angelegt werden. 

10. Außerdem dürfen im Kellers und Bachgeſchoſſe des Vorderhauſes t 
bis zu % ihrer Grundrißfläche Wohnräume eingerichtet werden, falls 
zu den Vollgeſchoßwohnungen gehören, oder als Hausmeiſterwohnung ver- 
wendet werden. 

11. Die Freifläche muß mindeftens "o der Grundſtücksfläche betragen. 
Eine Freifläche von /¼ der Grundſtücksfläche genügt für alle Häuſer ohne 
Nebengebäude, ſowie für Einfamilienhäuſer, wenn das Nebengebäude eben⸗ 
erdig ift, keine größere Höhe als 4 m an der Nachbargrenze und keine grö- 
ßere Grundfläche als 35 qm aufweiſt. 

12. In Leerbeutel find in Block IV und V, ſowie in Block I und II mit 
Ausnahme eines 80 m langen Streifens längs der Straßen des Planes zum 
Eingemeindungsvertrage vom 5. Dezember 1900 drei Vollgeſchoſſe 0 R 
Außerdem find im Keller- und Dachgeſchoſſe bis zu ½1 ihrer Grundrißfl = 
Wohnräume zuläffig, falls fie zu den Vollgeſchoßwohnungen gehören oder 
als Hausmeiſterwohnung benutzt werden. erden nur zwei ollgeicheffe 
errichtet, fo darf das Dachgeſchoß bis auf /, das Kellergeſchoß bis auf / 
für Wohnräume ausgenutzt werden. 

13. Als Vordergebäude gilt ein Gebäude nur dann, wenn vor ihm eine 
freie Fläche liegt, deren Länge an der öffentlichen Straße der Gebäudelänge 
mindeſtens gleich iſt. Die Vordergebäude müſſen überall einen ſeitlichen A 
ſtand von den Nachbargrenzen (Bauwich) von mindeſtens 5 m haben und 
auf allen Seiten anſichtsmäßig ausgebildet werden. 

14. In den Bauwich dürfen Freitreppen, Vorhallen, Schutzdächer über 
Eingängen und ähnliche ebenerdige Vorbauten bis zu 2 m, eingeſchoſſige 
Erker von höchſtens 2 m Breite bis zu ½ der Bauwichbreite ii jr 

15. In den Nebengebäuden dürfen auch Wohnungen, jedoch nur für Ans 
geſtellte der auf dem Grundſtück wohnenden Familien, eingerichtet werden, 
aber nur dann, wenn das Grundſtück nicht überbebaut iſt. 

16. Je zwei Nachbargebäude (Doppellandhäufer) dürfen unmittelbar ans 
einander errichtet werden, wenn ſie auf der anderen Seite einen Bauwich 
von 6 m halten und wenn ihre Länge in der Bauflucht zuſammen nicht mehr 
als 40 m beträgt. 

17. Einfamilenhäuſer dürfen in beliebiger Zahl (Gruppenhäuſer) anein⸗ 
ander gebaut werden, wenn die Gruppe beiderſeits einen Bauwich von 6 m 
rg wenn ihre Geſamtlänge in der Bauflucht nicht mehr als 50 m 

trägt. 

18. (Zu 16 und 17.) Bei der Einrichtung des Baugeſuchs iſt der Nachweis 
zu erbringen, daß der Eigentümer des Nachbargrundſtücks mit dem Anbau 
an feine Grenze einverſtanden ift. Iſt diefes Einverftändnis erklärt, fo muß 
das Nachbargebäude unmittelbar an der Grenze errichtet werden; die an⸗ 
. Gebäudeteile müſſen in der Regel einander vollkommen 

n. 


19. In der Eichendorff⸗Straße, öftlicy der Kaiſer⸗Wilhelm⸗Straße, find 
gefofene Vorbauten all in er oberen Geſchoſſen geſtattet. Ihre Unters 
kante muß mindeſtens 4 m über dem Straßenpflaſter liegen. 
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§ 71. Bauklaſſe VI (Bauftaffeln). 


5 Für § 71 gilt der im Nachtrag VIII v. 7. 2. 33 (hier abgedruckt S. 72) 
N angegebene Wortlaut. 


Staffel 1. 


1. Die Zahl der Vollgeſchoſſe iſt auf eins beſchränkt. Außerdem dürfen 
im Dachgeſchoſſe Wohnräume eingerichtet werden, falls fie als Zubehör zu 
den Vollgeſchoßwohnungen dienen. 

2. Die Freifläche muß mindeſtens / der Grundſtücksfläche betragen, bei 
Eckgrundſtücken mit Vorgärten an beiden Straßen genügt eine Freifläche 
von "jo der Grundſtücksfläche. 

3. In den Straßenzeilen, wo 3 oder mehr Kleinhäuſer nebeneinander ge: 
baut werden dürfen (Gruppenbauweiſe) genügt eine Freifläche von / für 
die Flügelhäuſer und eine Freifläche von /e für die eingebauten Häuſer. 

4. Es dürfen nur Vordergebäude bis zu 14 m Tiefe und untergeordnete 
Nebengebäude (Ställe, Gewächshäuſer, Gartenhäuſer, Wagenſchuppen, 
Kleingewerbebetriebe uſw.) errichtet werden. In den Nebengebäuden dürfen 
Wohnräume nicht angelegt werden. Feuerungsanlagen in den Nebengebäu: 
den find nur in Gewächshäuſern und in Werkſlätten für Kleingewerbebetriebe 
zuläſſig. Derartige Nebengebäude dürfen an jeder Nachbargrenze zufam: 
men höchſtens 6 m lang fein. 

5. Bei größeren Grundſtücken können in beſonderen Fällen, in denen mit 
Vorderhäuſern allein eine zweckdienliche Bebauung nicht moglich ift, für die 
Anlage von Wohnhöfen oder Gebäudegruppen Ausnahmen zugelaſſen werden. 

6. Im übrigen gelten die Beſtimmungen für Kleinhäuſer im § 28. 


Staffel 2. 


1. Die Zahl der Vollgeſchoſſe darf nicht mehr als 2 betragen. Außerdem 
dürfen im Dachgeſchoſſe bis 1 feiner Grundfläche Wohnräume eingerichtet 
werden, falls ſie als Zubehör zu den Vollgeſchoßwohnungen dienen. 

2. Die Freifläche muß mindeftens / der Grundſtücksfläche betragen. Bei 
Eckgrundſtücken mit Vorgärten an beiden Straßen und bei Doppelhäuſern 
genügt eine Freifläche von / der Grundſtücksfläche. 

3. In den Straßenzeilen der Staffel 2, wo drei oder mehr Kleinhäuſer 
nebeneinander gebaut werden dürfen (Gruppenbauweiſe), genügt eine Frei: 
fläche von /e für die Flügelhäuſer und eine Freifläche von /e für die ein: 
gebauten Häufer, 

4. Es dürfen nur Vordergebäude bis zu 14 m er und unfergeordnete 
Nebengebäude (Ställe, Gewächshäuſer, Gartenhäuſer, Wagenſchuppen, Klein: 
1 uf.) errichtet werden. In den Nebengebäuden dürfen 

ohnräume nicht angelegt werden. Feuerungsanlagen in den Nebengebäu: 
den ſind nur in Gewächshäuſern und in Werkſtätten 5 Kleingewerbebetriebe 

uläſſig. Derartige Nebengebäude dürfen an jeder Nachbargrenze zuſammen 
Ach ens 6 m lang fein. 

5. Bei größeren Grundſtücken können in befonderen Fällen, in denen mit 
Vorderhäuſern allein eine zweckdienliche Bebauung nicht möglich iſt, für die 
Anlage von Wohnhöfen oder Gebäudegruppen Ausnahmen zugelaſſen werden. 

6. Im übrigen gelten die Beſtimmungen für Kleinhäuſer im § 28. 
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Staffel 3. 


1. Die Zahl der Vollgeſchoſſe darf nicht mehr als 3 betragen. Außerdem 
ift eine Hausmeiſter⸗Wohnung in einem 50 em tief eingelaſſenen Unter: 
geſchoſſe zuläſſig. 

2. Die Freifläche muß mindeſtens 1, bei Eckgrundſtücken % der Grund- 
ſtücksfläche betragen. 

3. Es dürfen nur Vordergebäude bis zu 14 m 8 und untergeordnete 
Nebengebäude (Ställe, Gewächshäuſer, Gartenhäuſer, Wagenſchuppen, Klein: 

ewerbebetriebe uſw.) errichtet werden. In den Nebengebäuden dürfen 
ohnräume nicht angelegt werden. Feuerungsanlagen in den Nebengebäu: 
den find nur in Gewächshäuſern und in Werkftätten für Kleingewerbebetriebe 
ulſſig. Derartige Nebengebäude dürfen an jeder Nachbargrenze zuſammen 
öchftens 6 m lang fein. Außerdemeifl an der Hinterſeite der Vordergebäude 
bis zu einem Drittel ihrer Breite ein Ausbau entweder als Mittelflügel oder 
als Seitenflügel bis zu 19 m hinter der Baufluchtlinie zuläſſig. Die Errich⸗ 
tung eines Seitenflügels iſt jedoch nur dann ſtatthaft, wenn der Anbau eines 
ebenſo tiefen Seitenflügels auf dem Nachbargrundſtück geſichert iſt. 

4. In den Straßenzeilen, wo Gruppenbauweiſe vorgeſchrieben iſt, darf die 
Länge einer Gruppe das Maß von 60 m nicht unterſchreiten und das Maß 
von 80 m nicht überfchreiten. Bei den Flügelhäuſern muß hier die Freifläche 
mindeſtens ½0 der Grundſtücksfläche betragen. Der Bauwich muß bier 
mindeſtens 6 m breit fein. 

5. Bei größeren Grundſtücken können in beſonderen Fällen, in denen mit 
Vorderhäuſern allein eine zweckdienliche Bebauung nicht möglich iſt, für die 
Anlage von Wohnhöfen oder Gebäudegruppen Ausnahmen zugelaſſen werden. 

6. Im übrigen gelten die Vorſchriften für Mittelhäuſer im § 28. 


Staffel. 


1. Die Zahl der Vollgeſchoſſe darf nicht mehr als vier betragen. 
2. Die Freifläche muß mindeftens /e, bei Eckgrundſtücken ¼8e der Grund» 
ſtücksfläche betragen. 
3. Es dürfen nur Vordergebäude bis zu 14 m a und untergeordnete 
Nebengebäude (Ställe, Gewächshäuſer, Gartenhäuſer, Wagenſchuppen, Klein⸗ 
ewerbebetriebe uſw.) errichtet werden. In den Nebengebäuden dürfen 
ohnräume nicht angelegt werden. Feuerungsanlagen in den Nebengebäu⸗ 
den find nur in Gewächshäuſern und in Werkftätten ky Kleingewerbebetriebe 
uläſſig. Derartige Nebengebäude dürfen an jeder Nachbargrenze zuſammen 
chſtens 8 m lang fein. 


Staffel 5 (Gewerbeſtaffel). 


1. Die I der Vollgeſchoſſe für gewerbliche Anlagen unterliegt keiner 
Befchräntim Wohngeld jet; uläffig, ſoweit fie für den Fabrik⸗ 
betrieb notwendig find. Sie dürfen höchſtens drei Vollgeſchoſſe erhalten. 


2. Für die Ermittelung der Bebaubarkeit find die Beſtimmungen im § 31 
aße ben 9 u fi fi B $ 


§ 8.0) 
1 A. Abſtand der Gebäude an der Straße 
von den Nachbargrenzen. 


1. In den Gebieten der geſchloſſenen Bauweiſe müſſen die Gebäude an 
der Straße in unmittelbarem Anſchluß an die Nachbargebäude errichtet wer⸗ 
den. Iſt an der Nachbargrenze jedoch bereits ein Bauwich vorhanden, ſo 
kann die Innehaltung eines Abſtandes von mindeſtens 5 m (Bauwich) für 
den Neubau gefordert werden, wenn die einheitliche Geſtaltung des Straßen⸗ 
bildes vom Kunſtſtandpunkte aus dies erfordert. 

2. In den Bauwich dürfen Freitreppen, Vorhallen, Schutzdächer über Ein⸗ 
gängen und ähnliche ebenerdige Vorbauten bis zu einem Drittel der Bauwich⸗ 
breite hineinragen, ſofern zwiſchen ihnen und der Nachbargrenze ein freier 
Zwiſchenraum von 2,50 m verbleibt. 

3. Alle Vorbauten eines Gebäudes, die mehr als 30 em vor die Bauflucht 
vortreten, müſſen von der Nachbargrenze das Einfache ihrer weiteſten Aus⸗ 
ladung, mindeſtens aber 1 m, entfernt bleiben. 


2 B. Abſtand der übrigen Gebäude eines Grundſtückes 


von der Nachbargrenze.) 


1. Gebäude müſſen entweder unmittelbar an die Nachbargrenze heran: 
treten oder von ihr mindeſtens 2,50 m, wenn die der Nachbargrenze gegen: 
überliegende Wand keine Öffnungen hat, und mindeſtens 5 m, wenn in diez 
fer Wand Ö 1 vorgeſehen find, entfernt bleiben. 

Zuſatz lt. Nachtr. VII v. 29. 6. 31 (Gedbl. Nr. 31): 

„In den Gebieten der offenen Bauweiſe muß ſtets ein Abſtand von min- 
deſtens 5 m (Bauwich) innegehalten werden.“ 

2. Für Gebäude, in denen — ng Betriebe untergebracht werden 
oder die zur Lagerung von feuergefährlichen oder leicht entzündlichen Gegen⸗ 

änden dienen, und für Gebäude mit nicht feuerhemmender Bauart oder 

edachung kann ein größerer Abſtand als 5 m je nach den örtlichen Ber: 
hältniſſen, dem Umfange oder der Gefährlichkeit des Betriebes oder der 
Lagerung gefordert werden. 


3 C. Abſtand der Gebäude auf demſelben Grundſtück 
voneinander. 


1. Zwiſchen allen nicht unmittelbar beieinanderſtehenden Gebäuden oder 
unmittelbar miteinander verbundenen Gebäudeteilen desſelben Grundſtücks 
iſt ein freier Raum von mindeſtens 5 m Breite innezuhalten. Wenn die 
egenüberliegenden Wände feuerbeſtändig aufgeführt werden und keine Fenſter 
r je genügt ein Abſtand von 2,5 m. Als gegenüberliegend find auch 
olche Wände und Gebäudeteile anzuſehen, die unter einem Winkel von 
oͤchſtens 75 Grad zuſammenſtoßen oder bei Verlängerung ihrer Wand: 

richtungen unter einem ſolchen Winkel zuſammenſtoßen würden. 
2. Für Gebäude, in denen feuergefährliche Betriebe untergebracht werden, 
oder die zur Lagerung von feuergefährlichen oder leicht entzündlichen Gegen: 
40) Vergl. 8 8 Abf. 1 der Pollzeiverorbnun e en 8 3 und 58 


der Theaterbauordnung, und § 31 der vorſtehen 
41) Heſondere Anforderungen in dieſer Hinſicht ſtellen § 3, 4 und 58 der „Theaters 


42) Vergl. 97.0 Biffer 5 und 6 und § s der Poligelverordnung über Lichtſpielhäuſer, 
§§ 3 und 53 der „Theaterbauordnung“. e 
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änden dienen, und für Gebäude mit nicht feuerhemmender Bauart oder 

edachung, kann ein größerer Abſtand als 5 m je nach den örtlichen Berz 
hältniſſen, dem Umfange oder der Gefährlichkeit des Betriebes oder der Lage⸗ 
rung gefordert werden. 


$ 9. Gebäudehöhe.“ 
A. Berechnung der Gebäudehöhe. 


1. Als Gebäudehöhe iſt das Maß von der Erdoberfläche des Außengeländes 
vor den Umfaſſungswänden bis zur Schnittlinie der onen mit 
der Dachfläche zu verſtehen. Iſt eine Dachbrüſtung (Attika) vorhanden, ſo 
iſt ihre Höhe mitzurechnen. 

2. Die Dächer dürfen in der Regel nicht über eine Linie hinausgehen, die 
vom höchſten Punkte der zuläſſigen Fronthöhe im Winkel von 45 Grad 
anſteigt. 

3. Bei Giebelhäuſern wird für die Gebäudehöhe die Höhe des Giebel; 
dreiecks bis zu einem Drittel mitgerechnet. 

4. ft die Erdoberfläche in der Längsrichtung der Umfaſſungswand ge- 
neigt, fo ift das mittlere Höhenmaß in Rechnung zu ftellen. 

5. Aufbauten an der Straßenſeite über die zuläſſige Höhe hinaus, wie 
Türme, Giebel, Luken uſw. find in der Regel unzuläſſig. (Vergl. Nachtr. 
VII v. 29. 6. 31 — Gedbl. Nr. 31.) Im Einzelfalle kann die Baupolizei 
Ausnahmen zulaſſen, wenn zu befürchten iſt, daß infolge des Wechſels in den 
Hauptgeſimshöhen das Straßenbild nachteiliger beeinflußt wird, als es von 
einzelnen Aufbauten zu erwarten wäre. Auch bei Eckhäuſern und ſolchen 
Häufern, die Straßenzielpunkte bilden, können zur ſchönheitlichen Ausgeſtal⸗ 
tung von der Baupolizei Ausnahmen zugelaſſen werden. 

6. Wo für die Gebäudehöhe die Straßenbreite maßgebend iſt, gilt als 
E aperet: der Abſtand der Straßenfluchtlinien. Weicht innerhalb der 
Bau laffen I bis V die Straßenfluchtlinie von der Baufluchtlinie ab, fo wird 
in den Straßen, die zur Zeit des Erlaſſes dieſer Bauordnung für den öffent: 
lichen Verkehr und den Anbau noch nicht fertiggeftellt waren, der Straßen⸗ 
breite / der Vorgartentiefe jeder Straßenſeite 3 


B. Vordergebäude. 


7. Für Vordergebäude, die ganz oder teilweiſe hinter die Bauflucht zurück⸗ 
treten, kann eine entſprechend geſteigerte Höhe, jedoch nicht über das für die 
. Bauklaſſe vorgeſchriebene Höchſtmaß, zugelaſſen werden. 

8. Liegt ein Grundſtück an verſchiedenen Straßen, ohne Eckgrundſtück zu 
ſein, ſo iſt die Höhe für die nach den einzelnen Straßen zu belegenen Seiten 
nach der Breite der betreffenden Straßen beſonders zu bemeſſen. 

9. An Straßen, die nur an einer Seite zum Anbau beſtimmt find, darf 
die Höhe das in der betreffenden Bauklaſſe zuläffige Höchſtmaß betragen. 

10. Die Höhe der Hinterſeite des Vordergebäudes darf die an der Straße 
zuläſſige Höhe nicht überſteigen. Eine größere Höhe der Hinterſeite kann 
ausnahmsweiſe zugelaſſen werden, wenn ſie die ſenkrecht zur Hinterſeite 
bemeſſene Ausdehnung des Hofes nicht überſteigt. s zuläſſige Höchſtmaß 
der betreffenden Bauklaſſe darf jedoch nicht überſchritten werden. 


43) Vergl. $ 31 (Jabritbauten). 
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11. Uberſchreitet die Ausladung des Dach- und Haupfgefimjes das Maß 
von 60 em, ſo wird das Übermaß von der zuläſſigen Höhe abgezogen. 

12. Über die Höhe der Eckgebäude mit verſchiedenen Geſchoßzahlen und 
Höhen vergl. § 7 A. 4. 


C. Seitenflügel, Quer- und Hintergebäude. 


13. Bei der Ermittelung der auläffigen Höhe der Hintergebäude find im 

Gegenſatze zu den Vordergebäuden alle Seiten des Gebäudes, alſo auch die 

unmittelbar an den Nachbargrenzen ſtehenden Umfaſſungswände, in Red): 

nung zu ſtellen, indem zunächſt die zuläſſige Höhe für jede Seite einzeln und 
alsdann aus dem Ergebnis aller Seiten die zuläſſige Gebäudehöhe nach fol- 
gendem Verfahren berechnet wird: 

a) Die zuläſſige Höhe jeder Gebäudeſeite ift gleich dem ſenkrechten Ab: 
ſtande der betreffenden Seite von dem gegenüberliegenden Gebäude, 
bzw. von der gegenüberliegenden Nachbargrenze. Iſt dieſer Abſtand 
geringer als das zuläſſige Höhenhöchſtmaß der betreffenden Bauklaſſe 
oder ſteht die betreffende Gebäudeſeite unmittelbar an der Nachbar⸗ 
grenze, fo gilt für dieſe Wand das zuläffige Mindeſtmaß der Höhe der 
betreffenden Bauklaſſe. 

b) Iſt die gegenüberliegende Gebäudewand oder die gegenüberliegende Nadz 
8 nicht gleichlaufend mit der betreffenden Seite des Hinter: 
gebaudes, fo tritt für diefe Seite folgende Durchſchnittsberechnung ein: 
das Längenmaß jedes Seitenteils — an der Oberfläche des Hofes gez 
meſſen — wird mit dem m ihn zuläffigen Höhenmaße, das aber das 
für die betreffende Bauklaſſe zuläſſige Höhenmaß nicht überſchreiten 
darf, vervielfacht. Die Summe der dadurch gewonnenen Beträge wird 
durch die Summe der einzelnen Seitenteile geteilt. Der Teilbetrag er— 

ibt die zuläſſige Durchſchnittshöhe der ganzen Seite. 

e) Nachdem die zuläffigen Höhen der einzelnen Gebäudeſeiten für fich) erz 
mittelt ſind, wird das Längenmaß der einzelnen Umfaſſungswände — 
in Hofhöhe des Grundſtücks gemeſſen — mit dem für die betreffende 
Wand ermittelten Höhenmaß, das aber das für die betreffende Bau⸗ 
klaſſe zuläſſige Höchſtmaß nicht überſchreiten darf, vervie facht. Die 
Summe der dadurch gewonnenen Beträge wird durch die Summe der 
einzelnen Seitenlängenmaße geteilt. Der Teilbetrag ergibt die zuläffige 
Durchſchnittshöhe des ganzen Hofgebäudes. 

14. Für die Umfaſſungswände aller Hintergebäude ein- und desſelben 
Hauſes kann eine gemeinſame Durchfehnittshöhe zugelaffen werden, die in 
gleicher Weiſe wie für die einzelnen Gebäude zu ermitteln ift. 

15. Für ein Gebäude, das zwiſchen zwei oder mehreren Höfen oder Hofe 
teilen liegt, kann ein mittleres Höhenmaß zugelaſſen werden. Die Höhe eines 
Gebäudes oder Gebäudeteiles darf jedoch die ſenkrecht zu ihm gemeſſene Aus: 
dehnung des Hofes um höchſtens 3 m überfchreiten, 

16. Die unmittelbar an der Nachbargrenze ſtehende Hinterwand eines 
Gebäudes darf das ermittelte Höhenmaß um böchftens g m überſteigen. Die 
an den Nachbargrenzen ſtehenden ſeitlichen Umfaſſungswände dürfen die 
Dachumgrenzungslinje nur um 30 cm überfchreiten, 

ha Die Seiten von Mauervorſprüngen bis zu 60 cm Tiefe werden nicht 
gerechnet. 

18. Die vorſtehenden Beſchränkungen der Gebäudehöhe finden auf die Um: 
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faſſungswände der Neben: und Lichthöfe, ſoweit diefe bei Berechnung der 
notwendigen Freifläche als bebaute Fläche in Rechnung geftellt find, keine 
Anwendung. 

19. Anbauten und ſelbſtändige bauliche Anlagen von nicht mehr als 25 qm 
Grundfläche und 5 m Höhe bleiben bei der Berechnung der zuläſſigen Höhe 
außer Betracht. 


$ 9a. Bauklaſſe J. 


1. Die Höhe der Vordergebäude darf die 14 fache Breite der Straße nicht 
überſteigen. Sie darf jedoch überall 12 m betragen, das Maß von 17 m. 
aber nicht überſteigen. 

Abſ. 2 hat nach der Verordnung vom 13. 6. 35 folgenden Wortlaut: Die 
Höhe der Hintergebäude darf 4 m nicht überſteigen. 


$ 9b. Bauklaſſe II. 


1. Die Höhe der Vordergebäude darf die Straßenbreite nicht überſteigen. 
Sie darf jedoch überall 12 m betragen, das Maß von 20 m aber nicht 
überſteigen. 

2. Hintergebäude dürfen in der Höhe die Ausdehnung des Hofes vor ihnen, 
ſenkrecht zu der Umfaſſungswand gemeſſen, nicht überſteigen. Ihre Höhe 
darf jedoch überall 9 m betragen, das Maß von 17 m aber nicht überſteigen. 


§ 9c. Bauklaſſe III. 


1. Die Höhe der Vordergebäude darf die Straßenbreite nicht überſteigen. 
Sie darf jedoch überall 12 m betragen, das Maß von 17 m aber nicht 
überſteigen. 

2. Hintergebäude dürfen in der Höhe die Ausdehnung des vorliegenden 
Hofes nicht überſteigen. Ihre Höhe darf überall 8 m betragen, das Maß 
von 17 m aber nicht überſteigen. 

3. Auf die Höhe der Vordergebäude an den in § 7e, 6 aufgeführten Stra⸗ 
ßen finden die für die Bauklaſſe II geltenden Vorſchriften 333 

4.40) Auf den Grundſtücken wiſchen Tſchepiner Platz, Weſtend⸗Straße, 
Liegnitzer Straſſe, Straße 10, Straße 5 und Straße 8 darf die Höhe der 
Gebäude höchſtens 18 m betragen. 


§ 9 d. Bauklaſſe IV. 


1. Die Höhe der Vordergebäude darf die Straßenbreite nicht überſteigen. 
Tis al jedoch überall 12 m befragen, das Maß von 14 m aber nicht 
erſteigen. Š 
2. F dem unter $ 7d Abſatz 1b aufgeführten Gelände ift eine Höhe 

von 16 m zuläſſig. 
3. Die Höhe der Nebengebäude darf 4 m nicht überfteigen. 


$ 9e. Bauklaſſe V. 


1. Die Höhe der Vordergebäude darf die Straßenbreite nicht überfteigen. 
Sie darf jedoch überall 11 m betragen, bei offener Bauweiſe das Maß von 
12 m, bei geſchloſſener Bauweiſe das Maß von 15 m aber nicht überſteigen. 
—ͤ ——— 


40 Geändert von 22 auf 17 m gemäß Verordn. v. 13. 6. 35. 
46) Vergl. Nachtrag III bei $ 7 Abf. 8 (Seite 18). 


* 
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Die letztere Höhe ift in Leerbeutel auch zuläſſig bei der offenen Bauweiſe im 
Block IV und V ſowie im Block I und II mit Ausnahme eines 80 m breiten 
Streifens längs der Straßen H, K, L des Planes zum Eingemeindungs⸗ 
vertrage vom 5. Dezember 1900. 

2. Die Höhe der Nebengebäude darf im Gebiete der offenen Bauweiſe 
6 m, in dem Gebiete der geſchloſſenen Bauweiſe 4 m nicht überſteigen. 


§ 9f. Bauklaſſe VI. 


Staffel 1. 


1. Die Höhe der Vordergebäude darf den halben Abſtand der Bauflucht- 
linie nicht überſteigen. Sie darf höchſtens 5 m betragen. 

2. Die Höhe der Nebengebäude darf auch an der Nachbargrenze höchſtens 
3 m betragen. 


Staffel 2. 


1. Die Höhe der Vordergebäude darf den halben Abſtand der Bauflucht⸗ 
linien nicht überſteigen. Sie darf höchſtens 9 m betragen. 


2. Die Höhe der Nebengebäude darf auch an der Nachbargrenze höchſtens 
3 m betragen. 


Staffel 8. 


1. Die Höhe der Vordergebäude einſchließlich der zugelaſſenen Anbauten 
an der Hinterfront darf höchſtens 11 m betragen, den halben Abſtand der 
Baufluchtlinien jedoch nicht uͤberſteigen. 


2. Die Höhe der Nebengebäude darf auch an der Nachbargrenze hoͤchſtens 
3 m betragen. 


Staffel 4. 


1. Die Höhe der Vordergebäude darf den halben Abſtand der Bauflucht⸗ 
linien nicht überſteigen. Sie darf jedoch überall 12 m, höchſtens aber 16 m 
betragen. 


2. Die Höhe der Nebengebäude darf auch an der Nachbargrenze höchſtens 
4 m betragen. 


Staffel 5 (Gewerbeſtaffel). 


1. Die Höhe der Vordergebäude darf den Abſtand der Baufluchtlinien 
nicht überſteigen. Sie darf 11 m betragen, das Maß von 20 m aber nicht 


überſteigen. 
2. Die zuläffige Höhe der Nebengebäude iſt nach den Beſtimmungen in 
9 Abſatz 13—16 zu ermitteln. Sie darf das Maß von 20 m nicht über: 
eigen. 


$ 10. Feuerbeſtändige und feuerhemmende Bauweiſe. 

1. Bauliche Anlagen find in allen weſentlichen Teilen feuerbeftändig*®) 
berzuftellen, ſofern nicht in den Vorſchriften diefer Bauordnung ein geringerer 
Feuerſchutz — feuerhemmende Baumeije) — zugeftanden oder überhaupt 
kein beſonderer Feuerſchutz gefordert wird. 


. a über den Begriff feuerbeftändige und ſeuerhemmende Bauwelſe f. Erl. vom 
30. 8. 34 über Feuerſchut, Hier abgedruckt S. 298. 
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2. Die e naen die an die feuerbeſtändige oder feuerhemmende 
Bauweiſe zu ſtellen find, müſſen denjenigen entſprechen, die im Regierungs- 
Amtsblatt öffentlich bekanntgegeben werden.““) 

3. Eine Anerkennung weiterer Bauweiſen als feuerbeſtändig oder feuer: 
hemmend kann auf Antrag durch die Baupolizei oder durch den Regierungs⸗ 
präſidenten auf Grund von Verſuchen in amtlichen Prüfungsanſtalten oder 
von ausſchlaggebenden Erfahrungen erfolgen.“) 


$ 11. Standſicherheit. 


1. Bauliche Anlagen find in allen Teilen nach den rg der Bau: 
kunſt aus guten, 5 Bauſtoffen herzuſtellen. Die Anforde: 
rungen, die an die Feſtigkeit der Bauſtoffe zu ſtellen, die Zahlen, die den 
eke eben dene zugrunde zu legen, und die Belaſtungen, die für den 

augrund und die einzelnen Gebäudeteile zuläſſig ſind, ſowie ſonſtige Kon⸗ 
ſtruktionsvorſchriften müffen denen entſprechen, die im Regierungs⸗Amtsblatt 
öffentlich bekanntgemacht werden. 

2. Tragende Teile von Stein oder Metall dürfen nicht auf Holz gelagert 
werden. Ausnahmen kann die Baupolizei zulaſſen. 

3. Verzierungen, Geſimſe und ſonſtige Bauteile am Außeren eines Ge: 
bäudes dürfen nur in per Bauſtoffen hergeſtellt werden, die ſich in dauer: 
hafter Weiſe an dem Baukörper befeſtigen laſſen. 


$ 12. Grund⸗ und Kellermauern. 


„1. Tragende Mauern und Pfeiler müffen auf feſtem, natürlichem oder 
künſtlich befeſtigtem Boden unter Froſttiefe gegründet ſein. Für Kleinhäuſer 
kann die Baupolizei von der be daß die Mauern bis unter Froſt⸗ 
tiefe geführt werden ſollen, Ausnahmen zulaſſen. 

2. Zur Verhütung des Aufſteigens und des ſeitlichen Eindringens der 
Bodenfeuchtigkeit find Grund- und Kellermauern in Gebäuden mit Räumen 
zum dauernden Aufenthalte von Menſchen ($ 26) durch Abdichtung zu 
ſchützen. , 

§ 13. Aufgehende Wände. ©) 52) 


1. Die EHE aketat und die deckentragenden Wände der Gebäude, 
ebenſo wie alle Vorbauten, ſind Ke oder in einer von der Bau⸗ 
olizei allgemein zugelaſſenen Erſatzbauweiſe auszuführen, wobei den öffent- 
ichen Forderungen des Feuerſchutzes, der Standſicherheit und der Befund: 
5 Rechnung getragen werden muß. Für Einfamilien-, Klein und 
ittelhäufer kann die Verwendung von Fachwerkbau, von Leichtſteinen mit 
Außenputzverkleidung ſowie jede andere behördlich anerkannte Bauweiſe zuz 
gelaſſen werden.“ 


ene Zelt gelten die Veſtimmungen des Erlaſſes d. Min. f. Volksw. vom 30. 8. 34 


40) Vergl. Erlaß d. Min. f. Voltsw. vom 20. 12. 29. 
60) Stehe § 8 und § 40 ber Poltzeiverordnung über Lichtſplelbäuſer. 
51) €r Min. f. Bolsw, vom 30. 8. 34 Seite 290. 
52) Me für Umfaflungswände rheiniſche 88 — etwa bei Heinhäufern 
— berivenbet, fo ift ein wafferdichter Außenputz und als Auflager für Baltentöpfe eine Mauer⸗ 
ag ober — drei Schichten hohe Untermauerung aus gebrannten Ziegeln in Zement- 
ordern. 


5a . § 80 Theaterbauordnu 
na) Ader eder Anforderungen eg die Wände von SHolzbearbeitungswertftätten, 


Bädereien, Konditoreien, Slelſcher⸗ und Wurſtmacherwerkſtätten ſiehe $ 30 A, B, O. 
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1 2. Scheidewände “e) zwiſchen verſchiedenen Wohnungen desſelben Geſchoſſes 
find mindeſtens % Stein ſtark herzuſtellen. Zuläſſig find auch Wände aus 
doppelten Gips: oder Zementdielen, doppelten Schlackenbetonplatten oder 
ſonſtigen feuerhemmenden Bauſtoffen mit ausgefülltem Zwiſchenraum (Koks⸗ 
aſche, Torfmull) von mindeſtens 15 cm Geſamtſtärke. Balkentragende 
Zwiſchenwände in Einfamilien-, Klein und Mittelhäuſern dürfen auch von 
ausgemauertem, geputztem Fachwerk oder als % Stein ſtarke Ziegelwand 
hergeſtellt werden, wenn für die Verteilung des Balkendruckes durch eine 
gemeinfame Unterlage geſorgt ift. 

3. Für unbelaſtete Scheidewände innerhalb geſchloſſener Wohnungen ſind 
alle für dieſe Zwecke allgemein zugelaſſenen Erſatzbauweiſen geſtattet. Jedoch 
ſind die hinter Feuerſtellen und Ofen liegenden Wandfeile feuerhemmend 
herzuſtellen. 

3 4. Für die Mauerſtärken gilt für alle Gebäude allgemein nachftehende 
Aufſtellung: 


` Nicht gemeinſchaft⸗ 
E 3 5 liche Brand oder 5 
g 5 | 8€ Giebelmauern ohne] Gemeinſchaft⸗ Š 
E E 5E Raung und liche Giebel- | 8 
2 >53 elaſtüngen oder Brand» | E 
Geſchoß | ES | beim beim 3 
6 E | Borban- i mauern $ 
2 | $ & | denfein Fehlen | mit | ohne] 8 2. 
353 DR dauer] Belastung E 
R DE | Nahbargrundftüd 


Fr P 


Erd 1! 
1. Obergeſch 11% 
RS 1 
SE 
Dachgeſchoß Yg 


4 5. Bei Anwendung von Luftſchichten in den Außemwänden ift eine Berz 
größerung der Mauerſtärke um das Maß dieſer Schichten vorzuſehen. 

6. Brettverkleidung als Wetterſchutz oder zur Verzierung gilt nicht als 
Veränderung der feuerbeſtändigen Bauart, ebenſowenig der geddes 
der Sparren nebft Stirnbrett und die Anbringung kleiner hölzerner Bor: 
bauten. 

6 7. Bei Fachwerk: und Holzbauten ift die Schwelle der Erdgeſchoßwände 
mindeſtens 25 em über das Außengelände zu verlegen. 

7 8. Mit hölzernen Umfaſſungswänden dürfen Buden, Schuppen, Garten: 
hallen, Veranden, Lauben und ähnliche kleine Anlagen ohne Feuerſtätten 
hergeſtellt werden. Dieſe Anlagen dürfen in der Regel eine Grundfläche von 
25 qm ſowie eine Höhe von 5 m nicht überſchreiten und müſſen von Holz: 
bauten, Nachbargrenzen und öffentlichen Straßen 5 m, von anderen Ge: 
bäuden 2,50 m entfernt bleiben. 

55) Vergl. auch § 32 (Viehſtälle) Ziffer 3, 4 und 8. 
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9. Hölzerne Schutzdächer und offene Holzbauten können unter befonderen 
Bedingungen auch in größerer Ausdehnung zugelaſſen werden. 


$ 14. Brandmauern. 

1. Brandmauern find? Mauern, die beſtimmt find, die Verbreitung eines 
Brandes“) zu verhindern. Sie müſſen von Grund auf feuerbeftändig ohne 
Offnungen und Hohlräume in der Stärke von mindeſtens einem Stein herge⸗ 
ſtellt werden. Hoͤlzerne Träger, Balken und Rahmenſtücke dürfen in Brand- 
mauern nur eingelegt werden, wenn die Mauer noch mindeſtens 13 em ſtark 
verbleibt und auf der anderen Seite verputzt wird.) Brandmauern brauchen 
im allgemeinen nicht über Dach geführt zu werden, müſſen aber beiderſeitig 
bis unter die Dachhaut geputzt ſein. 

2. Brandmauern find herzuſtellen: 

a) zum Abſchluß von Gebäuden, die unmittelbar an der Nachbargrenze 
errichtet werden. Gemeinſame Brandmauern find zuläffig; 

Zufaß gem. Nachtr. VII v. 29. 6. 31 (Gedbl. Nr. 31): 

„An eine bisher nicht gemeinſchaftliche Brandmauer an der Nachbar: 
grenze darf nur mit eigener Brandmauer angebaut werden. Das Ein: 
mauern von Rohrleitungen in Brandmauern an der Nachbargrenze iſt 
unzuläſſig.“ 

b) gur Trennung von Räumen mit Feuerſtätten von anderen Räumen auf 
emſelben Grundſtücke, die infolge ihrer Bauart oder Benutzung der 
Feuersgefahr beſonders ausgeſetzt ſind; 

c) in ausgedehnten Gebäuden mindeſtens in Abſtänden von 40 m. 

3. Die Baupolizei kann zulaſſen, daß Brandmauern zwecks einheitlicher 
Benutzung der Räume durch Offnungen durchbrochen werden. Dieſe ſind im 
Dachgeſchoſſe ſtets, in den übrigen Geſchoſſen in der Regel mit feuerhem— 
menden und rauchſicheren Türen zu verſehen. “e 

4. In Doppels, Sarpi und Reihenhäuſern, fofern fie Einfamilien: 
bäufer, Kleinhäuſer oder Mittelhäuſer ſind, kann zugelaſſen werden, daß die 
Trennungswand zwiſchen zwei Gebäuden % Stein ſtark oder als Fachwerk⸗ 
wand hergeſtellt wird; in Abftänden von ungefähr 40 m ſind aber die Tren⸗ 
en feuerbeftändig ohne Öffnungen in der Stärke der Brandmauern 

erzuftellen, 

5. Enthält ein einzelſtehendes * oder ein Kleinhaus Wohn⸗ 
und Wirtſchaftsräume unter einem Dach, ſo kann die Trennungswand eben⸗ 
Ei Stein ſtark oder als Fachwerkwand hergeſtellt werden, wenn fie durch 

eiderſeitigen Verputz auch im Dachraum feuerhemmend ift, Die Dach: 
eindeckung muß feuerhemmend ſein. 

6. Gartenhäuschen, Lauben, Gartenhallen und dergl., deren Länge und 
Höhe an der Nachbargrenze nicht mehr als 3 m und deren Grundfläche im 
einzelnen nicht mehr als 9 qm bei 2,50 m kleinſter Seitenabmeſſung beträgt, 
8 auch ohne Brandmauern unmittelbar an den Nachbargrenzen errichtet 
werden. 

7. Für Gartenhallen auf Grundſtücken mit . kann die 
rollen Ausnahmen zulaffen, wenn die Gartenhalle lediglich zum Betriebe 
der Gaſtſtätte dient. 


56) Erlaß d. Min. f. Voltsw. vom 30. 8. 34 Seite 290. 

57) Natürlich dürfen die erwähnten Hölzer nur mit dem Kopfe (Hirnbolz) in der 
Drandmauer liegen und nicht etwa der Länge nach, wie es vorgekommen iſt. 

— Unter Umftänden kommt auch die Anlage einer Stcherheltsſchleuſe nach 8 20 der 
Theaterbauordnung in Betracht. 
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$ 15. Decken. e 9 


1. Holzbalkendecken über und unter Räumen, die zum dauernden Aufents 
halt von Menſchen dienen, müſſen Zwiſchendecken mit Auffüllung erhalten. 

2. Zur Verfüllung von Decken, insbeſondere von Holzbalkendecken, darf 
kein Stoff verwendet werden, der geſundheitsſchädliche, insbeſondere bers 
weſende oder fäulnishaltige Beſtandtelle enthält. Es ift deshalb namentlich 
die Verwendung von Bauſchutt, Holz und Gipsabfällen, Kehricht, Papier- 
ſtücken oder Lumpen verboten. 

3. Vor der regenſicheren Eindeckung eines Gebäudes darf mit der Verfüllung 
der Decken nicht borgegangen werden. 

4. Holzbalkendecken in Räumen zum dauernden Aufenthalt von Menſchen 
müſſen verputzt werden, doch kann die Baupolizei Ausnahmen zulaſſen. In 
Einfamilienhäuſern und Kleinhäuſern ſind Holzbalkendecken auch ohne Ver⸗ 
putz oder Verſchalung zuläffig. 

5. Waſchküchen, Badeſtuben, Aborte, Räucherkammern und andere, der 
Schädigung durch Waſſer oder Feuer beſonders ausgeſetzte Räume müſſen 
feuerbeſtändige “n) und waſſerundurchläſſige Fußböden und Decken erhalten. 
Für Badeſtuben und Aborte im oberſten Wohngeſchoſſe genügen vorſchrifts⸗ 
mäßige Holzbalkendecken mit unterſeitigem Zementputz auf Drahtgewebe. Aus⸗ 
nahmen hiervon kann die Baupolizei zulaſſen, wenn es ſich um Einrichtungen 
in alten Häuſern oder in Kleinhäuſern handelt. 

6. Kellerdecken in Wohngebäuden, die für mehr als eine Familie beſtimmt 
ſind, und in Kellerräumen, die zur Lagerung feuergefährlicher oder fäulnis⸗ 
jäbiger Stoffe dienen, müſſen 5 ein. Ausnahmen können von 
der Baupolizeibehörde zugelaſſen werden. Kellerdecken in Kleinhäuſern braus 
chen nicht feuerbeſtändig hergeſtellt zu werden.“) 


$ 16. Dächer. ) %9 


1. Dächer und Dachteile müſſen feuerhemmend eingedeckt fein. Stroh, 
Rohr-, Reth- und Schindeldächer dürfen von der Baupolizei in Gebieten der 
offen Bauweiſe und für landwirtſchaftliche Bauten zugelaſſen werden. 

olche Dächer müſſen aber von der Nachbargrenze und von anderen Ge⸗ 
bäuden desſelben Grundſtücks mindeſtens 15 m, von Gebäuden mit Bedachung 
der gleichen Art mindeſtens 25 m entfernt bleiben. Es darf zur Befeſtigung 
des nicht feuerhemmenden Eindeckungsſtoffes nur unverbrennlicher Stoff ver- 
wendet werden. 

2. Für Wohnhäuſer kann die Baupolizei die Verwendung eines nicht feuer⸗ 
hemmenden Eindeckungsſtoffes davon abhängig machen, daß im Dachraum 
keine Wohnungen eingerichtet werden, oder daß im Dachgeſchoſſe bereits vor⸗ 
handene Wohnräume 5 Wände und feuerhemmende Decken und 
einen durchweg gegen Feuer geſicherten Zugang erhalten. 

3. Wo Dächer unmittelbar auf die Straße oder auf die Nachbargren 
entwäſſern, müſſen Vorkehrungen zum Abfangen und Ableiten des Dach. 


50) Vergl. $ 9 der Moligelverordnung über Lichtſpleltheater, und 5, 20, 31 der 
e e ae s 


60) Beftimmte Deckenart wird auch bei § 26 Ziffer 10 verlangt. Vergl. auch § 22 B, 
61) über befondere Anforderungen an bie en von Holsbearbeitungswerkſtätten, 
Bäckereien, Konditoreien, Flelſcher und Murſtmacherwerkſtätten ſiehe $ 30 AO. 
62 122 qug $ 82, (Biebitäte) Biffer 4. 
68) Sie! rt Theaterbauordnung. 
ral. ferner 88 10, 12 und 45 der Polt 


64) Be € werordnung über Lichtſplelhäuſer, ſowle 
88 12, 22 und 28 der „Theaterbauordnung“ u. Erl. Über Beusziduh vom 30. 8. 24. 6286 
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H. Lauterbach « L.Kampmeyer 


G. m. b. H. 
Parkett-Holzklotzpflaster-Fabrik und Sägewerke 


Breslau18 Werk Groß-Mochbern 
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Villen, Schlösser. 


2. Hartholzfußboden 


für Schulen, Kasernen, Wartesäle, 
Behördenhäuser. 


3.Instandsetzungen 


an alten Stab- und Parkettfußböden durch 
unser jahrzehntelang bestens geschultes 
Personal. 


4. Treppenbau 


Spezialität: Eichentreppen (Tritt- und Setz- 
stufen) in allen gangbaren Stärken in erst- 
klassiger Verarbeitung, unverlegt und in fix 
und fertiger Ausführung. 


5. Holzpflaster 


inKiefer unterDruck undVacuum Imprsonlart 
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Brückenpflaster, für Pferde- und Rinder- 
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statträume, Montagehallen, Tordurchfahrten, 
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6. Eisenbahn- und Brückenhölzer 


kieferne und eichene Normalschwellen, 
Brückenbalken bis zu den schwersten 
Dimensionen, Brückenbelagbohlen bzw. 
Eichenhölzer in jeder Dimension. 


7. Unbesäumte Eichenschnittware 
für Tischler- und Bauzwecke in allen 
aangbaren Stärken. 


Sofern Sie in vorstehenden Erzeugnissen Bedarf haben, fragen Sie bei uns an. 
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waſſers getroffen werden. 


der Straßenwaſſerung in V 
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Das auf die Straße geleitete Waſſer muß mit 
erbindung gebracht werden. Die Abfallrohre an 


der Straßenſeite müffen in ihrem unteren Teile bis 1,80 m über dem Bürger: 


fteig aus Eiſen beſtehen. 


4. Nicht begehbare Dächer müſſen ſicher befeftigte ie bon mins 


deſtens 20 cm Höhe erhalten, 
Schornſteinfeger anzubringen. ““) 


auch find wirkſame Schutzvorrichtungen für 


5. Iſt zur Eindeckung von Glasdächern oder Oberlichten kein Drahtglas 
verwandt, ſo iſt unter demſelben ein Drahtnetz von höchftens 4 cm Maſchen⸗ 
weite und ausreichender Drahtſtärke zu ſpannen und ſicher zu befeſtigen. 


6. Je nach Lage und Be 


ſchaffenheit der Dächer können Schutzvorrichtungen 


gegen das Herabfallen von Perſonen angeordnet werden.““) 
7. Die Dachneigung und die Eindeckungsart ſoll ſich den Nachbarhäuſern 
und dem Straßenbilde möglichft anpaſſen. ““) 


$ 17. Treppen.“) ©) 70) 


1. Jede Treppe, einſchließlich der Treppenabſätze, muß ſicher gangbar ſein. 
Bei Wendelſtufen darf der Auftritt in einer 1 von 15 em von der 


ſchmalſten 


telle nicht geringer als 10 em ſein. Die 
mindeſtens 1,80 m betragen, 


opfhöhe muß überall 


2. Die Treppenläufe ſind, wenn ſie zwiſchen Wänden liegen, mindeſtens 
an einer Seite, bei 2 m Breite und darüber in der Regel an beiden Seiten mit 


05) Siehe Poltzeiverordnung des 


OP. über Schutvorrichtungen an Dächern v. 15. 5. 13 


(f. Seite Sieb. E 2A ßer 1. ung vom 12. 9. 32 § 10 (f. Seite 201). 


68) Sie 


67) Vergl. Berunſtaltungsgeſetz S. 319. 
68) Wegen der Geländergeſtaltung an Wendeltreppen fiche Reglerungs-Polizelverord⸗ 


nung vom 22. 7. 28 Seite 348 


00) Vergl. Erlaß über Feuerſchut vom 30. 8. 34, f. Seite 296, 


f 
III 
Aua 


70) Befondere Anforderungen an Zahl, Lage und 
Aeris der Treppen werden u. a. bei Theatern, 
Lichtſpielhaͤuſern, Berfammlungsräumen, Warenbäus 
fern und unter Umftänden bei gewerblichen Ane 
lagen geſtellt. Vergl. g 22, 30, 33, 50, 58, 63, 64, 
106 der Tbeaterbauordnung, ſowie 88 8, 9, 10, 45 
der Lichtſplelbauordnung. Dabei kann bie Notivens 
bigfeit auftreten, auf engſtem Raume mehrere Trep⸗ 
penhäuſer 6 Bel ausreichenden Ge⸗ 
ſchoßhöhen ift dies vielſach nur möglich mit Hilſe 
ogenannter „Schachteltreppen“. 


Die Zabl der Treppen wird ſich nicht immer nur 
nach Maßgabe der hortgontalen Ausdehnung des 
Gebäudes bemeſſen. So kommt bel Turmbäuſern oder 
Hochbäuſern, ſchon wenn die Zahl der Geſchoſſe über 
ſechs hinausgeht, auch bei geringerem Abſtand als 
25 m, mit Rückſicht auf die Möglichteit der Bers 
qualmung des einen Rückzugsweges, die Notwendig⸗ 
leit eines zwelten Rückgugsweges in Form eines 
weiteren Treppenbauſes in Frage. Hier kann ſich 
bei beengten Berhältniſſen eine Schachteltreppen⸗ 
anlage empfehlen (ſiehe Fußnote 75). 


Eine P Treppenbauswand darf bas 
ber nur die unentbehrlichen Türen und ins Freie 
222 Jenſter enthalten. Sie verliert ihre Elgen⸗ 
ſchaft als „ſeuerbeſtündige Wand“, wenn fie außer⸗ 
dem Jenſter zur Lüftung und Belichtung anſtoßender 
Wohnungsräume (Dielen, Zimmer uſw.) enthält. 


Grieger, Baupollzelliche Vorſchriſten. 8 


* 
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feſten Handläufen, ſonſt mit Geländern zu verſehen, die ein Hindurchfallen 
von Kindern ausſchließen. Geländer müſſen (an der Vorderkante der Stufen 
emeſſen) eine Höhe von mindeftens 0,80 m, bei mehr als 30 cm breiten 

urchſichten oon mindeſtens 1 m erhalten. 7) 

BA nicht zu ebener Erde liegende Wohngeſchoß muß durch eine oder 
mehrere Treppen zugänglich ſein, von denen der Ausgang ins ia jederzeit 

efichert ift (notwendige Treppen). Ausnahmen bezüglich des Dachgeſchoſſes 
önnen von der Baupolizei mit Rückſicht auf die beſondere a Ju ea zus 
gelaſſen werden. Von jedem zum dauernden Aufenthalt von Menſchen bez 
ſtimmten Raume muß eine Treppe auf höchſtens 25 m Entfernung erreichbar 
ein, wobei der Abſtand von der Mitte des betreffenden Raumes bis zur 
reppenhaustür gemeſſen wird. 

4. Alle notwendigen Treppen müſſen feuerhemmend ſein, vom Tageslicht 
genügend erhellt werden und in unmittelbarer Verbindung durch alle Voll⸗ 
geſchoſſe fuhren. Die Treppenräume notwendiger Treppen müſſen feuerhem⸗ 
mende Decken, feuerbeſtändige Wände und unmittelbaren Ausgang ins Freie 
haben und gegen Verqualmung aus dem Kellergeſchoſſe in ausreichender Weiſe 
geſichert ſein.) Ausnahmen find für Einfamilienhäuſer zuläffig. 

5. Das Steigungsverhältnis der notwendigen Treppen darf nicht fteiler als 
19:26 cm fein; in Mittelhäuſern, in Gebäuden von nicht mehr als zwei 
Vollgeſchoſſen und in Einfamilienhäuſern, auch wenn fie mehr als zwei Boll: 
h haben, darf das Steigungsverhältnis 20: 25 cm betragen. 

6. Die Laufbreite der Treppen wird in Höhe des Handlaufes gemeſſen, und 
2 — bis zu der Mittelachſe des letzteren. Wandhandläufe bleiben unberück⸗ 
ichtigt. 

7. In Mehrfamilienhäuſern von mehr als zwei Vollgeſchoſſen, von denen 
jedes zwei oder mehr Wohnungen enthält, muß die Laufbreite der notwendi⸗ 
gen Treppen mindeſtens 1,10 m betragen. 

8. In Mehrfamilienhäuſern von mehr als zwei Vollgeſchoſſen, von denen 
jedes nur eine Wohnung enthält, muß die notwendige Treppe mindeſtens 
Im Laufbreite haben. 

9. V. onftigen Mehrfamilienhäuſern, in Einfamilienhäuſern mit mehr als 

47 5 ollge n und in Mittelhäuſern muß die notwendige Treppe min⸗ 
eſtens 0,90 m Laufbreite haben, wobei aber die Treppenabſätze mindeſtens 
Im Breite erhalten müſſen. 

10. Keller- und Dachgeſchoßtreppen von Mittelhäuſern brauchen nur 
70 em breit zu ſein und dürfen Steigungen bis zu 45 Grad aufweiſen. 

11. An Treppen in Kleinhäuſern, die nur von einer Familie benutzt werden, 
werden keine befonderen Anforderungen über Aufmaß und Anlage geſtellt.““) 

12. Iſt mehr als eine ſelbſtändige Wohnung in einem Kleinhauſe vor: 
geſehen, ſo muß die Treppe unmittelbar ins Freie führen oder in einem mit 
einem unmittelbaren Ausgange ins Freie verſehenen Flur liegen, deſſen Wände 
feuerhemmend ſind. 

13. Als 3 in Kleinhäuſern genügen auch hölzerne Leiterſtufen, 
die von Küchen und Nebenräumen unmittelbar zugänglich ſein dürfen. 


71 fa m. Nachtr. VII v. 29. 6. 31 (Gedbl. Nr. 31): „Bei gewendelten Stufen 
muß dae laber ſo Bo fein, daß derſelbe Schutz gegen ubſtürzen wie bel den geraden 
eee ww 1 0 K 

ral, . $ ’ 

1) Dad. deli indeffen Flal elwa, daß gegen jede Regel des Handwerks oder der Baus 

kunft 21 verſtoßen werden kann. e grundlegenden Forderungen der Verkehrs⸗, 
uer» und Stand ⸗Sicherheit müffen vielmehr auch bier ſoweit erfüllt werden, daß jede Ge⸗ 
ahr für Leib und Leben der Benuber ausgeſchloſſen tft. 


Fe A ed GET 
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$ 18. Feuerſtätten.“) 75) 79) 

1. Feuerſtätten in Gebäuden müſſen in allen Teilen aus unverbrennlichen 
Bauſtoffen hergeſtellt werden und dürfen nur in ſolchen Räumen angelegt 
werden, die nach ihrer baulichen Beſchaffenheit und Lage zu Bedenken wegen 
Feuersgefahr keinen Anlaß geben. 

2. Keſſelfeuerungen und andere größere Feuerungen dürfen nur unmittel- 
bar auf Grundmauern oder auf maffiver Unterlage errichtet werden. 


3. Nicht feuerbeſtändiger Fußboden unter und vor Feuerſtätten muß gegen 
Feuersgefahr geſichert ſein. 

4. Eiſerne Feuerſtätten müſſen mindeftens 25 cm, Feuerſtätten aus Stein 
oder Kacheln und Gasöfen (f. Verordn. v. 8. 8. 34) mindeſtens 15 cm von 
verputztem oder feuerhemmend umkleidetem Holzwerk entfernt fein?) Von 
freiem Holzwerk (Konſtruktionshölzern) müſſen dieſe Entfernungen 50 bzw. 
25 em betragen; Türbekleidungen, Fußleiſten uſw. werden dem verputzten 
Holzwerk gleichgeachtet. 

5. Eiſerne Feuerſtätten in Räumen, in denen feuergefährliche Arbeiten vor: 
genommen oder leichtentzündliche Stoffe vorhanden find, find mit einem unver: 
rückbaren Schutzmantel aus unverbrennlichem Stoff zu umgeben oder in einer 
anderen gleichwertigen Weiſe abzuſchließen. 


$ 19. Rauchrohre. 


1. Die Rauchrohre der Feuerſtätten müffen aus unverbrennlichem, dichtem 
Stoff hergeſtellt und innerhalb desſelben Geſchoſſes in die Schornſteine gez 
führt werden. Bei Anſchluß mehrerer Rauchrohre an denſelben Schornſtein 
müſſen die Einmündungen in verſchiedener Höhe liegen. Eiſerne Rauchrohre 
müſſen von unverputztem Holzwerk mindeſtens 25 em, von freiem Holzwerk 
(Konſtruktionshölzern) mindeſtens 50 em entfernt bleiben. Sind die Rohre 
unverbrennlich ummantelt, ſo genügt eine Entfernung von 12 em. 

2. In Rauchrohren von Feuerungen und in dieſen ſelbſt dürfen nur ſolche 
Abſperrvorrichtungen angebracht werden, die mindeſtens den vierten Teil des 
Rauchrohrquerſchnittes in einer Fläche freilaſſen.) Die Reinigungsmög⸗ 
lichkeit für die Rauchrohre darf jedoch hierdurch nicht beeinträchtigt werden. 
Wenn ein Rauchrohr unmittelbar ins Freie führt, ſo kann die Baupolizei ver⸗ 
langen, daß ſeine Ausmündung mit einem Funkenfänger verſehen wird. 

3. Wenn Rauchrohre nicht gradlinig geführt werden, müffen fie an den 
Brechpunkten mit Reinigungsſchiebern verſehen ſein. 

4. Rauchrohre von Heiz: und Badeöfen dürfen nur innerhalb derſelben 
Wohnung durch einen zweiten Raum hindurch und nur mittels eines feuer⸗ 
beſtändigen Rohres, ſolche von Kochöfen nur innerhalb des Kochraumes ſelbſt 
in den Schornſtein geleitet werden. 


— —-U—— 


gen 
nüber dem gleichfalls rauchlos arbeitenden Gasoſen 
aus dem Umſtand ergibt, daß der Grudetots ohne Flamme brennt und in größerer 
tfernung vom Roſt nur ſehr geringe 
Sunten und fein Betrieb birgt weder Bergin 
77) Siehe § 18 Bauordn. für die Städte, Seite 135. 
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§ 20. Schornſteine..) 7°) 0 
1. Schornſteine müſſen feuerbeftändig mit vollen Fos gemauert ſein und 
einen gleichbleibenden lichten Querſchnitt erhalten. Vor Holzfachwerkwänden 
muß das Schornſteinmauerwerk ohne Verband mit der Fachwandausmauerung 


15 Die Mufter-Bauordnung für das platte Land fordert nur 3 v. H. (liebe dort 8 19). 
Vergl. ferner die nachſtehenden „Beſtimmungen“, die als Richtlinien von Zentralbetzungs⸗ 
beizräumen auch für die Stadt Breslau gelten. f 

Vorbemerkung: Die Beltimmungen gelten für Anlagen in Neubauten; fie find fo 
weit wie möglich anzuwenden bei Neuanlagen in beitebenden Gebäuden und bei weſentlichen 
Umbauten vorhandener Anlagen. 

Als Heigraum im Sinne der Richtlinien gilt ein Raum, in dem eine Feuerſtätte für 

ntral⸗Warmwaſſerhelgung, Warmwaſſerverſorgung, Heißwaſſerbeizung, Niederdruckdampf⸗ 
eizung oder Luftbelzung aufgeſtellt ift. 
ie Beſtimmungen gelten ohne Einſchräntung für Helzräume, in denen Dampf-, 
Warmwaſſerbeigungs⸗ und Warmwaſſerverſorgungs⸗Keſſelanlagen mit über 10 qm Helg⸗ 
fläche, Heißwaſſerbeizungen mit awet Feuerungen oder Feuerluſtbeizungen mit über 20 qm 
glatter oder 30 qm gerippter Helafläde ſtehen. Bei kleineren Anlagen find die Nummern 
£ ne 6 zu beachten, bei Keſſeln unter 4 qm SHelsfläe die Nummer 6 Abſ. 2 und 3. 
us gänge. 

1. Der Helgraum ift mit mindeſtens awet möglichſt entgegengeſetzt liegenden Ausgängen 
zu verſeben. Als Notausgang genügt ein Ausſtieg durch ein Jenſter mittels Stelgeiſen. Bet 
Großanlagen muß einer der beiden Ausgänge ins Freie führen. 

Die Türen müffen feuerhemmend bergeſtellt fein, nach außen aufgeben und ſelbſt⸗ 
au ſchließen. 

enſte r. 
Der Helzraum muß durch Fenſter mit der Außenluft in Verbindung ſtehen. Die 
Fenſter folen n Höhe zu Öffnen fein, wenn möglich durch Kippflugel. 
Decken und ande. 
3. Die Decke des Helgraumes und feiner Nebenräume ift durch Anſtrich (3. B. Waſſer⸗ 
glas) ri berzuſtellen: Robr⸗ und Kabeldurchfſübrungen find ſorgſam abaudichten. 

eben dem Heizraum belegene Wohnräume, gewerbliche Werkſtätten und dergleichen 
müſſen von dem Heigraum du mindeſtens 25 em ſtarke, gemauerte oder glelcherweiſe 
feuerfefte Wände abgeſchloſſen fein; eine Verbindung etwa durch Wenfter oder Türen ift 


uläſſig. 
1 und Abluft. 

4. Der Heigraum tft mit einer oberen Abluftöffnung, die bei natürlichem Auftrieb 
einen freien Querſchnitt von 25 v. H. des Schornſteinquerſchnittes hat, und einer über 
dem Fußboden!) moͤglichſt Hinter den Keſſeln einmündenden unverſchließbaren Zuluft⸗ 


1) Iſt der Heizerſtand vertieft, fo gilt feine Sohle als Fußboden. 
öffnung von 50 v. H. des Schornſteinquerſchnſttes zu verſebhen. Um den erforderlichen 
Auftrieb im Abluftkanal zu ſichern, fol dieſer möglichſt in der Nähe des Schornſteins liegen 
und über Dadfirft ausmünden. Die Ain muß aus dem Freien entnommen werden, 
u 11 o Stellen, die dicht unter Öffnungen zu Aufenthaltsräumen liegen. 

orniteine 

5. Jede Feuerſtätte der Zentralbelzung, der zentralen Warmwaſſer⸗ und Dampfber« 
forgung fol einen eigenen Schornstein erhalten, an den weder andere Weuerftätten ange» 
ſchloſſen noch Entlüftungseinrihtungen angebracht werden. Eine fammenfaffung meh⸗ 
rerer in einem Raum untergebrachten Feuerſtätten der Zentralhelgungs- uſw. Anlagen 
zu einzelnen Gruppen mit je einem Schornſtein tft ge, Dabei ift im Betrieb jedoch 
darauf zu achten, daß der einzelne Schornſtein nach ichkelt voll beanſprucht wird. 
Die Türen der nicht betriebenen Feuerſtätten müffen geſchloſſen gehalten werden. 

Die Schornſtelne fen an Innenwänden bes raumes liegen und find an ihrem 
gube mit 3 Aſchenſack von mindeſtens 0,12 m Tiefe zu berfeben. 

a u e. 

8 „bf. 1. Das Mauerwerk der Feuerſtätten, Rauchkanäle und Schornſteine ift dicht 

mifen J. und dauernd dicht zu erhalten. Bußdeckel, Phrometerbülfen und dergleichen 


miffen luftdicht ſchließen. Rauchkanale dürfen nicht feucht liegen, ihre Reinigungsöffnungen 
müſfen jederzeit zugänglich fein. 

Abf. 2. Rauchfanale und Rauchrohre müſſen auf dem fürzeften Wege mit Steigung 
und obne ſcharſe Krümmungen nach dem Schornstein au geführt werden. 

Abf. 3. Rauchſchleber und . müſſen in ihrem oberen Tell mit Abzugs ⸗ 
oͤffnungen gleich 3 v. H. des Rauchrohrquerſchnitts, ledoch nicht unter 20 qem berfeben fein. 
Einrichtungen zur Regelung des Zuges, die durch Einführung von Nebenluſt in die 
Rauchkanäle oder Schornſteine wirten, dürfen nur eingebaut werden, wenn fie auf Grund 
der von der Arbeltsgemeinſchaft für Brennſtoſſerſparnis aufgestellten Richtlinienz) zum 
Einbau zugelaſſen find. 


2) Zur Belt gelten die in den „Wärmewirtſchaſtiichen Nachrichten Dr Hausbau, Gaus- 

nnn De ae Dee, OR. S 1e STERBEN IN) IRRE 
en, : 

/ „Die Bulaffung von Zugreglern mit Einſteuerung von Iriſchtuſt wird von der 


e n ae 
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aufgeführt werden, wobei der Zwiſchenraum zwiſchen Fachwand und Schorn— 
fein voll auszumauern ift. Auf Holz oder andere brennbare Bauteile dürfen 
Schornſteine weder mittelbar noch unmittelbar aufgeſetzt oder geſtützt werden. 

2. Gemauerte Schornſteine müffen auf den Außenſeiten geputzt und auf den 
Innenſeiten glatt ausgefugt werden. Die Schornſteine muͤſſen ſoweit über 
die Dachfläche hmausgeführt werden, daß der Rauch abgeſaugt und ab: 
geleitet und eine Gefährdung der Umgebung durch Funken, Ruß und Rauch 
vermieden wird. Die Seitenwände (Wangen) von gemauerten Schornſteinen 
müſſen mindeſtens % Stein, an der Außenſeſte von Umfaſſungswänden min: 
deſtens 1 Stein ſtark fein. Wenn zwei Brandmauern nebeneinander in gleiz 
cher Höhe vorhanden find, genügt Stein Stärke für die Grenzwangen. 

3. Gemauerte Schornſteine von größeren Sammelheizungen und een 
Feuerſtätten, wie Backöfen, Schmieden, Darren und dergl., müſſen Wangen: 
ſtärken von mindeſtens 1 Stein erhalten. Die Einführung von Arden de 
anderer Feuerungsanlagen in ſolche Schornſteine ift unzuläſſig. “) 


en Baupolizei Berlin nunmehr in der Regel an folgende Bedingungen 
gefnüpft: 

1, Der Zugregler darf nur dort eingebaut werden, wo ein zu hoher Schornſteinzug 
ſeſtgeſteut worden ift. (mehr als 4 mm Zug, gemeffen bei einer Abgastemperatur von 
180 0 C. über Außentemperatur.) 

2. Der Anſchlußſtuten zur Vornahme von Zugmeſſungen tft unmittelbar und feit 
mi aan ieh zu verbinden und derartig auszuführen, daß Fehlmeſſungen ausge- 

offen find, 

3. Die Höhe des Unterdruckes, bel dem das Regelgerät Nebenluft eintreten läßt, muß 
verſtellbar fein. Das Gerät darf nur bei überſchreitung dleſes Unterdruckes in Tätigkeit 
treten und muß bei Unterſchreitung dieſer Zugſtärke wieder ſelbſttätig und dicht abſchließen. 
Die jeweilige Stellung der Klappe muß don außen erkennbar fein. Der Apparat muß 
dauernd — 1 7 fein. 

4, 3 Ein» und Umſtellen des Zugreglers darf nur durch bie Lieferfirma erfolgen. 
Durch diefe ift der Apparat nach erfolgter Einſtellung zu plombieren, fo daß ein Verſtellen 
durch Unbefugte ausgeſchloſſen ift. Die Firma allein und die Vaupolizet ift berechtigt, die 
ee löfen. Beim Erloſchen der Lieſerfirma oder in Streitfällen entſcheidet die 

aupoltzet. 


5. Um ein Durchroſten der Wandungen des Apparats möglichſt zu vermelden, ift das 
Elſenblech mit einem roſtſicheren Anſtrich zu verſehen. Die beweglichen Zelle find fo aus- 
. 1 ile Jeſtllemmen durch Verroſten, Verſchmuben, Abnupen uſw. möglichſt 
ausgeſchloſſen 

6.5 ng die Lieferfirma find die im Gebrauch befindlichen Apparate auf ihre Inſtand⸗ 

altung und ihr einwandſreles Arbeiten alle awet Jahre zu prüfen. über den Befund der 
rüſung bat die Firma dem Befiper der Anlage eine Bescheinigung zur Weiterreichung an 
die Baupolizei auszuſtellen. 

Abſ. 4. Verbindungsrohre zwiſchen Feuerſtätten und Schornſteinen dürfen nur dann 
aus Schmiedeeifen hergeſtellt werden, wenn fie bei Lichtweite bis 200 mm eine Wanpftärfe 
von 3 mm, bei größerer Lichtweite eine Wandſtärte von mindeſtens 5 mm erhalten, um 
ſchnelles Durchroſten zu verhüten. Aus lebterem Grunde find ftatt ſchmiedeelſerner Ber» 
bindungsrohre für die Ableitung der Rauchgaſe möglichft Chamotterohre und gußelſerne 
Muffen» oder Flanſchenrohre zu verwenden, 

70) Zu beachten find auch die Richtlinten über die Abführung der Abgaſe von Gas- 
geräten vB: vom 18. 8. 32 (Amtsbl. Stuck 33) u. Vorſchriſten v. 11. 1. 34, f. Abſ. 32 S. 303. 

80) Siebe $ 30 O I 6, 7, 9, ſowie II 4 und 8. 

A 70 gemäß Nachtrag II Berordn. v. 2. 8. 27: 
e ufnahmefäßinteit der Schornfteine von Sammelhelzungen ift nach der Redten⸗ 


-g du ermitteln. 


81 

a) 
bacherſchen Formel F = 7 

Hierin bedeuten: F Schornſteinquerſchnitt in qm; G = Gewicht der Verbrennungs- 
sole Son 1 kg Yrennjtoff; B = ſtndliche 4 — in kg; H = Höbe des Schorn⸗ 

nes in m. 

Dei einzelnen Stockwerksbhelzungen kann ausnabmswelfe von biefer Berechnung ab- 
delt den werden, wenn bie Hetgfläche des Keſſels 0,8 am im oberſten Geſchoſſe und 1 qm in 
en darunter liegenden Geſchoſſen nicht überfteigt. Derartige kleine Sammelbetzungen dürfen 
auch an ein bereits ſonſt von nur einem 5 beanſpruchtes Schornſtelnrohr von 
minbeftens 14/21 cm Querſchnitt anoeio en werden. übersteigt die Keſſelbelgfläche die 
. angegebenen Abmeſſungen, fo gelten auch Gtodwerfhelsungen als größere 

ungen. 
b) Abſab 10 wird aufgehoben und durch nachſtehende Vorſchrift erſetzt: 
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4. Die Innenflächen der Schornſteine müſſen von Balken und Dachhölzern 
mindeſtens 20 cm entfernt bleiben und durch doppelte in Lehmmörtel und im 
Verband gelegte Dachſteinſchichten von ihnen getrennt werden. 


5. Die Schornſteine find fo einzurichten, daß fie in allen Teilen ordnungs⸗ 
mäßig gereinigt werden können. Die Reinigungsöffnungen müſſen mindeftens 
die Größe des lichten Schornſteinquerdurchſchnittes haben und mit feuerhem⸗ 
menden und rauchſicheren Verſchlußvorrichtungen verſehen werden. Jeder 
Schornſtein muß an feiner Sohle eine Reinigungsöffnung haben. Das Zus 
ſammenziehen meherer Schornſteine in eine Seinigunnsöffnung ift unzuläſſig. 
Die Reinigungsöffnungen müſſen frei liegen, d. h. fie dürfen nicht in Räumen 
liegen, die zu Wirtſchaftszwecken dienen. Die Schornſteinſohlen müſſen min⸗ 
deſtens 1 m über dem Raumfußboden liegen. e e ml en in Auf⸗ 
enthalts⸗, Lager⸗ und Dachräumen müſſen mit dichtſchließenden Doppeltüren 
verſehen fein.) Ungefchüßtes Holzwerk muß mindeſtens 50 cm, feuerhem— 
mend verkleidetes mindeſtens 30 em von den Reinigungsöffnungen entfernt 
bleiben. Soll ein Schornſtein vom Dach aus gereinigt werden, fo müſſen 
ſeitlich aufklappbare Ausſteigeluken von mindeſtens 35 X 50 em lichtem 
Querſchnitt und bei ſteilen Dächern Laufbretter angebracht werden. 

6. Abſ. 6 hat nach der Verordnung v. 8. 8. 34 (Amtsbl. Nr. 32) folgende 
Faſſung: In Räumen, in denen leicht entzündliche Stoffe lagern oder verz 
arbeitet werden, dürfen Reinigungsöffnungen fen Schornſteine nicht angelegt 
werden. Schornſteine in ſolchen Räumen müſſen fugendichte, feuerbeſtändige 
Ummantelung erhalten (3. B. „ Stein ſtarke Vorſatzſchicht mit Putz oder 
fugendichtem Plattenbelag). 

7. Aufſätze auf Schornſteinen dürfen die ordnungsmäßige Reinigung nicht 
erste und müſſen den gleichen Querſchnitt wie Ha Schornflein Toten, 

8. Es werden weite — befteigbare — und enge — unbefteigbare — Schorn⸗ 
ſteinrohre unterſchieden. 

9. Die beſteigbaren Schornſteine müffen eine Lichtweite von mindeſtens 
50/50 cm haben und dürfen außer den Raucheinmündungen und einer Ein⸗ 
ſteigeöffnung am Fuße keine weiteren Offnungen in den Wänden erhalten. 
Bei größeren Abmefjungen find Steigeiſen in Abſtänden von nicht über 
50 cm anzubringen. 

10. Jedes unbeſteigbare Schornſteinrohr iſt mit einem überall gleichen 
Querſchnitte aufzuführen, der im Lichten geringer als 14/14 cm? fein darf. 

11. In ein unbeſteigbares Schornſteinrohr von 225 qem innerer Weite 
dürfen höchftens drei Rauchrohre gewöhnlicher Zimmeröfen eingeführt werden. 
Ausnahmen kann die Baupolizei zulaffen; insbeſondere dürfen einzelne Feuer⸗ 
ſtätten in Dach- und Kellergeſchoſſen, die vorausſichtlich ſeltener benutzt 
werden, auch an Schornſteine der Vollgeſchoſſe angeſchloſſen werden. Für 
jedes weiter einzuführende Rauchrohr iſt die Weite des Schornſteinrohres um 

Jedes unbeſteigbare Schornſteinrohr ift mit einem durchweg gleichen Querſchnitt von 
14/21 em im lichten aufzuführen. 

c) Abſat 11 wird aufgehoben und durch nachſtebende Vorſchriſt erfebt: 

In ein undeſteigbares Schornſteinrohr von 14/21 em lichtem Querſchnitt dürfen 
bhöchſtens drei Rauchrohre gewöhnlicher Zimmerdfen eingeführt werden. Ein Kochberd mit 
8025 eite! — „geuerung wird zwei Bimmerdfen gleichgeſtellt. Ausnahmen kann bie 

82) Die Anlage von Neinigungsöffnungen in Wohnräumen ift demnach in Breslau 
D nicht ag fo Iäftig für die Wohnungsinfaſſen die Bedienung der 


nungen werden kann. Beſchwerden bierüber find öfter vorgekommen, mußten aber 
auf den Weg der Privatklage verwieſen werden. 


R ene 


* 


{i 
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75 qem 5 vergrößern. Ein Kochherd mit mehr als einer Feuerungee) wird 
bei der Berechnung der Zahl und Weite der Schornſteinrohre zwei Zimmer⸗ 
öfen gleichgeſtellt. 

12. Anders als ſenkrecht dürfen Schornſteine nur geführt werden, wenn fie 
in feuerbeſtändigen Wänden liegen oder durch feuerbeftändige Konſtruktionen 
. Hierbei darf die Neigung nicht weniger als 60 Grad betragen. 
In der Neigung ſind gezogene Schornſteininnenflächen glatt, nicht abgeftuft 
auszuführen, 

13. In Werkſtätten und Küchen mit * Dampfentwicklung müſſen 
Wraſenrohre“ ) angebracht werden, die über ach durch Einbau eines eiſernen 
Kreuzes als Wraſenrohr kenntlich zu machen ſind. Die Mitbenutzung der 
Wraſenrohre 15 Feuerung und Lüftung iſt verboten. Auspuffrohre von 
Verbrennungskraftmaſchinen (Gas-, Benzin-, Petroleummotoren u, a.) ſind 
in beſondere Abzugsrohre einzuführen. 


§ 21. Verſorgung mit Waſſer, Gas und Elektrizität. 
A. Waſſerverſorgung.““ 


1. Alle zum Wohnen und Arbeiten dienenden Grundſtücke müffen mit einer 
Waſſerleitung verſehen fein, die ſämtliche Wohn: und Arbeitsgeſchoſſe mit 
Waſſer verſorgt. 

2. Die e eergeng kann entweder durch sinke an die ſtädtiſche 
Waſſerleitung oder durch Herſtellung einer beſonderen ruckwaſſerleitung 
gefeheben, die Waſſer von einwandfreier Beſchaffenheit und in ausreichender 

enge aus einem Pumpbrunnen entnimmt, 

3. Für jeden Haushalt, ſowie für jeden gewerblichen oder kaufmänniſchen 
Betrieb, auch für jeden Laden muß ein eigener Waſſerhahn mit darunter 
befindlichem Ausguß, der an einer maffiven Wand befeſtigt fein muß, vor: 
handen fein; für mehrere Läden kann ein gemeinſchaftlicher Waſſerhahn mit 
Ausguß in einem allen Beteiligten zugänglichen Raume zugelaſſen werden. 

4. Für die Herſtellung der Anſchluß⸗ und Hausleitungen ſind die darüber 
erlaſſenen beſonderen Beſtimmungen maßgebend. 

5. Eiſerne Rohrbrunnen, deren Waſſerentnahmeſchicht in weniger als 4 m 
Tiefe liegt, müſſen mindeſtens 12 m Abſtand von Abortgruben, e 
Stallungen, Jauchen, Gent: oder Sammelgruben haben. Liegt die Waſſer⸗ 
entnahmeſchicht tiefer als 10 m und unterhalb undurchläſſiger Bodenschichten, 
ſo genügt ein Abſtand von 5 m. 8 die Waſſerentnahmeſchicht tiefer als 
20 m und unterhalb undurchläſſiger Bodenſchichten, fo kann die Baupolizei 
die Anforderung bis auf 3 m ermäßigen. 


6. Keſſel- oder Schachtbrunnen müſſen von Abortgruben, Dungſtätten, 
Stallungen, Jauchen, Gent: und Sammelgruben und dergl. einen Abſtand 
von mindeſtens 12 m haben. Sie ſind waſſerdicht abzudecken. Die Oberkante 
der Abdeckung muß mindeſtens 25 em über dem umgebenden Gelände liegen. 
Wird von dem Bauherrn nachgewieſen, daß die Waſſerentnahmeſchicht tie fer 
als 10 m und unterhalb undurchläſſiger Bodenſchichten liegt, fo kann die 
Baupolizei die Anforderung im Einzelfalle bis auf 5 m Abſland ermäßigen. 

83) An Stelle des Wortes „wird“ treten It. Nachtrag V v. 19. 3. 30 die Worte: „ober 
ein Waſchküchenberd werden“. 
84) Vergl. $ 20 der Bauordn. f, die Städte. 


85) Vergl. die Pollgeiverordn. Über Be und Entwäſſerung vom 11. 1. 38, hier abge⸗ 
druckt te 88. 
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Der Erina ift von der Außenſeite des Brunnenkeſſels oder Brunnenſchachtes 
zu meſſen. 

7. Bei gemauerten Keſſelbrunnen E aa Brunnenmauerwerk im oberen 
Teile bis mindeſtens 2 m unter dem Gelände mit Zementmörtel zu mauern 
und außen mit Zement zu verputzen. 

8. Alle mit einer Pumpe verſehenen Brunnen müffen mit einem Spritzbrett 
verſehen und ſo mit Gefälle umpflaſtert ſein, daß eine reſtloſe Abführung des 
e erfolgt. 

9. Der Brunnenkeſſel eines offenen Zieh: oder Schöpfbrunnens muß mit 
mindeſtens 1 m hoher Einfaſſung verſehen und in einer Breite von mindeſtens 
Im Gefälle von mindeſtens 10 em auf 1 m umpflaftert fein. 


B. Gasleitungen. % 8) 87) 


í 1. Die Gasleitungen müffen durchweg von Schmiedeeiſen und undurchläſſig 
ein. 
2. Gasleitungen in unzugänglichen Hohlräumen unter bewohnten Gebäuden 
und in gemeinſchaftlichen Mauern find unzuläffig. 
3. Gasleitungen dürfen nicht in Schlacke, Ache, und andere das Eiſen 
ede Füllungen gelegt werden. 
. a) Hausleitungen müffen gegen die Straßenleitung an einem geſicherten, 
aber leicht zugänglichen Orte innerhalb des Gebäudes abſchließbar 
i 


ein. 

b) Bor jedem Gebäude, in dem ſich eine Gasleitung von 75 als 100 
Flammen befindet, iſt das Gaszuleitungsrohr mit einem Verſchluſſe 
zu verſehen, durch den das Gas leicht, ſicher und vollſtändig abge⸗ 
ſperrt werden kann. Die Stelle des Verſchluſſes muß äußerlich 
kenntlich gemacht werden. Die Zugänglichkeit und die Zuverläſſig⸗ 
keit des wege wird durch die ſtädtiſchen Gaswerke geprüft. 

5. Die Flur: und Treppenbeleuchtungsanlagen müſſen einen beſonderen 
Haupthahn am Gasmeſſer haben, der in einem verſchließbaren Kaſten oder 
dergleichen unterzubringen iſt. Jeder Brenner muß mit einem Abſperrhahn 
verſehen ſein. 

6. Schläuche zur Gasführung müffen Abſchlußhähne in der eifernen Leitung 
erhalten. Gasſchläuche dürfen nicht nur auf die Mundſtücke der Gashähne an 
der feſtliegenden Gasleitung und des Gasrohres an Heiz- oder Beleuchtungs⸗ 
körpern geſtreift werden, oe müſſen auch mit Schlauchklammern oder 
An cplußſtücken verſehen ſein, die eine Lockerung oder das Herabfallen des 
Schlauches unmöglich machen. Schläuche ohne beſondere Mundſtücke müſſen 
mit einem ſtarken Bindfaden, nicht mit Draht an den beiderſeitigen Anſchluß⸗ 
ſtellen feſt umbunden werden. 

7. Der Abſchnitt 7 hat durch den Nachtrag vom 19. 3. 30 folgende neue 
Faſſung erhalten: 

Räume, in denen Gasgeräte nach Artikel I dieſer Poltzelverordnung untergebracht find, 
miffen eine genügende Luſtzuführung erhalten (3. B. Löcher oder Schlitze unten in der 
Tür, Maueröffnungen uſw.). Die afe find, fofern der Gasverbrauch des Gerätes 
0,5 cbm in der Stunde überſteigt, in einen vorſchriſtsmäßigen ornftein von 250 qm 
Querſchnitt oder durch glatte Rohre über Dach zu leiten. Ver pa eaa irete muß mit 


einer Windſchutvorrichtung (Meldingerſchelbe oder dergl.) verfehen fein. Die Windſchup⸗ 
a fo 9 werden, daß ſie dem ee die Wartung des 


80) Siebe auch § 27 Ziffer 2 und § 34 Ziffer 2 und $ 50 Ziffer 3 der Polizelverordn. 
über Lichtſpielhäuſer. 

87 ral. Erlaß d. Pr. Min. f. Handel u. Gewerbe vom 21. 7. 1931 (II /n 3400 
1123/31 Ru) u. Richtlinten vom 11. 1. 34 (bier abgedruckt Seite 303). 


| 
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2 


§ 22. Abwäſſer 41 


Schornſtelns nicht erſchwert, ſoſern nicht eine ſeitliche, winddicht abſchließende Klappe die 
Zugänglichteit des Schornſteins gewährleiſtet. 

Schornſteine, an die ſolche Gasgeräte angeſchloſſen werden, dürfen außerdem nicht als 
Wraſenrobre oder Entlüſtungsrohre für andere Räume dienen; auch dürfen an fie Feuerun⸗ 
gen, in denen Kohle, Nors, Holz oder ein anderer rauchender Brennftoff zur Verbrennung 

elangt, in der Regel nicht angeſchloſſen werden. Kann ein befonderer Schornſtein für die 
bleitung der Gasgeräte-Abgaſe nicht freigemacht werden, fo kann nach Benehmen mit dem 
Begirksſchornſteinſegermeiſter ausnabmswelſe und gegen Widerruf zugelaſſen werden, das 
Abgasrohr an einen Schornſtein anzuſchlleßen, der im gleichen Stockwerk keine Kohlenfeuer⸗ 
ſtelle aufnimmt. In die Abgasabfübrung der Gasgeräte find vor dem Eintritt in den 
Schornſtein Rohrunterbrecher einzubauen, fofern das Gasgerät ſelbſt feine ausreichende 
Zugunterbrechung besitzt. Die unmittelbare Ableitung der Abgaſe innerhalb des Stock⸗ 
wertes ins Freie tann zugelaſſen werden, wenn die Ausmündungen der Abzugsrohre Wind- 
í 7 45 erhalten und wenn durch Robrunterbrecher dafür geforat wird, daß Windſtöße 
nicht die Ableitung hindern und die Flammen zum Berloſchen bringen können. 

Jeder Unternehmer, dem die Ausführung einer Gasanlage mit Geräten nach Artitel I 
dleſer Verordnung übertragen worden ift, ift verpflichtet, den zuſtändigen Bezirksſchornſteln⸗ 
fegermeifter von dem Bauvorbaben rechtzeitig zu unterrichten, damit diefer das zu benutzende 
Schornſteinrohr ermitteln und die etwa erforderliche Umſchallung vorbandener Sſen für fefte 
Brennftoffe veranlaſſen kann. 


Undernet Zuständigkeit der Baupoligei gemäß $ I A b der Bauordnung bleibt biervon 
8. a) Die Gasmeſſer ſind in der Regel innerhalb der einzelnen Wohnungen 
aufzuſtellen. In jeder Wohnungsleitung iſt ein Hahn einzubauen, 
durch den die Leitung für dieſe Wohnung abgeſperrt werden kann. 
b) Mehr als drei Garner dürfen nur in Räumen aufgeſtellt werden, 
die mit maſſiwen Decken und Wänden umgeben ſind, froſtfrei liegen 
und Lüftung und Belichtung nur von außen erhalten. Die Türen 
zu dieſen Räumen ſind rauchdicht und feuerhemmend herzuſtellen. 

9. Wer eine Gasleitungsanlage einrichten, ausbeſſern oder ändern laſſen 
will, hat dies vorher ſchriftlich den ſtädtiſchen Gaswerken anzuzeigen Nach 
Ausführung der Arbeit iſt den ſtädtiſchen Gaswerken Anzeige zu machen. Die 
Anlage darf erſt in Benutzung genommen werden, wenn ſie von den ſtädtiſchen 
Gaswerken auf ihre Sicherheit geprüft worden iſt. Zu dieſen Anzeigen ſind 
die Hausbeſitzer oder deren beſtellte Stellvertreter verpflichtet. 

10. Im übrigen ven die vom Magiſtrat erlaſſenen und ortsüblich be- 
kannt gemachten Bedingungen und Beſtimmungen über Anlage, Benutzung 
2 Prüfung von Privatgasleitungen durch die ſtädtiſchen Gaswerke in 

reslau. 


C. Elektriſche Anlagen und Blitzableiter. 


Für die Einrichtung von elektriſchen Anlagen und Blitzableitern gelten die 
„Sicherheitsvorſchriften des Verbandes Deutſcher Elektrotechniker“, ſoweit 
nicht beſondere polizeiliche Vorſchriften beſtehen. 


§ 22. Entwäſſerungen und Beſeitigung der Abfallſtoffe. ) #9 9) ©) 
A. Abwäſſerbeſeitigung. 


1. a) Auf Grundſtücken an Straßen, die mit der ſtädtiſchen Kanaliſation 
verſehen ſind, müſſen alle Baulichkeiten, . und Höfe 
an den Straßenkanal angeſchloſſen werden. Für die Herſtellung 
der Anſchluß⸗ und Hausleitungen find die darüber erlaſſenen beſon— 


y! Vergl. die Polizelverordn. über Bes u. Entwäſſerung v. 11. 1. 33, bier abgedruckt 
2% Berol, Abſchnitt G und H, ſowie 40, 47, 48 und 3 68 der Lichtſpielberordnung. 


90) Stehe Ortspoligetverordnung vom 11. 1. 33 (Seite 8 
91) Siebe § 30 B. r. 


Selte 
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deren Beſtimmungen maßgebend. (Ortsſtatut und Polizeiverordnung 
betreffend die Bes und Entwäſſerungsanlagen der Grundſtücke.) 
b) Die Sohle aller Kellerräume iſt ſo anzulegen, daß ſie nach dem 
Straßenkanal entwäſſert werden kann. 
€) Ausnahmen von vorſtehenden Vorſchriften können zugelaſſen werden: 
von a) wenn Kleinhausſiedlungen mit ausreichender Landzulage 
verſehen ſind, 
von b) wenn bei Kleinhausſiedlungen für eine anderweitige genü⸗ 
gende Entwäſſerung der Kellerſohle geſorgt wird. 


2. Balkone und ähnliche Freiplätze dürfen an die Entwäſſerungsleitungen 
nicht unmittelbar angeſchloſſen werden. Sie ſind in der Regel mit Gefälle 
nach außen zu entwäſſern. 

3. Für Kleinhäuſer, die mit einer Gartenfläche von mindeſtens 200 qm 
ür jede Familienwohnung verbunden ſind, kann auch dort, wo Kanal und 

aſſerleitungen vorhanden ſind, von einem Anſchluß an gr Leitung abge: 
ſehen werden. Für die Entwäſſerung und Abführung der Abfallftoffe gelten 
in dieſem Falle die in den folgenden Abſätzen 4 bis 6 angegebenen Beſtim⸗ 
mungen. 

4. Fehlt in der Straße die unterirdiſche Entwäſſerungsanlage, = muß jedes 
bebaute Grundſtück mit Einrichtungen zur ordnungsmäßigen Entwäſſerung 
verſehen werden, ſoweit diefe fidh nicht oberirdiſch in natürlichem Gefälle voll: 
zieht. Geſundheitsſchädliche Flüſſigkeiten ſind ſo abzuleiten oder zu ſammeln, 
daß keine Schädigung oder Beläſtigung von Menſchen eintritt. 

5. In den Gräben und Seitengerinnen der Kunſtſtraßen und öffentlichen 
Wege dürfen mit Ausnahme der Tageswäſſer (Regen- und Schneewäſſer) 
Abgänge aus Häuſern, Höfen, gewerblichen Betriebsſtätten, Viehſtällen und 
Dungſtätten nicht eingeführt oder abgelaſſen werden. Iſt eine Straße mit 
unterirdiſcher Entwäſſerung verſehen, fo find die Ableitungen der Tageswäſſer 
an das Kanalnetz anzuſchließen. 

6. Zur Aufnahme der in Abſatz 5 genannten Abwäſſer ſind in den noch 
nicht mit unterirdiſcher Entwäſſerung ausgeſtatteten Straßen auf den Grund⸗ 
ſtücken nach Bedarf zu räumende und zu reinigende Sammelgruben anzulegen, 
die folgenden Vorſchriften entſprechen müſſen: 

a) Die Gruben müſſen von der Straße mindeſtens 12 m, von den Nachbar⸗ 
grenzen mindeſtens 3 m und von den Brunnen desfelben oder eines 
benachbarten Grundſtücks mindeſtens 12 m entfernt ſein. Wenn die 
Waſſerentnahmeſchicht eines Rohrbrunnens unterhalb undurchlä ger 
Bodenſchichten und tiefer als 10 m unter Gelände liegt, kann die Bau: 
polizei die Entfernung auf 5 m ermäßigen. 

b) Bei Anlage von Gruben im unmittelbaren Anſchluß an Gebäude, in 


€ 


denen fih Räume zum dauernden Aufenthalt von Menſchen befinden, 


dürfen die Grundmauern oder Kellerwände der Gebäude nicht zugleich 
als Umfaſſungswände der Grube benutzt werden. Innerhalb ſolcher 
Gebäude iſt die Anlage von Sammelgruben verboten. Die Grubenſohle 
ſoll mit ihrer Unterkante in der Regel nicht weniger als 25 em über 
dem höchſt bekannten Grundwaſſerſtande liegen. 

3 Uberlaufrohre find verboten. 

d) Die Gruben find aus Mauerwerk oder anderen fen Bauſtoffen 
waſſerdicht herzuſtellen und dichtſchließend zu überdecken. Gemauerte 
Umfaſſungswände find aus beſonders hart gebrannten Ziegeln mindeſtens 


un. ee 


n . S 
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25 cm ſtark in Zementmörtel herzuſtellen und innen mit Zementmörtel 
8 fugen, außen mit rauhem Zementputze zu verſehen. 

e) Die mit ausreichendem Gefälle nach der Entleerungsſtelle anzulegende 
Sohle muß aus waſſerdichtem Zementboden von 15 cm Stärke beflehen 
oder aus zwei ſich in den Fugen deckenden Ziegelflachſchichten in Zement⸗ 
mörtel gemauert und mit glattem Zementputze überzogen fein. 

f) Können die Abortanlagen eines Gründſtücks an eine Wafferleitung ange⸗ 
ſchloſſen und mit Waſſerſpülung verſehen werden, ſo iſt die Anlage von 
Abortgruben innerhalb der Wohngebäude verboten. 

g) Für Abortanlagen, die an eine Waſſerleitung nicht angeſchloſſen werden 
können, können die Abortgruben innerhalb der Wohngebäude angelegt 
werden. Derartige Gruben müſſen eigene Umfaſſungswände erhalten. 
Sie find maffiv zu überwölben und durch ein über Dach zu führendes, 
ausreichend weites Dunſtrohr zu entlüften. Die Ausmündung des Dunſt⸗ 
rohres über Dach muß über der Decke des oberſten bewohnten Raumes 
liegen. Um die Gruben reinigen und entleeren zu können, muß ein Teil 
derſelben in der Größe von mindeſtens 0,50 qm innerer Sohlengrund⸗ 
pas bei 70 cm Eleinfter Abmeſſung vor die aͤußerſte Mauerflucht des 

ebäudes vortreten. Dieſe Reinigungsöffnung ift dunſtſicher zu über: 
decken. Hölzerne Überdedungen find aus doppelten, in der Richtung 
wechſelnden, mindeſtens je 4 cm ſtarken Bohlen herzuſtellen. 

7. Anſtatt der in Abſatz 6 vorgeſchriebenen Sammelgruben können in 
geeigneten Fällen ausnahmsweiſe auch Kläranlagen in bewährter Bauart 
zugelaſſen werden. Die Abwäſſer aus dieſen Kläranlagen können, wenn ſie 
genügend gereinigt und keimfrei ſind, in offene Gräben abgeleitet werden. 

8. Sickergruben, die dazu beſtimmt find, Abwäſſer dem Untergrunde gur 
ſtändigen Aufnahme zuzuführen, können nur ausnahmsweiſe nach eingehender 
Prüfung im Einzelfalle zugelaſſen werden, wenn der Untergrund dazu gez 
eignet ift?” 

9. Ausnahmen von vorſtehenden Beſtimmungen find zuläffig für Grund: 
ſtücke mit Klein- und Mittelhäuſern, bei denen jede Wohnung mit einer zur 
Garten- oder landwirtſchaftlichen Nutzung geeigneten, auf demſelben Grund: 
ſtücke gelegenen Freifläche von mindeſtens 200 qm ausgeſtattet ift. 


B. Abortanlagen und Bader å um e.bech 93) 


1. In jeder ſelbſtändigen Wohnung ift ein bequem zugänglicher und ver» 
ſchließbarer Abort anzulegen. Außerhalb der Wohnungen, aber innerhalb 
des Hauſes, wenn es nicht mehr als zwei lg Golfe beſitzt, können Aborte 
zugelaſſen werden, wenn ſie von gut lüftbaren Vorräumen zugänglich und 
verſchließbar ſind. 

2. In Häuſern, die vor dem Erlaſſe dieſer Bauordnung erbaut worden 
ſind, kann ein Abort für je zwei Wohnungen, in ſolchen, die vor dem 1. April 


92) 2118 gg für bie ausnabmswelſe Sulaflıın * Verſickerungsanlagen 
Bodens, reiner Sandboden; 2. völlige Grundwaſſerfrelbeit (ber effte Punkt des Abwaſſer⸗ 


f.) 
quemlichteit ber ya ver 
92a) Wegen der Basapparate (Gegenſtromapparate) zur Erwärmung des Waſſers ſiehe 
Jußnote 87 zu 8 21 B und Fußnoten 79 u. 87. 
08) Vergl. $ 30 B. p. 
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or dem Sitz mnf ein freier Raum von mindeftens 60 cm Tiefe verbleiben. 
urch den Nachtrag IX zur Bauordn. vom 21. 4. 33 folgende neue 
Jaſſung erhalten: 


Baberäume müffen mindeſtens 1,85 m breit fein und einen Luftraum von mehr als 
20 ma oder, foweit das mehr ergibt, einen ſolchen don mehr als dem dreifachen des ftünd» 
lichen Gasverbrauchs der etwa in ihm aufgeſtellten Gasgeräte haben. 

Latzt fiğ ein folder Luftraum nicht erreichen, fo müffen dle Baderäume dicht über dem 
Jußboden, am beſten in der Tür und unmittelbar unter der Decke Luftöffnungen von min« 
deſtens je 150 eme i. L. nach einem mindeſtens 10 m3 großen Nachbarraume erhalten. Als 
Nachbarraum darf zu diefem Zwecke fein Raum benutzt werden, der zum dauernden Auf. 
enthalt von Menſchen dient. 

Der Luftinbalt darf jedoch nicht weiter als bis auf 10 ms herabgeſetzt werden und 
dies auch nur dann, wenn entweder ein Gasbadeoſen mit einer nutenleiſtung von böoch⸗ 
ſtens 320 Warmeelnhetten (kcal) und eine Sparbadewanne von böchſtens 120 Liter Inhalt 
oder ein Koblenbabeofen aufgeſtellt wird. 


7. Jede Abortanlage und Badeſtube muß in ganzer Höhe an einer Außen⸗ 
wand oder an einem gut gelüfteten, den Vorſchriften im § 23 entſprechenden 
Lichtſchachte liegen und von dort aus durch leicht ‚u öffnende Fenſter unmittel⸗ 
bar und ausreichend Licht- und Luftzufuhr erhalten. 

8. Für mehrere in einem Raume vereinigte Abortzellen dürfen die Scheide⸗ 
wände erft 20 cm über dem Fußboden beginnen und höchſtens bis 50 em 
unter die Decke reichen. 

9. Aborte dürfen nicht in unmittelbarer Verbindung mit Aufenthalts: 
räumen ſtehen und follen in der Regel von Fluren aus zugänglich ſein. Aus⸗ 
nahmen ſind zuläſſig für Aborte mit Waſſerſpülung in Badeſtuben. Bei 
Aborten für Geſchäfts⸗ und öffentliche Verkehrsräume, Werkſtätten und 
dergl., find Ausnahmen zuläſſig, wenn zwiſchen den Abort: und Aufenthalts: 
räumen ein befonderer, zu entlüftender see liegt, 

10. I. a) Iſt eine öffentliche Entwäſſerungsanlage in der Straße, von der 
das Grundſtück zugänglich ift, vorhanden, fo find alle Abort- und 
mice ſowie alle Ausgüſſe und Regenrohre an diefe an: 

uſchließen. 

b) rn eine öffentliche Entwäſſerungsanlage nicht vorhanden, fo 
find die Auswurfſtoffe mittels glaſierter Tonbecken und Abfall: 
rohre in eine den Vorſchriften unter A. dieſes Paragraphen ent: 
ſprechende Grube oder in bewegliche Behälter (Tonnen oder 
Tonnenwagen) zu leiten und mit einem geeigneten Stoffe, z. B. 
Torfſtreu, zu binden. Die Tonnen oder Tonnenwagen müſſen 
undurchläſſig und dicht verſchließbar, der Tonnenſtand unmittel⸗ 
bar von außen zugänglich, maſſiw umſchloſſen und mit einem 
undurchläſſigen, glatten Fußboden verſehen ſein. Der Tonnen⸗ 
raum iſt durch ein über Dach geführtes Entlüftungsrohr von 
mindeſtens 15 cm lichter Weite zu entlüften. Die obere Aus⸗ 
mündung des Entlüftungsrohres muß über der Decke des oberſten 
bewohnten Raumes liegen. 
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c) Iſt eine öffentliche Waſſerleitung vorhanden, fo find die Aborte 
mit Waſſerſpülung zu verſehen und mittels undurchläſſiger, 
froſtfrei anzuordnender Abfallrohre an eine Grube anzuſchließen, 
die den Beſtimmungen unter A. 6 dieſes Paragraphen zu ent⸗ 
ſprechen hat. Die Abfallrohre müſſen ein in gleicher Weite 
über Dach geführtes Entlüftungsrohr, deſſen obere Ausmündung 
über der Decke des oberſten bewohnten Raumes liegen muß, er⸗ 
halten. Die Waſſerrohre müſſen mit Rohrunterbrechern oder 
ſonſtigen Vorkehrungen gegen die Verſeuchung des Leitungs: 
waffers ausgeſtattet fein und fo angelegt werden, daß ein Ein: 
rieren des Waſſers verhütet wird. 

II. Für Aborte in beſonderen Gebäuden (Nebenanlagen), in denen ſich 
keine Räume zum dauernden Aufenthalte von Menſchen befinden, 
en die Vorſchriften unter Ia bezw. Ib. Die Gruben für ſolche 

ebäude können unter dieſen angeordnet werden, ſofern fie eine der 

Vorſchrift unter A. 6 g entſprechende Reinigungsöffnung haben. Bei 
enügender Größe können die Gruben im Falle von Ib auch zur 
ammlung der Wirtſchaftswäſſer benutzt werden. Beſondere Gruben⸗ 
mauern ſind in dieſem Falle nicht erforderlich. 

III. Bei Kleinhäuſern“) oder auf Grundſtücken, die zugleich landwirtſchaft⸗ 
lichen Betrieben dienen, können die Aborte, ee ſie nicht unter die 
Beſtimmung unter La fallen, über vorſchriftsmäßigen Düngerſtätten 
oder in beſonderen Gebäuden mit Kotfchlitten angeordnet werden. 

C. Behälter für Abfall, Aſche und Düngerſtätten. 

1. Alle Grundſtücke, auf denen ſich zum dauernden Aufenthalt von Men⸗ 
ſchen beſtimmte Räume befinden, müſſen mit Behältern zur vorläufigen Auf⸗ 
nahme von Abgängen aus Hauswirtſchaft und Gewerbebetrieb und von 
Abfallſtoffen, ſowie mit Behältern für Aſche verſehen ſein. 

2. Behälter zur vorläufigen Aufnahme wirtſchaftlicher und gewerblicher 
Abgänge und Abfallfioffe find undurchläſſig herzuſtellen und dicht zu über: 
N Aſchebehälter müſſen durchweg aus unverbrennlichen Stoffen herge— 

ellt ſein. 
j 3. Für Grundſtücke, die zugleich landwirtſchaftlichen oder gärtneriſchen Be⸗ 
trieben dienen, kann von der Herſtellung beſonderer, den vorſtehenden Beſtim⸗ 
mungen entſprechender Behälter zur Aufnahme von Abgängen und Abfall⸗ 
ſtoffen abgeſehen werden. 

4. Düngerſtätten find mit undurchläſſiger Bodenbefeſtigung und undurch⸗ 
läſſiger Umfaſſung und mit einer das Überlaufen der Jauche und den Zutritt 
von Tageswäſſern verhindernden Erhöhung des Randes zu verſehen. Sie 
ſind dunſtſicher zu überdeckenz wo noch ländliche Verhältniſſe vorherrſchen, 
kann die Baupoligei von der dunſtſicheren Überdeckung abſehen. Gruben, die 

ur Aufnahme der ſich in den Düngerſtätten bildenden oder der aus den Stäl⸗ 

55 zufließenden Jauche beſtinunt ſind, müſſen den Vorſchriften unter C. 2 
entſprechen und find mit der Düngerſtätte durch waſſerdichte Rohre zu vers 
binden. 

5. Feſtſtehende Behälter für Abgänge und Abfallſtoffe, ſowie Dünger⸗ 
liedes 155 Jauchebehälter, he Tolche überhaupt ſtatthaft find, müſſen 
eine möglichſt unauffällige, von der Straße nicht ſichtbare Lage erhalten und 


von der Straße mindeſtens 12 m entfernt fein. 


94) Bergi. 8 28. 
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§ 23. Lichtſchächte.“) 

1. Die Lichtſchachtwände müſſen über die Dacheindeckung geführt werden. 
Die Sohle des Lichtſchachts muß für die Reinigung 3 „ waſſerdicht 
und genügend entwäſſert ſein. 

2. Lichtſchächte, die durch mehr als zwei Vollgeſchoſſe führen, müffen mim 
deſtens 6 qm Grundfläche mit 2 m kleinſter Aemeſſung haben. Die um⸗ 
ſchließenden Wände müſſen feuerbeſtändig ſein. Im übrigen iſt eine Mindeſt⸗ 
grundfläche von 3 qm bei 1,5 m kleinſter Abmeſſung erforderlich, und für die 
umſchließenden Wände genügt feuerhemmende Herſtellung. 

3. Offnungen nach dem Dachraume müſſen mit einem rauchdichten und 
feuerhemmenden Verſchluſſe verſehen fein. Öffnungen, die lediglich der Licht⸗ 
zufuhr zum Dachraum dienen, können aus Drahtglas hergeſtellt werden, das 
feſt in die Lichtſchachtwände eingefügt werden muß. 

$ 24. Außere Geſtaltung der baulichen Anlagen.“ 

1. Das Außere der baulichen Anlagen muß in bezug auf Bauart, Bauform, 
Bauſtoff und Farbe ſo beſchaffen ſein, daß es die einheitliche Geſtaltung des 
F ee oder bei Veränderung des Bauwerks die einheitliche Geſtaltung 
des Bauwerks ſelbſt oder feine architektoniſche Wirkung nicht ſtört; insbeſon⸗ 
dere ſind Eindeckungen, die nach Farbe, Muſterung und Stoff die einheitliche 
Geſtaltung des Straßenbildes ſtören, nicht zuläffig. 

2. Zu höheren oder niedrigeren Nachbargebäuden, ſowie zu anderen Bau⸗ 
klaſſen oder Bauſtaffeln iſt ein architektoniſch befriedigender Übergang zu 
ſchaffen. “) 

3. Bei der Errichtung baulicher Anlagen ift auf den Schutz der Baus und 
Naturdenkmäler gegen Verunſtaltung und auf die heimiſche Bauweiſe Rück⸗ 
ſicht zu nehmen. 

4. Bei vornehmlich zum Wohnen dienenden Gebäuden ſowie bei allen von 
Straßen, Plätzen oder anderen er Verkehrsflächen (öffentlichen 

arkanlagen, Grünanlagen, Friedhöfen, Gewäſſern und Eiſenbahnen) aus 

ſchtbaren Bauten oder deren Bauteilen find nachſtehende Forderungen zu 
erfüllen: 

a) Sämtliche Außenſeiten ſind ſo zu geſtalten und äußerlich zu behandeln 
und zu erhalten, daß der Anblick nicht ſtörend und nicht auf das geſunde 
Empfinden für Ordnung verletzend wirken kann. Insbeſondere iſt der 
Verputz in gutem Zuſtande zu erhalten, und ſind Brandgiebel, ſoweit ihr 
Sichtbarwerden nicht vermieden werden kann, ſo zu behandeln, daß ſie 
nicht ſtörend wirken. 

b) Der Anſtrich der Gebäude oder einzelner Gebäudeteile einſchließlich der 
Reklameanlagen d“) Der nur derart fein, daß die einheitliche architektoni⸗ 
ſche Anſicht und die Einheitlichung der Farbenwirkung gewahrt wird. 

lchthd ü U t ſein. 
ee Be ae km a 
oh Vergl. die Ortspoligeiverorbn. vom 17. 1. 
und das Ortsſtatut vom 3. 5. 22. Zur Begut 
„ 15 der „Reklamebelrat beim Siel, Bunde für Heimatſchutz“ berufen, der 


1 
eine Geſcha e bei ber Städt. Baupolisel bat; zur Begutagtung von Anträgen betr. 
arbige ndlung der Gebäudeanſichten der Verein „Farbige Stad 
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c) Gebäude, die in ihrem Außeren ein architektoniſches Ganzes bilden, dürfen 
nicht in einzelnen Teilen ſo umgeſtaltet oder farbig behandelt werden, daß 
der einheitliche Eindruck des Bauwerks zerftört wird. 

5. Vor die Bauflucht vortretende Anlagen, die als Bauteile nicht anzuſehen 
ſind, ſind in der Regel unſtatthaft. Die Baupolizei kann jedoch ſolche Anlagen 
ausnahmsweiſe und auf jederzeitigen Widerruf zulaſſen, ſofern durch die An. 
bringung dieſer Anlagen oder durch ihre Wirkung im Zuſammenhange mit 
bereits vorhandenen Anlagen eine Verunſtaltung oder Beeinträchtigung des 
Orts- und Straßenbildes oder der architektoniſchen Wirkung des Bauwerks, 
an dem dieſe Anlagen angebracht werden ſollen, nicht zu befürchten iſt. Durch 
derartige Anlagen dürfen keinerlei Architekturteile überdeckt oder überſchnitten 
werden. Eine Beſeitigung von Architekturteilen, um derartige Anlagen an: 
bringen zu können, ift unſtatthaft. Flächen, die zur Anbringung von Auf: 
ſchriften von vornherein vorgeſehen ſind, dürfen mit beſonderen Schildern 
gala a werden. An Erkern und Balkonen ſind alle Reklameanlagen un⸗ 
zuläſſig. 

6. Von 5 Plätzen oder anderen öffentlichen Verkehrsflächen (fiehe 4) 
aus ſichtbare Nebengebäude müſſen der äußeren Erſcheinung des Haupt- 
gebäudes angepaßt werden. 

7. Bauliche Anlagen, die das Straßenbild verunſtalten würden, oder deren 
Betrieb durch Entwicklung von Staub, Lärm, Geruch oder dergl. den Stra⸗ 
ßenverkehr beeinträchtigen würde, insbeſondere Stallungen, Zäune, Schup⸗ 
pen, Abortgebäude, Werkſtätten und Waſchküchen, a ke an öffentlichen 
Straßen und Plätzen nicht errichtet werden. Ausnahmen kann die Baupolizei 
zulaſſen. 

§ 25. Einfriedigung der Grundſtücke, Vorgärten. 

1. Unbebaute Grundſtücke ſind an der Straße mit einer angemeſſenen Ein⸗ 
friedigung zu verſehen, wenn die öffentliche Sicherheit, Sittlichkeit und 
Ordnung es fordert. 

2. Alle bebauten Grundſtücke ſind auf der Straßenfluchtlinie oder, wo eine 
ſolche nicht beſteht, auf der Straßengrenze, ſoweit dieſe nicht mit Gebäuden 
beſetzt iſt, ſowie auf den ſeitlichen, zwiſchen der Straßenfluchtlinie oder 
Straßengrenze und der Gebäudevorderfeite liegenden Grundſtücksgrenzen mit 
einer Einfriedigung zu verſehen. ““) 


Bauflucht 


Straßenflucht oder Straßengrenze. 


3, Als Einfriedigung können zugelaſſen werden: Eiſerne Zäune, Latten: oder 
Drahtzäune und lebende Hecken. Werden e Grünſtreifen vor den Häu⸗ 
ſern vorgeſehen, ſo kann die Baupolizei in Wohnſtraßen mit Reihenhäuſern 
geſtatten, daß von einer Einfriedigung abgeſehen wird. 

4. Die Einfriedigungen müſſen mindeſtens 60 cm hoch fein und dürfen die 
Höhe von 2 m nicht überfchreiten. In geringerer Höhe als 1,80 m dürfen 

) Demnach bat der Eigentümer des Grundſtucks B, ſobald er baut, nicht nur den 


90 
an der Straße (Z), ſondern auch beide den Vorgarten ſeitlich begrenzenden Zäune 
(L und R) zu errichten. 


=- 
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an den Einfriedigungen keinerlei Spitzen oder ſpitzige Teile ſich befinden. Die 
Verwendung von Stacheldraht zu Einfriedigungen an Straßen und Vorgärten 
iſt grundſätzlich verboten. 

5. Der Baupolizei bleibt es vorbehalten, zur Erzielung eines einheitlichen 
Straßenbildes die Art und die Ausführung von Einfriedigungen für beſtimmte 
Straßen Glaube n. 

6. a) Grundſtücksflächen, die zwiſchen dem Gebäude und der Baufluchtlinie 

fi bleiben, müſſen in der Baufluchtlinie eingefriedigt werden, wenn 
ie tiefer als 3 m find. Die Baupolizei kann jedoch Ausnahmen 


aulafien. 

b) Derartige Grundſtücksflächen vor dem Gebäude unterliegen, ſoweit 
fie eingefriedigt find, den baupolizeilichen Vorſchriften für Vorgärten 
und, ſoweit fie nicht eingefriedigt find, den polizeilichen Vorſchriften 
für die Bürgerſteige. 

7. Vorgärten ſind als Ziergärten anzulegen, mit angemeſſener Bepflanzung 
zu verſehen und dauernd als Ziergärten zu unterhalten. 

8. Wo durch Fluchtlinienplan eine von der Straßenfluchtlinie zurück⸗ 
weichende Baufluchtlinie feſtgeſetzt ift, find, ſobald die Straße dem Flucht⸗ 
linienplane gemäß hergeſtellt ift, die zwiſchen Straßen- und Bauflucht liegen: 
den Feile der bebauten Grundſtücke bis an den Bürgerſteig heran als Zier⸗ 
gärten anzulegen und als ſolche dauernd zu erhalten, ſoweit nicht Durchgänge 
oder e für den Verkehr zwiſchen dem Haufe und der Straße not: 
wendig ſind. 

9. Bei Kleinhäuſernieeh und bei Mittelhäufern!) können Vorgärten von 
mehr als 8 m Tiefe ausnahmsweiſe als Nutzgärten zugelaſſen werden. 

10. Zur Errichtung von Lauben und Zelten in Vorgärten bedarf es einer 
beſonderen Genehmigung der Baupolizei. Sie wird nur ausnahmsweiſe und 
widerruflich erteilt. Die Genehmigung erliſcht, ſofern die Lauben und Zelte 
nicht ordnungsmäßig unterhalten werden. 

11. Das Vorgartenland darf zu gewerblichen Zwecken oder Verrichtungen, 
zur Aufſtellung und Lagerung von Waren, ſowie zur Errichtung von Schil⸗ 
dern nicht benutzt werden. ) Nur zur Vermietung von Wohnungen oder 
Räumen desſelben Grundſtücks können Schilder bis zu 1 qm Größe für die 
Zeit des Leerſtehens dieſer Räume geſtattet werden. 

12. Pflaſterung oder ſonſtige ſtraßenmäßige Befeſtigung des Vorgarten⸗ 
landes iſt nur als Traufpflafter und auf den notwendigen Durchgängen und 
Durchfahrten zuläffig. Als notwendige Durchgänge und He find 
nur ſolche anzuſehen, die unmittelbar von der Straße auf die Einfahrten oder 
Haupteingänge des Hauſes hinführen. 

13. Durchfahrten find in einer Breite von nicht über 2,50 m, Durchgänge 
in einer Breite von nicht über 1,25 m anzulegen. 


§ 26. Räume zum dauernden Aufenthalt von Menſchen. ) 103) 


1. Es werden unterſchieden: Räume, die zum dauernden, und ſolche, die nicht 
zum dauernden Aufenthalt von Menſchen beſtimmt ſind. 


100) Siehe § 28. 
101) Au. A Zeitungsſtände dürfen alfo nicht im Vorgarten aufgeſtellt werden. 
102) Krantenräume unterliegen weitergehenden Beſtimmungen. Ber oligelverord⸗ 
nung OP, über öffentliche Krankenbäuſer pp. vom 19. 8. 20 (cfr. S. 313), wo Lichthöbe, 
Luftraum und Belichtungsverbältniſſe der Krantenräume beſonders geregelt find, Siebe 
ferner § 80 B (betr. Bäckerelen) und O 20 Ker dice 

103) Vergl. $ 41 der Polizeiverordnung über Lichtſpielhäuſer. 


Gegründet 1882 :: Ruf 45837 
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Abt. I: Rolläden, Klappläden, Markisen, Verdunkelungen 
Abt. Il: Holzpflaster für Straßen und Werkstätten 
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Bewußztſein 


Baut nie 
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Die Geſchäftsſtelle det Fachgruppe Architekten in der Reichskammer der bildenden 
Künſte, Landesleitung Schleſien, befindet fid in Breslau, Ichwelonitzer Stre. 16/18, 
Ruf 56833 
Auf An ft ange werden jedem BDauberrn 
geeignete und zuverläſſige Architekten nabgemwiefen. 
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a) Als Räume zum dauernden ne von Menſchen ohne Rückſicht auf 
die Dauer der tatſächlichen Benutzung gelten . Wohn-, Schlaf-, 
Arbeits- und Geſchäftsräumen auch Wohndielen, üchen, Waſchküchen, 
Geſindeſtuben, Läden, Werkſtätten, Büroräume, Arbeiterkantinen; 

b) Als Räume, die nicht zum dauernden Aufenthalt von Menſchen beſtimmt 
pe gelten insbeſondere Gänge, Flure, Flurdielen, Vorplätze, Treppen, 

reppenflure, Kleiderablagen, Aborte, Badeftuben für den Hausbedarf, 
Rollkammern, Speiſekammern, Vorratsräume, Keller- und Bodengelaſſe, 
Räucherkammern, Trockenböden, Wintergärten, Gewächshäuſer, Kegel- 
bahnen, Heizräume, Keſſel- und Maſchinenräume für Heizungs-, Lüf⸗ 
tungs-, Beleuchtungs- und Aufzugseinrichtungen, Lagerkeller, auch wenn 
darin die mit der 3 un Au ewahrung notwendig verbundenen 
Arbeiten verrichtet werden, und dergleichen, ferner in Einfamilienhäuſern, 
Klein- und Mittelhäuſern: Waſchküchen, Spülküchen und für den Haus⸗ 
bedarf beſtimmte Werkſtätten. 

2. Alle Räume, die zum dauernden Aufenthalt von Menſchen beftimmt find, 
müſſen gegen Feuchtigkeit und Witterungseinflüſſe ausreichend geſchüͤtzt und 
heizbar fein; fie mäffen mit unmittelbar ins Freie führenden Genſtern von 
olcher Zahl, Lage, Größe und Beſchaffenheit verſehen ſein, daß hinreichende 

gesbelichtung!‘ erzielt und genügende Lüftung möglich wird. In Wohn: 
und Schlafräumen, ſowie in Küchen und Waſchküͤchen ift eine Oberlichtbelich⸗ 
tung und ⸗belüftung unzuläſſig. 5) 

3. Jede Wohnung muß wenigſtens einen durchſonnten Wohnraum haben. 
Nordlage einer Wohnung in allen ihren Teilen ift verboten. Die Baupolizei 
kann eine Ausnahme hiervon zulaffen, falls die Durchführung der Vorſchrift 
im Einzelfalle zu einer Härte führen würde und die ſonſtigen Licht- und Luft: 
verhältniſſe für die fragliche Wohnung günſtige ſind. 

4. Räume zum dauernden Aufenthalte von Menſchen nen) müſſen eine lichte 
Höhe von mindeſtens 2,50 m haben. Für Zubehörräume im Dachgeſchoß, die 
zum dauernden Aufenthalt von Menſchen zugelaſſen ſind, genügt eine lichte 
Höhe von 2,20 m. Bei ungleichen Höhenlagen der Decken oder der Fuß⸗ 
boden ift der Durchſchnitt maßgebend. 00 

5. Selbſtändige Wohnungen ſind ſolche Wohnungen, die für einen Haus⸗ 
ſtand beſtimmt ſind und in ihrem Hauptteil ſelbſtändig abgeſchloſſen werden 
können. 

6. Auf eine Treppe dürfen in jedem Geſchoſſe im allgemeinen nicht mehr 
als zwei Wohnungen angewieſen fein. Die Zahl kann auf 3 erhöht werden, 
bel zwei Wohnungen Duerlüftung und die dritte einen entlüfteten Vorraum 
erhalten. 

7. Der Fußboden jedes zum dauernden Aufenthalt von Menſchen beſtimm⸗ 
ten Raumes muß mindeſtens 40 em über dem höchſten Grundwaſſerſtande 
liegen. 

8. Die Fußböden der Räume zum dauernden Aufenthalt von Menſchen 
müffen gedielt oder mit einem anderen abwaſchbaren Belage verſehen werden. 


9. Flure und Gänge, die den Zugang zu Räumen zum dauernden Aufent⸗ 

! rern 
mein n t . e 
ferner, 0 88 del Dierpräftbenien über öffentliche Krantenanſtalten pp. vom 19, k 
r . . 
B. q. 

1000 aerar E 30 & K 5. 
Grieger, Baupolizeilihe Vorſchriſten. 4 
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halt von Menſchen bilden, ) müſſen feuerſicher, oe) ausreichend belichtet und 
genügend zu lüften ſein. 

10. Räume zum dauernden Aufenthalt von Menſchen dürfen über Stal⸗ 
lungen, Fabrik- und Lagerräumen nur eingerichtet werden, wenn die Decken 
der Räume darunter feuerhemmend nur dunſtſicher hergeſtellt find!) und der 
Zugang in einem beſonderen Treppenraume mit feuerbeſtändigen Wänden und 
feuerhemmender Decke liegt. 9—13) 

11. Die Fenſterſtürze find mindeſtens 2 m über dem Zimmerfußboden und 
im unterſten Wohngeſchoſſe mindeſtens 1,60 m über Erdhöhe anzulegen. 

12. Die Lichthöhe der Fenſter muß mindeftens 1 m betragen. 

13. Alle Aufenthaltsräume müſſen eine Grundfläche von mindeftens 6 qm 
bei 1,50 m geringſter Abmeſſung haben. s) 

14. Waſchküchen müſſen eine Grundfläche von mindeſtens 10 qm bei 2 m 
geringſter Breite haben. 

15. In jedem Wohngebäude muß mindeſtens eine Waſchküche vorhanden 
ſein, die in der Regel für acht Wohnungen als ausreichend anzuſehen iſt. 


$ 27. Dah- und Kellerwohnungen. 9) 
A. Dachwohnungen. 


1. Räume zum dauernden Aufenthalt von Menſchen im Dachgeſchoſſe dür⸗ 
den nur unter nachſtehenden Bedingungen angelegt werden: 


a) Der Fußboden des oberſten Geſchoſſes, in dem Räume zum dauernden 
Aufenthalt von Menſchen angelegt find, darf nicht mehr als 20 m über 
der Oberfläche des Bürgerſteiges oder des Hofes liegen. 

b) Die Räume und ihre Zugänge müſſen durch feuerbeſtändige Wände und 
feuerhemmende Decken von dem übrigen Dachboden abgeſchloſſen fein 
und unmittelbar über dem oberſten Vollgeſchoſſe liegen. 

c) Die Türen nach Bodenräumen müſſen feuerhemmend („TsTüren“) ſein. 0) 

d) Die Decken und die Umfaſſungswände dieſer Räume müſſen ausreichend 

egen Feuchtigkeit und Witterungseinflüſſe geſchützt fein. 

e) Di Fenſter der Räume zum dauernden Aufenthalt von Menſchen müſſen 
in ſenkrechten Giebelwänden oder ebenſolchen Dachausbauten liegen, 
unmittelbar von außen Licht und Luft zuführen und dürfen nicht höher 
als Im über dem Fußboden beginnen. Die Fenſterfläche muß mindeftens 
ein Zwölftel der Grundfläche des zugehörigen Raumes betragen. 

f) Für 10 er im Hauſe vorgeſehenen ſelbſtändigen Wohnungen muß eine 
für ſich abgetrennte nutzbare Bodenraumfläche von mindeſtens 10 qm 
eingerichtet werden. Außerdem iſt ein Trockenboden vorzuſehen, deſſen 
Größe fo zu bemeſſen ift, daß auf jede geſonderte Wohnung mindeftens 
8 entfallen. 

2. In beftehenden Gebäuden, die mehr als die zuläffige Zahl von Wohn: 
107) Berl. $ 30 O. 1. 16 u. 15. 5 
106) Soll beißen: fe N 7 — 5 * peas E 0 Perol 8 27 A- J. b u. c) 


100) Siebe auch § s è 

110) über „Wohnräume pp.“ im Theatergebäude fiehe § 5 der „Theaterbauordnung“. 
111) Wegen der Anforderungen an bie en vergl. & 15. 

112) Siehe § 32 (Biebitälle) a 3 und 4. 

2 e, bezogen auf die Raumgröße, ift in dieſer 
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geſchoſſen haben, dürfen neue Räume zum dauernden Aufenthalt von Men: 
ſchen im Dachgeſchoſſe nicht eingerichtet werden. 10 


3. Waſchküchen dürfen in Dachgeſchoſſen angelegt werden. In Häuſern 
mit drei und mehr Vollgeſchoſſen gelten ſie als Räume zum dauernden Auf⸗ 
enthalt von Menſchen. In dieſem Falle iſt in ihrer Rahe ein vorſchrifts⸗ 
mäßiger Abort anzulegen. 


B. Keller wohnungen. 1 


1. Räume zum dauernden Aufenthalt von Menſchen im Kellergeſchoſſe 
dürfen nur in den in dieſer Bauordnung ausdrücklich zugelaſſenen Fällen und 
nur unter nachſtehenden Bedingungen eingerichtet werden. 


a) Der Fußboden darf nicht tiefer als 50 cm unter dem höchſten Punkte 
des an dieſe Räume angrenzenden e ae liegen. 

b) Die Zugänge müffen von den übrigen Kellerräumen durch feuerbeſtändige 
Wände mit feuerhemmenden Türen (, T-Lüren“) abgeſchloſſen fein. 

e) Die Anlage von Lichtgräben zur Erzielung der vorſchriftsmäßigen Höhen⸗ 
lage des Fußbodens dieſer Räume iſt verboten. 


2. Im Keller von Ein» und Zweifamilienhäuſern kann die Baupolizei 
ausnahmsweiſe die Einrichtung von Räumen zum dauernden Aufenthalte von 
Menſchen geſtatten, wenn 


| a) die im Abſatz 1 gegebenen Vorſchriften über die Höhenlage des Fuß⸗ 
| bodens und die Sſcherung des Zugangs zu diefen Räumen erfüllt ſind, 
b) der ein von Sonnenlicht unter einem Winkel von nicht über 45 Grad 
mög , 
c) diefe Räume nicht ausſchließlich auf der Nordſeite Fenſter haben. 

3. Waſchküchen !) in Kellerräumen find zuläffig. In Häuſern mit 3 und 
mehr Vollgeſchoſſen gelten ſie als Räume zum dauernden Aufenthalt von 
Menſchen. Ra dieſem Falle ift in ihrer Nähe ein vorſchriftsmäßiger Abort 
anzulegen, Eine Lage der Waſchküche an der Straße ift nur dann zuläſſig, 
wenn vor dem nach der Straße mündenden Fenſter ein Vorgarten von min— 
deſtens 3 m Tiefe vorhanden iſt. 


110) Erl. d. Min. f. Volksw. v. 27. 11. 31 — M. 2151/17. 11. 

Baupollzeiliche Behandlung der Dachgeſchoßwohnungen. 5 2 

Dort, wo Bauordnungen — u. a. auch die Elnbeltsbauordnung für das platte Lan 
“ 27 Abl. 2) — vergl. Runderlaß vom 22. März 1001 — II 2100 Paal. 3 — die Möglich; 
keit vorſehen, daß das Dachgeſchoß teilwelfe zu Wohnzwecken ausgebaut werden darf, kann 
es zweifelhaft werden, wie die Berechnung der in der Bauordnung zugelaſſenen teil» 
weifen Ausnutung zu erfolgen bat. 

„ 90 tige Verechnungsweiſe zu erreichen, werden folgende Grundfäbe zur 
en: 

Bet der 5 der Ausnutzungsziſſer eines Dachgeſchoſſes ift von der Ausnutzungs⸗ 
möglichteit im Falle eines vollen Ausbaues des Dachgeſchoffes auszugeben. Für dle Bes 
rechnung dieſer kommen nur die Zeile des Dachgeſchoſſes in Betracht, die wagerechte Decken 
in der für Wohnräume vorgeschriebenen Mindefthöhe beſiten oder in denen die Anlage 
9 — 10 See Jobe meets wäre. Die at n * * 277 

geſchoſſe m b n 3 
11: n re urch — der wann ai in Be Räume fteht nadel 
Wege. 
2 Das Dachgeſchoß eines Giebelbauſes gilt als voll ausgebaut, wenn die blernach ermit⸗ 
telte borigontale Deckenflache swei Drittel, — das allfeitig abgewalmte Haus 
ein balb der bebauten WI beträgt, ch das Dach bedeckt wird. Zwiſchenwaͤnde, 
Schornſteine und W ieee nd in die 1 eingerechnet. 
t . 7 grötzer als zwei Drittel bezw. ein halb, fo gilt das ausgebaute 
Dachge ollge 
beet. 8 20 Biffer 15. 


r 
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1 § 28. Einfamilienhäuſer, Kleinhäuſer, Mittelhäuſer. 0) 


1. a) Als Einfamilienhaus gilt ein Haus, das nur für eine 

amilie zum Wohnen beſtimmt iſt. 

b) Seine Eigenart als Einfamilienhaus erfährt keine Anderung durch 
die Unterbringung von Wohnungen für Bedienſtete im Hauſe oder 
in den Nebenanlagen. 

c) Jede Veränderung der Zweckbeſtimmung, insbeſondere die Unter: 
bringung von Penſions- und Krankenanſtalten, beſeitigt die Eigen- 
art als Einfamilienhaus. Das Haus unterliegt dann den allge⸗ 
meingültigen Vorſchriften dieſer Polizeiverordnung. 

2 2. Kleinhäuſer ſind Wohngebäude, die folgenden Anforderungen 

entſprechen: 

a) Sie dürfen nicht mehr als zwei Vollgeſchoſſe haben. 

b) Sie dürfen in jedem Geſchoß nur eine geringe Anzahl von Kleinwohnun⸗ 
en enthalten, d. h. von ſolchen Wohnungen, die nach Größe, Anordnung, 
aumzahl, Raumhöhe und Ausſtattung den ortsüblichen Bedürfniſſen 

der minderbemittelten Bevölkerung entſprechen. 

e) Sie ir feine Nebemvohngebäude (Seitenflügel, Mittelflügel, Duers 
gebäude) haben, während andere Nebengebäude (Ställe, Schuppen, 
kleine Werkſtätten, Aborte uſw.) zuläſſig ſind. 

d) Sie müſſen dauernd mit einer zur Garten- oder landwirtſchaftlichen 
Nutzung geeigneten Freifläche von mindeſtens 200 qm ausgeſtattet ſein. 

3 3. Mittelhäuſer ſind Wohnhäuſer für Klein- und Mittelwohnungen, 

die folgenden Anforderungen entſprechen: 

a) Sie dürfen nicht mehr als drei Vollgeſchoſſe oder zwei Vollgeſchoſſe und 
ein voll ausgebautes Dachgeſchoß mit ſelbſtändigen Wohnungen haben. 
Ein Wohnhaus verliert nicht die Eigenſchaft als Mittelhaus, wenn im 
Bedarfsfalle Einzelwohnräume, die zu den unteren Geſchoßwohnungen 

ehören, im Dachgeſchoſſe eingebaut find, 

b) Gie dürfen nicht mehr als ſechs Wohnungen enthalten, wobei jedes Ge- 
[pos aus höchſtens acht Räumen zum dauernden Aufenthalt von Men: 
chen beſtehen darf, deren Größe und Ausſtattung den ortsüblichen Berz 
hältniſſen bei leinz und Mittelwohnungen entſpricht. 

c) Sie dürfen in den unteren Vollgeſchoſſen keine größeren Geſchoßhöhen 
als 3,30 m, im oberften Vollgeſchoß als 3 m — gerechnet von Fußboden⸗ 
oberkante zu Fußbodenoberkante — haben. 

d) Sie dürfen keine Wohnräume im Kellergeſchoß haben. 

Zu 1. — Einfamilienhäuſer. — 

Im Kellergeſchoſſe dürfen 1 und auf der Sonnenſeite Räume für 
Bedienſtete eingerichtet werden. r Fußboden ſolcher Räume darf nicht 
tiefer als 1 m unter der Erdoberfläche liegen. Die Wände und der Fußboden 
ſind gegen Erdfeuchtigkeit in geeigneter Weiſe zu ſichern. 

2. — Kleinhäuſer. — 

a) Im Kellergeſchoſſe dürfen Räume zum dauernden Aufenthalt von Men: 
chen nicht untergebracht werden. 

b) 199 J fe, die in der Hauptſache für Wohnzwecke ausgebaut ſind, 
gelten als Vollgeſchoſſe. In Kleinhäuſern mit zwei Vollgeſchoſſen darf 
118) Die Abfate 1, 2 und 3 enthalten reine Begriffsbeſtimmungen. Von ihnen kann 


feine Befreiung erteilt werden; denn eine ſolche würde dem Sinne einer Begriffsbeitim- 
mung zuwiderlaufen. 
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nur die Hälfte der Fläche des Dachraumes zu Wohnräumen ausgebaut 
werden; auch Ayh diefe nur als Zubehör der Geſchoßwohnungen, nicht 
als ſelbſtändige Wohnungen dienen, 

c) Im Dachboden über dem Kehlgebälk (Spitzboden) dürfen Trockenböden 
und Abſtellkammern untergebracht werden. Die er. ſolcher 
Räume für Wohnzwecke darf nur ausnahmsweiſe von der Baupolizei 
geſtattet werden, und zwar nur für kinderreiche Familien und ſolange 
dringender Bedarf für dieſe nachgewieſen wird. 

u 8. — Mittelhäuſer. — 

Im Falle des vollen Ausbaues des Dachgeſchoſſes muß über dem Kehl: 
gebälk genügend Raum für Abſtellkammern und Trockenböden (etwa 10 qm 
für jede Wohnung) zur Verfügung bleiben, wenn nicht durch Ausnutzung der 
toten Dachwinkel uſw. und durch Nebenkammern im Dachgeſchoß ſelbſt 
Gelegenheit zur Abſtellung gegeben wird. 


$ 29. Holzhäuſer, Blockhäuſer, Wohnlauben. 

1. Holzhäuſer, insbeſondere Blockhäuſer, dürfen für Wohnzwecke unter 
folgenden Bedingungen hergeſtellt werden: 

a) Sie dürfen nicht mehr als zwei ſelbſtändige Wohnungen enthalten. 

b) Sie dürfen nicht mehr als zwei Vollgeſchoſſe enthalten. 

e) Die Entfernung der Gebäude von den Nachbargrenzen muß mindeſtens 
5 m, die von gleichartigen Gebäuden mindeftens 10 m betragen. 

d) Das Sockelmauerwerk der Gebäude akr e ſein. 10 

e) Sie müſſen mit einem feuerhemmenden Dach verſehen fein ($ 10). 

Die Abſätze 2, 3 und 4 haben durch den Nachtrag vom 12. 12. 33 folgende 
neue Faſſung erhalten: 

2. Wohnlauben werden unter der Bedingung nicht als Wohnhäuſer 
(Wohngebäude) im Sinne des $ 13 ff. des Geſetzes, betreffend die Gründung 
von Anſiedlungen in den Provinzen Oſtpreußen, Weſtpreußen, Brandenburg, 

ommern, Poſen, Schleſien, Sachſen und Weſtfalen vom 10. Auguft 1904 

Geſ.⸗S. S. 227) und des § 12 des Geſetzes, betreffend die Anlegung und 

eränderung von Straßen und Plätzen in Städten und ländlichen Ortſchaften 
vom 2. Juli 1875 angeſehen, daß ſie nur vorübergehend, und zwar höchſtens 
für die Zeit vom 15. April bis 15. Oktober jeden Jahres, zum Aufenthalte 
von Menſchen dienen und daß die Bewohner anderwärts eine feſte Wohnung 
haben. 

Vor der Genehmigung müſſen aber folgende weitere Bedingungen ficher- 
geſtellt ſein: 

a) Für eine Familie muß eine Grundſtücksfläche von mindeſtens 600 qm 
zur Verfügung ſtehen. Die Aufteilung größerer Grundſtücke darf nur 
auf Grund von vorher zu genehmigenden Aufteilungsplänen vorge⸗ 
nommen werden, die den allgemeinen baupolizeilichen Vorſchriften, 
beſonders in feuerſicherheitlicher und geſundheitlicher ae entſprechen. 

b) Wenn nicht ein unmittelbarer Zugang von einem befeſtigten öffentlichen 
Wege vorhanden ift, muß ein mindeſtens geſchotterter Ain def von 
3 m Breite angelegt und während der Dauer der Benutzung befahrbar 
unterhalten werden. 

c) Für das Vorhandenſein einwandfreien Trinkwaſſers muß unbedingt 


geſorgt ſein. 


110) Siehe Jußnote $ 16. 
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3. Ferner ſind folgende Vorſchriften einzuhalten: 

d) Die Wohnlauben dürfen eine Grundfläche bis zu 30 qm und außerdem 
eine offene Veranda von 10 qm erhalten. 

e) Die Entfernung der Wohnlaube von den Nachbargrenzen muß mindeſtens 
5 m betragen. Wohnlauben dürfen auch an den Nachbargrenzen 
unmittelbar aneinander gebaut werden. Dann gelten die Beſtimmungen 
des § 14 Abſatz 4 und § 7e, B Abſatz 18. on der Vorſchrift der 
Mindeſtentfernung von den Nachbargrenzen können in beſonderen Fällen 
Ausnahmen zugelaſſen werden. 

f) Die Wohnlauben dürfen nur ein Geſchoß haben, jedoch ift die Anlegung 
eines Vorratskellers von höchſtens 8 qm Grundfläche zuläſſig. Eine 
Waſchküche darf in der Wohnlaube nicht angelegt werden. 

g) Die Ulmfaſſungswände der Wohnlauben ie nur in Leichtbauweiſe 
hergeſtellt werden. Als ſolche gelten z. B. Vollwände aus Schlacken⸗ 
ſteinen, Leichtbeton oder ähnlichen leichten Bauftoffen, Schalenwände 
aus zwei höchſtens 4 Stein ſtarken Ziegelwänden, Holzfachwände mit 
leichter Ausmauerung, Wände aus dünnwandigen Hohlziegeln und Be⸗ 
tonhohlkörpern. Die Umfaſſungswände müſſen den gleichen Wärme: 
ſchutz wie eine 38 em ſtarke Ziegelwand gewähren. 

h) Wohnlauben ee ein flaches Dach abale — d. h. ein ſolches von 
höchſtens 15 Neigung, und mit feuerhemmenden Stoffen gedeckt 
werden. 180) 

i) Die Einrichtung einer Feuerſtätte ift zuläſſig; fie muß in allen Teilen 
aus unverbrennlichen Bauſtoffen tz) hergeſtellt werden. Unter Herden 
und Ofen iſt der Fußboden, wenn er nicht aus unverbrennlichem Stoffe 
hergeſtellt iſt, durch eine N Bekleidung und darüber durch 
einen mindeſtens 5 em hohen, den Durchgang der Luft geſtattenden 

ohlraum mit mindeſtens zwei Luftöffnungen zu ſchützen und vor den 

Fa in einem Vorſprunge von 50 cm und in einer über die 
eueröffnung nach beiden Seiten hin vortretenden Breite von 30 cm 

erg zu bekleiden. Die Wand, an der die Feuerſtätte ſteht, muß 

n der Ausdehnung der Feuerſtätte und mindeſtens 20 em ringsherum 
darüber hinaus aus feuerhemmendem Stoffe beſtehen oder in der ange⸗ 
ebenen Ausdehnung feuerhemmend bekleidet werden. Eiſerne Feuer⸗ 
Hätten müſſen von freiem Holzwerke (Konſtruktionshölzern) mindeſtens 
50 cm entfernt fein. 

k) Der Rauch von Feuerſtätten iſt durch dichte Rohre aus unverbrennlichen 
3 unmittelbar durch das Dach ins Freie zu leiten. Hinſichtlich 
des Abſtands der Rauchrohre von Wänden oder von freiem Holzwerk 

elten dieſelben Beſtimmungen wie für Feuerſtätten. 

1) As geſondert zu errichtende Nebenanlagen der Wohnlauben iſt außer 
einer Abortbude ein Stall für Kleinvieh zuläſſig. Doch dürfen dieſe 
Nebenanlagen eine sans von 12 qm nicht überfchreiten, Weitere 
Baulichkeiten, auch ſolche, für die nach $ 1, B, e (unter 15 qm Grund- 
fläche) eine Baugenehmigung nicht erforderlich wäre, dürfen nicht 
errichtet werden. 

m) Die Aborte find ohne Waſſerſpülung anzulegen. 

4. Längſtens für die Dauer von zehn Jahren und nur in den im Abſatz 5 

(Nachtrags⸗Polizeiverordnung vom 21. Juni 1932) zu a bis q genannten 


120) Stehe Fußnote zu § 16. 
121) Vergl. $ 10. * 
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Gebieten können von den im Abſatz 2 und 3 genannten Bedingungen und 
Vorſchriften folgende Erleichterungen gewährt werden: 

a) Die Wohnlauben dürfen en des ganzen Jahres als Räume zum 
dauernden Aufenthalte von Menſchen dienen, 

b) Die Bewohner brauchen anderwärts keine feſte Wohnung zu haben. 

e) Die Zahl der Feuerſtätten ift — abweichend von Abſatz 31 — nicht 
beſchränkt. 

d) Die Wohnlauben dürfen abweichend von Fr und e einſchließlich 
Flur und einer etwaigen Veranda eine lichte ohnfläche von 45 qm, 
einen Keller von 8 gm und geſondert einen Stall und Abort von 
zuſammen 15 qm erhalten. 


5. Die nach 3 zuläffigen Erleichterungen dürfen längſtens für die Dauer 
von zehn Jahren und nur in folgenden Gebieten erteilt werden: 

a) Das Gelände in Breslau -⸗Friedewalde, das begrenzt wird im Norden 
durch eine Parallellinie 70 m ſüdlich der Hundsfelder Straße, im Oſten 
55 m weſtlich gleichlaufend der Cawallenſtraße, die Verlängerung dieſer 
Linie bis 200 m über den Verbindungsweg vom Bahnhof Cawallen zu 
den Neu-Glanzſtoff⸗Werken A.-G., die gerade Richtung auf km 2,0 der 
Cawallenſtraße, 55 m ſüdweſtlich 5 dieſer Straße bis zum 
Verbindungsweg, der bei km 3,1 von der awallenſtraße abzweigt, im 
Süden den eben genannten Verbindungsweg, die Verbindungsbahn 
Cawallen—Schwoitſch, 320 m ſüͤdlich gleichlaufend des ſogenannten 
Mittelweges, die Königsberger Straße bis zum Weg, der von der 
Cawallenſtraße über das Ziegeleigelände zur Königsberger Straße führt, 
die Verlängerung dieſer Linie, 60 m nördlich gleichlaufend zur Königs⸗ 
berger Straße und im Weſten 55 m öſtlich parallel der Friedewalder 

traße. 

b) Das Gelände in Breslau-Roſenthal, das begrenzt wird im Norden durch 
den Graben, der bei km 4,5 die Trachenberger Straße kreuzt, die öſtliche 
Parzellengrenze von Lilienthaler Straße 25, 50 m füdlich gleichlaufend 
zu dieſer Straße, im Oſten 55 m weſtlich gleichlaufend zur Pohlanowitzer 
Straße bis zum Roſenthaler Induſtrie-Anſchlußgleis, im Süden an 
dieſem 500 m in porra Richtung entlang und von hier geradlinig 
zum km 3,9 der Trachenberger Straße; im Weſten 80 m öſtlich gleidh- 
laufend zu dieſer Straße. 

e) Das Gelände in Breslau-Lilienthal, das begrenzt wird im Nordoften 
durch die Stadtgrenze, im Süden 50 m nördlich eg zur Lilien: 
thaler Straße, entlang der hinteren Gartengrenze des Geneſungsheims 
der Barmherzigen Brüder, 50 m gleichlaufend nördlich des Verbindungs⸗ 
wegs von dem Geneſungsheim zur Trachenberger Straße, und im Weſlen 
durch eine Parallellinie 80 m öſtlich zu dieſer Straße. 

d) Das Gelände in Breslau-Lilienthal, das begrenzt wird im Norden durch 
die Stadtgrenze, im Weſten durch eine Linie 60 m weſtlich gleichlaufend 
der Trachenberger Straße bis zum Friedhof, in geradliniger Verbindung 
bis zum Schnittpunkt des witzer r mit einer 
Parallelen weſtlich der Trachenberger Straße im Abſtand von 60 m, 
weiter in dieſem Abſtand gleichlaufend zur Trachenberger Straße bis 
— Verbindungsweg, der bei km 4,4, von dieſer Straße zur Obernigker 

trafe führt, im Süden dieſem 200 m entlang, die gerade Richtung auf 
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km 2,5 der Obernigker Straße und im Weſten 60 m öſtlich gleichlaufend 
dieſer Straße. 

e) Das Gelände in Breslau-Klein⸗Mochbern, das begrenzt wird im Nord⸗ 
weſten durch eine Parallellinie 60 m ſüdlich zur Striegauer Landſtraße, 
im Oſten die Gemarkungsgrenze Mariahöfchen —Klein⸗Mochbern und im 
Südweſten die geſetzliche Bodmwafler renze der Lohe. 

f) Das Gelände in Breslau-Mariahöſchen, das begrenzt wird im Norden 
durch eine Linie 60 m füdlich gleichlaufend zur direkten Verbindungs⸗ 
ſtraße von Neukirch nach Mariahöſchen, im Oſten 50 m weſtlich gleich⸗ 
laufend zur Verbindungsſtraße der vorgenannten Straße mit der Dorf⸗ 
lage Mariahöſchen, die gerade Verlängerung dieſer Linie, 150 m ſüdlich 
n zur Hauptſtraße durch die Ortslage, 50 m ſüdlich gleich⸗ 
aufend zur Straße an der ſüdlichen Grenze des Gutshofes, 50 m weſtlich 
gleichlaufend der Verbindung dieſer Straße mit der Striegauer Land⸗ 
ſtraße, im Südoſten 60 m nördlich gleichlaufend zur Striegauer Land: 
frape, 50 m nördlich gleichlaufend zur Lohe, und im Weſten durch die 

erbindungsbahn von Groß⸗Mochbern nach Hauptbahnhof. 

g) Das Gelände in Breslau-Neukirch, das begrenzt wird im Norden 
durch eine Linie 60 m ſüdlich gleichlaufend zur Straße von Strachwitz, 
deren gerade Verlängerung, 50 m ſüdlich gleichlaufend zur Seidelſtraße 
im Weſten durch den Verbindungsweg, der gegenüber dem Marienſtift 
nach Süden abzweigt, und im Süden und Weſten durch die Stadtgrenze. 

h) Das Gelände in Breslau-⸗Neukirch, das begrenzt wird im Norden durch 
eine Linie 60 m ſüdlich parallel zur Straße von Herrmannsdorf, im 
Oſten 450 m weſtlich gleichlaufend zum Weg, der von der genannten 
Straße über den Gutshof zum Weg von Kaltaſche führt, eine 400 m 
lange Linie auf dieſem Weg, eine ſenkrechte auf die Strachwitzer Straße, 
im Süden 60 m nördlich gleichlaufend zu dieſer Straße, und im Weſten 
durch die Stadtgrenze. 

i) Das Gelände in Breslau-⸗Meukirch, das begrenzt wird im Norden durch 
eine Parallellinie 85 m ſüdlich zur Deutſch⸗Liſſaer Straße, im Oſten 
430 m weſtlich ER zur Verbindungsſtraße von Neukirch zur 
Deutſch⸗Liſſaer Straße, die zwiſchen km 7,6 und 7,7 auf dieſe führt, 
im Süden die Verbindungsbahn Deutſch⸗Liſſa — Hauptbahnhof, und im 
Weſten die weſtliche Gemarkungsgrenze von Neukirch, Stürmerſtraße 
5 75 Verbindungsweg vom Bahnhof Neukirch zur Deutſch⸗Liſſaer 

trafie. 

k) Das Gelände in Breslau-Stabelwitz, das begrenzt wird im Norden durch 
den Feldweg, der an der füdlichen Grundſtücksgrenze Stabelwitzer 
Straße 81 anſetzt, die era in der Verlängerung des Feld: 
weges, die Grenze der Gemarkung Stabelwitz, die Gemarkungsgrenze 
Groß-Maſſelwitz, den Strachwitzer Floßgraben, die ſüdliche und öftliche 
Grenze des Waldſtückes zu beiden Seiten der Glogauer Eiſenbahn bis 
um Strachwitzer Floßgraben, den Feldweg, der vom Floßgraben zur 

lonitzer Straße führt, im Often durch den Tatſchke-Graben, im Süden 
durch eine gleichlaufende Linie 60 m nördlich zur Deutſch⸗Liſſaer Straße, 
den Feldweg, der zwiſchen km 9,0 und 9,1 dieſer Straße nach Norden 
abzweigt, 430 m nördlich gleichlaufend der Deutſch⸗Liſſaer Straße in 
einer Länge von 750 m, die Senkrechte am Ende dieſer Strecke und 
530 m nördlich gleichlaufend zur Deutſch⸗Liſſaer Straße, und im Weſten 
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eine Linie 55 m öſtlich parallel zur Altenhainer Straße und 150 m 
öſtlich gleichlaufend zur Stabelwitzer Straße. 

1) Das Gelände in Breslau-Stabelwitz, das begrenzt wird im Norden 
durch die Herrnprotſcher Gemarkungsgrenze, im Often 60 m weſtlich 
gleichlaufend der Straße von Herrnprotſch, im Süden 60 m nördlich 
gleichlaufend der Wilrener Straße, und im Weſten durch eine Parallele 
140 m öftlidy der Stabelwitzer Straße. 

m) Das Gelände in Breslau-Stabelwitz, das begrenzt wird im Norden 
durch den Weg zwiſchen den beiden Friedhöfen in einer Länge von 225 m, 
die an dieſer Stelle nördlich laufende Parzellengrenze, 110 m öſtlich 
e zur Stabelwitzer Straße, 135 m füdlich gleichlaufend zum 

erbindungsweg dieſer Straße zur Altenhainer Straße, die gerade Ber: 
längerung dieſer Linie bis zum Grundſtück Stabelwitzer Straße 48, die 
ſüdliche und öſtliche Grenze dieſes Grundſtücks, den Verbindungsweg 
von der Stabelwitzer Straße zur Altenhainer Straße, im Oſten durch 
den von Norden nach Süden führenden Weg von der Altenhainer Straße 
zur Deutſch⸗Liſſaer Straße, im Süden durch die durchlaufende Parzellen: 

renze, die in leichtem Bogen von Oſten nach Weſten auf das Grundſtück 

tabelwitzer Straße 35 führt und im Weſten durch diefe Straße. 


n) Das Gelände in Breslau-Deutſch-Liſſa, das begrenzt wird im Norden 
durch die Stadtgrenze, im Oſten 50 m weſtlich gleichlaufend der Akazien⸗ 
Allee in einer Länge von 250 m, die gerade Verbindung zur Nordoſtecke 
des Waldſtückes, das zwiſchen km 14 und 14,5 der Neumarkter Straße 
liegt, im Süden die nördliche und weſtliche Grenze dieſes Waldes, 80 m 
nördlich gleichlaufend zur Neumarkter Straße bis km 15,2 den Graben 
an der nördlichen Grenze des Waldſtückes und im Weſten durch die 
Stadtgrenze. 


0) Das Gelände in Breslau-Klein⸗Heidau und Breslau⸗Rathen, das be: 
renzt wird im Norden durch eine Linie 130 m ſüdlich gleichlaufend der 
löl Grenze des an der Neumarkter Straße liegenden Waldſtücks 
is zur bei km 13,9 der genannten Straße auf dieſe errichtete Senkrechte, 
die gerade Verbindung zur nördlichen Einmündungsſtelle des Weges, der 
die Leuthen⸗Straße mit der Schulſtraße verbindet, den eben angeführten 
Verbindungsweg bis 125 m ſüdlich der Leuthenſtraße, die gerade Verbin» 
a py mit dem 50 m ſüdlich der Güntherſtraße liegenden Punkt auf 
der Rathener Straße in dieſem Abſtand gleichlaufend der Güntherſtraße, 
im Oſten durch die Wieſengrenze der GBeiftrißeItiederung, im Süden 
durch die nördliche Grenze des Grundſtückes Rathener Straße 34, diefe 
Straße, den Weg zum Gutshof parallel der Rathener Straße, 140 m 
öſtlich e zur Schulſtraße, deren Verlängerung in einer Länge 
N von 50 m, die Senkrechte auf den Gartenweg, der parallel zur Eichenallee 
| läuft, den Gartenweg bis zum n dieſen Graben aufwärts, 
100 m weſtlich gleichlaufend der Eichenallee, die Verlängerung dieſer 
Linie bis zum nördlichen Grenzweg des Rathener Buſches ſowie dieſen 
Weg, und im Weſten durch die öſtliche Waldlinie des Rathener Buſches 

und die Stadtgrenze. 


p) Das Gelände in Breslau-Rathen, das begrenzt wird im Norden durch 


die ſüdliche Waldlinie des Rathener Buſches, im Oſten durch den Weg 
von Rathen nach Groß⸗Gohlau, den Deichweg der Weiſtritz-Niederung, 
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im Süden durch die Wieſengrenze des Waſſergrabens nahe der Stadt⸗ 

grenze, und im Weſten durch die öſtliche Waldlinie des Rathener Buſches. 
q) Das Gelände in Breslau-Hundsfeld, das begrenzt wird im Norden durch 

r 60 m ſüdlich der Landſtraße nach Oels, im Oſten durch 

die Stadtgrenze, im Süden durch den Verbindungsweg von Hundsfeld 
nach Mirkau und im Weſten durch die Parzellengrenze, die bei 10,15 km 
die Landſtraße nach Oels trifft. 


1 8 30. Anforderungen für beſgndere Arten von Gebäuden und Räumen. 


1. Abgeſehen von ſolchen Gebäudearten, für die durch beſondere Polizeiver⸗ 
ordnung (ſiehe Anhang II) beſtimmte Anforderungen vorgeſchrieben ſind, 
bleibt der Baupolizei vorbehalten, für Gebäude von größerer Ausdehnung und 
Feuersgefahr im Einzelfalle weitergehende baupolizeiliche Anforderungen zu 
ſtellen. 

2. Als ſolche Anforderungen kommen vornehmlich in Betracht: Beftim- 
mungen über die Lage einzelner Gebäudeteile zur Straße oder zu anderen Gez 
bäuden, über die Offnungen nach der Straße und nach den Nas argragde 
ſtücken, über die Entfernung von den Nachbargrenzen, über die Größe der 
Höfe und Freiflächen, über die Stärke und Bauart der Wände, Decken und 
Saane über die Anlage von Feuerſtätten, Schornſteinen, Brandmauern, 

euerlöſcheinrichtungen, über die Ummantelung eiſerner Träger und Stützen, 
über die Anordnung, Zahl, Breite und Steigung der Treppen und Ausgänge, 
über die Anlage der Luft-, Dunſt⸗ und Abwäſſerabzüge, über die Zuführung 
friſcher Luft, über die Einrichtung der Aborte, Brunnen, Waſſerbehälter, Hei: 
zungsanlagen, über die Aufbewahrung und Beſeitigung von brennbaren Ab: 
fällen oder unreinen Abgängen und dergleichen. 

3. Maſchinen- und ſonſtige Einrichtungen, deren Betrieb Geräuſche oder 
Erſchütterungen hervorruft, dürfen nicht an ſolchen Mauern befeſtigt werden, 
durch die derartige Störungen auf Räume übertragen werden, die zum dauz 
ernden Aufenthalt von Menſchen dienen. 25) 


2 A. Holzbearbeitungswerkſtätten. 


1. Für Herſtellung und Einrichtung von Holzbearbeitungswerkſtätten mit 
Feuerungsanlagen gelten folgende Beſtimmungen: 
a) Die Werkſtätten müffen feuerbeſtändige Umfaſſungswände haben. 
b) Die Decken der Werkftätten find feuerbeſtändig herzuſtellen, wenn fich 
darüber Wohnungen befinden. 
c) Zur Erwärmung der Werkſtätten bei Winterzeit oder zum Trocknen 
dürfen keinerlei Metallöfen oder metallene Rauchrohre benutzt werden. 20 
Die Ofen ſind aus Stein oder Kacheln herzuſtellen; vor der Feuerung der 
Ofen iſt ein eifernes oder gemauertes Vorgelege von mindeſtens 30 cm 
Höhe und 50 em Tiefe anzubringen. Die mit Feuerungen verſehenen 
Leimöfen müſſen ein feberbeſtändiges Vorgelege von mindeftens 1,50 m 
Höhe und 50 em Tiefe erhalten. Die Breite des Vorgeleges ift fo zu 
bemeſſen, daß der Innenrand des Vorgeleges auf jeder Seite der 
Feuerung 30 cm von der Feuerung entfernt bleibt. Der Rauch iſt von 
den Ofen zum Schornſtein durch gemauerte Kanäle abzuführen. 20 
122) Dar. 5 20. 
123) Eine Ausnahme machen Grudedfen 


124) Von gemauerten Kanälen kann die Daupolizei bei Grudeöſen abfeben, da bei 
ihnen weder Rauch noch gefährliche Temperaturen entſteben. Vergl. Anm. 76 zu 8 19, 
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2. Hat eine Holzbearbeitungswerkſtätte mit Feuerungsanlagen einſchließlich 
der Lagerräume mehr als 50 qm Grundfläche in zuſammenhängenden Räu⸗ 
men, ſo cn außerdem folgende Vorſchriften: 

a) *. ohngebäuden mäffen ſämtliche Wohnungen neben und über ſolchen 

erkſtätten mindeſtens einen mit den Werkſtätten und Lagerräumen 
nicht in Verbindung ſtehenden Zugang oder Treppenaufgang Paten und 
durch feuerbeftändige Wände und en von jenen Räumen getrennt 857 

b) Die zu den Werkſtätten gehörenden Treppen müſſen feuerbeftändig fein; 
die von den Treppen zu den Werkſtätten führenden Offnungen ſind mit 
euerhemmenden Türen (T-Türen“) zu verſehen. 

c) Jede Werkſtatt muf ein abgefondertes, durch feuerbeftändige Wände 
von allen übrigen Räumen gefchiedenes und mit feuerbeftändiger Dede 
verſehenes Gpänegelaß haben, deffen Ausgang unmittelbar zum Hofe 
geht und durch eine T-Zür verſchließbar ift. 


B. Bäder: und Konditorwerkſtätten, 


1. In Scheunen, Ställen, Schuppen und Gebäuden, worin leicht entzünd⸗ 
liche Gegenſtände aufbewahrt werden, iſt die Anlage von Backöfen unzuläſſig. 

2. In anderen Gebäuden iſt ſie unter folgenden B. gung geſtattet: 

a) Die lichte Höhe der Werkſtatträume muß mindeſtens 3 m betragen. 

b) Die öffnungsfähige und lichtgebende Fenſterfläche jedes Arbeitsraumes 
muß mindeſtens io feiner Grundfläche betragen. 

e) Das obere Drittel jedes Fenſters ift als Kippflügel auszubilden, der mit 
einer ſtarren, feſt angebrachten Einrichtung zum leichten und vollſtändi⸗ 
gen Offnen, Feſtſtellen und Schließen von unten aus zu verſehen iſt. 

er Raum, worin ſich der Backofen befindet (Backraum), muß ringsum 
von feuerbeftändigen Wänden umgeben fein. Die Decken müſſen ge 
chloſſen und mindeſtens feuerhemmend fein. 

e) Zwiſchen den Umfaſſungswänden des Backofens und den Wänden des 

ER muß ein freier Zwiſchenraum von mindeftens 10 cm berz 
bleiben, 

f) Zwiſchen der Decke des 8 und der Raumdecke muß ein Abſtand 
von mindeſtens 1,25 m vorhanden fein. Der Abſtand kann geringer fein, 
wenn der Backofen ſelbſt in einer Entfernung von 15 em von ſeiner 
Decke mit einem Schutzgewölbe verſehen oder der ganze Backraum feuer⸗ 
beſtändig überdeckt iſt. 

g) Alles freie Holzwerk, auch das der Türen, muß mindeſtens 1,25 m von 
der Einfeuerungsöffnung des Ofens entfernt bleiben. 

h) Über dem hinterſten Teile des Ofens ift eine ins Freie führende Ent- 
lüftung von mindeſtens 25 mal 25 em vorzuſehen, die von unten aus 
leicht Nabe und geſchloſſen werden kann. 

i) Die Wand vor den Fenſtern der Werkſtatträume darf zum Anbringen 
der ſogenannten Garböcke nicht benutzt werden. 

k) Die Wände der Werkſtatträume find, ſoweit fie nicht einen jährlich min⸗ 
deſtens einmal zu erneuernden Kalkanſtrich beſitzen, glatt und abwaſchbar 
herzuſtellen, d. h. mit 8 zu beſtreichen oder mit fue ß oder 
dergleichen zu verſehen. Die Decken müſſen einen Kalkanſtrich erhalten, 
ber jährlich mindeſtens einmal zu erneuern iſt. 

1) Der Fußboden der Werkſtatträume muß ohne Rauhigkeit waſſerdicht 
und abwaſchbar aus einem der Fäulnis widerſtehenden Bauſtoff, z. B. 
Terrazzo, glatten Flieſen, hergeſtellt werden. 
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m) Die Oberfläche und die Außenwände des Ofens find glatt herzuſtellen. 

n) In dem Werkſtattraum oder in feiner unmittelbaren Nähe ift ein Zapf: 
hahn der ſtädtiſchen Waſſerleitung nebſt Ausgußbecken froſtfrei und leicht 
ugänglich anzulegen. 

o) der Werkſtatt ift eine an die ſtädtiſche Entwäſſerung angeſchloſſene 
aſchvorrichtung in 80 em Höhe über dem Fußboden anzubringen. Ein 

ſogenanntes Ausgußbecken genügt i nicht. 

p) Den in der Werkſtatt beſchäftigten Arbeitern muß in der Regel ein 
ißſtand und ein ausſchließlich für die Werkſtatt beſtimmter Abort zur 
erfügung ſtehen. 35 

q) Sofern den Geſellen und Lehrlingen im Grundſtücke Wohngelegenheit 

geboten wird, muß der betreffende Raum gemäß der Polizeiverordnung 
vom 27. Juni 1907 — betreffend die Unterbringung der in gewerblichen 
Betrieben beſchäftigten Arbeiter — ſo geräumig ſein, daß auf jede Per⸗ 
fon 4 qm Grundfläche und 9 ebm Luftraum entfallen. Die licht ⸗ und 
luftgebende Fläche muß 1 qm auf je 30 cbm Luftraum, die lichte Höhe 
des Raumes mindeſtens 2,50 m betragen. 

r) pe ng dürfen nicht durch die Arbeitscäume geführt werden. Aus⸗ 

nahmen ſind zuläſſig, wenn die Rohre aus einem Stück beſtehen und 
ſtoßſicher bekleidet werden. 


C. Fleiſcher- und Wurſtmacherwerkſtätten. 
I. Werkſtattraum. 
1. a) Der Werkſtattraum muß mindeftens 3 m lichte Höhe, 3 m Breite 
und 12 qm Grundfläche erhalten. 20% 

b) In Weelſtätten, die nicht mindeſtens 20 qm Grundfläche haben, iſt 
die Einrichtung eines motoriſchen Betriebes nicht geſtattet. Jedoch 
iſt die Aufſtellung eines Motors von weniger als 1 PS in dieſen 
Werkſtätten zuläſſig, wenn mit ihm nur ein . betrieben 
wird und die Werkſtätte im übrigen den baupolizeilichen Vorſchriften 
entſpricht. 

c) Räucherkammern und ähnliche Einbauten find bei Berechnung der 
erforderlichen Grundfläche vorweg abzuziehen. 

2. Die Decke über dem Werkſtattraum iſt, wenn ſich darüber Räume zum 
dauernden N von Menſchen befinden, feuerbeftändig und luftdicht 
herzuſtellen. Unter einer vorhandenen Balkendecke iſt in 5 em Abſtand eine 
feuerbeſtändige, unbelaftete Decke einzuziehen. Der fo entſtehende Zwiſchen⸗ 
raum iſt mit der Außenluft in Verbindung zu bringen. 

3. Die Decke unter dem Werkſtattraum iſt feuerbeſtändig herzuſtellen. 

4. Der Fußboden des Werkſtattraumes iſt abwaſchbar, waſſerdicht und 
eben aus fäulnisfreien Bauſtoffen (Zementeſtrich, Aſphalteſtrich, Tonflieſen, 
Terrazzo) herzuſtellenz ihm ift ein allſeitiges Gefälle nach einem an die 
e angeſchloſſenen Fußbodeneinlaufe zu geben. 

.Der Werkſtatkraum muß einen beſonderen Zugang vom Hofe aus 
a Offnungen nach dem Treppenhaus und nach Webern ſind 
unſtatthaft. 

6. Be Shonin und Ben en gg find bis über die Dächer der 
benachbarten Gebäude oder mindeſtens ſo hoch zu führen, daß die Gebäude 


125) Vgl. § 22 B 9. 
126) Bol. 8 28. 
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und deren Umgebung durch Funken, die Geſundheit der Bewohner durch 
Rauch, Ruß oder Ausdünſtungen nicht gefährdet werden. 

7. In die Schornſteinrohre dürfen Rauchrohre anderer Feuerſtätten nicht 
hineingeleitet werden, auch dürfen die Entlüftungsrohre mit anderen Räumen 
durch Offnungen nicht in Verbindung ftehen, 

8. Die Wände des Werkſtattraums ſind in ganzer Höhe mit glatten, hellen, 
nicht roten Flieſen zu bekleiden oder auf glattem, gefilztem Putz mit einer 
ebenſolchen bleifreien Öl: oder Emaillefarbe zu ſtreichen. 

9. Über dem Keſſelofen ift ein metallener Wraſenfang anzubringen, deffen 
Unterkante ‘fih 1,80 m über dem Fußboden befinden muß. Dieſer Wraſen⸗ 
fang ift mit einem vorſchriftsmäßigen, 250 qem i. L. weiten Mauer: (Ent: 
üftungs⸗) Rohr zu verbinden. Außerdem ift zur Entlüftung des Geſamtraums 
ein Mauerrohr von 25 mal 25 cm lichter Weite oder 625 qoem lichtem Auers 
ſchnitt vorzuſehen, deſſen Abzugsöffnung im Raum erforderlichenfalls mit 
einer Gasflamme (Lockflamme) zu verſehen iſt, die während des Betriebs in 
der Werkſtatt brennen muß. 

10. Die oberen Fenſterflügel find als Kippflügel auszubilden und mit feft- 
ſtellbaren Bewegungsvorrichtungen zum bequemen Offnen und Schließen von 
unten zu verſehen. 

11. In dem Werkſtattraum oder in ſeiner unmittelbaren Nähe iſt ein 
Zapfhahn der ſtädtiſchen Waſſerleitung nebſt Ausgußbecken froſtfrei und 
leicht zugänglich anzulegen. 

12. In der Werkſtatt ift eine an die ſtädtiſche Be- und Entwäſſerung 
angeſchloſſene Waſchvorrichtung in 80 em Höhe über dem Fußboden angus 
bringen. Ein ſogenanntes Ausgußbecken genügt hierfür nicht. 

13. Den in der Werkſtatt beſchäftigten Arbeitern muß in der Regel ein 
Pißſtand und ein ausſchließlich für die Werkſtatt beſtimmter Abort zur Bers 
fügung ſtehen. 

14. Sofern den Geſellen und Lehrlingen im Grundſtücke Wohngelegenheit 
geboten wird, muß der betreffende Raum gemäß der Polizeiverordnung vom 
27. Juni 1907 — betreffend die Unterbringung der in gewerblichen Betrieben 
. Arbeiter — fo geräumig fein, daß auf jede Perſon 4 qm Grund: 
fläche und 9 cbm Luftraum entfallen. Die lichte und luftgebende Fläche muß 
1 gn auf je 80 cbm Luftraum, die lichte Höhe des 25 — mindeſtens 
2,50 m betragen. 

15. Abfallrohre dürfen nicht durch die Arbeitsräume geführt werden. Aus⸗ 
nahmen find zuläſſig, wenn die Rohre aus einem Stücke beſtehen und floßr 
ſicher bekleidet werden. 

16. In die Abflußanlage des Ausgußbeckens der Waſchvorrichtung und 
der Fußbodenentwäſſerung iſt ein Fettſammeltopf einzubauen. 


II. Räucherofen. 


1. Der Räucherofen muß eine beſondere feuerbeftändige Decke erhalten. 

2. Die Dede des Raumes, in dem ein Räucherofen aufgeſtellt werden foll, 
iſt nach den Beſtimmungen unter I, 2 herzuſtellen. 

3. Die Tür des Räucherofens ift Dh pora aus mindeftens 2 mm 
ftarfem Eiſenblech und ſtarkem eifernen Ra 
herzuſtellen. 

4. Der Räucherofen muß ein beſonderes Schornſteinrohr erhalten, in das 
die Rauchrohre anderer Feuerſtätten nicht hineingeleitet werden dürfen. 


men in einen Eiſenfalz ſchlagend 
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5. Vor dem Feuerloch des ien deer ift ein feuerbeſtändiges Vorgelege 
von rund 25 em Höhe herzuſtellen, deſſen Grundfläche mindeſtens die Größe 
des Feuerloches hat. 

6. Räucherofen dürfen nur in Räumen aufgeſtellt werden, die von feuer: 
beſtändigen Wänden umfchloffen find; nicht unmittelbar ins Freie führende 
Türen frè rauchdicht und feuerhemmend (T-Züren) herzuſtellen. 

7. Der Raum, in dem der Räucherofen aufgeſtellt werden ſoll, darf ohne 
baupolizeiliche Genehmigung als Werkſtattraum nicht benutzt werden. 

8. An den in Arbeitsräumen e Räucheröfen ſind vor den Türen 
an den Schornſtein angeſchloſſene Rauchfänge anzubringen. 


1 D. Räume für Filme aus Zellſtoff. 


Gebäude und Räume, in denen Zellftoffilme angefertigt, bearbeitet, ausge: 
beſſert, vertrieben oder öde werden, ſowie Lagerräume für ſolche Filme 
müſſen den hierfür von den Miniſtern für Handel und Gewerbe, des Innern 
und für Volkswohlfahrt erlaſſenen Grundſätzen entſprechen. 


2 E. Bedürfnisanſtalten für Fabriken, Lagerhäuſer, 
Gaſt- und Schankwirtſchaften. 


Bei Fabriken, Lagerhäuſern und anderen gewerblichen Anlagen, jet bei 
Baft: und Schankwirtſchaften und allen fonftigen ſtark befuchten Gebäuden 
müſſen Bedürfnisanſtalten in der en Zahl und Beſchaffenheit 
angelegt werden. Bei gewerblichen Anſtalten ſoll auf 20 8 ein Abort 
kommen. Wo beide Geſchlechter verkehren, kann die Herſte 

Aborte mit beſonderen Zugängen gefordert werden. 


3 F. Waren- und Geſchäftshäuſer, Theater, Zirkus: 
gebäude, Lichtſpielbetriebe, öffentliche Berfamm- 
lungsräume, Krankenanſtalten, Aufzüge. 


Für Warenhäuſer und Geſchäftshäuſer größeren Umfangs, Theater, 
Zirkusgebäude, Lichtſpielbetriebe, öffentliche Verſammlungsräume, Kranken⸗ 
anſtalten, Aufzüge, gelten in erſter Linie die dafür ele miniſteriellen 
und landespolizeilichen Vorſchriften. 


4 $ 31. Fabrikbauten. 


1. Auf Grundſtücken, die zur Errichtung gewerblicher Betriebsſtätten 
größeren Umfangs ge beſtimmt find, kann die Baupolizei — fofern 
die betriebsweiſe oder die Erzeugung der herzuſtellenden Gegenſtände es 
erforderlich erſcheinen läßt — für die Fabrikgebäude eine Bebauung gemäß 
den Beſtimmungen ie Paragraphen geſtatten. 

2. Für die Ermittelung der Bebauung eines Grundſtückes kommt die Bau: 
maffe der Gebäude in Betracht. Die zuläffige Baumaſſe beträgt 8 ebm für 
jedes Quadratmeter der Fläche des Baugrundſtücks. 

3. Werden Baulichkeiten auf demſelben Grundſtücke nicht unmittelbar 
aneinander gebaut, ſo iſt zwiſchen ihnen ein Abſtand von mindeſtens 5 m 
einzuhalten. Wenn eine oder beide der gegenüberliegenden Umfaſſungswände 
Öffnungen, die zu Räumen zum dauernden Aufenthalte von Menſchen ger 
hören, enthalten, muß der Abſtand dem rechneriſchen Mittel aus den Höhen 
der beiden Baulichkeiten entſprechen. Zwiſchen Wohngebäuden und anderen 
Gebäuden können größere Abſtände vorgeſchrieben werden. 


ung getrennter 
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4. Fabrikgebäude an Straßen dürfen nicht höher fein, als der Abſtand 
zwiſchen ihnen und der gegenüberliegenden Baufluchtlinie beträgt. Wo eine 
ſolche nicht beſteht, tritt an ihre Stelle die gegenüberliegende Straßengrenze. 
Keinesfalls darf die Höhe der Gebäude das 5 aß von 20 m überfchreiten, 


$ 32. Viehſtälle. 27 1 


1. Die Haltung von Vieh ift nur in hierfür genehmigten Räumen zuläſſig. 

2. In Ställen auf Wohngrundſtücken muß der Fußboden undurchläſſig 
ſein. Zur Aufnahme der Stallabgange müſſen in den Ställen oder in ihrer 
nächſten Nähe undurchläſſige Gruben angelegt werden. Die Stalljauche iſt 
dort, wo das Grundſtück an den Kanal angeſchloſſen ift, nach dieſem unter: 
irdiſch abzuleiten. 

3. Wenn Stallgebäude mit Gebäuden, in denen ſich Räume zum dauernden 
Aufenthalte von Menſchen befinden, zuſammengebaut werden, oder wenn in 
ihnen derartige Räume eingerichtet werden, ſo dürfen Offnungen der Stall— 
räume nur in einer nach allen Richtungen gemeſſenen Entfernung von 5 m 
von den Fenſtern der zum dauernden Aufenthalte von Menſchen beſtimmten 
Räume angelegt werden. 

4. Ställe müſſen von Aufenthaltsräumen durch feuerbeſtändige Decken 
und Wände s) getrennt und ausreichend entlüftet fein. 

5. An der Straße und an der Nachbargrenze liegende Wände der Ställe 
find in ganzer Höhe mit einer Luftſchicht von 5 em Stärke zu verſehen. Der 
innere Teil der Wände muß mindeſtens 4 Stein = 12 cm ſtark aus hart 
gebrannten Ziegeln in reinem Zementmörtel gemauert werden. 


Abſchnitt Ill. 2 


$ 33. Schutzmaßregeln bei der Ausführung von Gebäuden 
und Arbeiterfürſorge. 


Die Bauausführenden (Bauunternehmer oder Bauleiter) haben die Bor: 
kehrungen zu treffen, die geeignet find, Unglücksfälle der auf dem Baugrund: 
ftüde beſchäftigten und dort fonft verkehrenden Perſonen zu verhüten, ſowie 
Verkehrsſtockungen auf der Bauſtelle und in ihrer Nähe vorzubeugen. i 

Im einzelnen wird beſtimmt: 


A. Sicherung öffentlicher Einrichtungen. 3 


1. Offentliche Einrichtungen — wie Bür erſteige, Straßenpflaſter, 
Brunnen, Anſchlagſäulen, Laternen, Waſſerſtöcke (Hydranten), jeber⸗ 
käſten, Gas- oder Waſſerleitungen, elektriſche Leitungsdrähte und Kabel, 
Kanäle, Strafen: und hierin ae euer: und Unfallmeldevoreichtun en 
uſw. — ſowie Bäume find während eines Abbruchs, eines Neubaues oder 
einer fon eh Bauausführung zu ſchonen und durch geeignete Vorkehrungen 
vor Beſchädigungen zu ſchützen. Bauherr und Bauleiter bleiben für etwaige 
Beſchädigungen verantwortlich. Durch Bauzäune, Baugerüſte und dergleichen 
darf die e der feu Einrichtungen nicht beeinträchtigt werden. 
Eine durch die Bauausführung etwa notwendig werdende Verlegung öffent: 


127) Bei Neu- und Umbauten von Stallungen tft die Zuzlehung der Bauabtellung 
* guendnirtigaftstammer erwünſcht. (Verfügung des Regierungspräſtdenten vom 25, 1. 88. 


128) Deden und Wände dirfen in dieſem Jalle auch feinerlei Öffnungen enthalten. 
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licher Einrichtungen ift rechtzeitig bei der entſprechenden Behörde zu bean: 
tragen. 

2. Wegen der engg von Grenzzeichen, als Steinen, Pfählen, Zäunen 
oder Mauern an der Straße, wird auf § 30 Ziffer 3 des Feld» und Forſt⸗ 
polizeigeſetzes vom 1. April 1880 verwieſen, wonach die Wegnahme beſtraft 
wird. 


B. Staub, Schmutz, Geräuſch. 


1. Bei allen Bau- und Abbrucharbeiten ſind, um Staubbeläſtigungen zu 
vermeiden, die Ans und Abfuhrwege innerhalb des Grundſtücks, die abzu⸗ 
brechenden Bauteile, der entſtehende Bauſchutt und die abzufahrenden Gutt- 
maſſen ausgiebig zu beſprengen. 

2. Der Bauſchutt darf nicht hinabgeworfen werden, ſondern muß nach 
gehöriger Beſprengung hinabgetragen oder in Schloten oder Behältern hinab⸗ 
gelaſſen werden. 

3. Verunreinigungen der Straßen und Bürgerſteige, die durch vorüber⸗ 
gehende Lagerung von Bauſtoffen oder durch Bau- oder Abbruchsarbeiten 
verurſacht werden, ſind ſofort zu beſeitigen. 

4. Größere Eiſenkonſtruktionen find zum Zuſammenſetzen fertig zur Baus 
ſtelle anzuliefern und p ik hier nur verſchraubt, verbolzt oder vernietet 
werden. Für abgelegene Bauſtellen ſind Ausnahmen zuläſſig. 

5. Fur die Befolgung dieſer Vorſchriften ſind außer den Ausführenden 
ſelbſt auch die Bauherren und Abbruchsunternehmer verantwortlich. 


C. Schutz der Nachbargrundſtücke. 


1. Wer baut, iſt verpflichtet, alle Vorkehrungen zu ale die ER 
find, um Perfonen und Eigentum auf den Nachbargrundſtücken vor Beſchädi⸗ 
gungen durch feine Bauausführung zu ſchützen, auch die erforderlichen Abs 
ſtützungen vorzunehmen. Dies gilt auch für Abbruchs und Ausbefjerungs- 
arbeiten. 

2. Wenn die Grundmauern der Nachbarbauwerke nicht bis zur Grund⸗ 
mauerſohle des Neubaues hinabgehen, fo find fie auf Verlangen und nach 
näherer Anweiſung der Baupolizei, der in jedem ſolchen Falle vom Bauherrn 
oder Bauleiter rechtzeitig Anzeige zu erſtatten ift, zu unterfangen. Die Aus: 
ſchachtungen an ſolchen Grundmauern dürfen nur ſtadwelf, in Längen von 
höchſtens 1 m ausgeführt und nicht früher fortgeſetzt werden, als bis die 
alten Grundmauern unterfangen und die neuen Grundmauern in den bereits 
ausgeſchachteten Teilen aufgemauert und genügend abgebunden ſind. 

3. Zeigt ſich beim Abbruche eines Gebäudes, daß dem Nachbargrundſtück 
und den Gebäuden auf dem Nachbargrundſtück die eigene Standfähigkeit 
mangelt, ſo muß der Eigentümer des Nachbargrundſtücks für ſein Grundſtück 
die erforderlichen A treffen. 


D. Allgemeine Sicherheits maßnahmen. 


I. Bei Hochbauten. 


1. a) Während der Ausführung von Bau-, Erd: und Abbruchsarbeiten 
ſind durch den Bauherrn und den Bauleitenden alle notwendigen 
Sicherheitsmaßnahmen zum Schutze der auf der Bauſtelle oder in 
ihrer Nähe beſchäftigten oder verkehrenden Perſonen zu treffen. 
Insbeſondere ſind da, wo durch Herabfallen von Gegenſtänden 
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oder Fallen in Vertiefungen Menſchen, Tiere oder Sachen befchädigt 
werden können, Schutzgerüſte, Umwehrungen, Abdeckungen uſw. 
anzubringen. 

b) Ausſchachtungen von Baugruben müffen mit genügender Böſchung 

ausgeführt oder gehörig abgefteift werden. 

2. Im Innern eines Baues ſind die hölzernen oder eiſernen Balkenlagen 
auch die des Kellergeſchoſſes — ſofort nach der Verlegung ſicher abzudecken. 
Dieſe Abdeckungen dürfen erſt wieder entfernt werden, wenn zwei weitere 
darüber liegende Balkenlagen eingedeckt ſind. Die Bu änge zu den nicht abge: 
deckten Balkenlagen ſind ſicher abzuſperren. Der Abdeckung gleich zu achten 
iſt die 8 der Ausſtakung oder Einſchubdecke. Hierbei müſſen die 
Foͤrderwege und die Gänge nach den Arbeitsſtätten mindeftens 1 m breit; 
ſowie die Arbeitsſtätten felbft, und zwar in ganzer Ausdehnung, mit Rüſt⸗ 
brettern abgedeckt werden. Plattformen und Öffnungen zur Beförderung von 
Bauftoffen müffen mindeftens an zwei Seiten ein feſtes Geländer erhalten. 

3. Treppenräume, die zur Einwölbung beſtimmt ſind, ſowie alle anderen 
deckenloſen Räume find zu umfriedigen oder ebenfalls von Geſchoß zu Geſchoß 
ſicher abzudecken. 

4. Treppenläufe und e ſind bis zur Aufſtellung des endgültigen 
Geländers mit einem feſten otgeländer zu verſehen. 

5. a) Bei Abbruchsarbeiten iſt es verboten, Arbeiter ſo zu beſchäftigen, 

daß fie übereinanderſtehen. 

b) Beim Abbruche ſogenannter ſreitragender Treppen ift zuvor der 
anze abzubrechende Lauf gegen die unteren Abſätze oder Treppen 
cher abzuſteifen. 

c) Das Abbrechen durch Umſtürzen von Mauern, Pfeilern und 

ſonſtigen Bauteilen iſt verboten. 

6. Bei allen Arbeiten, bei denen eine erhebliche Gefahr des Abſtürzens 
von Perſonen beim e B. bei Klempner, Dachdecker- und ſonſtigen Arbeiten 
an Gefimfen, fteilen Dächern und dergleichen, find, wenn nicht ein Baugerüſt 
vorhanden iſt, das gegen Abſturz ausreichende Sicherheit bietet, mindeſtens 
1,50 m breite Fanggerüſte nicht tiefer als 1,50 m unter der betreffenden 
Arbeitsſtelle anzubringen. 

7. Alle Arbeitsſtätten und Verkehrswege ſind zur Verhütung von Unglücks⸗ 
fällen bei mangelndem Tageslichte und während der Dunkelheit ſo lange zu 
beleuchten, als Arbeiter auf der Bauſtelle beſchäftigt ſind. 

8. Bei Glatteis, Reif oder Schnee müſſen die Gerüſtbretter, Laufbahnen 
und ſonſtigen Verkehrswege mit Sand oder Aſche beſtreut werden, ebenſo die 
oberen Mauerflächen beim Aufbringen der Träger oder Balkenlagen. 

9. In dem bei einem Bau verwendeten Rüſtholze dürfen fidh keine vorz 
ſtehenden Nägel befinden. Bei dem von Abbrüchen gewonnenen Holze ſind 
alle vorſtehenden Nägel, Haken uſw. fofort herauszuziehen oder umzuſchlagen. 


II. Bei Tiefbauten. 


Für Tiefbauten gelten die Unfallverhütungsvorſchriften der Tiefbau: 
berufsgenoſſenſchaften vom 1, Juli 1918 und die etwa hierzu ergehenden 
ſpäteren Anderungen oder Nachträge. 


Grieger, Vaupoltzelliche Vorschriften. 5 
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E. Arbeiterfürſor ge. 


1. Die Beſtimmungen finden Anwendung: 


a) Bei Hochbau- und Abbruchsarbeiten, wenn dhnſebbeßluc der Poliere und 
Lehrlinge mehr als zehn Perſonen gleichzeitig auf dem Bau beſchäftigt 

ſind. Vorübergehend beſchäftigte Arbeiter, wie Zimmerleute und Staker, 
werden in dieſe Zahl eingerechnet; 

b) bei Tiefbauten, wenn an einer beſtimmten Stelle des Baues mehr als 
zehn Perſonen gleichzeitig beſchäftigt ſind. 

2. a) Für die Arbeitspauſen und zum Schutz gegen ungünſtige Witterung, 
ſowie zur Aufbewahrung von Kleidern, Lebensmitteln und Eßgeſchirr 
muß den bei Bauten beſchäftigten Arbeitern ein wi wetterdicht 
umjchloffener, genügend mit Fenſtern verſehener, lüftbarer Unter⸗ 
kunftsraum zur Verfügung ſtehen, der im Mittel mindeſtens 2,20 m 
im Lichten hoch und in der Grundfläche ſo Sage muß, daß auf 
jeden am Bau beſchäftigten Arbeiter eine Fläche von 3 
0,75 qm entfällt ausſchließlich der Tiſche, Bänke und des Ofens. 
Für etwa am Bau beſchäftigte Frauen find befondere Unterkunfts⸗ 
räume zur Verfügung zu ſtellen. Für ſchwimmende Unterkunfts⸗ 
räume findet die Vorſchrift über die notwendige lichte Höhe keine 
Anwendung. 

b) Der Unterkunftsraum muß mit einem feften Dielenfußboden oder 
Ziegelpflaſter ſowie den nötigen Tiſchen und Bänken verſehen und 
in der kälteren Jahreszeit heizbar ſein. Sinkt in der Zeit vom 
1. Oktober bis 15. April die Außenwärme unter + 10 Grad Celſius, 
ſo iſt der Unterkunftsraum genügend zu erwärmen. Den Arbeitern 
muß auf der Bauſtelle die Möglichkeit egeben fein, Gpeifen und 
Getränke zu erwärmen. Es kann 3 werden, daß während 
der kälteren Jahreszeit die Heizanlage der Baubude zugleich als 
Wärmevorrichtung für Sam und Getränke eingerichtet und 
benutzt wird. Bauſtoffe und Baugeräte dürfen in den Unterkunfts⸗ 
räumen nicht gelagert werden. Die Unterkunftsräume ſind ſtets in 
reinlichem Auflande u erhalten. 

e) Bei Tiefbauten mäffen die Unterkunftsräume fo gelegen fein, daß 
der Saar tigungsort eines jeden Arbeiters von der Unterkunfts⸗ 

åtte höchſtens 500 m entfernt ift. 

3. a) Für je 15 Arbeiter oder 10 Arbeiterinnen iſt ein beſonderer Abortſitz 
vorzuſehen, außerdem für je 20 Arbeiter ein Pißſtand von 60 em 
Breite. Ferner iſt in jedem Geſchoſſe ein Harneimer aufzuſtellen. 

129) Die Zahlen bei N > — pamit 10 und te ia mit 500 m find durch bie 


Nachtragsverordnung vom 8. mt, welche lau 
Nachtrag IV zur Bauordnung vom 20. Mat 1026, 


tikel IL, 
„ae einengen in $ 33 E Biffer 1a und b ſowle Ziffer 2% werden wie folgt 
rt: 


E. Arbeiterfürſorge. 
1. Die Bestimmungen finden Anwendung: 

a) bei Hochbau- und Abbruchsarbeiten, wenn einſchließlich der Pollere und Lehr⸗ 
linge mehr als 10 Perſonen 2. auf dem Bau beſchaftigt find. 
Vorübergebend beſchäftigte Arbeiter, wie Bimmerleute und Staker, werden in 
diefe Zahl eingerechnet; 

b) bei Tleſbauten, wenn an elner beſtimmten Stelle des Baues mehr als zehn 

tionen gleichzeitig beſchäftigt find, 

20) Dei Tleſbauten müſſen die Unterfunftsräume fo g en fein, daß ber Wer 
. a eines jeden Arbeiters von der Untertunftsftütte bochſtens 500 m 


abge 
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Die Aborte müffen für die Geſchlechter räumlich getrennt, mit bes 
onderen Zugängen und Aufſchriften verſehen fein. 

b) Jeder Abortſitz muß nach allen Seiten verſchloſſen und mit einer 
von innen e Tür verſehen ſein. 

c) Die Aborte müſſen von den Unterkunftsräumen in der Regel mins 
deſtens 6 m entfernt, genügend hell und mit regendichtem Dache 
verſehen ſein. Erforderlichenfalls ſind vor den Türen Schamwände 
anzubringen. 

d) Die Aborte und Pißſtände find täglich zu reinigen und wöchentlich 
mehrmals zu desinfizieren. Die Harneimer ſind nach Bedarf, min⸗ 
deſtens täglich zu entleeren. 

e) Für die Bedürfnisanſtalten dürfen keine durchläſſigen Gruben ange⸗ 
legt werdenz dieſe Anlagen ſind vielmehr entweder an ein öffentliches 
Kanalnetz vorſchriftsmäßig T. oder mit n 
Tonnen auszuſtatten, die nach Bedarf rechtzeitig fortzuſchaffen und 
durch leere, mit Kalkmilch desinftzierte Tonnen zu wien find. Die 
Tonnen find durch Stoßbretter und ausgeſchnittene Sitzbretter mit 
Deckeln zu verſchließen. Bei freier, von Wohngebäuden entfernter 
Lage kann die Herſtellung einer Erdgrube geſtattet werden, wenn 
eine Verwertung der Fäkalien in landwirtſchaftlichem Betriebe auf 
dem Grundſtücke ſelbſt oder auf dem unmittelbaren Nachbargrund⸗ 
ſtücke möglich iſt. 

4. Auf jeder Bauſtelle iſt 
a) gutes Trinkwaſſer bereitzuhalten, 
b) eine Waſchgelegenheit für je 10 Perſonen einzurichten. 

5. Vom 1. November bis einſchließlich 31. März dürfen Stuck⸗, Putz⸗ und 
Töpferarbeiten in Neubauten und ſolchen Umbauten, die dieſen gleichzuachten 
ſind, nur in Räumen ausgeführt werden, die durch Türen und Senfler Ders 
ſchloſſen find. Dieſe Verſchlüſſe brauchen nur vorläufige zu fein. Erforder⸗ 
lichenfalls kann die Baupolizei anordnen, daß die Arbeitsräume erwärmt 
werden. 

6. In Räumen, in denen offene Koksfeuer brennen, darf nicht gearbeitet 
werden. Solche Räume ſind gegen andere, in denen gearbeitet wird, rauch⸗ 
dicht abzuſchließen und dürfen nur von den die Koksfeuerung beaufſichtigenden 
Perſonen betreten werden. 0) 

7. Auf allen Bauten und Abbruchſtellen ift das notwendige Verbandoze 
vorrätig zu halten und in einem ſtaubdichten, verſchließbaren Kaſten, der m 
der Vorderſeite die deutlich lesbare . il „Verbandszeug“ tragen muß, 
in der Baubude aufzubewahren. Der lüſſel zu dieſem Kaſten muß ſtets 
zur Stelle ſein. 

8. Für die Erfüllung dieſer Vorſchriften find der Bauherr, der Bauleiter 
und der Bauhandwerker verantwortlich. 

9. Die Vorſchriften dieſes Paragraphen unter E find auf der Bauſtelle aus; 
zuhängen. 

10. Ausnahmen von den Beſtimmungen dieſes Paragraphen kann die Bau⸗ 
polizei zulaſſen. 

190 
teiltvelfe en Wehauben Teile del deres — — Neubauten it Ne 8 


e Koblenfeuer oder das Elnblafen der Verbrennungsgase folder 
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F. Gültigkeit anderer Vorſchriften. 


Unberührt von den vorſtehenden Vorſchriften bleiben die weitergehenden, 
um Schutze der Bauarbeiter gegen Unfälle erlaſſenen Unfallverhütungsvor: 
ſchriften der zuſtändigen Bauberufsgenoſſenſchaften. 

1 G. Bauwege. 

1. Für die An- und Abfuhr von Laſten find auf den Bauſtellen befeftigte 
Wege herzuſtellen und zu unterhalten oder Fördergleife, Fahrbahnen aus 
Bohlen und dergleichen anzulegen. 

2. Auf die Einhaltung der aus Gründen der Tierpflege und -honung er- 
laſſenen Orts- und Bezirks⸗Polizeiverordnungen wird beſonders hingewieſen. 


Abſchultt IV. 
2 § 34. Abbruch von Gebäuden. 


1: eier eine Woche vor dem Abbruch eines Gebäudes ift der Bau: 
olizei zur Erteilung der Abbruchserlaubnis (Abbruchsſchein) eine ſchriftliche 
nzeige in zwei Stücken zu erſtatten. Die Anzeige muß enthalten: 
a) die genaue Bezeichnung des Gebäudes; 
b) die Angabe, ob darin 
eiſerne Fachwerkskonſtruktionen, 
mit Eiſen bewehrte Bauteile aus Stein oder Beton vorhanden ſind; 
c) Name, Stand und Wohnung des Abbruchsunternehmers. 
2. Bor Behändigung des Abbruchsſcheins darf mit dem Abbruch nicht bes 
gonnen werden. 
8. Bauten von geſchichtlicher oder künſtleriſcher Bedeutung dürfen ohne 
Genehmigung nicht abgebrochen oder verändert werden. 


Abſchnitt V. 
Allgemeine Beſtimmungen. 
3 $ 35. Vorhandene bauliche Anlagen. 


1. Auf bauliche Anlagen, die zur Zeit ihrer Errichtung den damals gültigen 
baupolizeilichen Beſtümmungen entſprochen haben, und auf Bauten, die auf 
Grund genehmigter Bauentwürfe bereits begonnen ſind, findet die nachträg⸗ 
liche Durchführung nicht beobachteter Beſtimmungen dieſer Bauordnung nur 
dann ſtatt, wenn polizeiliche Gründe, insbeſondere ſolche der öffentlichen 
Sicherheit, des Heimatſchutzes oder der Denkmalspflege, es notwendig N 

2. Für bauliche Arbeiten, die ne oder zuſammen eine erhebliche Ber: 
änderung eines Gebäudes oder Gebäudeteils darſtellen, kanne) die Baus 

enehmigung auch davon abhängig gemacht werden, daß gleichzeitig die durch 
Den Entwurf an ſich nicht berührten Gebäude und Gebäudeteile, ſoweit fie 
den Vorſchriften dieſer Bauordnung widerſprechen, mit dieſer in Ubereinſtim⸗ 
mung gebracht werden. 
$ 36. Veränderungen der Grundſtücksgrenzen. 

Werden durch Veränderungen der Grenzen bebauter Grundſtücke Verhält⸗ 

niſſe geſchaffen, die den Vorſchriften dieſer Bauordnung zuwiderlaufen, ſo 


131) Eine „Kann!-Vorſchriſt, well hier auch die Erwägung Plab greift, ob die 
Anderung früher genehmigter, — aber beſtimmungswidri Bautelle wiriſchaftlt 
angemeſſenem bine zu dem balat bes Bauvorhabens fehl. z e 
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find die betreffenden Gebäude oder Gebäudeteile entſprechend umzugeſtalten 
oder zu beſeitigen. 


$ 37. Inkrafttreten und Übergangsbeſtimmungen. 


1. Dieſe Bauordnung tritt am Tage der amtlichen Veröffentlichung in Kraft. 
Gleichzeitig werden alle mit ihr in Widerſpruch ſtehenden Beſtimmungen, ins⸗ 
beſondere die Bauordnung vom 19. Mai 1908 und ihre Nachträge, mit Aus⸗ 
8 des Nachtrages VIII (Polizeiverordnung vom 19. Juni 1923) aufs 
gehoben. 

2. Die auf Grund der bisher gültigen Bauordnung bereits erteilten Bau⸗ 
men verlieren die Gültigkeit nach Ablauf von drei Monaben vom Tage der 

eröffentlichung dieſer in Ea ab, wenn nicht inzwiſchen der Bau bes 


1 iſt, und bei Neubauten, wenn nicht inzwiſchen die Grundmauern gelegt 


nd. 


§ 38. Strafen. 

Anderung gemäß § 76 P. V. G. vom 1. 6. 31: Für jeden Fall der Nicht: 
befolgung dieſer Polizeiverordnung wird hiermit die Feſtſetzung eines Zwangs⸗ 
geldes in Höhe bis zu 150 RM, im Gticpebeitreibungelale die Feſtſetzung 
von Zwangshaft bis zu 2 Wochen angedroht. Soweit es ſich um Übertre⸗ 
tungen der Vorſchrift des § 330, § 367 Ziffer 12—15, 8 368 Ziffer 3 und 4 
und Le Ziffer 3 des Reichsſtrafgeſetzbuches vom 15. Mai 1871 handelt, 
tritt Beſtrafung nach Maßgabe dieſer Vorſchriften ein. 

Breslau, den 20. Mai 1926. 
Städtiſche Baupolizeiverwaltung. 


2. Anhang J. 


Die einzelnen Bauklaſſen ſind nachſtehend durch Angabe der Grenzlinien 
bezeichnet. Wo Straßen die Grenze bilden, ift ihre Mittellinie entſcheidend. 
Auf einem bei der Baupolizei niedergelegten Plane find die Bauklaſſen mit 
ihren Grenzen eingezeichnet. Mit der förmlichen Feſtſetzung der Bauflucht⸗ 
linie wird gleichzeitig die zugehörige Bauſtaffel angegeben. 


Bauklaſſe I. 
Grenzen. 
Die erſte Bauklaſſe umfaßt die innere Stadt, d. h. die Stadtteile, die ein⸗ 


. Paola werden von dem ſüdlichen Arm der Oder, dem Gondelhafen, der 


tomenade vom Gondelhafen bis zum Ohlauer Stadtgraben und dem Stadt⸗ 
graben, 
Bauklaſſe II. 


Grenzen. 


Die zweite Bauklaſſe umfaßt das Gebiet außerhalb der Bauklaſſe I, das 
durch folgende Linien begrenzt wird: Ohlefluß von der Mündung aufwärts 
bis zur Wieſenſtraße, Wieſenſtraße, die nördliche Grenze des Hauptbahnhofes 
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bis zur ae Teichſtraße, Bohrauer Straße, Wildenbruchſtraße, Lohe⸗ 
ſtraße, Auguſtaſtraße, Charlottenſtraße, 8 Norkſtraße, Opitz⸗ 
ſtraße, Straße 1, Siebenhufener 8 erlängerung der Friedrichſtraße 
nach Nordweſten bis zur Märkiſchen Straße, Märkiſche Straße, Schmolzer 
Straße, Striegauer Platz, Frankfurter Straße, Weſtendſtraße, Poſener 
Straße, Lange Gaſſe, ſüdliches Ufer der Oder, Königsbrücke, An den Kar 
fernen, Wilhelmsbrücke, An der Wilhelmsbrücke, Schießwerderſtraße, Maga: 
zinſtraße, Schießwerderſtraße, Schießwerderplatz, Schützenſtraße bis zur 
Schlageterſtraße, Südgrenze der rechten Oderuferbahn, Niedergaſſe, Geiten- 
gaffe, Matthiasſtraße, Flutſtraße, Neue Adalbertſtraße, Michgelisſtraße, 
aiſenhausſtraße, verlängerte Monhauptſtraße, Lehmdamm, Michaelis⸗ 
fep, Piaſtenſtraße, verlängerte Dickhuthſtraße (Straße 5), Dickhuthſtraße, 
arienſtraße, Kaiſerſtraße bis zur Ohlemündung. 


Bauklaſſe III. 


Die III. Bauklaſſe umfaßt: 

1. Das Gelände, das begrenzt wird von Bauklaſſe II, Charlottenſtraße, 
Kopiſchſtraße, Opperauer Straße, Umgehungsbahn bis zur Kreuzung mit der 
3 Bahn, dieſe entlang bis zur Verbindungsbahn Hauptbahnhof.— 

üterbahnhof Mochbern, we liche renze des Freiburger Bahnhofes, Mär⸗ 
kiſche Straße, Verlängerung der Schmolzer Straße (Straße 43 und 45) bis 
aur Verbindungsbahn Hauptbahnhof Güterbahnhof Mochbern, dieſe ent⸗ 

ng bis zur Umgehungsbahn, Umgehungsbahn, Pfeffergraben, Weichbild⸗ 
renze, Striegauer Chauſſee, Neukircher Weg, Weiſtritzſtraße, Malapane⸗ 

rafe, nördliche Grenze der Kleinſiedlung Pöpelwitz, Weichbildgrenze, 50 m 
nördlich gleichlaufend zur Frankfurter Straße, 30 m weſtlich gleichlaufend zur 
Katzbachſtraße bis zur Pöpelwitzerſtraße, diefe entlang, 30 m öſtlich gleidh- 
laufend zur Katzbachſtraße, 50 m nördlich gleichlaufend zur Frankfurter 
Straße, 30 m weſtlich gleichlaufend zur Promnitzſtraße, 30 m nördlich gleich⸗ 
laufend zur Pöpelwitzſtraße, Verbindungsbahn Pöpelwitz—Odertorbahnhof, 
well Oderufer bis zur Langen Gaffe. 

Das Gelände, das begrenzt wird von der Parallellinie 100 m weſtlich 
der Schlageterſtraße, üͤdliches Ufer des Schiffskanals, Parallellinie 200 m 
öſtlich der Trebnitzer Straße und Grenze der Bauklaſſe II. 

8. Das Gelände zwiſchen Bauklaſſe hi Matthiasſtraße bis zur Hindenburg: 
brücke, 50 m östlich der Neuen Adalbertſtraße mit dieſer gleichlaufend ent⸗ 
langgehend, 40 m nördlich der verlängerten Kospothſtraße entlanggehend, 
Mittelfeldweg, Straße 41, Parallellinie 60 m nördlich der Frieſenſtraße bis 
zur Piaſtenſtraße und Grenze der Bauklaſſe IV. 

4. Das Gelände öſtlich der Kaiſerſtraße zwiſchen den Bauklaſſen II, IV 
und der Oder. 

5. Das Gelände zwiſchen Bauklaſſe II, Ohledeich an der Wieſenſtraße bis 
gur Schoͤnſtraße, Schönſtraße, füdliche Grenze der Eiſenbahn, 7 renze 

r Eiſenbahnwerkſtätten, öſtliche Grenze der Eiſenbahngasanſtalt, Straße 37 
bis zu einem Punkte 50 m nördlich der Sa e, in dieſem Abſtande nörd- 
lich der Schönſtraße entlanggehend bis zur inter Straße, Münfter: 
berger Straße, Helmutſtraße, Grenze der Bauklaſſe IV bis zur Loheſtraße. 


Bauklaſſe IV. 
Die IV. Bauklaſſe umfaßt: 
1. Das Gelände, das begrenzt wird durch den Oderſtrom, Hanſaſtraße, Tiers 
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artenſtraße, Piaſtenſtraße, Straße 25, Auenſtraße, nördliche Grenze des St. 
Laurentius: elebhofes und Alte r bis zum Strauchwehr. 

2. Das Gelände, das begrenzt wird durch die Rothſürbenſtraße, Tepe 90, 
Weichbildgrenze, Straße 88, Straße 83 (Rüſternallee), Straße 84, Mittel: 
linie zwiſchen Rüſternallee und Loheſtraße, und zwar in gebrochener, auf die 
ee ee rechtwinkelig aufſetzender Linie von Straße 84 nordwärts bis 
ur Lindenallee, durch diefe Straße ſelbſt, Rüſternallee, Kirſchenallee, Küraſ⸗ 
ſerſtraße, Yorkitzaße, harlottenſtraße, Auguſtaſtraße, Loheſtraße, Stein⸗ 
ſtraße und Rothſürbenſtraße mit Ausnahme des in Bauklaſſe V unter 3 bes 
zeichneten Geländes. 

Bauklaſſe V.) 

Die V. Bauklaſſe umfaßt: 

1. Das Gelände im Süden der Stadt, das im Norden und Oſten begrenzt 
wird durch Bauklaſſe IV, die Loheſtraße bis zur Umgehungsbahn, die Um: 
gehungsbahn ſelbſt und die Küraſſierſtraße. 

2. Das Gelände in Scheitnig und Leerbeutel, das begrenzt wird durch die 
Oder, öftliches Ufer der Alten Oder bis zur Weichbildgrenze mit Wilhelmsruh, 
Weichbildgrenze bis zum Rodelberg, Weberſtraße, orgengeile, deren Ber: 
längerung nach Süden bis zum Zimpeler Wege, Zimpeler Weg und Weich⸗ 
bildgrenze bis zur Oder. 

3. Das Gelände 
a) innerhalb der Baublöcke Agathſtraße, Friebeſtraße, Hardenbergſtraße, 

Hindenburgplatz, Kaiſer⸗Wilhelm⸗Straße, Menzelſtraße und Gabig- 
ſtraße, jedoch mit Ausnahme der Grundſtücke am Hindenburgplatz 
und an der Kaiſer-Wilhelm-Straße, die auf eine Tiefe von 50 m hinter 
der Baufluchtlinie in Bauklaſſe IV liegen; 

b) weſtlich des Kommendeweges, nördlich der anſchließenden Hardenberg⸗ 
ſtraße bis zum Eckgrundſtücke an der . und ſüdlich der ans 
ſchließenden Charlottenſtraße bis zu einer eta 100 m entfernten, ſenk⸗ 
recht zur Bauflucht verlaufenden Grundſtücksgrenze, überall auf eine 
Tiefe von mindeſtens 60 m. 

J. Geſchloſſene Bauweiſe ift in Klaſſe V vorgeſchrieben. 

1. In Kleinburg: 

a) in den Straßen und Straßenteilen, in denen keine Vorgärten vorgeſehen 


nd. 

b) In der öftlichen Seite der Kurfürſtenſtraße zwiſchen Kaifer-Wilhelm: 
Straße und arnhorſtſtraße. 

c) An der weſtlichen Seite der Kleinburgſtraße zwiſchen Eichendorff: und 
Friedrich ⸗Hebbel⸗Straße. 

2 An Ei nördlichen Seite der Güntherſtraße. 
In eitnig: 

a) An der füdlichen Seite der Fürſtenſtraße zwiſchen Fürftenbrüde und 


rkſtraße. 
b) An der weſtlichen Seite der Parkſtraße von der Fürſtenſtraße bis zur 
Einmündung des Bartheln⸗Scheitniger Deiches. 
€) An der öfllichen Seite der Parkſtraße von der Fürſtenſtraße bis zur nörd» 
lichen Grenze des Grundſtückes Nr. 23, Ecke Parkſtraße und Wardein⸗ 


rafe, 
II. In den übrigen Teilen der Bauklaſſe V darf nur offene landhausmäßige 
Piye Bebauung ſtattfinden. 
192) Bal. Nachtrag VII g 7 Biffer 1 (Seite 72). 
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3. Nachtrag VIII zur Bauordnung 


dom 20. Mai 1926. (Vom 7. 2. 1933. Amtsbl. 1933 Stück 6.) 
Artikel J. 
Bauklaſſe VI. 


Die VI. Bauklaſſe umfaßt alles in den vorſtehenden Bauklaſſen nicht auf» 
geführte Gelände. 

Der § 7 f (Bauklaſſe VI — Bauſtaffeln) erhält folgenden neuen Wortlaut: 

1. „Die Art und Dichtigkeit der Bebauung geht aus den nachſtehend aufs 

eführten Staffeln hervor, 

2. Wo eine Staffel noch nicht feſtgeſetzt ift, ift nur die offene Bauweiſe 
mindeſtens /e Freifläche und nicht mehr als einem Vollgeſchoß über 
dem Erdgeſchoß zuläffig. 

Soweit nicht bei den einzelnen Bauſtaffeln etwas anderes beſtimmt iſt, 
ift eine Ausnutzung des Dachgeſchoſſes zu Wohnzwecken nicht zuläſſig. 
Kellerwohnungen fnd unzuläſſig. 

Nebengebäude dürfen im Bereich der Staffeln 1, 2, 3, 4 (Wohnſtaffeln) 
feinerlei Wohnräume aufnehmen, 

Gewerbliche Anlagen und Betriebe find ohne jede Beſchränkung nur im 
Bereiche der Staffel 5 (Gewerbeſtaffel) zuläſſig.“ 


Artikel II. 


Bei der Bebauung der durch Ortsſtatut vom 17. Juni 1924 geſchützten Ge⸗ 

biete muß die einheitliche Geſtaltung des Straßen- und Städtebildes auch hin⸗ 

chtlich der Anordnung und Verteilung der Baukörper unter Berückſichtigung 
er vorhandenen Bauten gewahrt werden. 


Artikel III. 


In den Bauſtaffeln ſind folgende Bauweiſen zuläſſig: 
Staffel 1: Einzel- oder Doppelbäufer, letztere jedoch nur, wenn fie gleidh- 
zeitig errichtet werden. 
Staffel 2: Einzel-, Doppel-, Gruppen und apa E aE 
AIR 3: Gruppenhäuſer von mindeftens 50 m Baulänge und Reihen: 


Ai 


ufer, 
Staffel 4: Nur Reihenhäuſer. 
Artikel IV. 

In der Bauklaſſe VI (Anhang I) werden gemäß $ 7 A Abſatz 2 nad) 
ſtehende Bauſtaffeln ausgewieſen: 

In den mit * bezeichneten Gebieten find Anlagen und Betriebe verboten, die 
durch Verbreitung von Gerüchen, von ſchädlichen Dünften, Gaſen, von 
Staub oder ſtarkem Rauch oder durch andere Luftverunreinigung oder durch 
Erregung eines ungewöhnlichen Geräuſches Gefahren, Nachteile oder Beläſti⸗ 
gungen berbeführen würden. 


Bezirk I (Deutſch⸗Liſſa). 
Die Bauſtaffel 1 umfaßt T 


„1. das Gebiet der Siedlung Deutfh:-Lifja zwiſchen der Reichsbahn 
Breslau Liegnitz, 40 m weſtlich gleichlaufend der Muckerauer Straße, 


2. 


5 . 


Bautlaffen 78 


40 m nördlich gleichlaufend der Waldſtraße, Entwäſſerungsgraben am 
Ende der Waldſtraße und Neumarkter Straße, 

das Gebiet der Siedlung Goldſchmieden zwiſchen der Stürmerſtraße, 
Entwäſſerungsgraben (Erlengraben) zwiſchen Stürmerſtraße und 
Deutſch⸗Liſſaer Straße, 40 m ſüdlich gleichlaufend der Deutſch⸗Liſſaer 
Straße, Straße 23, Straße 22, verlängerte Stürmerſtraße, Straße 20, 
nebſt Verlängerung nach Güden, Stadtgrenze und Liebauer Straße, 
ſowie beide Seiten der Sinapiusſtraße in einer Tiefe von je 40 m, 

das Gebiet der Siedlung Neu⸗Stabelwitz, 40 m füdlich gleichlaufend 
der Wilrener Straße, Eatwäſſerungs raben am öſtlichen Ende der 
Bilauſtraße bis zur Gorkauſtraße, Gerlauſtraße, Straße 13 nebſt Ver: 
längerung, 40 m ſüdlich gleichlaufend der Straße 14, 40 m weſtlich 
gleichlaufend der Straße 15, 40 m ſüͤdlich gleichlaufend der Tampadel⸗ 
ſtraße, 40 m ſüdlich gleichlaufend der Silſterwitzſtraße und 40 m öſtlich 
gleichlaufend der Stabelwitzer Straße. 

Bufak gem. Verordn. v. 12. 12. 34: Doch gilt in diefem Gebiete 
5 die Vordergebäude auf der Weſtſeite der Straße 13 von der Gor: 
auer Straße ab nach Süden Bauſtaffel 2. 


Die Bauſtaffel 2 umfaßt 


. 


. 


4. 


. das Gebiet in Breslaus 


das Gebiet in BreslausDeutfchLiffa zwiſchen der Reichsbahn Bres: 
lau— Liegnitz, 40 m weſtlich gleichlaufend der Muckerauer Straße, 
Stadtgrenze, 40 m öftlich e der Dyhernfurter Straße, 
40 m nördlich und öſtlich der Burglehnſtraße, 40 m nördlich gleich— 
laufend der Neumarkter Straße, Mühlgraben und der Weiſtritz. 

In dieſem Gebiet ſollen jedoch die Vordergebäude der Neumarkter 
Straße zwiſchen Weiſtritzfluß und Winterfeldſtraße, der Albrecht-Dürer: 
Straße und der Heidauer Straße zwiſchen Albrecht⸗Düuͤrer Straße und 
Neumarkter Straße nach der Bauflaffel 3 bebaut werden. 

Das Gebiet in Breslau-Klein-Heidau zwiſchen der Gemarkungsgrenze 
mit Deutſch-Liſſa, 40 m füdlich gleichlaufend der Heidauer Straße und 
im Weſten der alten Grenze des Gemeindebezirks, 
Rathen wiſchen der Hochwaſſergrenze der 

Weiſtritz, 40 m ſüdlich gleichlaufend der alten Dorfftraße bis zum Ent: 
wäſſerungsgraben an der Weſtſeite der Ortslage, dem Entwäſſerungs⸗ 
graben, 40 m nördlich gleichlaufend der Dorfſtraße, 40 m weſilſch 
gleichlaufend der Schulſtraße, Zugangsweg zum Rathener Buſch, 40 m 
weſtlich gleichlaufend der Eichenallee (Straße Nr. 21) und Verlän⸗ 

erung dieſer Linie nach Süden, Entwäſſerungsgraben an der alten 

utsgrenze, 40 m öftlich gleichlaufend der Straße Nr. 21, 40 m nord» 
öftlich gleichlaufend der Straße Nr. 22, 40 m öſtlich gleichlaufend der 

trafe Nr. 23, Straße Nr. 24 ſowie die anſchließenden beiden Straßen— 
ſeiten der Straße 2 auf 100 m Länge in je 40 m Tiefe, 
das Gebiet ſüdlich der Reichsbahn ee 40 m öſtlich 
gleichlaufend der Martin-Schindler-Straße, 40 m füdlicy gleichlaufend 
der Güntherſtraße (Straße Nr. 26) und 40 m weſtlich gleichlaufend 
der Rathener Straße (Straße Nr. 25), 


„das Gebiet in Breslau-Goldſchmieden zwiſchen der Deutſch-Liſſaer Straße 


(km 10,55 bis km 11,05), Straße 23, Grenze der Bauſtaffel 1, Abſatz 2, 
verlängerte Friedländer Straße, 40 m öſtlich gleichlaufend der Gold: 
ſchmiedenſtraße bis zur nördlichen Seite des Gutsgehöftes, 40 m weſtlich 
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gleichlaufend der Goldſchmiedenſtraße, 40 m ſüdlich gleichlaufend der 
Stürmerſtraße bis zum Weiſtritzdeich, Stürmerſtraße nebſt Gemar⸗ 
kungsgrenze, Deutſch⸗Liſſaer Straße, 40 m weſtlich gleichlaufend der 
Hirſchberger Straße bis zu dem Grundſtück Nr. 42, 70 m ſüdlich gleich⸗ 
laufend der Straße Nr. 18 und Straße 16, 

das Gebiet in Breslau-Stabelwitz, 40 m weſtlich gleichlaufend der 
Hirſchberger Straße von dem Grundſtück Haus Nr. 42 bis zum Schloß, 
Weiſtritzfluß, 40 m nördlich gleichlaufend der Straße Nr. 17, 40 m 
weſtlich gleichlaufend der Stabelwitzer Straße, Wilxener Straße, 
Reichsbahn nach Glogau, 40 m ſüdlich gleichlaufend der Wilrener 
Straße, 40 m öſtlich gleichlaufend der Stabelwitzer Straße, 40 m nord» 
öſtlich gleicylaufend der Altenhainer Straße bis zum Stabelwitzer 
Bruchgraben, 40 m ſüdoöſtlich gleichlaufend der Altenhainer Straße und 
40 m ſüdlich und öſtlich der Hirſchberger Straße. 

fe! 3 umfaft 

die in der vorſtehenden Bauftaffel 2 unter Abfaß 1 genannten Border: 
gebäude in Breslau-Deutſch⸗Liſſa. 


Bezirk II (Neukirch). 


o 1 umfaßt 

das Gebiet bei Breslau-Altenhain ſüdlich der Deutſch-Liſſaer Straße, 
Strachwitzer Floßgraben auf eine Länge von 600 m, von hier 100 m 
oſtwärts entlang der früheren Gutsbezirksgrenze, dann 400 m nord⸗ 
wärts entlang der früheren Gutsbezirksgrenze und den daran anſchlie⸗ 
ßenden Entwäſſerungsgraben, 

das Gebiet in Breslau-Meukirch zwiſchen der Deutſch-Liſſaer Straße, 
Reichsbahn nach Glogau, 300 m öſtlich gleichlaufend der Straße Nr. 43 
bis zu dem vorhandenen Entwäſſerungsgraben, dieſen entlang, Straße 
Nr. 43 bis zu dem bei km 1,2 weſtwärts N e Feldweg, dieſen 
entlang und 300 m weſtlich gleichlaufend der Straße Nr. 48, 

das Gebiet ſüdlich der Ortslage Breslau-Meukirch, 40 m ſüdlich gleich⸗ 
laufend der Seidelſtraße von der Comeniusſtraße bis zum Marienſtift, 
dem hier nach Güden abzweigenden Verbindungswege (gleichlaufend 
mit der Czepkoſtraße), Stadtgrenze, Hochwaſſerlinie der Lohe und 
Grenzen des früheren Gutsbezirkes. 


Die Bauſtaffel 2 umfaßt 


1, 


das Geer in Breslau-⸗Neukirch zwiſchen der Reichsbahn Breslau — 
Liegnitz, dem Neukircher Dorfgraben, der Seidelſtraße bis zur Comenius⸗ 
fraie 40 m ſüdlich gleichlaufend der Seidelſtraße und dem Wege durch 
die Neukircher Ziegelei, 40 m ſüdöſtlich gleichlaufend der Strachwitzer 
Straße bis zu km 0,7, 40 m weſtlich gleichlaufend der Strachwitzer 
Garape und 40 m weſtlich gleichlaufend der Bahnhofſtraße, Straße 


r. 44, 

das Gebiet der Ortslage Breslau-Schmiedeſeld zwiſchen dem Feldwege 
an den Lohewieſen, 40 m nördlich gleichlaufend der Schmiedefeldſtraße, 
40 m weſtlich gleichlaufend der Straße Nr. 23 bis zur Buſchgrenze, 
40 m öftlich gleichlaufend der Straße Nr. 23, 40 m nördlich gleich⸗ 
laufend der a weſtliche Friedhofsgrenze, Schmiedefeld⸗ 
ſtraße bis zur Gandauer Straße und 40 m ſüdlich gleichlaufend der 
Schmiedefeldſtraße, 
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3. das Gebiet zwiſchen der weſtlichen Grenze des Flughafens, 225 m 
ſüdlich gleichlaufend der Bebelſtraße, 70 m nördlich gleichlaufend der 
Stargarder Straße, 240 m weſtlich gleichlaufend der Kaſteiner Straße 
und 40 m ſüdlich gleichlaufend der Bebelſtraße. 

In dieſem Gebiet ſollen jedoch die Vordergebäude der Küſtriner 
Straße nach Bauſtaffel 3 bebaut werden. 

4. Das Gebiet der Ortslage F e ai 40 m öſtlich gleich⸗ 
laufend der Straße Nr. 29 (Rampe nach Schmiedefeld), 150 m füdlich 
gleichlaufend der Straße Nr. 26 (alte Dorfſtraße), 40 m weſtlich 
gleichlaufend der Straße Nr. 28 nebſt Verlängerung nach Süden und 
100 m nördlich gleichlaufend der Straße 26 (alte Dorfſtraße), 

5. beide Straßenſeiten der Striegauer Straße von der Stadtgrenze bis 
zur Anna-Klinkert⸗Straße in einer Tiefe von je 40 m. 

Die Bauſtaffel 3 umfaßt 

1. die in der vorſtehenden Bauſtaffel 2 unter Abſatz 3 genannten Border- 
gebäude der Küſtriner Straße, 

2. die Südſeite der Bebelſtraße zwiſchen der weſtlichen Grenze des Flug: 
hafens und km 6,5. 

Die Bauſtaffel 5 umfaßt 
das Gebiet am Bahnhof Schmiedefeld zwiſchen der weſtlichen Grenze 
des Flughafens, Reichsbahn nach Glogau, Anſchlußgleis der Gandauer 
iegelei, Hochwaſſerlinie der Lohe, 40 m ſüdlich gleichlaufend der 
Bebelſtraße und Bauſtaffel 2, Abſatz 3. 


Bezirk III (YMaſſelwitz). 


Die Bauftaffel 1 umfaßt 

„J. das Gebiet in Breslau-Herrnprotſch, 40 m weſtlich gleichlaufend der 
Sandberger Straße, 40 m nördlich gleichlaufend der Herrnprotſcher 
Straße, 40 m weſtlich gleichlaufend der Beckergaſſe und 40 m nördlich 
gleichlaufend der Straße Nr. 31, 

„2. das Gebiet in Breslau-Maſſelwitz zwiſchen der Gemarkungsgrenze mit 
Pilsniß, Strachwitzer Floßgraben, und 40 m ſüͤdweſtlich gleichlaufend 
der Maſſelwitzſtraße. 

Die Bauftaffel 2 umfaßt 

1. das Gebiet ſüdlich des Bahnhofs . wiſchen der 
Reichsbahn nach Glogau, öſtliche und ſüdliche Grenze der Willert'ſchen 
Stiftung, 40 m öſtlich gleichlaufend der Stabelwitzer Straße, nördliche 
und öftliche Grenze der Beamten: und e der Spinnerei 
Neu-Stabelwitz ſowie deren Verlängerung nach Süden bis zur Wilxener 
Straße, 40 m nördlich gleichlaufend der Wilxener Straße, Reichsbahn 
nach Glogau, Wilrener Straße und 40 m weſtlich gleichlaufend der 
Stabelwitzer Straße, 

2. das Gebiet der Ortslage Breslau-Herrnprotſch zwiſchen dem Weiſtritz⸗ 
deich, 40 m nördlich gleichlaufend der Herrnprotſcher Straße, 40 m 
weſtlich gleichlaufend der Sandberger Straße bis einſchließlich des 
Grundſtücks Nr. 45, 40 m öſtlich gleichlaufend der Sandberger Straße, 
40 m öͤſtlich gleichlaufend der Herrnprotſcher Straße, Maſſelwitzſtraße, 
40 m weſtlich gleichlaufend der Herrnprotſcher Straße, Straße Nr. 32, 
40 m öftlidy leichlau nd der Straße Nr. 33 bis zur Straße 34, 40 m 
weſtlich aleichlaufend er Straße Nr. 33, 40 m ſuͤdlich gleichlaufend der 
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Straße Nr. 32, öſtliche Grenzen des Pflegehauſes der Stadt Breslau, 
und Reichsbahn nach Glogau, 


3. das Gebiet in Breslau-Groß⸗Maſſelwitz zwiſchen der Herrnprotſcher 
Straße 40 m nördlich gleichlaufend der Maſſelwitzſtraße, 40 m weſtlich 
leichlaufend der Straße Nr. 41, 40 m nördlich e de dem 
gteuhäuſerweg bis zum Querdeich, 40 m ſüdlich gleichlaufend dem Neuz 
häuſerweg, 40 m öſtlich gleichlaufend der Straße Nr. 41 und 40 m 
ſüdlich gleichlaufend der Maſſelwitzſtraße, 

4. beide Gtraßenſelten der Maſſelwitzſtraße ſüdlich der Ortslage Grof- 
Maſſelwitz, der Ranſerner Straße einſchließlich des Gutsgehöftes, der 
Riemberger Straße bis 300 m 8weſtlich des Gutsgehöftes und der 

Straße Nr. 42 in je 40 m Tiefe, 
5. das Gebiet in Breslau-Pilsnitz zwiſchen Woyrſchſtraße, Uldetſtraße, 
40 m nördlich gleichlaufend der Bebelſtraße, öſtliche Grenze der Pils⸗ 
nuttzer Ziegelei bzw. der Siedlung Pilsnitz, 40 m ſüdlich gleichlaufend der 
Pilsnitzer Straße bis zur Einmündung in die Maſſelwitzſtraße, 40 m 
öſtlich und nördlich gleichlaufend der Nilsniger Straße, 40 m weſtlich 
gleichlaufend der Straße: Am Gutshofe einſchl. des Gutsgehöftes, 
40 m öſtlich gleichlaufend der Straße: Am Gutsgehöft, 40 m nördlich 
gleichlaufend 5 Pilsnitzer Straße und Straße Nr. 25. 
In dieſem Gebiet ſollen jedoch die Vordergebäude der Pilsnitzer 
Straße von km 6,3 bis km 6,6 und der Richthofenſtraße nach Bau⸗ 
ftaffel 3 bebaut werden. 
Die Bauſtaffel 3 umfaßt 

1. die in der vorſtehenden Bauſtaffel 2 unter Nr. 5 genannten Border: 
gebäude, 

2. das Gebiet zwiſchen der Uldetſtraße, Woyrſchſtraße, Bebelſtraße, öſtliche 
Su der Pilsniger Ziegelei und 40 m nördlich gleichlaufend der 
Bebelſtraße. 


Bezirk IV (Roſenthal). 
Die Bauſtaffel 1 umfaßt 
„1. das Gebiet der Siedlung Nord, das begrenzt wird durch die Gemar 
kungsgrenzen mit Pohlanowitz und Carlowitz, im Weſten durch den 
de Deich und 40 m öſtlich gleichlaufend der Straße: An der 
Kloftermauer, 
In dieſem Gebiet follen die Vordergebäude am Eichendorffplan, 
Straße An den Brunnen und der Kreuzung Gerhart-Hauptmann⸗Weg 
und An der Kloſtermauer nach Bauſtaffel 2 bebaut werden, 
2. beide Seiten des Hubertusweges in einer Tiefe von je 40 m. 
Die Bauſtaffel 2 umfaßt 

„1. die in der vorſtehenden Bauſtaffel 1 genannten Vordergebäude, 

„2. das Gebiet zwiſchen dem Carlowitz⸗Ranſerner Deich, von km 0,8 bis 
km 3,1, 40 m weſtlich gleichlaufend der Jupiterſtraße, 40 m nord⸗ 
weſtlich gleichlaufend dem Orionweg, 40 m nordöftlich gleichlaufend der 
verlängerten Korſoallee, Grenze zwiſchen dem früheren Gutsbezirk und 
der Zuckerfabrik, Obernigker Straße, Mühlſtraße und deren Berlän- 
gerung nach Oſten, Gemarkungsgrenze mit Pohlanowitz, Grenze der 

auftaffel 1 (Siedlung Nord), 40 m nördlich gleichlaufend der Carlo: 
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witzſtraße, nordweſtliche Grenze des Truppenübungsplatzes bis zur 
S 1 el und der Reichsbahn nach Oels. 

In dieſem Gebiet ſollen die Vorderhäuſer an der Obernigker Straße, 
Trachenberger Straße, Pohlanowitzer Straße, Polinkeweg, die Grund: 
ſtücke Sun Straße ungerade Nr. 1—15, geplante Straße 37 im 

Zuge der Gröſchelbrücke, Drabiziusplatz und Konſtantin⸗Schnier⸗ 
Straße zwiſchen Drabiziusplatz und Carlowitzſtraße nach der Bau: 
ftaffel 3 bebaut werden. 

3. das Gebiet in Breslau-⸗Lilienthal zwiſchen der Trachenberger Straße, 
nördliche Grenze der Radrennbahn, weſtliche und nördliche Grenze des 
Geneſungsheimes der Barmherzigen Brüder, 40 m nordweſtlich gleidh- 
laufend der Lilienthaler Straße bis zur Stadtgrenze, 40 m füdöftlidy 

leichlaufend der Lilienthaler Straße und der öſtlichen und ſüdlichen 

57 des Reſtaurants Parkſchänke, 

4. das Gebiet in Breslau-Oswitz zwiſchen dem Carlowitz-⸗Ranſerner Deich 
von km 5,1 bis km 6,05, Verbindungsweg zur Oswitzer Straße, 
Oswitzer Straße, Weidmannsruher Weg, 40 m nördlich gleichlaufend 
dem Hubertusweg, Deichhauptgraben am Oswitzer Wald, Leiper 
Straße, nördliche und öſtliche Grenze der ehem. Schäferei, Schutzgraben 
der Rieſelfelder bzw. frühere Gutsbezirksgrenze und des Kirchweges. 

Die Bauſtaffel 3 umfaßt 

1. die in der vorſtehenden Bauſtaffel 2 unter Abſatz 2 genannten Border: 
gebäude, 
2. das Gebiet zwiſchen der Heinrich-von⸗Korn⸗Straße, dem Carlowitz— 

Ranſerner Deich, der Reichsbahn nach Oels und den Verbindungsweg 

im Zuge der Schlieffenſtraße. 

n dieſem Gebiet follen die Vordergebäude der Heinrich -von-Korn⸗ 

Straße nach Bauſtaffel 4 bebaut werden. 

Die Bauſtaffel 4 umfaßt 
die in der vorſtehenden Bauſtaffel 3, Abſatz 2 genannten Bordergebäude 
der Heinrich ⸗von⸗Korn⸗Straße. 

Die Bauſtaffel 5 umfaßt 
das Gebiet in Breslau-Roſenthal zwiſchen der Bauſtaffel 2 (Abſatz 2), 
der Gemarkungsgrenze Pohlanowitz, dem Induſtrie-Anſchlußgleis und 
der Grenze des Truppenübungsplatzes. 


Bezirk V (Hundsfeld). 


Die Bauſtaffel 1 umfaßt 
„1. das Gebiet in Breslau-Hundofeld zwiſchen der Reichsbahn nach Oels, 
dem Glockſchützer Wege, der Bauftaffel 3 (Abſatz 2) und im Weſten 
der Eigentumsgrenze am Ende der Großwartenberger Straße, 
2. das Gebiet in Breslau-Cawallen zwiſchen der Reichsbahn nach Meleſch⸗ 
witz, 40 m ſüdlich gleichlaufend zur Cawallenſtraße und Straße Nr. 21, 
73. beide Seiten der Straße Nr. 18 (Cawallen) in je 40 m Tiefe zwiſchen 
dem Cawallener Privatdeich und dem Friedhofe. 
Die Bauſtaffel 2 pa a 
*1. das Gebiet zwiſchen der Graudenzer Straße, Memeler Straße nebft 
der Verlängerung nach Oſten und der Straße 20 des Bebauungsplanes, 
2. das Gebiet in Breslau-⸗Hundsfeld, das begrenzt wird im Oſten von der 
ehemaligen Ziegelei und deren Verlängerung nach Süden, 40 m nord: 
öftlicy gleichlaufend zur Görlitzer Straße bis zur Stadtgrenze; im 
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Süden von dem vorhandenen Feldwege (Straße 11 des Bebauungs⸗ 
planes) und der Hochwaſſergrenze, der Hundsfelder Straße, Markt⸗ 
platz, zke Straße bis zum Glockſchützer Wege, von dort 40 m nord- 
weſtlich gleichlaufend der Oelſer Straße bis km 8,6. 

n dieſem Gebiet follen die Vordergebäude der Hundsfelder Straße, 
des Marktplatzes, der Delfer Straße zwiſchen Marktplatz und Kreuzung 
mit der Weigelsdorfer Straße, der Weigelsdorfer Straße zwiſchen 
Delfer Struße und Mulitzeſtraße nach re hi 3 bebaut werden. 

3. Das Gebiet in Breslau-Cawallen, 40 m füdli und weſtlich gleich⸗ 
laufend der Cawallener Straße bis zur weſtlichen Friedhofsgrenze, 
40 m nördlich und öſtlich gleichlaufend der Cawallener und Höhlmann⸗ 
ſtraße bis zur Vorderbebauung der Hundsfelder Straße. 


Die Bauftaffel 3 umfaßt 
1. die in der vorſtehenden Bauſtaffel 2 unter Abſatz 2 genannten Border: 
gebäude, 
2. die Nordſeite der 55 und Oelſer Straße von km 7,05 bis 
zum Glockſchützer Wege in einer Tiefe von 40 m, 

3. das Gebiet zwiſchen der Heinrich- von⸗Korn⸗Straße, Hundsfelder Straße 
bis km 6,25, Reichsbahn nach Meleſchwitz, 40 m ſüdlich gleichlaufend 
der Hundsfelder Straße, 40 m uöſtlich gleichlaufend der Friedewalder 
Straße und der Bromberger Straße mit Ausſchluß des in der Baus 
ſtaffel 2 vl $ bezeichneten Gebietes. 

n dieſem Gebiet follen die Vordergebäude der Heinrich- von-Korn⸗ 

Straße nach Bauſtaffel 4 bebaut werden. 

Die Bauftaffel 4 umfaßt 
die in der re Bauſtaffel 3 unter Abſatz 3 genannten Vorder: 
gebäude der Heinrich-von⸗Korn⸗Straße. 

Die Bauftaffel 5 umfaßt 
das Gebiet in Breslau-Friedewalde zwiſchen der Breitenbachfahrt, 
Bauſtaffel 3 Abſatz 3, Wohnlaubengebiet vom 21. 6. 1932, Reichsbahn 
nach Meleſchwitz und Gemarkungsgrenze Schwoitſch. 


Bezirk VI (Schwoitſch). 
»Die Bauſtaffel 1 umfaßt Ä 

das Gebiet der Siedlung Schwoitſch zwiſchen dem Janowitſch⸗ 
Schwoitſcher Deich, 40 m nördlich gleichlaufend der Allee: Am Senitze⸗ 
berg, Stadtgrenze, Drachenbrunner Straße und Straße 19 des Be: 
bauungsplanes. 

In dieſem Gebiet ſollen die Vorgebäude der Drachenbrunner Straße 
nach Bauſtaffel 2 bebaut werden. 


Die Bauſtaffel 2 umfaßt 

1. die im vorſtehenden Gebiet der Bauſtaffel 1 genannten Vordergebäude 
der Drachenbrunner Straße, 

2. das Gebiet der Ortslage Schwoitſch zwiſchen der Reichsbahn nach 
Meleſchwitz, dem Verbindungsweg 2 Reichsbahn und Schwoitſch⸗ 
5 je 15 wer P m 0 5 nc ebe 2 Schwoitſchſtraße, 

m nör: eichlaufend der Heinrich-Gromann⸗Straße ſowie dem 
Schwoltſch Cawallener Berg ie 


* 


Die . 5 umfaßt 
das Gebiet zwiſchen der Breitenbachfahrt, Gemarkungsgrenze mit Ca⸗ 
wallen, Reichsbahn nach Meleſchwitz, Cawallener Deich und Laniſcher 
Entwäſſerungsgraben. 


* Bezirk VII (Tſchanſch). 
Die Bauſtaffel 2 umfaßt 
*1 das Gebiet in Breslau-KleinTſchanſch zwiſchen der Gemarkungsgrenze 
mit Brockau, Floßgraben, Tſchechnitz⸗Tſchanſcher Deich, Schwentniger 
88 Oppelner Straße und Straße 38 längs der Eſchanſcher 
iedlung. 

In dieſem Gebiet ſollen die Vordergebäude der Oppelner Straße, 
Tſchanſcher Straße und Schwentniger Straße nach Bauftaffel 3 
bebaut werden. 

„2. das Gebiet des Reſigutes Zedlitz, 

*3. das eingedeichte Gebiet des Vorortes Breslau-Meuhaus, 

4. das Gebiet in Breslau-Ottwitz zwiſchen dem Pleiſchwitz⸗Treſchen⸗ 
Ottwitzer Deich von km 1,5 bis km 3,1 und 40 m füdlicy und weſtlich 
gleichlaufend der vorhandenen Dorf- und Zugangsſtraße. 
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Die Bauſtaffel 3 umfaßt 


1. die in der vorſtehenden Bauſtaffel 2 unter Abſatz 1 genannten Border: 
gebäude, 
2. das Gebiet der Siedlung Tſchanſch zwiſchen der Oppelner Straße, 
Straße 38 und der Gemarkungsgrenze mit Groß ⸗Tſchanſch, 
3. die in der nachſtehenden Bauſtaffel 5 genannten Vordergebäude der 
Ofener Straße. 
Die Bauftaffel 5 umfaßt 
das Gebiet in Breslau-Klein⸗Tſchanſch zwiſchen der Wanſener Straße, 
loßgraben, nördliche und weſtliche Freiflächengrenze der Kellingſchen 
abrik mit dem Oſtpark und der Ofener Straße. 
In dieſem Gebiet follen die Vordergebäude auf der ſüdweſtlichen 
Seite der Ofener Straße nach der Bauflaffel 3 bebaut werden. 


Bezirk VIII (Krietern). 
Die Bauſtaffel 1 umfaßt 

1. das Gebiet an der Riemannhöhe zwiſchen der Güterumgehungseiſenbahn, 
Körnerwieſe, 40 m nordöſtlich gleichlaufend der Straße 95 und 70 m 
oͤſtlich gleichlaufend der Rennbahnftraße, 

*2. das Gebiet am Bahnhof Breslau: Hartlieb zwiſchen der Reichsbahn 
nach Zobten, Stadtgrenze und Bauſtaffel 2, 

*3. die in der nachſtehenden Bauſtaffel 2 genannten Vordergebäude der 
Straßen 91—94, 


Die Bauſtaffel 2 umfaßt 
das Gebiet zwiſchen der Stadtgrenze, Gemarkungsgrenze mit Gräbſchen, 
nördliche Grenze des Grundſtücks Siebenmorgenweg Nr. 28, Gieben: 
morgenweg, Güterumgehungseiſenbahn bis 70 m öſtlich der Rennbahn: 
ſtraße, 40 m nordöſtlich gleichlaufend der Straße 95, Stadtgrenze, 
40 m ſüdweſtlich gleichlaufend der Straße 95, 40 m öſtlich leich⸗ 
nd dem Kundſchützer Wege, Bahnhof Breslau-Hartlieb, Kunde 
ſchuͤtzer Weg, Straße 96, 40 m ſüͤdlich gleichlaufend der Julius ⸗Schott⸗ 


— 
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länder⸗Straße, 40 m öſtlich gleichlaufend der Straße 89 und Verlän— 
gerung dieſer Linie nach Süden bis zur Rennbahnſtraße und Reichs⸗ 
bahn nach Zobten. 

In dieſen Gebieten follen die Vordergebäude der Straßen 91—94 

nach rente 1 und der beiden geplanten ee Erweiterungen 
der Trentinſtraße ſowie die Grundſtücke Siebenmorgenweg Nr. 69 
und 71 nach Bauſtaffel 3 bebaut werden. 

Die FORTE 3 umfaßt 
die in der vorſtehenden Bauftaffel 2 genannten Vordergebäude. 

— IX. Gebiete im Oſten. 


„Die Bauſtaffel 1 umfaßt 


Die 
1: 


2. 


78. 
4. 


5. 
56. 


57. 


das Gebiet in Breslau-Viſchofswalde zwiſchen dem Deichgraben II, Ge: 
markungsgrenze mit Zimpel, Grimmſtraße, auf eine Länge von 70 m, 
ſüdliche Grenze der Grünanlagen, 50 m weſtlich gleichlaufend der 
Grimmftraße, 40 m nördlich eb des Koboldweges, Elfenweg 
und 40 m nördlich gleichlaufend der Wilhelmshavener Straße. 
pantaia 2 umfaßt 
das Gebiet in Breslau-Bartheln zwiſchen dem Bartheln-Scheitniger 
Deich, Gemarkungsgrenze mit Biſchofswalde bis zur Wilhelmshavener 
Straße, 40 m nördlich gleichlaufend der Wilhelmshavener Straße, Bar: 
thelner Straße, nördliche und öſtliche Grenze des Gutsgehöftes nebſt 
Verlängerung bis zum Deich, 
das Gebiet in Breslau-Biſchofswalde zwiſchen der Hindenburgſtraße, 
Heimweg, vorſtehende Bauſtaffel 1, nördliche und öſtliche Grenzen der 
Siedlung Eichborngarten bis zur Wilhelmshavener Straße, Gemar⸗ 
kungsgrenze mit Bartheln, 40 m ſüdlich gleichlaufend dem Nixenweg, 
40 m ſüdlich gleichlaufend der Biſchofswalder Straße bis zur Biegung 
und Biſchofswalder Straße. 

In dieſem Gebiet ſollen die Vordergebäude der Wilhelmshavener 
Straße zwiſchen der Grimmſtraße und dem Zwergenweg nach Baus 
ftaffel 3 bebaut werden. 
das Gebiet in Breslau-Grüneiche zwiſchen den Grenzen der Bauklaſſe 
V und der Bachmannſtraße von der Rennbahn bis zur Juriſcheiche, 
das Gebiet in Breslau-Grüneiche zwiſchen der Bauklaſſe V, Hinden: 
burgſtraße, Biſchofswalder Straße und deren Verlängerung bis zum 
Bartheln⸗Scheitniger Deich, dieſen entlang und tDeftliche Been des 
Scheitniger Parkes. 

In dieſem Gebiet ſollen die Vordergebäude an der Südſeite der 
Bachmannſtraße von der Engelhardtſtraße bis zum „Stillen Winkel“ 
nach Bauſtaffel 3 bebaut werden. 
das Gebiet in Morgenau zwiſchen dem Morgenauer Damm und Straße 
Nr. 10, 
das Gebiet in Breslau-Wilhelmsruh zwiſchen Karl-Partſch-Weg, Am 
Schwarzwaſſer, Bauklaſſe V, Bartheln-Scheitniger Deich, (adlie und 
öſtliche Grenze des Sportplatzes. 

In dieſem Gebiet follen die Vordergebäude Wilhelmsruher Straße 
eu Dahnſtraße bis zur Wotanſtraße nach Bauſtaffel 3 bebaut 
werden. 
das Gebiet der Siedlung Zimpel zwiſchen Hindenburgſtraße, Adolfs 
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itler⸗Straße, Damaſchkeſtraße, Mövenweg, nördliche und öftliche 
renze der Arbeitslehrkolonie, Barthelner Straße und Zimpeler Straße. 

Die Bauſtaffel 3 umfaßt 

1. die in der vorfiehenden Bauftaffel 2 unter Abſatz 2 genannten 4 und 6 
Vordergebäude, 

2. das Gebiet der Sandvorſtadt zwiſchen den Bauklaſſen III und IV, Has 
ſeldtweg, Waſſerbaugehoͤft und Schiffskanal. 

In dieſem Gebiet ſollen die Vordergebäude auf der Weſtſeite der 
Sadebeckſtraße und auf der Südſeite der Flutſtraße zwiſchen Adalbert: 
ſtraße und Sadebeckſtraße nach der Bauſtaffel 4 bebaut werden. 

Die Bauftaffel 4 umfaßt 

die in der vorſtehenden Bauſtaffel 3 unter Abſatz 2 genannten Vorder: 
gebäude. 


X. Gebiete im Süden. 
»Die Bauftaffel 1 umfaßt 
beide Seiten der Kamenzer und der Frankenſteiner Straße in einer Tiefe 


er je 40 m. 
ie Bauftaffel 2 umfaßt. 
Il. dal Hr ws Strehlener Vorſtadt am Güterbahnhof zwiſchen der 


ſüdlichen Grenze des Güterbahnhofes, Rampenauffahrt zur Straßen⸗ 
brücke, 40 m nördlich gleichlaufend der Schonſtraße und 40 m öſtlich 
gleichlaufend der Neiſſer Straße, 

2. das Gebiet in Dürrgoy zwiſchen der verlängerten Bernhardinſtraße, 
40 m nördlich gleichlaufend der Oſtendſtraße, 40 m öſtlich gleichlaufend 
der Dürrgoyſtraße und 40 m ſüdlich gleichlaufend der Hip ſtraße, 

3. beide Straßenſeiten der Reichenſteiner Straße in einer iefe von je 
40 m, 

*4. das Gebiet an der Umgehungsbahn 40 m füdlich gleichlaufend der ver» 
längerten Oſtendſtraße, weſtliche Grenze der Erwerbsloſen-Kleingärten 
am Gaswerk Dürrgoy, der Güterumgehungseiſenbahn, der Bauklaſſe V 
und IV und dem Oltaſchiner Kirchweg. 

In dieſem Gebiet ſollen die Vordergebäude 
a) der Strehlener Straße, der Bohrauer Straße und der Straßen 97, 
141 und 144 des Bebauungsplanes nach Bauſtaffel g, 
b) die Loheſtraße nördlich der Jaenickeſtraße nach Bauftaffel 4, 
bebaut werden. 

5. das Gebiet der Siedlung Sauerbrunn zwiſchen der Güterumgehungs⸗ 
bahn, 40 m ſüdlich gleichlaufend der Charlottenstraße, 40 m weſtlich 
gleichlaufend der Grillpargerfiraße und 40 m nördlich gleichlaufend der 

üraſſierſtraße. 
In dieſem Gebiet follen die Bordergebäude der Lenauſtraße Nr, 3—10 
nach Bauftaffel 3 bebaut werden. 

6. das Gebiet der Rofegger:, Menzel: und Anzengruberſtraße zwiſchen den 
Bauſtaffeln 3 und 4, 

das Gebiet der Siedlung Eichborngarten nördlich der Hochwaldſtraße 
proifchen der öſtlichen Grenze des Straßenbahnhofes, 40 m ſüͤdlich gleich: 
aufend der Gräbfchener Elraße, Güterumgehungseiſenbahn und 40 m 
nördlich der Hochwaldſtraße. ; 
n dieſem Gebiet follen die Bordergebäude des Aſternweges ungerade 
Nr. 7—21 nach Bauftafjel 3 bebaut werden. 
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*3, 


das Gebiet zwiſchen 
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das Gebiet der Siedlung Eichborngarten ſüdlich der Hochwaldſtraße 


zwiſchen der Güterumgehungseiſenbahn, 40 m nördlich gleichlaufend der 
Auen rU weſtliche Grenze der Siedlung und 40 m füdlidy gleich- 
laufend der Hochwaldſtraße, 

das Gebiet an der Leedeborntrift zwiſchen Straße 37, Straße 39 und 
Verlängerung, 40 m öſtlich gleichlaufend der Leedeborntrift und 
Straße 40 nebſt Verlängerung, 
das Gebiet am Städtiſchen Friedhof Gräbſchen zwiſchen der Lohe, 
40 m ſüdlich gleichlaufend der Groß⸗Mochberner Sick, 40 m weſt⸗ 
lich gleichlaufend der Gräbſchener Straße und nördliche Grenze des 
Friedhofes. 

In dieſem Gebiet follen die Vordergebäude der Gierthſtraße, nörd- 
liche Seite des Mühlenbergweges zwiſchen Gierthſtraße und Gräbſchener 
Straße, Straße 44 und Straße 48 beiderfeitig nach Bauſtaffel 3 be- 
baut werden. 


Bauſtaffel 3 umfaßt 
die in der vorſtehenden Bauſtaffel 2 unter Abſatz 4, 5, 7 und 10 bez 
zeichneten Vordergebäude, 
das Gebiet 40 m ſüdlich gleichlaufend der verlängerten 9 iinpe 
(Bauſtaffel 2 Abſatz 4), Oltaſchiner Kirchweg, Bauklaſſe IV und III, 
ſüdweſtliche Grenze des Güterbahnhofes, vorſtehende Bauftaffel 2 Ub: 
ſatz 1, Bernhardinſtraße, verlängerte Bernhardinſtraße, Oſtendſtraße 
bis zur Münſterberger Straße mit Ausſchluß des Gebietes der vor» 
ſtehenden 19 2 Abſatz 2 ſowie der Kamenzer Straße, Reichen: 
ſteiner Straße un a Straße. 

In dieſem Gebiet ſollen die Vordergebäude der Ringſtraße (Helmut: 
ſtraße) weſtlich der Dürrgoyſtraße nach Bauſtaffel 4 bebaut werden, 
das Gebiet zwiſchen der Opperauer Straße, Kopiſchſtraße, 40 m öſtlich 

leichlaufend der Grillparzerſtraße, 40 m nördlich gleichlaufend der 
Küraſſiecſtraße, öſtliche Grenze des Grundſtückes Küraſſierſtraße 47, 
Küraſſierſtraße und Güterumgehungseiſenbahn unter Ausſchluß der 
vorſtehenden Sfora 2 Abſatz 5, 
er Reichsbahn nach Freiburg, Güterumgehungs— 
eiſenbahn bis zur Küraſſierſtraße unter Ausſchluß der vorſtehenden 
Bauſtaffel 2 Abſatz 7 und 8 (Eichbornſiedlun p Küraſſierſtraße, weft: 
En e de äbeschen Reine: am ee j pan öftliche 
renze des ſtädtiſchen Friedhofes, Küraſſierſtraße, Gräbſchener Straße 
und Klein Mochberner She j 4 5 i 
In dieſem Gebiet follen die Vordergebäude der Gräbſchener und 
Klein⸗Mochberner Straße nach Bauſtaffel 4 bebaut werden. 


Die Bauſtaffel 4 umfaßt 


1. 
2. 
*g. 


die in der vorſtehenden Bauſtaffel 2 unter Abſatz 4 genannten Border: 
gebäude der Loheſtraße, 

die in der vorſtehenden Bauſtaffel 3 unter Abſatz 2 und 4 genannten 
Vordergebäude, 

die ſüdliche Straßenſeite der Charlottenſtraße öſtlich der Grillparzer⸗ 
ſtraße, die weſtliche Straßenſeite der Morgenſternſtraße und die Grund⸗ 
32 Küraſſierſtraße ungerade Nr. 41 bis 45 in einer Tiefe von je 

m, 


4. 
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das Gebiet zwiſchen der Reichsbahn nach Freiburg, Klein⸗Mochberner 
Straße, Gräbſchener Straße, nördliche Grenze des Friedhofes und vor: 
ſtehende Bauſtaffel 2 Abſatz 10. 


Die Bauftaffel 5 umfaßt 


das Gebiet des Gaswerkes Dürrgoy zwiſchen der Oſtendſtraße, Güter: 


umgehungseiſenbahn und vorſtehende Bauſtaffel 2 Abſatz 4. 


XI. Gebiete im Weſten. 


Die Bauſtaffel 1 umfaßt 


die in der nachſtehenden Bauſtaffel 2* unter Abſatz 5 genannten Vor: 
dergebäude, 


Die Bauſtaffel 2 umfaßt 


HL; 


. 


5g. 


4. 


6. 


das Gebiet der ne Pöpelwitz zwiſchen der Weiſtritzſtraße, Heller⸗ 


ſtraße und Bauklaſſe 


In dieſem Gebiet ſollen jedoch die Vordergebäude der Hellerſtraße 
gem Nr. 10—24, der Queisſtraße nördlich der Klodnitzſtraße, der 

oberſtraße, der Bieleſtraße, der Malapaneſtraße, der Klodnitzſtraße 
öſtlich der Schule, der Weiſtritzſtraße ungerade Nr. 11—27 und der 

olsnitzſtraße gerade Nr. 2— 12 nach Bauſtaffel 3 bebaut werden. ö 
das Gebiet am Weſtpark zwiſchen der verlängerten Hickertſtraße, füd- 
liche Grenze des Weſtparkes und deſſen geplante Erweiterung nach 
Oſten, nördliche Grenze des Gutsgehöftes, Promnitzſtraße und 40 m 
nördlich gleichlaufend der Pöpelwitzſtraße und 40 m nördlich gleichlau⸗ 
fend der Knieſtraße. 

In dieſem Gebiet ſollen jedoch die Vordergebäude der Promnitzſtraße 
nach Bauſtaffel 3 bebaut werden. 
das Gebiet in Breslau-Gandau zwiſchen der Flughafenſtraße, Hellers 
ſtraße, verlängerte Weiſtritzſtraße, öſtliche Grenze des Feſtungswerkes, 
öſtliche und ſüdliche Grenzen des Stop beer 

n dieſem Gebiet ſollen jedoch die Vorderhäuſer der Grundſtücke 

Hellerſtraße ungerade Nr. 1—11, der Flughafenſtraße, der Straße Nr. 7 
und der verlängerten Weiſtritzſtraße nach Bauſtaffel 3 bebaut werden. 
das Gebiet zwiſchen der Woyrſchſtraße, 40 m ſüdlich gleichlaufend der 
Pilsnitzer Straße und 40 m nördlich gleichlaufend der Flughafenſtraße, 


. das Gebiet in Breslau-⸗Coſel zwiſchen Otto-Muehl-Weg, Weſtpark, 


8 Coſelſtraße, Straße Nr. 17, Bauſtaffel 3, 40 m weft- 
lich h der Straße Nr. 17, 40 m weſtlich gleichlaufend der 
Coſelſtraße, 40 m ſüdlich gleichlaufend dem Stollweg, Straße 18, 40 m 
ſuͤdlich gleichlaufend der Coſelſtraße, Straße Nr. 20, 40 m nördlich 
leichlaufend der Coſelſtraße, 40 m nördlich gleichlaufend der Straße 
c. 19 bis zur öſtlichen Grenze des Gartenlokals und Straße Nr. 19. 
In dieſem Gebiet follen jedoch die Vorderhäuſer auf der Güdfeite des 
Normannenweges öſtlich des Alemannenweges auf der Oſtſeite des 
Cheruskerweges, die Grundſtücke Nr. 1—12 des Sachſenweges, die 
Grundſtücke Nr. 5 und 7 des Alemannenweges und die Grundſtücke 6 
und 8 des Cheruskerweges nach Bauſtaffel 1 bebaut werden. 
beide Seiten der Anna-Klinkert-Straße, der emanta weſtlich der 
alten Ortslage Breslau-Klein-Mochbern ſowie der Mar:Pache-Strafe 
füdlich der Ortslage in einer Tiefe von je 40 m. 
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Die Bauftaffel 3 umfaßt 


1. die in der vorſtehenden Bauſtaffel 2 unter Abſatz 1, 2 und 3 genannten 
Vordergebäude, 

2. das Gebiet in Pöpelwitz zwiſchen der Bauklaſſe III Pilsnitzer Straße, 
40 m nördlich gleichlaufend der Knieſtraße und 40 m nördlich gleich⸗ 
laufend der Pöpelwitzſtraße, 

„3. das Gebiet am Eichenpark zwiſchen Dammſtraße, Grenzſtraße, Baus 
klaſſe III und Promnitzſtraße, 

„4. das Gebiet der Viehweide zwiſchen der Dammſtraße, Glogauer Straße 
und Verbindungseiſenbahn, 

„5. das Gebiet am Bahnhof Nikolaitor zwiſchen der Striegauer Straße, 
Jauer Straße und Bolkenhainer Straße, 

6. beide Seiten der Pilsnitzer Straße von der Frankfurter Straße bis zur 
Woyrſchſtraße, die Nordſeite der Flughafenſtraße von der Frankfurter 
Straße bis zur Woyrſchſtraße in einer Tiefe von je 40 m. 

Beide Seiten der Michlingſtraße innerhalb der alten Ortslage Klein— 
Mochbern in einer Tiefe von je 40 m. 
Die Bauſtaffel 5 umfaßt 

1. das geſamte Gebiet des Breslauer Flughafens, 

2. das Gebiet zwiſchen der Weiſtritzſtraße, Bauklaſſe III, unter Ausſchluß 
der vorſtehenden Bauſtaffel 3, Abſatz 5, Güterumgehungseiſenbahn, 
Reichsbahn nach Glogau, weſtliche Grenze der Linke-Hofmann⸗Werke, 
40 m nördlich gleichlaufend der Grundſtraße, Reichsbahn nach Glogau 
und Gemarkungsgrenze zwiſchen Maxia-Höſchen und Klein-Gandau. 


XII. Gebiete im Norden. 
Die Bauſtaffel 4 umfaßt 
die in der nachſtehenden Bauſtaffel 5 genannten Vordergebäude der 
Matthiasſtraße. 
Die Sana 5 ie 
das Gebiet zwiſchen den Grenzen der Bauklaſſen II und III ſowie dem 
Schiffskanal poen Roſenthaler- und Hindenburgbrücke. 
In dieſem Gebiet ſollen die Vordergebäude der Matthiasſtraße nach 
Bauſtaffel 4 bebaut werden. 


Artikel V. 

Für jeden Fall der Nichtbefolgung dieſer Polizeiverordnung wird, ſoweit 
nicht geſetzliche Strafbeſtimmungen Anwendung finden, hiermit die Feſtſetzung 
eines Zwangsgeldes in Höhe bis zu 50 RM., im Nichtbeitreibungsfalle die 
Feſiſetzung von Zwangshaft bis zu einer Woche angedroht. 

Artikel VI. 


Dieſe Polizeiverordnung tritt mit dem Tage ihrer Veröffentlichung im Re⸗ 
gierungsamtsblatte in Kraft und gilt für eine Dauer von 30 Jahren. 


Breslau, 7. Februar 1933, 


Die Ortspolizeibehörde in Breslau. 
— Baupolizei. — 
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4. Polizeiverordnung beireffend die Be⸗ und 
Entwäſſerungsanlagen der Grundſtücke im 
Stadtkreis Breslau 


vom 11. 1. 33 (Amtsbl. Stück 3). 


Teil A. Entwäſſerung der Grundſtücke. 
Abſchnitt J. 
Allgemeine Vorſchriften. 


§ 1. Entwäſſerungspflicht. 


1. Sobald in Straßen oder Plätzen öffentliche Kanäle zur unterirdiſchen 
Entwäſſerung betriebsfertig hergeſtellt find, müſſen in diefe alle Flüſſigkeiten 
aus den anliegenden bebauten Grundſtücken nach Maßgabe 27 55 Polizei⸗ 
verordnung und unter Bezugnahme auf die Beſtimmungen der Ortsſatzung 
betr. die . und den Betrieb von Grundſtücksentwäſſerungen vom 
12. Januar 1933 abgeleitet werden. 

2. Das gleiche gilt 175 unbebaute Grundſtücke, wenn die oberirdiſche Ab- 
führung der Niederſchlags⸗ oder Schmutzwäſſer zu Mißſtänden Anlaß gibt. 

3. Jedes wirtſchaftlich ſelbſtändige Grundſtück, d. h. ein ſolches, deſſen Be⸗ 
bauungsart eine Teilung nicht zuläßt, ift für fih ohne Verbindung mit dem 
Nachbargrundſtücke zu entwäſſern. 

Bei Wohnhausgruppen, die an einer kanaliſierten Straße errichtet werden, 
muß jedes einzelne mit einer beſonderen Treppenhausanlage verſehene Wohn— 
gebäude beſonders an den Kanal angeſchloſſen werden. 

4. Werden auf einem an die Kanaliſation angeſchloſſenen Grundſtücke wei— 
tere Baulichkeiten errichtet, fo find auch diefe an die vorhandene Entwäſſe— 
rungsanlage anzuſchließen. 

5. Bei einer Tellung von Grundſtücken ift jeder Eigentümer der Teilgrund⸗ 
ſtücke zu den hiernach erforderlichen Anderungen und Ergänzungen der Ent: 
wäſſerungsanlage verpflichtet. 

6. Den öffentlichen Kanälen werden Privatkanäle gleich erachtet, die mit 
dem ſtädtiſchen Kanalnetz in Verbindung ſtehen. 


§ 2. Arten der Abwäſſer. 
1. Es find einzuleiten: 


A. beim Trennverfahren: 

a) in die Schmutzwaſſerkanäle alle Ba Brauch- und gewerblichen 
Abwäſſer, ſoweit dies nach den folgenden Beftimmungen anal ift, ing- 
beſondere alle menſchlichen Abgänge und die durch den hauswirtſchaft⸗ 
lichen Gebrauch verunreinigten Wäſſer, ſowie alle Stallflüſſigkeiten, 

b) in die Regenwaſſerkanäle alle Regen» und Schneeſchmelzwäſſer, Kühl: 
und Kondenswäſſer, ferner alle Grundwäſſer, ſoweit deren Einleitung 
genehmigt wird. 


Bu. 


86 Be- und Entwäſſerung in der Stadt Breslau 


B. beim Miſchverfahren: 
alle unter A. genannten Wäſſer, ſoweit diefe nach folgenden Beſtimmun⸗ 
gen eingeleitet werden dürfen. 
2. In die Kanäle dürfen nicht eingeleitet werden: 
a) feſte Stoffe irgendwelcher Art, z. B. Küchenabfälle, Kehricht, Schutt, 
Sand, Aſche, Lumpen, Schlachtabfälle u. dergl., 
b) öl- und panang Abwäſſer, 
c) po hrliche oder erplofionsfähige a . Flüſſigkeiten, 
d) Abwäſſer von mehr als 35 Grad Celsius ärme, 
e) Gaſe, Dämpfe, Säuren, Alkalien, Salze und Teer, 
f) Abwäſſer, die den Betrieb der Kanäle und die Geſundheit der Kanals 
betriebsarbeiter gefährden, j 
g) Abwäſſer in fo außergewöhnlich großen Mengen, daß dadurch der 
ordnungsmäßige Betrieb der Kanaliſation beeinträchtigt werden würde. 


§ 3. Zeitpunkt des Anſchluſſes. 


Die Entwäſſerungsanlagen find fertigzuftellen und an die öffentlichen Ka: 
näle anzuſchließen: 
8 bei Neu-, Um: und Erweiterungsbauten vor Benutzung der Räume, 
b) im übrigen, wenn die Ortspolizeibehörde (Baupolizei) unter Feſtſetzung 
einer Friſt hierzu auffordert. 


Abſchnitt II. 
Genehmigung — Aufſicht. 


§ 4. Zuſtändigkeit. 


1. Für die Ausführung von Entwäſſerungsanlagen der Grundſtücke einſchl. 
aller öffentlichen Gebäude ſowie von Anderungen, Erweiterungen und Aus⸗ 
wechſelungen ſolcher Anlagen iſt die Genehmigung der Ortspolizeibehörde 
(Baupolizei) erforderlich. 

2. Dies gilt auch für Grundſtücke an nicht kanaliſierten Straßen und Plätzen. 


§ 5. Bauanträge und Bauvorlagen. 


1. Die Anträge auf Erteilung der Genehmigung find ſchriftlich bei der Dris- 
polizeibehörde (Baupolizei) zu ſtellen. 

2. Den Anträgen find Bauvorlagen (Zeichnungen pp.) in zweifacher Aus: 
fertigung beizufügen. 

3. Die einzureichenden Zeichnungen müſſen aus Pausleinwand oder gleich- 
wertigem Papier beſtehen und Din⸗Format haben. Bei Papier muß eine 
Ausfertigung auf Leinwand aufgezogen fein. Aus den Zeichnungen muß er» 
ſichtlich ſein: 

a) die Straße, an der das Grundſtück liegt, und die Hausnummer oder 
amtliche eee 

Ri die Beſtimmung der einzelnen Gebäude und Räume, 

c) ein Überſichtsplan des ganzen Grundſtückes im Maßſtabe 1: 500 mit 
Angabe der Nordrichtung und der genauen Lage des Grundſtücks zur 
Straße und zu den benachbarten Grundſtücken, ſowie ſämtlicher auf 
dem Grundſtücke vorhandenen Gebäude, der Baufluchtlinien und der 
Lage der Hauptentwäſſerungsleitungen, ferner der vorhandenen Brun: 
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nen und Senkgruben, ſoweit diefe Angaben nicht aus dem unterften 
Geſchoßgrundriſſe zu erſehen ſind, 

d) die Grundriſſe mit den zur Prüfung 5 Maßzahlen für 
jedes in Frage kommende Geſchoß, in der Regel im Maßſtabe 1: 100, 
bei größeren Grundſtücken im Maßſtabe 1: 200, ſoweit die Deutlichkeit 
der einzelnen Eintragungen nicht darunter leidet, 

e) die zur 3 nötigen Längen- und Querſchnitte der Gebäude mit 
den erforderlichen Maßzahlen und der Höhenlage des Erdbodens im 
Maßſtabe 1: 100, 

f) im unterſten Geſchoßgrundriſſe die von der Verwaltung der ſtädtiſchen 
Kanaliſationswerke mitgeteilten e e der Zweigkanäle und 
deren Höhenlagen, die Cntfernung der Austritte der Hauptableitungs⸗ 
rohre aus dem Grundſtücke und die Lage der Regenrohre von einer 
Grundſtücksgrenze aus gemeſſen, 

g) die Entwäſſerungsanlage ſelbſt mit allen einzubauenden Entwäſſe⸗ 
rungsgegenſtänden unter Angabe der Weite und des Gefälles der Rohre 
und der zur Verwendung gelangenden Bauſtoffe, 

h) die Höhenlage für die neuen Bürgerſteige, Höfe, Kellerſohlen, Grund: 
mauern und fonftige für die Leitungen in Betracht kommenden Ge: 
bäudeteile und Entwäſſerungsſtellen, bezogen auf N. N. 

Die Höhenlage und das Gefälle der nicht aus dem Schnitt erſicht⸗ 
lichen Fußböden und Anſchlußſtränge find in die Grundriſſe einzu: 
ſchreiben. 

i) die Maßſtäbe zu ſämtlichen Zeichnungen und die wichtigſten Ab- 
meſſungen, 

k) im Maßſtabe 1:25 die Darftellungen ſolcher Anlagen, die für die 
Vorbehandlung der einzuleitenden gewerblichen Abwäffer einzubauen 
find, wie Seifen, Fettfaͤnge, Benzinabſcheider, Klär-, Neutraliſations⸗ 
anlagen u, dgl., 

1) die Darſtellung beſonderer Konſtruktionsteile für Entwäſſerungsgegen⸗ 
ſtände, ſofern dies von der Ortspolizeibehörde (Baupolizei) gefordert 
wird. 

4. Hektographien oder Lichtpauſen mit rotem oder blauem Grunde und 
gerollte Pläne find unzuläffig. 

Die Zeichnungen ſind vom Grundſtückseigentümer oder ſeinem Vertreter 
ſowie von dem verantwortlichen ausführenden Unternehmer mit Wohnungs: 
angabe zu unterſchreiben. 

ie geſchnittenen Gebäudeteile in den Zeichnungen find farbig darzuſtellen, 

wobei „rot“ für die neuen und „grau“ für die alten Anlagen zu verwenden ift. 

Die einzelnen Abflußſtellen ſowie die Abflußleitungen ſelbſt ſind in kräftigen 

arben oder Strichen herauszuheben. Für Tonrohrleitungen ift braune, für 
iſenleitungen ſchwarze, für Waſſerleitungsrohre blaue Farbe zu verwenden. 

Rote und grüne Farben dürfen für Linien nicht verwendet werden. 

Beſtehende Einrichtungen ſind dabei geſtrichelt und neue Anlagen ausgezogen 
darzuftellen, 

Sortfallende Leitungen find entſprechend durchzuſtreichen. 


5. Den Anträgen ſind ferner beizufügen: 

a) eine Erklärung der ſtädtiſchen Kanaliſationswerke über alle . 
Einzelheiten, die ſich auf den Anſchluß an das öffentliche Kanalnetz 
beziehen (Muffenplan), 
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b) bei Neu- und Umbauten die baupolizeiliche Genehmigung, 

o) bei den Gebieten, in denen Waſſerläufe 2. und 3. Ordnung, offene oder 
verrohrte Gräben in Betracht kommen, die Genehmigung der zuſtändigen 
Amtsſtelle — Polizeipräſidium für die Flußläufe 2. und 3. Ordnung, 
Magiſtrat (Tiefbauämter, Kanaliſationswerke), Deichamt uſw. —. 


1 $ 6. Genehmigung der Anträge. 


1. Die Genehmigungen werden unbeſchadet der Rechte Dritter ſchriftlich 
erteilt. 

Eine Ausfertigung der eingereichten Unterlagen wird mit etwaigen Prü- 
fungsvermerken, den etwa zu ſtellenden Bedingungen und mit Genehmigungs⸗ 
vermerk dem Antragſteller zurückgegeben. Die zweite Ausfertigung bleibt bei 
den Akten der Ortspolizeibehörde (Baupolizei). 

2. Die Gültigkeit der Genehmigung ift davon abhängig, daß die Pau- 
vorlagen richtig find und der Ortlichkeit entſprechen. 

3. Die Genehmigung erliſcht, wenn nicht innerhalb Jahresfriſt feit Aus: 
händigung mit der Ausführung der Anlagen begonnen oder wenn eine 
begonnene Ausführung ein Jahr unterbrochen wird oder eine Verlängerung 
der Baugenehmigung nicht vor Ablauf eines Jahres beantragt und erteilt 
worden iſt. 

4. Wenn Ausführungen, für die die Genehmigung erloſchen iſt, wieder 
aufgenommen werden ſollen, ſo müſſen die Zeichnungen zur Prüfung und 
Genehmigung nochmals vorgelegt werden, 

5. Weſentliche Anderungen oder Abweichungen von den genehmigten Bau- 
vorlagen dürfen während der Bauausführung nur nach vorheriger ſchriftlicher 
Genehmigung vorgenommen werden. Auf 8 — ſind hierfür beſondere 
Nachtragszeichnungen zur nachträglichen Genehmigung vorzulegen. 

6. Die genehmigten Zeichnungen müſſen auf der Bauftelle ſtets zur Einficht 


8 
7. Mit der Ausführung der Entwäſſerungsanlagen darf erſt nach der 
Genehmigung der Entwürfe begonnen werden. 


2 § 7. Anzeigepflicht, Aufſicht. 
1. Der Ortspolizeibehörde (Baupolizei) ift von dem ausführenden Unter: 
nehmer mindeſtens 24 Stunden vorher ſchriftlich anzuzeigen: 
a) der Anfang und p Wiederaufnahme der Arbeit, 
b) der beabſichtigte Anſchluß des Entwäſſerungsrohres an den Zweigkanal 
oder an ein vorhandenes Hausentwäſſerungsrohr. 

2. Ein Wechſel in der Perſon des ausführenden Unternehmers iſt durch 
den Eigentümer und den neuen Unternehmer der Ortspolizeibehörde (Baus 
polizei) rechtzeitig mitzuteilen. 

3. Die Ausführung der Entwäſſerungsanlagen unterliegt der ſtändigen 
Aufſicht durch Beamte der Ortspolizeibe hörde (Baupolizei). 

Den mit Ausweis verſehenen Beamten der Ortspolizeibehörde (Bau⸗ 
polizei) iſt der Zutritt zu den Grundſtücksentwäſſerungsanlagen jeder zeit 
— auch ohne Voranmeldung — zu geſtatten. 


3 § 8. Prüfung und Abnahme. 
1. Der Grundſtückseigentümer und der Unternehmer haben durch recht 
zeitige Mitteilung an die Ortspolizeibehoͤrde (Baupolizei) dieſer Gelegenheit 
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zu geben, die geſamte Anlage vor der Verfüllung, Vermauerung oder vor 
dem Verputzen der Rohrleitungen auf Güte der Ausführung prüfen zu laſſen. 

2. Jede ohne ſolche Prüfung verdeckt ausgeführte Leitung muß auf Ver⸗ 
langen der Ortspolizeibehörde (Baupolizei) wieder freigelegt werden. 

3. Die Dichtigkeit der Leitungen und die Wirkſamkeit der Geruchsverſchlüſſe 
können von der Ortspolizeibehörde (Baupolizei) unter Anwendung von 
Waſſerdruck-, Raud: oder Geruchsproben nachgeprüft werden. 

Der Unternehmer hat hierzu die erforderlichen Arbeitskräfte, Geräte und 
Bauſtoffe auf feine Koften zu ſtellen. 


$ 9. Anſchluß an den ſtädtiſchen Zweigkanal. 


1. Die Hausleitung darf an den Zweigkanal nur mit Erlaubnis und unter 
Aufſicht der Ortspolizeibehörde (Baupolizei) angefchloffen werden. 

2. Die zur Herſtellung dieſes Anſchluſſes erforderlichen Arbeiten müffen 
ohne Unterbrechung hintereinander betrieben und tunlichſt innerhalb zwölf 
Stunden beendet werden. 

Die Baugrube iſt ſachgemäß auszufteifen und nach Fertigſtellung des An- 
ſchluſſes mit ſandigem Boden ſachgemäß zu verfüllen und feſtzuſtampfen. 

3. Zur Herſtellung des Anſchluſſes an den Zweigkanal iſt ein befonderer 
Erlaubnisfchein rechtzeitig bei der Ortspolizeibehörde (Baupolizei) abzuholen, 
auf der Bauſtelle jederzeit zur Einſicht des Polizeibeamten aufzubewahren 
und nach Beendigung der Arbeiten zurückzugeben. 

Die Erlaubnis zum Anſchluß an den Zweigkanal kann verweigert werden, 
wenn Nachteile für den Straßenkanal zu befürchten find. 


$ 10. Gebrauchsabnahme und Inbetriebnahme. 


1. Nach Vollendung der Entwäſſerungsanlage und nach Herſtellung des 
Kanalanſchluſſes ift bei der Ortspolizeibehörde (Baupolizei) die Gebrauchs: 
abnahme ſchriftlich zu beantragen. 

2. Vor der Inbetriebnahme der fertiggeſtellten Entwäſſerungsanlage muß 
das Grundſtück an eine unter Druck ſtehende Waſſerleitung angeſchloſſen ſein. 

3. Die Entwäſſerungsanlagen dürfen erſt benutzt werden, wenn ſie die 
Ortspolizeibehörde (Baupolizei) abgenommen und die Erlaubnis zur In⸗ 
betriebnahme ſchriftlich erteilt hat. 

4. In dem Abnahmetermine müſſen der Grundſtückseigentümer und der 
Unternehmer oder deren Vertreter anweſend ſein. 

Dabei müſſen alle Teile der Anlage ſo zugänglich ſein, daß ſie leicht geprüft 
werden können. 


Abſchnitt III. 
Techniſche Vorſchriften. 


a) Leitungen. 
$ 11. Lage. 
1. Die Leitungen find möglichſt kurz und gradlinig fo zu verlegen, daß fie 
durch den Verkehr nicht gefährdet werden können. 


2. Die Abflußrohre find mit der Muffe entgegen der Richtung des Waffer: 
abfluſſes zu verlegen. 
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3. Bei Richtungsänderungen der Abflußleitungen ſind vorſchriftsmäßige 
Formſtücke zu verwenden. 

4. Die Fallrohre ſind durch alle Stockwerke bis zum Anſchluß an die 
Grundleitung möglichft lotrecht zu 1 Sie 2 nicht feſt eingemauert, 
petn müſſen frei oder in Rohrſchlitzen unter Verputz oder abnehmbarer 

erkleidung verlegt werden. 

5. Das Einmauern von Rohrleitungen in Brandmauern an der Nachbar: 
grenze iſt unzuläſſig. 

6. Die Hauptſtränge der Grundleitungen müſſen möglichft außerhalb der 
Gebäude liegen. Leitungen in nicht unterkellerten Räumen ſind zu vermeiden. 


$ 12. Froſtſchutz. 


1. Die außerhalb der Gebäude liegenden Leitungen müſſen über Rohrſohle 
mindeſtens 1,30 m Überdeckung haben. 

Iſt eine ſolche Überdeckung nicht vorhanden, ſo ſind die Leitungen in 
geeigneter Weife gegen Groft zu ſchuͤtzen. 

2. Die innerhalb der Gebäude liegenden Leitungen ſind leicht zugänglich 
anzubringen und ſo zu ſchützen, daß ſie nicht einfrieren. 


$ 13. Gefälle. 


1. Alle Entwäſſerungsleitungen müffen ein gleichmäßiges Gefälle haben. 

2. Sind ausnahmsweiſe Gefällwechſel in den Entwäſſerungsleitungen not- 
wendig, fo find zur Reinigung der Leitungen entſprechende Öffnungen anzu 
bringen. 

3. Das Gefälle von Anſchlußleitungen hat 1 : 50 zu betragen. Ausnahmen 
bedürfen der beſonderen Genehmigung. 


§ 14. Lichte Weite. 


1. In der Richtung des Ablaufes darf kein Rohr in ein Rohr von gerin— 
gerer Weite übergehen. 

= lichte Weite der Rohre muß der abzuführenden Waſſermenge ent- 
ſprechen. 

2. Die Rohrweite für die Hauptabflußleitungen hat 150 mm zu betragen. 

Abweichende Mafe bedürfen einer beſonderen Genehmigung. 

3. Die Nebenleitungen müſſen für den Anſchluß der Abortfalleitungen 
150 mm, für den der anderen Falleitungen 100 mm weit ſein. 

4. Die Weite der Fallrohre für Schmutzwaſſer muß mindeſtens betragen 
beim Anſchluß von: 

a) Aborten 100 mm, 
8 Ausgüſſen, Bädern, Waſchbecken, Pißbecken, 5 70 mm. 

5. In Einfamilien- und eingefchoffigen Häuſern braucht für Einzelanlagen 
wie Waſch⸗ oder Ausguß⸗ oder Spülbecken — nicht für Bäder — die Fall- 
leitung nur 50 mm weit zu ſein. 

6. Die Weite der Anſchlußleitungen an die Fallrohre muß für Aborte 
100 mm und für ein Waſch⸗ oder ein Ausguß- oder ein Spülbecken oder 
ein Bad mindeſtens 50 mm, beim Anſchluß mehrerer ſolcher Anlagen jedoch 
70 mm betragen. 

Rohrweiten von 40 mm Durchmeſſer und darunter find nur bei kleineren 
Handwaſchbecken und Überlaufleitungen zuläffig. 
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7. In jedem Falle find die Weiten der Fall- und Nebenleitungen fo zu 
bemeſſen, daß die abfließende Waſſermenge die Geruchsverſchlüſſe nicht ab» 
ſaugen kann. 

8. Die Weite der Regenfallrohre ſoll 100—150 mm betragen. Bei 
kleineren Dachflächen — Balkonen, Loggien, Vordächern uſw. — ſind Weiten 
bis mindeſtens 50 mm zuläſſig. 


$ 15. Form: und Verbindungsſtücke. 


1. Zwiſchen den Rohren verſchiedener Weiten find Übergangsrohre einzu: 
bauen. 

2. Zweigleitungen find an die 8 durch einſeitige ſpitzwinklige 
Verbindungsſtücke anzuſchließen. Doppel- oder rechtwinklige Verbindungs⸗ 
ſtücke können in Ausnahmefällen zugelaſſen werden. 

3. Das Durchſchlagen der ee und das Anbringen von 
Anhauſtellen iſt verboten. 


$ 16. Lüftung. 


1. Zur Entlüftung der Entwäſſerungsanlagen müſſen die Fallrohre in 
vollem Querſchnitte möglichſt lotrecht bis mindeſtens 0,50 m über Dach 
geführt werden. 

2. ar Bereinigung mehrerer Entlüftungsleitungen ift ausnahmsweiſe 
zuläffig. 

In dieſem Falle ER der Querſchnitt des gemeinſamen Lüftungsrohres 
gleich der Summe der Querſchnitte der angeſchloſſenen Entlüftungsleitungen 
ſein. 

3. Die Ausmündungen der Entlüftungsrohre find mit feften Schutz- oder 
Windhauben zu verſehen. 

Zwiſchen der Windkappe und dem Rohrrande muß die freie Offnung die 
doppelte Querſchnittsfläche des Entlüftungsrohres haben. 

4. Die Einführung von Entlüftungsrohren in Schornſteine iſt verboten. 

5. Entlüftungsrohre müſſen mindeſtens 1,00 m ſeitlichen Abſtand von den 
Fenſterleibungen bewohnter Räume haben und mindeſtens 1,50 m über den 


Genfterflurg hochgeführt werden. 


6. Regenfallrohre, die in geringerem Abſtand als 1,50 m von Fenſtern 
bewohnter Räume ausmünden, ſind mit Geruchsverſchlüſſen zu verſehen. 

7. Eine Unterbrechung der Entlüftungen, insbeſondere durch Einbau von 
Geruchsverſchlüſſen, Rückſtauvorrichtungen und Schlammfängen in die 
Hauptgrundleitungen, iſt verboten. 

8. In Privatkanälen find auf Erfordern die Putz- und Prüfſchächte luft: 
durchläſſig abzudecken. 

9. In befonderen Fällen ift neben dem Fallrohre noch ein beſonderes Ent: 
lüftungsrohr anzulegen, das dann entweder ſelbſt über Dach geführt oder 
über der höchſten Einlaufſtelle in das Fallrohr geführt werden muß. 


$ 17. Bauſtofſe für die Entwäſſerungsleitungen. 
1. Im Inneren von Gebäuden find die Grund., Fall- und Anſchlußleitungen 
aus innen und außen aſphaltierten gußelſernen Rohren herzuſtellen. 


2. Das gleiche gilt für außerhalb von Gebäuden gelegene Leitungen, die 
durch andere Anlagen gefährdet ſind. 
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3. Steinzeugrohre dürfen nur außerhalb von Gebäuden und dann nur in 
einem Abſtande von mindeſtens 1,00 m von den Umfaſſungsmauern ver: 
wendet werden. 

4. Blei- oder Kupferrohre dürfen zu kurzen Anſchlußverbindungen vers 
wendet werden, wenn ſie in den Stößen luftdicht verlötet werden. 

Bleirohre müſſen weich und biegſam ſein und bei einer lichten Weite bis 
mindeſtens 50 mm wenigſtens 2,5 mm Wandſtärke haben. 

5. Regenfallrohre müffen aus gelötetem Zink oder Kupfer oder Eiſen 
hergeſtellt fein und in ihrem unteren Teil bis 1,80 m über Erdboden aus 
Eiſen beſtehen. 

6. Die Entlüftungsleitungen find aus Guß, Kupfer- oder Bleirohren ber: 
zuſtellen und mindeſtens bis etwa 50 em unter Dach hochzuführen. 

Zinkrohre dürfen nur außerhalb der Gebäude verwendet werden, 


$ 18. Dichtung der Rohre. 


1. Die Muffendichtung gußeiſerner Rohre ift nach den Regeln des Hand: 
1 mit geſchmolzenem und fejtgeftemmten Blei luft- und waſſerdicht her- 
zuſtellen. 

Die Muffen von Steinzeugrohren müſſen mit gut geteertem Hanfftrid und 
eingegoſſenem Aſphalt gedichtet werden. 

Kupfer- und Bleirohre ſind mit Eiſenrohren nur unter Benutzung von 
metallenen Hülſen mit Bleidichtung zu verbinden. Eine Verbindung durch 
gedichtete Flanſchen iſt zuläſſig. 

3. Blei-, Kupfer oder Annkrohre ſind unter ſich zu verlöten. 

4. Bei Regen- und Dunſtrohren find die Zink- und Kupferrohre mit Eifen- 
rohren durch angelötete, dichtſchließende Manſchetten zu verbinden. 


$ 19. Regenfallrohre. 


1. Jedes Gebäude an Fanalifierter Straße muß mit Regenfallrohren verz 
ſehen fein, die durch eine Zweigleitung an den Regen- oder Miſchwaſſerkanal 
anzuſchließen ſind. 

2. Regenfallrohre von kleinen Dachflächen, Balkonen, Loggien, Terraſſen, 
Vordächern und ähnlichen Flächen können auch nach dem ofe oder nach 
aß e frei ausmünden, wenn dadurch der Verkehr nicht behindert 
wird. 

3. Balkone und Loggien uſw. find einzeln durch ſeitliche Abzweige, die mit 
Einlaufſieben au er find, an ein Entwäſſerungsrohr anzuſchließen. 

4. Regenfallrohre dürfen pr die eee nicht benutzt werden. 

5. Die Regenfallrohre find mit Vorrichtungen zu verſehen, die ein Ein: 
ſchwemmen feſter Stoffe in die Kanäle verhindern. 


$ 20. Geruchsverſchluͤſſe. 


1. Die Geruchsverſchlüſſe müſſen unmittelbar unterhalb der Abflußſtelle 
angebracht werden. ch und froftficher I e 
ie müffen zugänglich und froſtſicher liegen und in feſter Verbindung mit 
der Abflußſtele 12 55 f à 
on Wirkſamkeit darf nicht durch Entfernung einzelner Teile aufgehoben 
werden. 


2. Die Eingangsweite des Geruchsverſchluſſes muß geringer ſein, als die 


Weite der Leitung, an die er angeſchloſſen iſt. 
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Die Tiefe des Waſſerverſchluſſes muß bei Spülaborten mindeftens 50 mm, 
bei Hofſinkkäſten, Fettfängen, Regenrohrſinkkäſten 100 mm und bei allen 
anderen Einläufen mindeſtens 70 mm betragen, 

Die Offnung des Einlaufes über dem Waſſerverſchluſſe darf nicht größer 
ſein als deſſen halber Querſchnitt. 

3. Die Geruchsverſchlüſſe ſind ſo einzubauen, daß ein Abſaugen des 
Waſſerverſchluſſes nicht eintreten kann. 

Als Sicherungen dienen: 

a) Erweiterungen der Ablaufſchenkel oder der Falleitungen, 

b) Anlage eines befonderen 40 mm weiten Entlüftungsrohres. 

4. Einläufe, die lange unbenutzt bleiben, ſind zu ſpülen oder luftdicht zu 
verſchließen. 

5. Bei Gruppenanlagen, wie Maſſenſpülaborten und Reihenwaſchtiſchen, 
kann für mehrere Einlaufſtellen ein gemeinſamer Geruchsverſchluß zugelaſſen 
werden. 

er Jeder Geruchsverſchluß muß reinigungsfäbig fein und öfters gereinigt 
werden. 


$ 21. Reinigungsvorrichtungen und Schächte. 


1. In der ae muß dicht hinter der Baufluchtlinie eine luftdicht 
verſchließbare 5 eingebaut werden. 

2. In allen Falleitungen find vor Übergang in die Grundleitung Reini: 
gungsöffnungen anzulegen. 

3. Weitere Reinigungsöffnungen müſſen an Stellen, an denen ſich die 
Richtung der Leitung ändert, ſowie bei langen Leitungen in Abſtänden von 
20—25 m angelegt werden. 

Reinigungsſchächte mit offenem Durchfluß find nur im Freien und mit 
beſonderer Genehmigung zuläſſig. 

4. Die Reinigungsöffnungen müſſen ſtets zugänglich fein und dürfen nicht 
in Wohn-, Arbeits- und ſolchen Räumen liegen, in denen Lebensmittel herge⸗ 
ſtellt oder aufbewahrt werden. 

5. Die Reinigungsſchächte müſſen mindeſtens 0,80—1,00 m im Lichten 
weit, waſſerdicht und bei 1,00 m und mehr Tiefe mit Steigeiſen verſehen 
ſowie verkehrsſicher mit einem in einem eiſernen Winkelrahmen ruhenden 
eiſernen Deckel abgedeckt ſein. 

Die Schachtſohlen find ſeitlich anſteigend fo herzuſtellen, daß die Spül— 
wäſſer durch die e gen ablaufen können. 

6. Bei Grundſtücken mit Vorgärten muß der Reinigungsſchacht im Freien 
angelegt werden, wenn die Entfernung vom Straßenkanal bis zum Gebäude 
mehr als 12,00 m beträgt. 


§ 22. Rückſtauverſchlüſſe. 

1. Bei Einläufen, die mit der Ablaufſohle mehr als 0,30 m unter der 
Straßenoberkante liegen, find in die Abflußleitung Rückſtauverſchlüſſe einzu: 
bauen. 

2. Die Rückſtauverſchlüſſe ſind ſo anzubringen, daß ſie jederzeit leicht 
aufgefunden und bedient werden können. 

Auf die Bedienungsart ſoll in geeigneter Weiſe hingewieſen werden. 

3. Der Rückſtauverſchluß muß ſowohl mit der Hand zu bedienen ſein als 
auch ſelbſttätig wirken. 
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Die Verſchlußteile und Dichtungsflächen müſſen aus nicht roſtendem Me- 
talle beſtehen. Der Handverſchluß muß durch eine Rotgußſpindel mit Flach- 
gewinde bedient werden können. 


$ 23. Spülungovorrichtungen. 

1. Über jedem Ausguſſe und jedem Einlaufe innerhalb von Gebäuden 
muß ein Zapfhahn der öffentlichen oder einer anderweitigen Waſſerleitung 
angebracht werden. 

2. Unter jedem Zapfhahn der Waſſerleitung innerhalb von Gebäuden iſt 
eine Abflußſtelle anzulegen. 


3. Spülaborte und Pißſtände find mit befonderen Spülvorrichtungen 


gemäß $ 27 zu verſehen. 

4. Bei Sinkkäſten und Fußbodeneinläufen in einem geſchloſſenen Raume 
enügt ein in dieſem angebrachter Zapfhahn der Waſſerleitung, wenn der 
Fußboden waſſerdicht iſt und entſprechendes Gefälle hat. 


b) Einläufe. 
$ 24. Stallentwäſſerungen. 


Stallungen müſſen an den öffentlichen Kanal angeſchloſſen werden. 

Die Fußböden der Stallräume ſind waſſerdicht und mit einem Gefälle nach 
einem gußeiſernen Sinkkaſten herzuſtellen. Der Sinkkaſten muß einen heraus⸗ 
nehmbaren Eimereinſatz haben und mit einem feften Geruchsverſchluß und 
einer Reinigungsöffnung verſehen ſein. 


$ 25. Waſchküchenentwäſſerungen. 


In Waſchküchen, die an einen Kanal angeſchloſſen werden können, muß 
der Fußboden waſſerdicht ſein und Gefälle nach einem gußeiſernen, mit einer 
Reinigungsöffnung verſehenen Sinkkaſten haben. 

Ein Fußboden-Sinkkaſten ift mit einem 100 mm weiten Ablaufſtutzen an 
eine mindeſtens 100 mm weite Leitung anzuſchließen. 


§ 26. Badeeinrichtungen und Bidets. 


1. Die nen in Badeſtuben find waſſerdicht herzuſtellen und nach 
einem an die Abflußleitung e Fußbodeneinlaufe zu entwäſſern. 
Der Einlauf muß mit einem Gitter oder Sieb abgedeckt und mit einem 
Geruchsverſchluß verſehen ſein. 

2. Badewannen, die leicht wegnehmbar ſind, müſſen in der Regel mit dem 
Ablaufſtutzen über der Fußbodenentwäſſerung well werden. 

3. Sind Badewannen an die Entwäſſerungsleitung feſt angeſchloſſen, 
dann muß im Baderaume noch eine beſondere Fußbodenentwäſſerung angelegt 
werden. 

4. Badewannen und ſonſtige Badebehälter müſſen mit einem Überlaufe 
verſehen ſein. 

idets müſſen einen Geruchsverſchluß haben, ſofern keine Fußbodenent- 
wäſſerung in dem Baderaume vorhanden ift. 
fi 5. Die Abflußventile müſſen im oberſten Teile der Entwäfferungsftelle 
egen. 

bläufe find mit feften Kreuzſtäben und Überläufe mit feſten Sieben zu 
verſehen. 
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$ 27. Spülaborte und Pißorte. 


1. Sind Abort: und Pißräume nicht froſtfrei, fo müffen die Spülvorrich⸗ 
tungen und Geruchsverfchlüffe in froftfreien Gruben von mindeſtens 1,00 m 
lichter Breite angelegt werden, 

Wenn dieſe Anlage nicht möglich ift, fo können befondere Heizvorrichtungen 
gefordert werden. r 

2. Die Abortbeden find freiſtehend ohne jede Umkleidung aufzuſtellen. 
Die Becken müſſen aus innen weißglaſiertem Steinzeug oder gut emailliertem 
Gußeiſen beſtehen. 

3. Die Abflußöffnung der Abortbecken muß ſichtbar liegen und darf bei 
Rundſpülbecken nicht mehr als 70 mm und bei den Flachſpülbecken bei 
eiförmiger Offnung nicht mehr als 70/90 mm Weite betragen, 

4. Die Verbindung zwiſchen Becken und Geruchsverſchluß muß leicht 
zugängig ſein. 

5. Die Spülvorrichtung der Abortbecken muß ſo angelegt werden, daß 
nach jedesmaligem Gebrauche die vollſtändige nähe des Beckens und 
des Geruchsverſchluſſes bewirkt wird. 

6. Der Sitz muß aufklappbar ſein. Durch das Aufklappen darf die 
Spülvorrichtung nicht beſchädigt werden. 

7. Maſſenſpülaborte für Fabriken, Kaſernen, Schulen und dgl. bedürfen 
einer beſonderen Genehmigung. 

8. In Pißräumen müſſen die Fußböden und Wände undurchläſſig ſein 
und glatte Oberflächen haben. Zur Entwäſſerung des Fußbodens iſt ein 
Einlauf mit Geruchsverſchluß anzulegen. 

9. Die Pißbecken müſſen aus Steinzeug oder emailliertem Gußeiſen mit 
Spülrand beſtehen. 

Pißſtände find mit waſſerdichter Wandverkleidung und mit einer dauernden 
oder ſelbſttätig unterbrechenden Spülvorrichtung zu verſehen. 

10. Olpißſtände ſind in der Regel verboten. 

11. Bei Gaſtſtätten, Theatern und dgl. muß in jeder Bedürfnisanſtalt 
mindeſtens eine Waſchgelegenheit mit fließendem Waſſer angelegt werden. 


§ 28. Spültiſche, Waſchbecken, Ausgüſſe und ähnliche Ablaufſtellen. 


1. Für jede Wohnung und für jeden wirtſchaftlich geſondert genutzten 
Raum iſt grundſätzlich mindeſtens ein Ausguß anzulegen. 

Ein gemeinſamer Ausguß iſt a und nur dann zuläſſig, wenn 
die Räume in ein und demſelben Gefchoffe liegen und der Ausguß jederzeit 
unmittelbar zugänglich iſt. 

2. Ausgäſſe dürfen nicht mit Holz oder anderen Bauſtoffen verkleidet ſein 
und müſſen feſte Siebe mit Löchern von höchſtens 5 mm Durchmeſſer haben. 

Die Summe der Querſchnitte der Gieböffnungen darf die Hälfte der Quer: 
ſchnitte des Geruchsverſchluſſes nicht überſteigen. 

3. Alle Waſchbecken, Spültifche und Wannen müſſen Abflußventile haben, 
unter denen Kreuzſtäbe einzubauen ſind. 

4. Überläufe And durch das darunter befindliche Ablaufrohr mit dem 
Geruchsverſchluſſe zu verbinden. 


$ 29. Eisſchränke, Waſſerbehälter. 


Abläufe von Eisſchränken für e ſowie von allen Waſſer⸗ 
behältern, die einen dauernden Zufluß haben, dürfen an die Entwäſſerungs⸗ 
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leitung nicht unmittelbar angeſchloſſen werden, ſondern müſſen über einem 
Einlaufe frei ausmünden, bei dem für die Waſſererneuerung im Geruchsver— 
ſchluſſe hinreichend geſorgt ift. 

1 $ 30. Hof- und Lichthofentwäſſerungen. 

1. Hofflächen find mit Gefälle nach den Regemwaſſereinläufen fo berzus 
ftellen, daß die Niederſchlagswäſſer leicht und ungehindert nach dieſen Stellen 
abfließen können. i 

2. Der Hof ift fo hoch anzulegen, daß die Niederſchlagswäſſer nach dem 
Kanal froftfrei abgeleitet werden können. 

3. Befahrbare Höfe ſind mit Hartpflaſter, alle übrigen mit Beton, 
Plattenbelag oder gleichwertigem Pflaſter in einer Mindeſtbreite von 4,00 m 
längs des Gebäudes zu befeftigen. 

Zum Schutze in das Erdreich eingeſenkter Aufenthaltsräume muß ein mins 
deſtens 0,50 m breiter Trauſpflaſterſtreifen angelegt werden. 

4. Die Regenwaſſereinläufe find möglichſt in der Mitte der Hoffläche, min⸗ 
deſtens 2,00 m von Gebäuden entfernt anzulegen. 

5. Die Regenwaſſereinläufe müſſen aus ftandfeften und dauerhaften Bauz 
ſtoffen hergeſtellt und waſſerdicht fein. Sie müſſen mit einem Geruchsver⸗ 
ſchluſſe verſehen und mit einem verkehrsſicheren Einlaufroſte von höchſtens 
15 mm 1. W. zwiſchen den Stäben abgedeckt fein, der in einem eiſernen Falze 
unverſchiebbar feſtliegen muß. 

Der Waſſerſpiegel des Einlaufes * mindeſtens 1,00 m unter Erdober— 
fläche und mindeſtens 0,50 m über der Sohle liegen. 

6. Zur Entwäfferung von Lichthöfen und ähnlichen Flächen können Guf 
bodeneinläufe mit froſtſicher eingebautem Geruchsverſchluſſe zugelaſſen werden. 

7. In Regenwaſſerkanäle dürfen keine Wirtſchaftswäſſer eingeleitet werden. 


2 $ 31. Fettfänge. 

1. Zum Auffangen von Fett- und Geifenftoffen aus Fleiſchereien, Waſch⸗ 
* uſw. müſſen entſprechend große Fett- und Geifenfänge eingeſchaltet 
werden. 

Dieſe müſſen luftdicht verſchloſſen ſein ſowie ausreichende Kühlflächen und 
Entlüftungsvorrichtungen haben. 
3 $ 32. Drainagen, Grundwaſſerableitungen. 

1. Zur Einleitung von Drains und Grundwaſſer ift eine befondere Genehmi⸗ 
gung notwendig. 

2. Die Ableitungsrohre müſſen in Schotterbettung liegen, bei ihrer Durch: 
führung durch Grundmauern aus Eiſen beſtehen und in einen Sammelſchacht 
münden, der nach einer an den Kanal angeſchloſſenen Abflußſtelle entleert 
werden kann. 

3. Bei unmittelbarem Anſchluſſe an die Grundleitung ift ein Geruchsver⸗ 
ſchluß mit doppelter Rückſtauvorrichtung einzubauen. 


4 $ 33. Gewerbliche Abwäſſer. 


1. Bevor ſchädliche gewerbliche und ähnliche Abwäſſer in die ſtädtiſchen 
Kanäle eingeleitet werden, müſſen fie neutraliſiert, verdünnt oder in ent⸗ 
ſprechend großen Behältern derartig behandelt werden, daß fie frei von Gint- 
ſtoffen, geruchlos und fäurefrei find, 

2. Zur Prüfung der Beſchaffenheit der neu einzuleitenden Abwäſſer ſind 
auf Verlangen der Ortspolizeibehörde (Baupolizei) Berechnungen und Ana⸗ 
lyſen einzureichen. 
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3. Hinter der Neutraliſations- oder Reinigungsanlage ift ein Prüfſchacht 
anzulegen. 


o) Entwäſſerung von Kraftwagenſtänden. 


$ 34. Ol: und Benzinabſcheider. 

1. Für Anlagen, aus denen Öl, Benzin oder andere erplofive Leichtflüſſig⸗ 
keiten allein oder in Verbindung mit Abwäſſern in die Eatwaäſſerungsleltun⸗ 
gen gelangen können, find Vorrichtungen (Ol- und Benzinabſcheider) zu tref— 
fen, die dieſe Stoffe mit Sicherheit zurückhalten. 

Zum Einbau dieſer Abſcheider ift eine beſondere ortspolizeiliche (baupolizei⸗ 
liche) Genehmigung erforderlich. 
i N Öl- und Benzinabſcheider müſſen den folgenden Vorſchriften ent: 
prechen: 

a) Durch Anlage von Kammern und Tauchwänden muß eine zuverläſſige 
Trennung von Leichtflüſſigkeit und Waſſer gewährleiſtet ſein, ſo daß mit 
Sicherheit eine Olabſcheidung von mindeſtens 95 % erreicht wird. 

b) Etwaige Schlammbehälter im Abſcheider müſſen leicht herausnehmbar 
fein. Beim Entfernen des Schlammes darf die angeſammelte Leicht: 
lüſſigkeit nicht aufgerührt werden. 

e) Die Abſcheidung und Zurückhaltung der öl- und benzinhaltigen Stoffe im 
Abſcheider muß ſelbſttätig eintreten. 

d) Die in den Abſcheidern abgeſchiedene Leichtflüſſigkeit darf weder vom zus 
fließenden Waſſer durchbrochen noch aufgerührt werden, ſo daß ſie nicht 
in die Entwäſſerungsleitung gelangen kann. 

e) Der Abſcheider muß fo eingebaut werden, daß feine Oberkante min 
deſtens 4 em über der Oberkante des höchſt angeſchloſſenen Einlaufes 
liegt. 

Die Abdeckungen müſſen aus unverbrennlichem Bauſtoffe beſtehen und 
verkehrsſicher, dichtſchließend, feuerficher und leicht durch eine Perſon zu 
öffnen ſein. 

55 geſchloſſenen Räumen ſind die Abſcheider durch 40 mm weite 
Rohre zu entlüften. 

f) Die Größe des Abſcheiders muß der ihm zuzuführenden Abwaſſermenge 
und der wet eee entſprechen. 

n der Regel ift für die Größenabmeſſung der gußeiſernen genormten 
Abſcheider folgende Überficht maßgebend: 
Was Suunterönbe ALA pr A 

Stüd in qm 


Anzahl 
der Sprenghähne 
Stück 
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Der größte aus einer der Spalten 2—4 ſich ergebende Wert Me 
die Bemeſſung der Leiſtungsfähigkeit der Abſcheider maßgebend. r 
Bemeſſung der Niederſchlagsfläche iſt eine Niederſchlagsmenge von 
100 secl. je Hektar zugrunde gelegt. 

g) Die Ortspolizeibehörde (Baupolizei) hat zu beſtimmen, ob der Abſcheider 
mit oder ohne ſelbſttätiger Abſchlußvorrichtung oder mit beiden Arten zu 
verwenden ift. 

h) Die ſelbſttätige Abſchlußvorrichtung muß bei Anſammlung von etwa 
30—50 Liter Leichtflüſſigkeit im Abſcheider den Abfluß zum Kanal ver: 
ſperren und 3 erſt nach der Herausnahme der Leichtflüſſigkeit den 

urchfluß zum Kanal ſelbſttätig freigeben. 

i) Fe ohne felbfttätigen Abſchluß müſſen je 1 secl. = 40 Liter Leicht: 
lüſſigkeit vom ſpezifiſchen Gewicht 0,85 anſammeln können und dabei 
ie volle Abſcheidewirkung von 95 % haben. 

k) Werden zur Aufnahme der ausgeſchiedenen eee beſondere Ol⸗ 
ammler angelegt, fo muß in diefe die Leichtflüſſigkeit ohne weſentliche 

aſſerbeimengung gelangen können. 

8, Die vom Abwaſſer mitgeführten Sink- und Schwimmſtoffe müffen vor 
dem Einlaufe zum Abſcheider durch genügend große Schlammfänge zurück⸗ 
gehalten werden. 

Der Schlammraum muß für einen Wagen mindeſtens 80 Liter Inhalt 
haben. 

Bei mehreren Wagen iſt dem Schlammraume ein Faſſungsvermögen von 
20 Liter für eine tägliche Waſchung zugrunde zu legen. 

4. Für mehrere Kraftwagenräume genügt ein gemeinſamer Abſcheider, wenn 
die einzelnen Räume mit Einläufen verſehen find. 

Offene Rinnen zur Ableitung der Leichtflüſſigkeit find unzuläſſig. 

5. Bodeneinläufe, die an den Kanal angeſchloſſen find, müſſen, wenn fie in 
der Nähe von Tankſtellen liegen, mit Sicherheitsvorrichtungen gegen Einlauf 
von Leichtflüſſigkeit in den Kanal verſehen werden. 

6. Abſcheider, die nicht froſtfrei eingebaut find, müſſen in einem gemauerten 
oder betonierten Schacht von mindeftens 0,80/1,00 m l. W. liegen. 

7. Die Ortspolizeibehörde (Baupolizei) kann gemäß § 14 des Polizei- 
Verwaltungs-Geſetzes verlangen, daß auch die bei Inkrafttreten dieſer Polizei⸗ 
verordnung vorhandenen Abſcheidevorrichtungen, wenn ſie den vorſtehenden 
Beſtimmungen nicht entſprechen, umgeändert werden. 


1 $ 35. Entleerung, Reinigung und Wartung der Abſcheider. 


1. Die Entleerung und Reinigung der Abfcheider ſowie die Abfuhr der an⸗ 
allenden Rückſtände erfolgt durch die Stadtgemeinde nach Maßgabe der 
k 5—7 der Ortsſatzung betr. die Herftellung und den Betrieb von Grund: 
ſtücksentwäſſerungen vom 12. Januar 1983. 

2. Die Reinigung aller vor dem Abſcheider liegenden Sandfänge iſt von den 
Grundſtückseigentümern, Pächtern oder ſonſtigen Polizeipflichtigen fo oft vorz 
nehmen zu laſſen, daß der Abſcheider dauernd betriebsfähig bleibt. 

3. Die in Ziffer 2 Genannten ſind verpflichtet, die Inbetriebnahme und 
Außerbetriebſetzung der Abſcheider rechtzeitig vorher der Verwaltung der 
ſtädtiſchen Kanaliſationswerke auen 

4. Iſt eine 1 ntleerung und Reinigung der Abfcheider er⸗ 
. ch, fo haben fie dies unverzüglich der vorgenannten Verwaltung an- 
zuzeigen. 
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§ 36. Anlage von Waſchplätzen im Freien. 


1. Ein als Kraftwagenwaſchplatz benutzter Hofteil iſt gegen die umliegen⸗ 
den Freiflächen durch Trennrücken derartig abzugrenzen, daß Niederſchlags⸗ 
wäſſer der übrigen Freiflächen nicht durch den Abſcheider abfließen können. 

2. Der als Wagenwaſchplatz benutzte Hofteil iſt undurchläſſig zu befeſtigen 
und muß genügendes Gefälle nach der Einlaufſtelle haben. 

3. Das Waſchen und Reinigen der Kraftwagen über den Regenwaſſerein⸗ 
läufen, ſowie das Eingießen von ölhaltigen Flüſſigkeiten in diefe ift verboten. 


d) Entwäſſerungen ohne Anſchluß an das ſtädtiſche Kanalnetz. 


§ 37. Ableitung der Niederſchlagswäſſer. 


1. Beim Fehlen öffentlicher Kanäle dürfen Niederſchlagswäſſer und reines 
Brunnenwaſſer, ſoweit es in wege und verkehrspolizeilicher Hinſicht zuläffig 
ift, in 5 Straßengraben oder Vorfluter eingeleitet werden, wenn 
hierzu die Genehmigung erteilt wird. 

2. Niederſchlagswäſſer dürfen auch in beſonderen Behältern auf den Grund⸗ 
ſtücken felbft geſammelt oder in Sickergruben zur Verſickerung gebracht werden. 

3. Niederſchlagswäſſer dürfen in Senkgruben und Kläranlagen ohne Über: 
lauf niemals, bei ſolchen mit Überlauf erſt hinter der Kläranlage eingeleitet 
werden. 


$ 38, Senkgruben, eins oder mehrkammerige, ohne Überlauf. 


1. Die Wände und die Sohlen der Senkgruben müſſen waſſerdicht ſein und 
einen Schutzanſtrich erhalten. 

Die Abdeckung muß luftdicht, verkehrsſicher und ſo beſchaffen ſein, daß ſie 
von einer Perſon geöffnet werden kann. 

2. Der Nutzinhalt der Senkgrube muß bei e für jede die 
Grube benutzende Perſon 1000 Liter, 3 jedoch 6 cbm, betragen. 

3. Die Grube ift in der Regel durch eine Trennwand in gr Kammern der» 
artig zu teilen, daß zum Abſetzen der groben Beſtandteile / und für die flüſſi⸗ 
gen Stoffe ½% des Raumes vorhanden find. | 

4. Die beiden Kammern der Grube find durch ein oben offenes Rohr von 
mindefines 40 em Eintauchtiefe fo zu verbinden, daß die Schwimm- und 
Schwebſtoffe in der erſten Kammer zurückgehalten werden. 

5. Die Senkgrube ift nach Möglichkeit durch ein mindeſtens 100 mm weites 
Dunſtrohr zu entlüften. 

5 6. Die Goble der Senkgrube ift mit Gefälle nach einem Pumpenfumpfe 
erzuftellen. 

7. Zur Entleerung müſſen dichte Pumpvorrichtungen und zur Abfuhr luft: 
dicht geſchloſſene, fahrbare Behälter benutzt werden. 


$ 39. Zwei⸗ und mehrkammerige Klärgruben mit Überlauf. 


1. Zur Nachreinigung der aus der Klärgrube abfließenden, nicht genügend 
1 Abwäſſer iſt in einem beſonderen Schachte ein herausnehmbarer 

oksfilter einzuſchalten. 

Das Filtergut muß aus mittelgroßen, gewaſchenen Schlacken oder Koks 
beſtehen und in nicht zu langen Zwiſchenräumen erneuert werden. 
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2. Der Mutzinhalt der Klärgruben muß bei Spülaborten und Bädern für 
die erſie Kammer 150 Liter für jeden Benutzer, mindeſtens jedoch 1000 Liter, 
für die 2, und 3. Kammer mindeſtens die Hälfte betragen. 

3. Die einzelnen Kammern find durch Tauchrohre oder Tauchwände mitein⸗ 
ander zu verbinden. 

Sie müſſen eine Eintauchtieſe von mindeſtens 40 cm haben und fo body: 
gezogen ſein, daß der Abfluß der Schwimmdecke verhindert wird. 

Das Zulaufrohr muß mindeftens 10 em über dem Waſſerſpiegel ausmün⸗ 
den, das Ablaufrohr mindeſtens 10 em tiefer als das Einlaufrohr liegen. 

Die Grubenwände und die Abdeckung müſſen eine Reinigung und Durch⸗ 
ſpülung aller Teile ermöglichen. 

4. Zur Prüfung der Abwäſſer iſt an geeigneter Stelle ein Prüfſchacht 
anzulegen. 

5. Im übrigen muß die Anlage den Vorſchriften des § 38 entſprechen. 


$ 40. Kläreinrichtungen für Friſcherhaltung der Abwäſſer. 


1. Die Kläreinrichtung muß fo gebaut fein, daß auffteigende Faulgaſe und 
Schlammfladen aus dem Schlammraume nicht in den Abſitzraum eintreten 
können. Die Abwäſſer müſſen unangefault die Klärgrube verlaſſen. 

Die Neigungen aller Rutſchflächen innerhalb der Kläranlage müſſen mins 
deſtens 1% : 1 fein, 

2. Der Abſitzraum muß mindeftens 250 Liter fafjen. 

Sein Inhalt muß jedenfalls jo groß ſein, daß die Durchflußzeit der Ab⸗ 
‚ii etwa 2 Stunden beträgt. 

er Schlammraum muß mindeftens 750 Liter faſſen, 85 7 ſo groß 
ſein, daß die Schlammentleerung nur halbjährlich zu erfolgen braucht. 

Bei größeren Anlagen iſt ein Schlammanfall von 0,20 bis 0,25 Liter pro 
Kopf und Tag zugrunde zu legen. 

3. ft eine biologiſche Nachreinigung der Abwäſſer notwendig, ſo iſt ein 
Tropfkörper einzuſchalten. 

A I müffen mindeftens 1,75 m hoch und ausreichend von allen 
Seiten belüftet fein. Die Abwäſſer müſſen gleichmäßig über die Oberfläche 
verteilt werden. 

4. 5 cbm Tropftörperftoffe darf nur 0,50 cbm Abwaſſer entfallen. 

4. Im übrigen finden die Beſtimmungen des § 39 Ziffer 1, 3, 4 und 5 
Anwendung. 

$ 41. Verſickerungsanlagen. 

1. Eine Verſickerungsanlage iſt nur guffi, wenn eine Verſeuchung des 
Grundwaſſers nicht zu befürchten, der Boden zur an von Abwäſſern 
geeignet iſt und dieſe Abwäſſer vorher uten geklärt werden. 

2. Verſickerungsanlagen dürfen im Innern von Gebäuden und in der Nähe 
von Grundwaſſerentnahmeſtellen nicht angelegt werden. 

Sie müffen von den Gebäudemauern durch eine mindeſtens 3,00 m ſtarke, 
waſſerundurchlaͤſſige Bodenſchicht getrennt fein. 

8. Die Sickerſchächte oder gruben ſind aus Trockenmauerwerk mit durch⸗ 
läſſiger Sohle herzuſtellen und bis in die Sand- oder Kiesſchichten hinabzu⸗ 


führen. 

Die Sohle der Sickeranlage muß bei den in der Nähe liegenden Kellern 
etwa 30 em unter Kellerſohle angelegt und das Schachtmauerwerk bis zu dies 
fer Tiefe waſſerdicht hergeſtellt werden. 
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Die Abdeckungen müſſen verkehrsſicher und von einer Perſon leicht zu 
öffnen ſein. 

4. Für die Sickerleitungen find die Drainrohre etwa 50—100 cm tief in 
einer Schotter- oder Schlackenbettung mit Gefälle zu verlegen. Die Enden 
der Sickerleitungen ſind in geeigneter Weise zu entlüften. 


$ 42. Unterhaltung und Reinigung der Gruben und Kläranlagen. 


1. Die unter $ 38—40 genannten Gruben und Kläranlagen find ſtets in 
betriebsfähigem und verkehrsſicherem Zuſtande zu halten und in angemeſſe— 
nen Zwiſchenräumen zu entſchlammen, zu reinigen und zu desinfizieren. 

2. Die Kläranlagen ſind vor F und nach jedesmaliger Ent⸗ 
leerung mit reinem Waſſer zu füllen. 


§ 43. Trockenaborte und Pißſtände. 


1. Iſt ein Grundſtück nicht an die Waſſerleitung angeſchloſſen, dann ſind 
zur Aufnahme der Abortabgänge waffers und luftdicht abzudeckende Abort: 
gruben ſowie Tonnen oder ähnliche Gefäße zugelaſſen 4 

2. Senkgruben für Trockenaborte müſſen einen Mindeſtnutzinhalt von 
0,30 ebm auf die Perſen haben. 

3. Bei Gaſtwirtſchaften, gewerblichen Betrieben, Schulen und anderen 
öffentlichen Gebäuden muß die Raumgröße der Senkgrube rechnungsmäßig 
nachgewieſen werden. 

4. Vor Trockenaborten im Haufe muß ein lüftbarer, womöglich durch⸗ 
lüfteter Vorraum liegen. 

Der Fußboden unter und vor den Sitzen muß maſſiw hergeſtellt fein, 

5. Bur Ableitung der Abgänge müſſen lotrechte, mindeſtens 15 cm i. L. 
weite Tonrohre eingebaut werden, die zur Entlüftung in voller Weite über 
Dach zu führen ſind. 

6. Als Aborttrichter ift ein glaffiertes Tonbeden mit Deckel zu verwenden 
und für jeden Abort eine Torfſtreuvorrichtung vorzuſehen. 

7. Tonnen, Kübel und fonftige Behälter And fo unter den Sitzen aufzu⸗ 
ſtellen, daß eine Verunreinigung des unter den Sitzen befindlichen Raumes 
nicht eintreten kann. 

8. Die Senkgrube und die Behälter müſſen ſo gelegen ſein, daß ihr Räu⸗ 
mung und Auswechſelung unmittelbar von außen erfolgen kann. 

9. Pißſtände find mit waſſerdichtem Fußboden und einer dichten Holz: oder 
Zinkrinne zu verſehen. 

Ihre Entwäſſerung muß nach einem waſſerdichten Behälter erfolgen, 

10. Die Umfaſſungswände und die Räume der Pißſtände ſind dauernd mit 
einem geeigneten Anſtrich zu desinfizieren. 

11. Aborträume und Sitze ſind ſtets rein zu halten. 

Abfallſtoffe ſind rechtzeitig und in geeigneter Weiſe abzufahren. 


B. Waſſerverſorgung der Grundſtücke. 
Abſchnitt I 
Geſchäftliche Beſtimmungen. 
§ 44. Zuſtändigkeit. 


Zur Erteilung der Genehmigung von Bewäſſerungsanlagen der Grund» 
ſtücke einſchließlich aller öffentlichen Gebäude ſowie von Anderungen, Exweite⸗ 
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rungen und Auswechſelungen ſolcher Anlagen iſt die Ortspolizeibehörde (Bau⸗ 
polizei) zuſtändig. 
§ 45. Bauanträge und Bauvorlagen. 


1. Die Anträge auf Erteilung der Genehmigung ſind ſchriftlich zu ſtellen. 

Auf die dabei einzureichenden Unterlagen finden die Beſtimmungen des § 5 
dieſer Polizeiverordnung ſinngemäße Anwendung. 

2. Sollen die Be- und Entwäſſerungsanlagen gleichzeitig ausgeführt wers 
den, ſo müſſen beide Anlagen in — Unterlagen zeichneriſch dargeſtellt 


ſein. 
3. Im übrigen finden die Beſtimmungen der §8 6, 7, 8 und 10 dieſer Polis 
zeiverordnung ſinngemäße Unwendung. 


$ 46. Baugenehmigung. 

1. Für Neu- und Umlegungen von Waſſerleitungsanlagen innerhalb von 
Grundſtücken ift die ſchriftliche Genehmigung der Ortspolizeibehörde (Baus 
pong erforderlich. 

2. Der Baugenehmigung a 

a) alle Neuanlagen auf Grundſtücken zur Gewinnung, Förderung, Ber: 
beſſerung und Reinigung von Waſſer, ferner alle Entleerungs und Ent⸗ 
nahmeſtellen, 

n alle Anderungen an den vorgenannten Anlagen, 

Der Baugenehmigung bedürfen nicht: 

a) kleine Abeffinier-Brunnen, 

b) Anderungen an beftehenden Waſſerentnahmeſtellen, ſoweit in den nad: 
ſtehenden Beſtimmungen nichts anderes vorgeſchrieben iſt. 


§ 47. Beſchaffung des Waſſers. 


1. Jedes Grundſtück, das zum Aufenthalte von Menſchen dient, ift mit ein⸗ 
wandfrelem Trinkwaſſer zu verſorgen. 

2. s mit dem öffentlichen — verbundene bebaute Grund⸗ 
ſtück muß entweder an die ſtädtiſche Waſſerleitung angeſchloſſen werden oder 
eine eigene betriebsfähige Druckleitung haben. 

Die Druckleitung darf nur aus einem Tiefbrunnen — ſogenannten artefir 
ſchen Brunnen — gefpei werden, 

Die Zapfſtellen und Spülvorrichtungen dürfen nur an eine der genannten 
Leitungen angeſchloſſen werden. 


Abſchnitt IL 


Techniſche Vorſchriften. 
§ 48. Verlegung der Leitungen. 

1. Sämtliche Waſſerleitungen ſind roae und in der Regel nur an Zwi⸗ 
ſchenwänden zu verlegen, erforderlichenfalls ſind ſie zu ummanteln und mit 
beſonderen Abſperr⸗ und Entleerungshähnen zu ve 35 

N außerhalb von Gebäuden müſſen eine Überdeckung von 1,50 m 

n. 


2. Die Leitungen ſind möglichſt in gerader Richtung zu verlegen und an 
Decken und Wänden der zu befefligen. 185 > 
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en Kupfer, nahtloſe Stahl: und fchmiedeeiferne Rohre können gebogen 
werden. 

In allen anderen Fällen ſind bei Krümmungen beſondere Formſtücke zu 
verwenden. ; 

3. Alle Leitungen müſſen Gefälle nach dem Waſſermeſſer haben. 

An Stellen, an denen das Gefälle unterbrochen werden muß, ſind beſondere 
Entleerungsvorrichtungen und an Hochpunkten erforderlichenfalls Entlüftun⸗ 
gen N 

4. Die Leitungen dürfen nicht durch Abort- oder Dunggruben, Abfluß⸗ 
kanäle, Schornſteine, Putz oder Kanalſchächte geführt werden. 


§ 49. Lichte Weite. 


1. Die Weite der Grundleitungen muß ſo bemeſſen ſein, daß Aborte, Pi 
ſtände und ſonſtige Entwäſſerungsſtellen auch in den oberen Stockwerken voll⸗ 
ſtändig geſpült werden können, felbft wenn an mehreren Stellen des Grund» 
ſtückes zu gleicher Zeit Waſſer entnommen wird. 


2. Die Weite der Zweigwaſſerleitung muß betragen: 
bei 1—10 Entnahmeſtellen 20 mm 


„ 11—25 7 25 „ 
„ 26—50 5 80 „ 
„ 51—80 ki 40 „ 
„ mehr als 80 „ 50 „ 


$ 50. Bauftoffe. 


1. Sämtliche an eine Druckwaſſerleitung angeſchloſſenen Zuflußrohre und 
ſonſtigen Beſtandteile der Leitung müſſen ſo ſtarkwandig und dicht verbunden 
ſein, daß die Hauswaſſerleitung einer Druckprobe von 12 Atm. genügt. 

2. Für die Leitungen dürfen nur Bauſtoffe verwendet werden, die auf die 
Beſchaffenheit des Waſſers nicht fchädigend einwirken. 

Unverzinkte ſchmiedeeiſerne Rohre ſind für Waſſerleitungen aller Art, auch 
für Soroan verboten. 

In der Regel ſollen für die Leitungen im Gebäude nur Rohre von 18 bis 
40 mm I, W. aus weichem, biegſamem Blei von gleichmäßiger Wandſtärke 
verwendet werden. 


Die Mindeftgervicyte müſſen betragen: 
bei 13 mm weitem Bleirohr für 1m = 22 kg 


* 20 „ * " * 1 ” 5,00 ” 
„ 25 „ ” ” ” 1 MOST 6,6 ” 
” 30 ” „ " ” 1 * 7,7 „ 
„ 0 „ „ » „ 1 „ 3 1186 „ 


4. Für Leitungen von 50 mm Weite und darüber find Guß oder Stahl⸗ 
rohre zu verwenden. 

Sie müſſen innen und außen aſphaltiert, Stahlrohre außerdem noch mit 
heiß 8 Juteſtreifen umhüllt ſein. 

5. Berzinkte ſchmiedeeiſerne Rohre dürfen nur ausnahmsweiſe mit beſon⸗ 
derer Genehmigung verwendet werden. 

Sie müſſen frei auf den Wandflächen oder in geeigneten Mauerſchlitzen 
liegen und find bei Durchführung durch Mauern oder Decken mit Schutz⸗ 
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rohren zu umgeben. Im Erdreich liegende Leitungen find durch geeigneten 
Schutzanſtrich zu iſolieren. 

Verbindungen verzinkter ſchmiedeeiſerner Rohre mit Bleirohren ſind durch 
Meſſing⸗ oder Kupferhülſen ſachgemäß herzuſtellen. 3 


$ 51. Dichtung der Waſſerleitungsrohre. 

1. Bleirohre find durch Kelch, Kreuz- oder Plombenlötungen zu verbinden. 

2. Verzinkte ſchmiedeeiſerne Rohre ſind mit vorher auszufräſenden Ge⸗ 
windemuffen zu verbinden, die mit Hanf und Kitt zu dichten find. Im Erd- 
reich liegende Gewindeverbindungen müſſen gegen Roſt durch teergetränkte 
Jute geſchützt werden. 

8. uffengußrohre find mit Hanfſtrick und eingeſtemmtem Gußblei zu 
dichten. 

4. Stahlrohre ſind wie ſchmiedeeiſerne Rohre zu dichten, alsdann ſind die 
Schwanzenden der Rohre und ein Teil der Muffen heiß zu aſphaltieren und 
mit heiß aſphaltiertem Juteſtreifen zu umwickeln. 

5. Kupferrohre ſind durch Hartlötungen untereinander zu verbinden. 


§ 52. Waſſermeſſer, Haupthähne, Entleerungsvorrichtungen. 


1. Waſſermeſſer und Hauptabſperrhähne find grundwaſſer- und froſtfrei, 
leicht ablesbar und jederzeit zugänglich in Kellerräumen oder Schächten unter» 
zubringen. 

2. Die Hauptentleerungsvorrichtung, der Haupthahn der Hauswaſſer— 
leitung ſowie der Waſſermeſſer find fo anzubringen, daß fie beim Abfperren 
durch das zurücktretende Entleerungswaſſer nicht überflutet werden. 

Sonſtige Hähne mit Entleerungsvorrichtungen müſſen in Schächten oder 
Gruben mindeſtens 20 em über Sohle und fo liegen, daß fie vom Entleerungs⸗ 
waſſer nicht erreicht werden. 

ie Gruben für die Hofkloſettſpülleitungen müſſen mindeſtens 1,00 m breit 
ſei 


ein. 

3. Alle Steigeleitungen, längere Zweigleitungen und dem Froſt ausgeſetzte 
Spülleitungen ſind mit Abſperrhähnen und mit zweckentſprechenden Ent⸗ 
leerungsvorrichtungen zu verſehen. 

Die Entleerungsvorrichtungen bei Steigeleitungen ſind ſichtbar und etwa 
40 em über Kellerſohle einzubauen. 


§ 59. Verhinderung des Eintritts unreiner Abwäſſer 
in die Reinwaſſerleitung. 


1. Um ein Rückfließen oder Rückſaugen von Flüſſigkeiten oder anderen 
Stoffen in die Waſſerleitung unter allen Umſtänden zu verhindern, ſind 
entweder 

a) die Waſſerauslaufſtellen mindeſtens 2 em über die Oberkante der 

darunter befindlichen Behälter zu legen oder 

b) beſondere Schutzmaßnahmen, ſogenannte Rohrunterbrecher, zu bers 

wenden, insbeſondere auch dann, wenn die Auslaufftelle u einen 
Schlauch mit der Abflußſtelle verbunden wird. 

Die Luftöffnung des Rohrunterbrechers muß mindeſtens 20 em über der 
Oberkante der zu ſpülenden Abflußſtelle liegen. 

Die Anbringung der Rohrunterbrecher bedarf einer beſonderen Genehmigung. 
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2. Bei Waſſerſtrahlpumpen zur Hebung unreiner Abwäſſer in die Abfluß⸗ 
leitung müſſen die Saugdüſen über die Sammelſchächte gelegt werden. 


$ 54. Brunnenanlagen. 


1. Brunnen müffen zur Verhütung einer Verſeuchung von den Gent: 
gruben und Dungſtätten mindeſtens 12,00 m entfernt fein. Bei Brunnen von 
mehr als 10,00 m Tiefe kann bei geeigneten Vodenſchichten ein geringerer 
Abſtand zugelaſſen werden. 

2. Brunnen Pan waſſerdicht und verkehrsſicher abzudecken. Bei An: 
bringung eines Pumpenſtänders muß die Abdeckung unmittelbar über dem 
Brunnen mindeſtens 20 cm über dem Gelände liegen, damit das Waſſer nicht 
in den Brunnen zurückfließen kann. 

3. Das Mauerwerk der Brunnen iſt im oberen Teile mindeſtens 2,00 m 
unter Gelände undurchläſſig berzuftellen, 

4. Unter dem Auslauf des Pumpenrohres ift ein Spritzbrett oder Waffer- 
abweiſer anzulegen und das Gelände um den Brunnen ſelbſt in einem Um⸗ 
kreiſe von mindeſtens 1,25 . 1,25 m waſſerundurchläſſig zu befeſtigen. 

5. Das Ausſchütten von Haushaltungsabfällen, das Spülen von Gefäßen 
und das Waſchen der Wäſche in der Umgebung der Brunnen iſt zur Ver— 
meidung einer Verunreinigung des Waſſers verboten. 


C. Warmwaſſerbereitungs⸗ und Heizungsanlagen. 


§ 55. Allgemeine Beſtimmungen. 


1. Überlaufrohre und Meldeleitungen müſſen offen über einer Ent 
wäſſerungsvorrichtung auslaufen, fo daß fie jederzeit unter Aufſicht des Be- 
triebsperſonals ſtehen. 

2. Anlagen, denen warmes Waſſer zu Genußzwecken entnommen werden 
ſoll, ſind in der Regel geſchloſſen auszuführen. 

3. Für Heizungsanlagen ift der unmittelbare Anſchluß an eine Reinwaſſer⸗ 
leitung nicht geſtattet. 

4. Die Gebrauchsabnahme für Heizungen erſtreckt ſich im allgemeinen auf 
die Prüfung der Sicherheitsvorrichtungen, die der RR E PEE 
anlagen jedoch auf die geſamte Ausführung. 


$ 56. Geſchloſſene Warmwaſſerbereitungsanlagen. 

1. Für gefchloffene Warmwaſſerbereiter, die unter Druck der Waſſer⸗ 
leitung ſtehen, ift die Verwendung feuerberührter Heizflaͤchen verboten. 

2. Zur Verhinderung des Rückſtrömens von vorgewärmtem Waſſer in das 
Kaltwaſſernetz ſind geeignete Rückſchlagverſchlüſſe einzubauen. 

3. In die Kaltwaſſerzuleitung ift vor Einführung in den Warmwaffer- 
bereiter ein Abſperrhahn mit Entleerung einzuſchalten. 

4. Sämtliche Teile der Anlage ſind ſo zu bemeſſen, daß ſie einen Druck 
von mindeftens 2 kg pro qem über den größten vorkommenden Betriebsdruck 
hinaus mit Sicherheit Widerſtand leiſten. 

5. Zur Verhütung von Schlägen in der Rohrleitung iſt an geeigneter 
Stelle ein Windkeſſel von mindeſtens zehn Liter Inhalt einzubauen. 

6. Für ausreichende Belüftungsmöglichkeit der Anlage ift zu ſorgen. 
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7. Gasbeheizte Warmwaſſerbereitungsanlagen find mit einer Sicherheits⸗ 
vorrichtung zu verſehen, durch die bei eintretendem Waſſermangel die Gas⸗ 
zufuhr abgeſperrt wird. 


— 


§ 57. Offene ene mit mittelbarem Anſchluß 
an die ſſerleitung. 

1. Die Süllung der F muß in der Regel durch Zwiſchen⸗ 
ſchaltung eines Speiſegefäßes (Reſervoir) erfolgen. 

2. Das Speiſegefäß ap eine dem Inhalt der Anlage entſprechende Grö 
erhalten, um die bei der Erwärmung des Gebrauchswaſſers ſich ergeben 
Waſſermenge aufnehmen zu können. 

3. Das Speiſegefäß muß mit einer ſelbſttätigen Füllvor richtung und einem 
Uberlaufrohr Der n fein, das auch bei völlig geöffnetem Gchmwimmventil 
die zuſtrömenden Waſſermengen mit Sicherheit abfließen läßt. 

4. In die zu dem Schwimmpentil des Speiſegefäßes führende Leitung ift 
in unmittelbarer Nähe des Gefäßes ein leicht zugänglicher Abſperrhahn einzus 
bauen. 


D. Beſtimmung über die Benutzung der Be, und Entwäſſerungs“, Warm: 
waſſer⸗ und Heizungsanlagen, Ausnahmen und fen. 


$ 58. Unterhaltung und Betrieb. 


1. Die poo Be: und Entwäſſerungs-, Warmwafferbereitungs: und 
Heizungsanlage muß vom werde rt de Pächter oder ſonſtigen 
olizeipflichtigen unabhängig von ſeinen Rechten aus den Mietsverträgen, 
ets in einem guten, dieſer Verordnung entſprechenden Zuſtande gehalten, 
gehörig gereinigt und genügend geſpült werden. 

Etwaige Verſtopfungen der Abflußleitungen, Geruchsverſchlüſſe und Aus: 
rüſtungsgegenſtände ſowie Rohrbrüche an den Zus und Abflußleitungen find 
ſofort zu beſeitigen. 

2. Behälter, die ſchädliche Stoffe zurückhalten, z. B. Fettfänge und Ent: 
ſäuerungsbehälter, find rechtzeitig zu entleeren, zu reinigen und mit den 
erforderlichen Zuſatzſtoffen zu verſehen. 

3. Alle Arten von Gruben, Senkgruben und Hauskläranlagen find 
ordnungsmäßig zu entſchlammen, zu reinigen und zu desinfizieren. 

4. Zus und Abflußſtellen, welche nicht mehr benutzt werden, find zu beſei⸗ 
tigen und ſachgemäß zu ſchließen. 

5. Rückſtauverſchlüſſe find in angemeſſenen Zeitabſchnitten zu unterſuchen 
und in gebrauchsfähigem Zuſtande zu erhalten. 

6. Die Reinigungsvorrichtungen find durch Öftere Erneuerung der Dichtung 
luftdicht verſchloſſen zu halten. 

7. Die Zuflußleitungen dürfen nur bei Froſigefahr und nur bei Repara⸗ 
turen abgeſperrt werden. 


3 8 9. Anlagen, die den vorſtehenden Beſtimmungen nicht entſprechen. 


Bel größeren Umbauten, die als Neubauten anzuſehen ſind, ſind die davon 
betroffenen Be, und Entwäſſerungsanlagen nach den Vorſchriften dieſer 
Polizeiverordnung abzuändern. 


TREE RE sense a AE LCS O 


§ 60. Übergangsbeftimmungen. 


Alle bei Inkrafttreten dieſer Polizeiwerordnung bereits im Bau begriffenen 
Anlagen können noch nach den Beſtimmungen der bisherigen Polizeiverordnung 
ausgeführt werden. 


$ 61. Ausnahmen. 


Ausnahmen von den Beſtimmungen dieſer Polizeiverordnung kann die 
Ortspolizeibehörde Krepo zulaffen, wenn die Durchführung der Bor: 
. mit unverhältnismäßiger Härte verbunden ſein würde und wenn die 

ffentliche Sicherheit und Ordnung nicht gefährdet wird. 


$ 62. Strafen. 


Für jeden Fall der Nichtbefolgung Miur Polizeiverordnung wird hiermit 
— unbeſchadet etwaiger ſtrafgerichtlicher Verfolgung — die Giſtſetung eines 
Zwangsgeldes in Höhe bis zu 50 RM., im Nichtbeitreibungsfalle die Feſt⸗ 
ſetzung von Zwangshaft bis zu einer Woche, angedroht. 


8 63. Inkrafttreten. 


1. Dieſe Polizeiverordnung tritt eine Woche nach dem Tage der Veröffent— 
lichung in Kraft. 

Die Polizeiverordnung vom 19. Mai 1910 wird aufgehoben. 

2. Alle dieſer Polizeiverordnung entgegenſtehenden früheren Vorſchriften 
ok die Beſtimmungen der §§ 21 und 22 der Bauordnung der Stadt 

reslau vom 20. Mai 1926, ſoweit fie mit dieſer Polizeiverordnung in Wider: 
ſpruch ſtehen, werden hierdurch aufgehoben. 2 

3. Diefe Polizeiverordnung tritt am 31. Dezember 1949 aufer Kraft. 


Breslau, den 11. Januar 1933. 


4. Anhang zur Polizeiverordnung betreffend die Be- und Ent. 
wäſſerungsanlagen der Grundſtücke im Stadikreis Breslau. 


1. Die Be- und Entwäſſerungsangelegenheiten innerhalb der Grundſtücke 
der Stadt Breslau werden auf Grund der vorſtehenden Polizeiverordnung 
von dem bei der Ortspolizeibehörde (Baupolizei) beſtehenden Volizeibauamt 
für Bes und Entwäſſerungen bearbeitet, 

2. Die vom Deutſchen Normen-Ausfchuffe für die Ausführung von Arbeiten 
und Lieferungen aufgeſtellten Grundſätze für die Be. und ntwäſſerungs⸗ 
anlagen werden — von der Ortspolizeibehörde (Baupolizel) zugelaffen, 
ſoweit fie den in der vorſtehenden Polizeiverordnung enthaltenen Beſtimmungen 
nicht widerſprechen. 

8. Für die Verlegung und Umlegung von Waſſermeſſern inner- und außer⸗ 
ir von Gebäuden ift die Zuſtimmung der ſtädtiſchen Rohrnetzbetriebe ein 
zuholen. 

4. Für die Warmwaſſerbereitungs- und Hei * ſind die vom 
Minifter hierfür erlaſſenen Beſtimmungen ſowie die Din⸗Vorſchriften (1988) 
zu beachten. 

(Vergl. Anmerkung zu $$ 20, 21 und 22 der Bauordnung.) 


— 
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5. Polizeiverordnung betr. Außenreklame 
vom 17. Januar 1933 


Auf Grund der pp. — wird zur einheitlichen Geſtaltung des Straßenbildes 
im Sinne des Denkmal- und Heimatſchutzes für den Stadtkreis 
Breslau nachſtehende Polizeiverordnung betreffend Außenreklame erlaſſen. 

$ 1. Zur Wahrung der durch die Bauordnung geregelten äußeren 
Geſtaltung der Bauten bedürfen alle an den n von Bauwerken 
angebrachten oder für ſich freiſtehenden oder im Erdboden befeftigten, von 
öffentlichen Verkehrsflächen aus ſichtbaren Reklameanlagen und Reklame: 
anſtriche — Werbemittel — der baupolizeilichen Genehmigung. 

§ 2. Werbemittel nach $ 1 können nur genehmigt werden, ſofern fie nicht 
durch Werkſtoff, Form, Farbe, Häufung und Art der Anbringung allein oder 
im Zuſammenhange mit vorhandenen Werbemitteln die einheitliche Wirkung 
des Straßenbildes unter Berückſichtigung des Denkmal- und Heimatſchutzes 
ſtören können. 

Durch die Werbemittel dürfen keine weſentlichen Architekturteile überdeckt 
oder überſchnitten werden. Eine Beſeitigung von ſolchen Teilen, um Werbe⸗ 


mittel anbringen zu können, ift nur mit befonderer Genehmigung ſtatthaft. 


An Erkern und Balkonen ſind Werbemittel unzuläſſig. 

>88. Im einzelnen können zugelaſſen werden: 

a) Schau- und Leuchtkäſten ſowie Automaten auf glatten Mauerflächen 
des Erdgeſchoſſes mit einer Ausladung von höchſtens 15 em, wenn ihre 
Unterkante 60 em von der Oberfläche des Bürgerſteiges entfernt bleibt 
und eine freie Bürgerſteigbreite von mindeſtens 2,50 m verbleibt. 

b) Flache Schilder auf glatten Mauerflächen des Erdgeſchoſſes. 

o) Fahnenſchilder, fahnenartige Leuchtſchilder und Geſchäftszeichen aller Art 
nur in künſtleriſch befriedigender Form. Ihre Unterkante muß min⸗ 
deſtens 3,00 m von der Oberfläche des Bürgerfteiges ar Bi bleiben, 
Sie müſſen bei dieſer Höhe mindeſtens 80 em hinter der Bordkante des 
Bürgerſteiges zurückbleiben und dürfen bis zu einer Höhe von 80 em 
höchſtens 1,00 m, bei größerer Höhe höchſtens 80 em ausladen. Fahnen: 
artige Leuchtſchilder dürfen eine Breite von 30 cm nicht überſchreiten. 
Leuchtſchilder, die keine größere Höhe als 1,00 m haben und mit der 
äußerſten Kante höchſtens 30 em vorſpringen. Ober Unterkante muß 
mindeſtens 3,00 m von der Oberfläche des Bürgerſteiges entfernt 
bleiben. ; 

e) Gehende Uhren ohne Anpreisauffchrift auf dem Zifferblatt, die mit der 
äußerſten Kante mindeſtens 80 em hinter der Vordkante des Bürger- 
ſteiges zurückbleiben und höchſtens 1,00 m vor die Bauflucht vortreten, 
wenn ihre Unterkante mindeſtens 3,00 m von der Oberfläche des 
Bürgerſteiges entfernt bleibt. 

f) Vordachartige Leuchtſchilder unmittelbar über Eingängen von öffent- 
lichen Gebäuden, Kranten: und Wohltäligkeitsanſtalten, Apotheken, die 
keine größere Höhe als 0,75 m haben und mit der äußerſten Kante 
hoͤchſtens 1,00 m a ie en, wenn ihre Unterkante mindeftens 3,00 m 
von der Oberfläche des Bürgerſteiges entfernt bleibt, und wenn der 
Bürgerſteig mindeſtens 2,00 m breit iſt. pr 


d 


— 
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g) Vordächer über Eingängen von öffentlichen Gebäuden, Theatern, Licht: 
ſpielhäuſern, Verſammlungsräumen und Gaſthöfen, wenn ihre Unter: 
kante mindeſtens 3,00 m von der Oberfläche des Bürgerſteiges 1 
bleibt und ihre äußerſte Ausladung mindeſtens 80 em hinter der Bord: 
kante des Bürgerſteiges zurückbleibt. 


h) Einzelne Lampen ohne Aufſchrift im Erdgeſchoſſe, wenn ſie mit der 
äußerſten Kante mindeſtens 80 em hinter der Bordkante des Bürger⸗ 
ſteiges zurückbleiben, und bei Anbringung am Erdgeſchoß in einer Höhe 
von 2,50 m höchſtens 50 em, in einer Höhe von über 3,00 m böchjtens 
85 em, bei Anbringung an den Obergeſchoſſen böchftens 1 m vor die 
Bauflucht vortreten. 

i) Sonnendächer (Markiſen), wenn fie mindeſtens 2,20 m von der Ober: 
kante des Bürgerſteiges entfernt bleiben und wenn fie mindeftens 80 cm 
hinter der Bordkante des Bürgerſteiges zurückbleiben. 


k) Schaukäſten an Vorgarteneinfriedigungen bis zu einer . von 
0,75 qm, wenn vor der Fläche des Schaukaſtens noch eine freie Bürger: 
fteigbreite von mindeſtens 2,50 m verbleibt, die Unterkante 0,60 m 
von der Oberfläche des Bürgerſteiges entfernt bleibt, die Oberkante 
des Schaukaſtens über die Oberkante der Einfriedigung nicht hinaus⸗ 
ragt, der Schaukaſten nicht mehr als 10 em vor die Zaunfläche vortritt 
und an dieſer flach und unmittelbar anliegt. Scharſe Kanten oder vor: 
ſtehende Verzierungen, durch die Vorübergehende verletzt werden 
könnten, ſind unzuläſſig. 
1) Schilder an durchbrochenen Vorgarteneinfriedigungen bis zu einer 
Größe von 0,50 qm, wenn fie im weſentlichen nur die Bezeichnung der 
Firma und des Hauptgeſchäftszweiges fragen, flach und unmittelbar 
auf der Einfriedigung anliegen und dieſe nicht überragen. Scharfe 
Kanten und vorſtehende Teile aller Art, durch die Vorübergehende ver: 
letzt werden könnten, find unzuläffig. 
Anlagen der unter a), o), d), 85 f) und 1) 1 Art müſſen 
zu Betrieben auf demſelben Grundſtücke gehören, flache Schilder — b — 
nur dann, wenn fie eine Größe von 0,1 qm überſchreiten. Flache Schau: 
l käſten von weniger als 0,1 qm Größe und bis zu 5 em Ausladung 
| werden flachen Schildern gleich erachtet. Automaten an Borgarten: 
einfriedigungen ſind unzuläſſig. 
m) Leuchtwerbezeichen an und auf Dächern, wenn fie und ihre Gerüſte 
auch am Tage weder den Eindruck des Gebäudes, noch das Orts und 
Straßenbild beeinträchtigen. 
n) Werbemittel zur Anpreiſung einzelner Waren (Markenſchilder) nur 
; dann, wenn fie den Anforderungen des $ 2 entſprechen. 
l o) Senkrechte Fahnenſtangen auf Dächern, ſchräge Fahnenſtangen, wenn 
fie in keinem größeren Winkel als 30 zur Senkrechten und mit keinem 
Teile weiter als 1,50 m vor die Baufluche vortreten, ſowie mit ihrer 
Unterkante mindeſtens 3,00 m von der Oberfläche des Bürgerſteiges 
7 entfernt bleiben. - r 
ie Anbringung von Fahnen mit Werbeauffchriften ift unzuläſſig. 
§ 4. 1. Die Genehmigung erliſcht, wenn 
a) die Werbemittel einem anderen Zwecke dienen ſollen, als für den fie 
genehmigt ſind, í 
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b) die Werbemittel ſelbſt — auch nur im Werkſtoff — oder der Anſtrich 

oder die Beſchriftung derſelben in Form, Farbe oder Wortlaut geändert 
werden, 

c) die Werbemittel verſchmutzt oder derart verkommen ausſehen, daß 
dadurch das Straßenbild oder die architektoniſche Wirkung des Bau⸗ 
werkes, an dem ſie angebracht ſind, beeinträchtigt wird. 

Fur jede erhebliche Anderung und jede Auffriſchung ift eine neue Ge: 
nehmigung nachzuſuchen. 
Unerhebliche Anderungen des Wortlautes bedürfen nur der Anzeige. 

2. Befreit von der Genehmigungspflicht ſind: 

a) die nur während der amtlich zugelaſſenen und öffentlich bekannt⸗ 
gemachten Ausverkaufstage angebrachten Werbemittel, 1 ſie in 
den Straßenraum nicht hineinragen, alſo flach und unmittelbar an der 
Hauswand anliegen; das gleiche gilt für den Weihnachtsverkauf vom 
1. Dezember ab. 

b) Je eine Ankündigung der bei Bauausführungen beteiligten Firmen auf 
der Bauſtelle während der Dauer der Bauausführung, ſofern dieſe 
Ankündigung keine e oder darſtellt. 

§ 5. In Zweifelsfällen und vor Ablehnung eines Antrages find Sachver⸗ 
ſtändige zu hören. 

§ 6. Ausnahmen kann die Baupolizei für Werbemittel bewilligen, die dem 
. Wohle dienen. Auch ſonſt kann die Baupolizei von zwingenden 

orſchriften ng ae Gange gewähren, wenn die Durchführung der 
Vorſchriften im Einzelfalle zu einer nicht beabſichtigten Härte führen würde 
und die Abweichung von den Vorſchriften mit dem öffentlichen Wohle vers 
einbar iſt oder wenn das öffentliche Wohl eine Anderung erfordert. 

§ 7. Dieſe Polizeiverordnung tritt mit dem Tage ihrer Verkündigung im 
Regierungs-Amtsblatte in Kraft. Gleichzeitig werden die Polizeiverordnungen 
vom 30. Januar 1926 und 16. Juli 1927 aufgehoben. 

§ 8. Für jeden Fall der Nichtbefolgung dieſer Polizei-Berordnung wird 
hiermit die Feſtſetzung eines Zwangsgeldes in Höhe bis zu 50 RM., im 
Nichtbeitreibungsfalle die Feſtſetzung von Zwangshaft bis zu einer Woche 
angedroht, ſofern nicht weitergehende Strafbeſtimmungen des Reichsſtraf⸗ 
geſetzbuches Anwendung finden. Daneben bleibt die Baupolizei befugt, die 
Herſtellung vorſchriftsmäßiger Zuſtände herbeizuführen. 

Breslau, den 17, Januar 1933. 


Die Ortspolizeibehörde in Breslau. 
— Baupolizei, — 


6. Verzeichnis der zum 1. April 1928 mit der 
Stadt Breslau vereinigten Gebiete 


(Geſetz vom 23. März 1928. Geſetzſammlung S. 25.) 


Bartheln, Biſchofswalde, Deutfch-Lifja, Friedewalde, Goldſchmieden, Groß: 


Maſſelwitz, Groß⸗Tſchanſch, Grüneiche, Hartlieb, Herrnprotſch, Hundofeld, 
Karlowitz, Kawallen, Klein-Gandau, Klein-Maſſelwitz, abe ape en, 


Cou EEE 


Eingemeindete Gebiete und Vororte von Breslau 111 


Klein⸗Tſchanſch, Koſel, Krietern, Lilienthal, Maria-Höfchen, Neukirch, 
Oswitz, Ottwitz, Pilsnitz, Pirſcham, Rathen, Roſenthal, Schmiedefeld, 
Schwoitſch, Stabelwitz, Strachate, Wilhelmsruh, Zedlitz, Zimpel. 


7. Vororte der Stadt Breslau 
pa 


Die nachgenannten Orte gelten als Vororte der Stadt Breslau: Althofnaß, 
Benkwitz, Bettlern, Brockau, Drachenbrunn, der mit Muckerau vereinigte 
Teil des früheren Gutsbezirks Deutſch⸗Liſſa, Klettendorf, Laniſch, Leipe 
Petersdorf, Leipe, der jetzt zu Ranſern gehörende Teil der früheren Gemeinde 
Groß⸗Maſſelwitz, Groß⸗Mochbern, der mit Groß⸗Mochbern vereinigte Teil 
der früheren Gemeinde Neukirch, Oltaſchin, Opperau, Pleiſchwitz, Pohlano⸗ 
witz, Protſch⸗Weide, Protſch, Radwanſtz, Ranſern, Schottwitz, Steine, Tre⸗ 
ſchen, Weidenhof, Woiſchwitz und Wüſtendorf. 

Breslau, den 27. März 1928. 


Der Regierungspräfident, 


BEDACHUNGEN SEIT 


1872 DURCH BERNHARD STERNBERG 


INH. KURT MÜLLER ING. 
GORTZ & PRIEBE 
VORM. EDMUND GORTZ 
Gegr.1883 MALERMEISTER Gegr.1883 


Ausführung sämtlicher Maler- 
@ und Anstreicher-Arbeiten ® 


Anstrich von Eisenkonstruktion 


BRESLAU 13 . MORITZSTRASSE 48 


RUF 31815 
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8. Bauordnung für die Städte 


des Reg. Hez. Breslau ausſchl. der Stadt Breslau 


Polizeiverordnung 
betreffend Bauordnung für die Städte des Regierungsbezirks Breslau, 
ausſchließlich der Stadt Breslau 
vom 6. April 1936 (Amtsbl. 1936, Sonderbeilage zu Stück 16). 


Auf Grund des Polizeiverwaltungsgeſetzes vom 1. Juni 1931 (G S. S. 77) 
des Wohnungsgeſetzes vom 28, März 1918 (GS. ©. 23) des Geſetzes über 
baupolizeiliche Zuſtändigkeiten vom 15. Dezember 1933 (GS. S. 491) der 
Verordnung über Vermö ig En und Bußen vom 6. Februar 1924 und 
des Geſetzes über einſtweilige Maßnahmen zur Ordnung des deutſchen Sied⸗ 
lungsweſens vom 3. Nu 1934 (ROBI. I, ©. 568) in Verbindung mit der 
Verordnung über die Regelung der Bebauung vom 15. Febr. 1986 (RG Bl. I, 
S. 104) wird hiermit für die Städte des Regierungsbezirks Breslau — mit 
Ausnahme der Stadt Breslau — und für die Landgemeinden Peiſterwitz, 
Kreis Ohlau, Fellhammer, Hermsdorf, Bad Salzbrunn, Nieder⸗Salzbrunn, 
Polonitz, Weißſtein, Wüſtegiersdorf, Wüſtewaltersdorf, Kreis Waldenburg, 
ſowie Königszelt, Kreis Schweidnitz, nachſtehende Bauordnung erlaſſen: 


Abſchnitt 1. Geſchäftliche Beſtimmungen. 
§ 1. Gegenſtand der Baugenehmigung und Bauanzeige. 


Zuſtändig zur Erteilung der baupolizeilichen Erlaubnis — Baugenehmi⸗ 
gung — ift in Landkreiſen der Landrat, in Stadtkreiſen die Ortspolizeibe hörde 
Baugenehmigungsbehoͤrde). Soweit in einzelnen Verwaltungsbezirken die 
Juſtändigkel anders geregelt ift, wird dies im Amtsblatt der Regierung be: 
kanntgemacht. 0 1%) 


A. Der Baugenehmigung bedürfen: 


a) alle neuen baulichen Anlagen über und unter der Erde: hierzu gehören 
auch Einfriedigungen an Etagen und Grundſtücksgrenzen, Blitzableiter, 
Brunnen, Dungſtätten, Aborte, Abort: und Jauchegruben, Landungs⸗ 
ftege, Leitungsmaſten, ) 1%) ſowelt fie a maffivem Godel aufgeftellt 
find, Bauzäune und Baugerüſte, Zu- und Abflußleitungen, ſchwimmende 
Badeanſtalten ſowie freiſtehende Reklametafeln von mehr als 1 qm 
Größe, frei ſtehende Schaukäſten u. dergl.; 


133) Bergi, Anm. 2 Seite 1. 

19) Bergi. Gef. über baupol. Zuſtändigtelten vom 15. 12. 33, hier abgedr. S. 254. 

135) Erl. des Min. f. Voltsw. v. 20. 11. 29 (II. O 2744 M): Wenn auch elektriſche ogs 
pannungsleitungen als ſolche einer förmien Henehmigungspflicht nicht unterworfen find, 
o bedürſen doch die Träger biefer Leitungen, fofern fie ſeſte Fundamente befiben, als 
iche Anlagen im Sinne der Bauordnungen der Genehmigung der Baupollselbehörben (vgl. 
auch 8 1 A a der ſogenannten Einheltsbauordnung). Diefe Vorſchriſten ermöglichen es den 
Baubebörben, neben der Prüfung der Standſeſtigtelt der Bauten auch einen Einfluß in dem 
Sinne auszunben, daß bei elektriſchen Hochſpannungsleitungen die Vorſchriſten über den 
Schuß des Landſchafts⸗ und Ortsbildes gegen grobe Verunſtaltung und dort, wo beſondere 
Pete an ORT rund des Verunſtaltungsgeſetes beſtehen, auch gegen AMeeinträchtigung 

achtung finden. 

130) Bei Neubauten, die in der Nähe von Hochſpannungsleltungen au liegen kommen, 
iit die Lage der Leitung au dem Bauplatze auf dem Lageplane erſichtlich zu machen. (Berf. 
v. 13. 10. 28 — I, 41. XXII. 1926). f. Abſ. 20 Seite 294. 
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b) bei beſtehenden baulichen Anlagen die Herſtellung oder Veränderung von 
tragenden oder unterſtützenden Bauteilen, Wänden, Pfeilern, Decken, 
Eiſenkonſtruktionen von Dächern, von Bauteilen, die über die Umfaſ⸗ 
ſungswände vortreten, von Fenſter- und Türöffnungen in den Außen⸗ 
wänden, von Treppenanlagen, Licht-, Lüftungs- und Aufzugsſchächten, 
Feuerſtätten, Schornſteinen, Gasofen, elektriſchen e 
Aufſtellung von Motoren, 8) ferner die Veränderung von Brunnen, 
Dungſtätten, Aborten, ſowie die Veränderung in der Anlage und Ein: 
friedigung von Vorgärten; 

c) bei gewerblichen f dienenden Räumen jede Veränderung der in— 
neren baulichen Einrichtung; ® 

d) Veränderungen in der Benutzungsart baulicher Anlagen, ſoweit für die 
Räume in ihrer neuen Zweckbeſtimmung befondere polizeiliche Vorſchrif— 
ten beſtehen. Dies gilt namentlich für die Einrichtung von Räumen zum 
dauernden Aufenthalte von Menſchen, für die Einrichtung von gewerb— 
lichen, nicht unter den § 16 der Reichsgewerbeordnung fallenden Be: 
triebsſtätten, für die Einrichtung von Verſammlungsräumen, für die 
Einrichtung von Lagerräumen für leichtentzündliche Stoffe uſw.; 

e) der Verputz und der Anſtrich oder die lachen der vornehmlich Wohn⸗ 
zwecken dienenden Gebäude aller von Straßen, Plätzen oder anderen 
öffentlichen Verkehrsflächen aus ſichtbaren äußeren Umfaſſungswände. 


B. Der Baugenehmigung bedürfen nicht: 


a) die Herſtellung und Entfernung von unbelaſteten Wänden, abgeſehen 
von den Fällen unter A. e; 

b) gewöhnliche Unterhaltungsarbeiten an baulichen Anlagen (auch in den 

ällen unter A e); 

c) die Errichtung von frei ſtehenden Reklametafeln bis zu 1 qm Größe, von 
kleinen Bauten ohne Feuerungsanlage von nicht mehr als 15 qm Grund» 
fläche und Z m Höhe bis zum Firſt, wie Schuppen, offene Lauben, Garz 
tens und Feldhäuschen, Baubuden u. dergl.; 

d) Gewächshäuser und andere leicht gebaute Räume für Kulturen zu gärt— 
. wenn ihre Umfaſſungsmauern nicht mehr als 1,20 m 
über die Erdoberfläche emporragen und wenn ſie keine Feuerungsanlagen 
enthalten; 

e) gärtneriſche und landwirtſchaftliche Bauten, die keine feſten Grundmauern 
beſitzen und vorübergehendem Gebrauch zum Schutze von Pflanzen diez 
nen, unabhängig von ihrer Flächenausdehnung, ſofern ihre Höhe bis 
zur Traufe 3 m nicht überſteigt; 

f) zerlegbare und bewegliche Öeflügefflälte ohne fefte Grundmauern bis zu 
einer Größe von 50 qm und einer Höhe von 3 m bis zur Traufe; 

g) Brücken über Waſſerläufe III. Ordnung, die entweder eine geringere 
Spannweite als 3 m haben oder im Zuge von Wegen liegen, die nicht 
dem allgemeinen Verkehr dienen. 

Zu a—g. Auch die von der N getebriodn an befreiten baulichen 
Anlagen müſſen den Vorſchriften der Bauordnung entſprechen. 


Wegen der Einwirkung ber ae in rein elektrotechniſchen Fragen 
be n. f. Volksw. v. 30. 1. 20 — II. ©. 1030 — 


137 
vergl. G l. 3 mi b A 

138) Vergl. Erl. v. 26. 4. 29 — II, C. 853 W. M. — Danach find die Polizeibehörden und 
Gewerbegaufſichtsamter verpflichtet, zu ihrer Kenntnis gelangende Veränderungen den Baur 


pollselbehörden mitzuteilen 
Grieger, Baupolizeilihe Vorſchriſten. 8 
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C. Bauanzeige. 


Die Baugenehmigungsbehörde iſt befugt, auf Antrag des Bauherrn bei 
weiteren als den unter $ © vorgeſehenen geringfügigen baulichen Anlagen 
von der Forderung der Einholung der Baugenehmigung Ben und ſich 
mit einer Bauanzeige zu begnügen, andererſeits iſt ſie auch befugt, bei nicht 
genehmigungspflichtigen Bauten und Bauarbeiten erst B) Bauanzeige 
oder Einholung der Baugenehmigung zu verlangen, ſobald das öffentliche Jn- 
tereſſe es erforderlich macht. it der Ausführung eines Baues, von dem 
Bauanzeige erſtattet iſt, darf angefangen werden, wenn binnen 8 Tagen die 
Baugenehmigungsbehörde nicht widerſprochen hat. 


D. Bauten des Reiches, de) des Staates, der Gemeinden 
und der weiteren Kommmmalverbände. 


Bei Bauten, welche la Rechnung des Reiches, des Staates, der Gemein— 
den oder der Kommunalverbände unter Leitung von Baubeamten ausgeführt 
werden, müſſen die e y mit den nach § 2 hene der Unterlagen, 
in einfacher Ausfertigung vor Beginn der Bauausführung der Baugenehmis 
gungsbehörde zur baupolizeilichen Prüfung und Genehmigung vorgelegt wer: 
den. Eines rechnungsmäßigen Nachweiſes der Tragfähigkeit der Konſtruk⸗ 
tionen bedarf es bei dieſen Bauten nicht. 


130) Wegen der baupollgellichen Behandlung der Reichsbahnbauten ift durch Erl. v. 0. 5, 
81 — II. 2001/30, 4 — folgendes bestimmt: Dürch die neue Faſſung des Abl. 2 des 8 97 
des Reichsbahngeſetzes (Reichsgeſetol. II Nr. 7/30 S. 375) ift nunmehr beſtimmt, daß dle 

lanſeſtſetzung di Reichsbabnanlagen die endgültige Entſcheldung über alle von der Prans 
eſtſeung berührten Inereſſen — alfo auch der ae an — umfaßt und daß es ba» 
neben irgendwelcher welleren Genehmigungen nicht mehr bedarf. 

Unter Nelchselſenbahnanlagen im Sinne dieſer Vorſchrift find dlelenigen 
baulichen Anlagen zu verfteden, bei denen die Intereſſen der Eifenbabnanlagen als eigens 
8 öſſentlicher Transportanſtalt, insbeſondere der Vahntörper und deffen Anlagen, in 

rage tommen. 

Hlernad ergeben ſich folgende Fälle: 

I. Für bauliche Anlagen, die mit der Eiſenbabnanlage und dem Betriebe nicht im Zur 
ammenbange fteden, alfo als eigentliche Reichsetſenbahnanlagen im Sinne des 37 des 

eichsbahngeſetzes nicht anzuſeben find, find die Reichsbahnbebörden ebenſo wie leder andere 

Baubderr von der Genehmigung der Baupoltgelbehörde abhängig, ſoſern in den Bauordnun⸗ 

gen — wie es dle Einbeltsbauordnungen für die Städte und das platte Land vorſehen — 

eine allgemeine Baugenehmigung für bauliche Anlagen vorgeſchrieben ift. 

vab Sie i Siedlungshäufer, Wohnhäuſer, Verwaltungsgebäude außerhalb der 
abnböfe uſw. 

5 Baugenehmigung unterliegt der Gebührenpflicht nach : der jeweiligen 
Waupollzelgebührenordnung, wobei zu bemerken ift, daß die Deulſche Reichsbahn Meſellſchaft 
nach dem Beschluß des e e ee vom 25. März 1929 — V W 91 20 — weder 
als Dienftitelle des Reichs noch als Anſtalt, die für Rechnung des Reichs verwaltet wird, 
anzuſeben tfit (vgl. Runderlaß vom 18. Dezember 1929 — II O 13108, Preuß. Def. Bl. S. 252). 

II. Hegüglich aller übrigen baulichen Anlagen hat ſich die Reichsbahn bereit erklärt, in 
allen Fällen die Pläne den Baupolizelbehörden gur Stellungnahme . 

unter Lanbdespolizel im Sinne des 8 37 des Reichsbahngeſetzes ift die „Pollzel des 
Landes“ zu verſtehen; darunter fällt alfo ſowohl die Landespoltgel im preußſſchen Sinne 
(Reglerungspräfldent) als auch die Ortspollset. — Die Baupoltgetbebörden haben au den 
Bauplänen fachlich Stellung zu nehmen. Die Prüfung bat ſich aber nur auf die Prüfung 
in poltzellider Hinſicht zu erſtrecken. Hlerzu gehört auch eine Prüfung in äſtbetiſcher Hin⸗ 

cht, inſowelt fie durch Geſetz oder auf Grund der Geſetze erlaſſener Ortsſabungen oder 
auorbnungen gur Zuſtändigkeit der Baupollgeibehörde gehört. 

Sollte durch das fragliche Bauvorhaben außer dem Geſchäftsberelch der Baupolizet 
auch noch derlenige anderer Poltzeigweige berührt werden, fo Haben die Baupoltgeibehörden 
darauf zu achten, daß die Pläne, damit eine einheitliche Wahrnehmung der poltzellichen 
Belange des Landes der Relchsbahn gegenüber getwäbrleiftet wird, den anderen in Frage 
kommenden Pebörden zugeleitet werden, ebe die Sache an die Aufſichtsbehörde und den 
Herrn Reichsverkehrsmlnſſter weitergeleitet wird. 

. eine Einigung zwiſchen der Baupoltzet und der Reichsbahn nicht berbelzu⸗ 
u ift, muß nach den Beltimmungen im 8 37 des Reichsbahngeſetzes die Entſchetdung 
es Herrn Relchsvertehrsminiſters herbeigeführt werden. le Einholung biefer Entſchel⸗ 
dung ift zwar Sache der Deulſchen Reichsbabhn⸗Geſellſchaft, doch Bleibt es den Baupoligei⸗ 
behörden unbenommen, in geeigneten Fällen mir von dem Sachverhalt auf dem vorgeſchrie⸗ 
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E. Nach der Reichsgewerbeordnung ($$ 16, 24 und 25) 
genehmigungspflichtige Anlagen. 
Die in den §8 16, 24 und 25 der Reichsgewerbeordnung! bezeichneten Ans 
lagen bedürfen einer beſonderen baupolizeilichen Genehmigung nicht. 


F. Neben der Baugenehmigung geſetzlich für Bauten vorgeſchriebene 
polizeiliche Genehmigungen. 


Bei Gründung neuer Anſiedlungen iſt dem Antrage auf Baugenehmigung 
die nee benen — 8 13—20 des Geſetzes vom 10. Auguſt 1904 
(GS. S. 227) —, bei Errichtung einer Feuerſtätte in der Nähe einer Wal- 
dung, welche mehr als 100 halt) im räumlichen Zuſammenhange umfaßt, ift 
die hierfür nötige beſondere Genehmigung — $ 17 des Fs und Forſtpolizei⸗ 
geſetzes vom 1. April 1880 (GS. S. 230) in der Faſſung der Bekannt⸗ 
machung vom 21. Januar 1926 (G S. S. 83) bei Bauten im ÜUberſchwem⸗ 
mungsgebiete von Waſſerläufen iſt die nach dem Waſſergeſetze vom 7. April 
1913 (66. S. 53) vorgeſchriebene Genehmigung, bei Bauten im Wohn: 
ſiedlungsgebiet die nach dem Geſetz vom 22. September 1933 (RG. Bl. I 
S. 659) erforderliche Genehmigung beizufügen. 0 


$ 2. Bauantrag und Bauvorlagen. 


Der Antrag auf Erteilung der Baugenehmigung iſt ſchriftlich bei der Bau— 
genehmigungsbehörde einzureichen. Mit dem Antrage ſind vorzulegen: 

a) Ein Lageplan, welcher im Maßſtabe von nicht unter 1: 500 — auf Čr- 
fordern der Baugenehmigungsbehörde in größerem Maßſtabe — bei 
Kleinhäuſern nicht unter 1: 1000, die Lage des Grundſtuͤcks zur Him: 
melsrichtung, zu den angrenzenden Grundſtücken, Straßen, Plätzen und 


benen Dienſtwege Kenntnis zu geben, damit ich dem Herrn Relchsverkehrsminiſter gegen⸗ 
über den Standpunkt der Paupoltget vertreten kann. 
Immerhin ift es nicht notwendig, unbedeutende Melnungsverſchtedenheiten zur Ent- 
rm der Zentralinſtanzen au bringen; die Herren Neglerungspräfidenten (Poltgetpräſt⸗ 
nt in Berlin, Verbandspräftdent in Effen) werden erſucht, zunächſt ibrerſelts durch Ver- 
handlungen mit der Relchsbahndtrektlon au verſuchen, eine Berftändigung herbeizuführen. 
In den unter II aufgeführten Fällen kann, da eine e 
nicht zu erteilen ift, und nach den Beltimmungen des Reichsbahngeſebes Abnahmen nicht in 
rage kommen, eine Baupoltzeigebühr nicht erhoben werden. egen der Erhebung von 
taatlichen Berwaltungsgebühren von ber utfhen Reichsbahn⸗Geſellſchaft, namentlich we⸗ 
gen Einziehung barer Auslagen, verwelſe ich für diejenigen Landesteile, in denen die ört⸗ 
liche Vaupoltgel von Staatsbehörden wahrgenommen wird, auf den Runderlaß vom 18. Des 
zember 1929 — II 18196 —, Preuß. Vef. Bl. S. 252. 
Hinſichtlich der noch ſchwebenden Gebührenforderungen für früher erteilte Vaugenehmt⸗ 
enfe erſuche i; für jeden einzelnen Fall au prüfen, ob es ſich u 
auten der borftebend angeführten Ör I anbelt, 
es ſich um ftaatlihe Paupollgetgebühren handelt, Ihre 1 re nunmehr zu betreiben, 
während im weiten Falle die Gebühren (nicht die baren 


nd. 
* ves ae der kommunalen Baupolizeigebühren empfiehlt es ſich, in gleicher Weiſe 
rfahren. 
egen 1 und W RA bei Betriebsbauten der Reichsbahn vgl. Erl. 
M. 1. B. v. 1. 0. 31 (Min. © r. 30 


Wegen Betreten — Gebäude der Reichsbahn durch Vaupoltgelbeamte val. Erl. vom 
24. 9. 31 — II 2001/18 


20 . haero von Eiſenbahnſignaleinrichtungen durch Lichtreklame f. Erl. vom 6. 10. 
ngsanſchluß baulicher Anlagen der Reichsbahn an Trintwaſſerverſorgungs⸗ und 

Entwäfferungsanlagen f. Erl. v. 90. 11. 82 — I. M. IV. 2520/32 —. 

140) Abgedruckt S. 258, 

141) Abgedruckt S. 200, 

142) Abgeändert auf 5 ha, f. S. 259. 

143) Abgedruckt S. 259. 

144) Vergl. Verordn. zum Schuhe des Zobten, der Graſſchaft Glatz, f. S. 324, 320. 
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anderen öffentlichen Verkehrsflächen (Waſſerſtraßen, Eiſenbahnen uſw.) 
oder Waldungen erkennen läßt. Dabei ſind Straßen- und Bauflucht⸗ 
linien und Höhenmarken einzuzeichnen, ferner iſt die Entfernung des 
Baues von den anderen baulichen Anlagen desſelben Grundſtücks, von 
Straßen, Plätzen und anderen öffentlichen Verkehrsflächen, von Nach⸗ 
bargrenzen und den Gebäuden auf Nachbargrundſtücken unter Angabe 
der Bauart und Bedachung der benachbarten Gebäude, ſowie die Lage 
von Brunnen und Dungſtätten einzutragen. Die Übereinſtimmung der 
eingetragenen Fluchtlinien und Höhenmarken mit dem Bebauungsplane 
iſt von dem Bürgermeiſter zu beſcheinigen. Auf Verlangen der Bau— 
genehmigungsbehörde muß der Lageplan durch einen vereidigten Land» 
meſſer beglaubigt ſein und eine nene A Berechnung der zuläffis 
gen und der beanfpruchten Bebauungsfläche enthalten. 

Der Einreichung des Lageplanes bedarf es nicht bei Umbauten, bei 
denen die Lage der äußeren Umfaſſungswände nicht verändert wird. 
Bauzeichnungen. In den Bauzeichnungen ſind bei Gebäuden darzuſtellen: 
Die Grundriſſen ) ſämtlicher Geſchoſſe mit Angabe der Maße der 
Feuerungsanlagen und der 5 H PA der Räume, die Querſchnitte, 
von denen mindeſtens einer den Verlauf der Treppen zeigen muß, mit 
Angabe der Geſchoßhöhen, die Anſichten der Gebäudeſeiten, die von Stra⸗ 
ßen, Plätzen oder anderen öffentlichen Verkehrsflächen ſichtbar werden, 
in beſonderen pom auf Verlangen der Baugenehmigungsbehörde auch 
ſchaubildliche Darſtellungen, die das Einpaſſen des Neubaues in die vor⸗ 
handene Umgebung zeigen, ferner die Konſtruktion und die Abmeſſungen 
des Baues im ganzen und in ſeinen Teilen mit Angabe der Art und der 
Stärke der zu verwendenden Bauſtoffe, die Höhenlage des Baues zu 
dem umgebenden Gelände der Straße und der Hoffläche, bezogen auf 
Normal⸗Null, bei Wohngebäuden die Anſichten aller Außenflüchen, bei 
5 die lichten Breiten der Flure, Türen uſw. 

oweit es zur baupolizeilichen Prüfung erforderlich ift, find einzelne 
Teile des Bauplanes durch Sonderzeichnungen zu erläutern. Bauzeich⸗ 
nungen find im Maßſtabe von nicht unter 1: 100 vorzulegen. 

c) Feſtigkeitsberechnungen, durch welche die Tragfähigkeit und Standfeſtig⸗ 
keit der Konſtruktionen, beſonders der aus Eiſen und Eiſenbeton, aber 
auch ungewöhnlicher Holzverbände und beſonders beanſpruchter Teile 
des Mauerwerkes oder Baugrundes rechnungsmäßig nachgewieſen wird. 

d) Ein Plan für die Vorgartenanlage. Der Plan muß den Grundriß und 
Querſchnitt der Vorgartenanlage ſowie eine Anſicht der Einfriedigung 
enthalten. ; - 

Zu a)—d): 1. Bei geringfügigen baulichen Anlagen genügen fchriftliche 
Darlegungen und Hand ee Aus ihnen müſſen mindeſtens die Art 
und der Zweck der baulichen Anlage hervorgehen. Bei gleichzeitig auf Grund 
e Typen in gleichartiger Wiederholung auszuführenden Klein: 

äufern (§ 28) bedarf es der Einreichung der Unterlagen zu b—d nur für 

eins der Kleinhäuſer und ſtatt der einzelnen Lagepläne nur eines gemein: 
ſamen Lageplanes. \ 

145) Berf. des e 19. 11. 28 — I. 41. 122. 2587: Bei ein» und 7 
geſchoſſigen Typenbauten der „Schlef. Heimſtätte“ genügt es, daß als Erſatz der erforderlichen 
ausführungsgemäßen Grundriſſe die ausführungsgemaße Frundrißſorm des Erdgeſchoſſes 


in den l eingezeichnet wird, fo daß dieſer augleih einen berfleinerten Grundriß 
darſtellt. — Bal. Anm. 18, 
/ 


b 


— 
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2. Die Einreichung der Unterlagen unter e) und d) kann mit Genehmi: 
gung der Baugenehmigungsbehörde auch zu einem fpäteren, von dieſer zu 
i erfolgen. 

3. Das Grundſtück, auf welchem gebaut werden ſoll, iſt nach Straße, 
Hausnummer und Grundſteuerkataſternummer zu bezeichnen. Der Bauantrag 
muß ferner bei Wohngebäuden, Ställen und gewerblichen Anlagen eine 
Angabe über die Art der Entwäſſerung enthalten. 

4. Bei vornehmlich Wohnzwecken dienenden Gebäuden ſind der Verputz 
und Anſtrich oder die Ausfugung anzugeben. 

5. Die Bauzeichnungen ſind in einer den kl kennzeichnenden Dar⸗ 
ſtellung e und auf dauerhaftem Papiere oder auf Pausleinwand 
anzufertigen. a 

6. Gumtliche Vorlagen ſind ir drei Stücken der Baugenehmigungs⸗ 
behörde einzureichen und müſſen die Unterſchriften des Bauherrn und des mit 
der Ausführun e ten (Bauleiter, Bauunternehmer, Planverfaffer) 
tragen. Die Namen des Bauleiters und des Bauunternehmers, ſowie der 
Wechſel dieſer el gegebenenfalls auch des Bauherrn, ſind der Bau— 
genehmigungsbehörde rechtzeitig ſchriftlich anzuzeigen, 

Ye Ber Bauherr iſt . vor Einreichung des Bauantrages über 
einzelne, den Bau betreffende Fragen die Entſcheidung der Baugenehmigungs: 
behörde einzuholen. 

8. Ergibt ſich im Laufe der Bauausführung die Notwendigkeit einer 
Abweichung von dem genehmigten Bauplane, ſo iſt die Abweichung ſofort 
anzuzeigen und die Baugenehmigung einzuholen. 


$ 3. Erteilung der Baugenehmigung (Bauſchein). 14% 17) 


1. Über die Baugenehmigung wird von der Baugenehmigungsbehörde 
ein Bauſchein ausgeſtellt. Die Bauvorlagen werden von der den 
gungsbehoͤrde mit Genehmigungsvermerk verſehen. Von den Bauvorlagen 
iſt je ein Stück zuſammen mit dem Bauſcheine dem Bauherrn auszuhändigen. 
Bauſchein und genehmigte Bauvorlagen ſind nicht mehr zu trennen und 
müſſen vom Beginne der Arbeiten an auf der Bauſtelle zur Einſicht bereit- 
gehalten werden. 

2. Vor Aushändigung des Bauſcheines darf mit dem Bau, abgeſehen 
von der Anlage von Kalkgruben und der Vornahme gewöhnlicher Aus— 
ſchachtungen nicht begonnen werden. Ausnahmsweiſe kann die Baugeneh⸗ 
migungsbehörde in beſonderen Fällen auch vor Aushändigung des Bauſcheines 
den Beginn der eigentlichen Bauarbeiten geſtatten. 

3. Der Bauſchein verliert feine Gültigkeit, wenn innerhalb Jahresfriſt 
nach ſeiner Aushändigung mit dem Bau nicht begonnen oder wenn der 
begonnene Bau ein Jahr lang unterbrochen wird; doch kann die Gültigkeit 
auf Antrag verlängert werden. 


4. Die Erteilung des Bauſcheines berührt nicht die Rechte Dritter. 100 


§ 4. Baupolizeiliche Abnahmen. 


1. Der Bauherr hat der Ortspolizeibehörde anzuzeigen, wann er mit dem 
Bau beginnen will, er muß den von ihr mit der Überwachung betrauten 


14% Dal. W über baupol. Zuſtändigtelten v. 15. 12. 33, bier abgedr. S. 254. 
147) Vergl. Anm. 2. 
148) Vergl. Anm. 15a und 16, S. 0. 
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Perſonen — Beamten, Angeſtellten, Sachverſtändigen — jederzeit Zutritt 
zur Bauſtelle und Einblick in den Bauſchein und die Bauvorlagen gewähren. 

2. Alle Bauten, die der Baugenehmigung bedürfen, unterliegen baupoli⸗ 
eilichen Abnahmen. t) Bei Blitzableiteranlagen kann die . 
behörde von der Abnahme abſehen, wenn die Abnahme ſeitens einer öffent⸗ 
lichen Feuerverſicherungsanſtalt nachgewieſen wird. 

1 a) Die Rohbauabnahme ift ſchriftlich bei der Baugenehmigungsbehörde zu 
beantragen, ſobald der Bau in feinen Mauern, Gewölben, Eiſenkon⸗ 
ſtruktionen (einſchließlich derjenigen der notwendigen Treppen) ſowie in 
Balkenlagen und Dacheindeckung vollendet iſt. Die Dacheindeckung darf 
hierbei eine vorläufige ſein. Eine Abnahme einzelner Teile, insbeſondere 
der Eiſenkonſtruktionen der Treppen ift gal Bei der Rohbau⸗ 
abnahme müſſen alle Teile des Baues ſichtbar und ſicher zugänglich ſein 
und alle für die Stand» und Feuerſicherheit weſentlichen Konſtruktionen 
ſo weit offen liegen, daß ſie genau geprüft werden können. Über die 
Rohbauabnahme wird eine Beſcheinigung — Rohbau abnahme⸗ 
ſchein — erteilt. In dem Rohbauabnahmeſchein wird der Zeitpunkt 
beſtimmt, wann mit den inneren und äußeren Putzarbeiten begonnen 
werden darf. 

Auf die Rohbauabnahme kann die Baugenehmigungsbehörde bei 
gering ügigen baulichen Anlagen verzichten. Ein foldyer Verzicht iſt im 

auſcheine ausdrücklich zu vermerken. 

In beſonderen Fällen kann auch eine Grundmauerabnahme oder die 
Abnahme anderer einzelner Bauarbeiten und Bauteile von der Bauger 
nehmigungsbehörde im Bauſcheine ausdrücklich vorgeſchrieben werden. 0) 

Bei Bauten mit Schornſteinanlagen darf auf die Rohbauabnahme 
nicht verzichtet werden. 

2 b) Der Gebrauchsabnahme unterliegen Gebäude, welche zum 
dauernden Aufenthalte von Menſchen beſtimmte Räume ($ 26) ent- 
halten. Sie darf nicht früher als drei Monate nach Aushändigung des 
Rohbauabnahmeſcheines erfolgen. Für Einfamilienhäuſer, Kleinhäuſer 
und Mittelhäuſer (§ 28) kann die Friſt von der Baugenehmigungs⸗ 
behörde abgekürzt werden, bei Kleinhäuſern mit Mietwohnungen und 
bei Mittelhäuſern jedoch auf höchſtens zwei Monate, wenn nachgewieſen 
wird, daß der Bau infolge günſtiger Bauzeit, Witterung und Bauart 
genügend a iſt. Die Baugenehmigungsbehörde kann die Friſt 
ferner bei Umbauten bei Fabrikgebäuden und Geſchäftsgebäuden 
ermäßigen, wenn keine Nachteile zu erwarten find. Zum Gebrauchs: 
abnahmetermine hat der Bauherr eine Beſcheinigung des Bezirksſchorn⸗ 
ſteinfegermeiſters über die Benutzbarkeit der Gehoenfleine und Feuerungs⸗ 
anlagen beizubringen. Über die Gebrauchsabnahme wird eine Beſcheini⸗ 
gung — Gebrauchsabnahmeſchein — erteilt. Vor Aushän⸗ 
digung des Gebrauchsabnahmeſcheines darf das Gebäude nicht in Ber 
nutzung genommen werden. Bei geringfügigen baulichen Anlagen kann 
die Baugenehmigungsbehörde auf die Gebrauchsabnahme verzichten. 
Der Verzicht muß im Bauſcheine ausdrücklich vermerkt ſein. 

c) Bei Bauten, die für a des Reiches, des Staates, der Gemeinden 
oder der weiteren Kommunalverbände unter Leitung von Baubeamten 


140) Vergl. Anm. 17, S. 6. 
150) Vergl. Anm. 18, S. 7. 
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ausgeführt werden, bedarf es der baupolizeilichen Rohbau: und Ger 
brauchsabnahme nicht. 


$ 5. Ausnahmen und Befreiungen (Dispenſe ). % 1) 159) 


Alle Beſtimmungen dieſer Bauordnung gelten als zwingende, ſowelt nicht 

eine Ausnahme ausdrücklich sugelaffen ift. Über leßtere bat die Baugeneh⸗ 

migungsbehörde zu befinden. Auch von den zwingenden Vorſchriften kann 

Befreiung 9 erteilt werden, aber nur dann, wenn die Durchführung 

der Vorſchrift im ai aller zu einer offenbar nicht beabſichtigten Härte 
ühren würde und die Abweichung von den Vorſchriften mit dem öffentlichen 
ntereſſe nicht unvereinbar ift, oder wenn das öffentliche Intereſſe eine 
nderung erfordert. 


Abſchnitt II. Bauvorſchriften. 


§ 6. Zugänglichkeit der Grundſtücke und Lage der Gebäude. 


1. Es dürfen nur ſolche Grundſtücke bebaut werden, welche unmittelbar 
an einen öffentlichen Fahrweg grenzen. Auf anderen Grundſtücken kann die 
Baugenehmigungsbehörde die Errichtung von Gebäuden geſtatten, wenn die 
Grundſtücke einen eigenen Zugang von angemeſſener Breite und Befeſtigung 
von einem öffentlichen Fahrwege haben oder wenn für fie die Herſtellung 
eines ſolchen Zuganges ſichergeſtellt ift. Für Gebäude auf freiliegenden Feld⸗ 
grundſtücken find weitere Ausnahmen zuläſſig. 

2. Der Zugang zu einem Baugrundſtücke darf keine geringere Breite als 
2,50 m, keine größere Steigung als 20 cm auf 1 m Länge beſitzen und muß 
durch Fache und, P 155 oder dergl. i unterhalten werden, daß er 
ohne Rückſicht auf die Witterung jederzeit für ſchweres Fuhrwerk befahrbar 
i 


3, Für die Errichtung von Wohngebäuden an Straßen oder 1 5 5 
teilen, die nach den polizeilichen Beſtimmungen für den perde r Verkehr 
und den Anbau Ki nicht im . hl ſind, gelten die hierfür auf Grund 
des Baufluchtlinjengeſetzes vom 2. Juli 1875 (G. S. 561) erlaſſenen orts- 
Ps a und polizeilichen Beſtimmungen. 

Eine Straße oder ein Straßenteil ift — vorbehaltlich anderweiter Reges 
lung — durch beſondere polizeiliche Beſtimmungen für den öffentlichen Ver— 
kehr und den Anbau erft dann ſertiggeſtellt, wenn 
a) die Straßenfläche innerhalb der Straßenfluchtlinien freigelegt iſt, 

b) die cr oder der Straßenteil an eine für den öffentlichen Verkehr 
und den Anbau ſertiggeſtellte Straße angeſchloſſen ift, 


151) Vergl., Gef, über baupol. Zuſtändigtelten v. 15. 12. 83, bier abgedr. S. 254. 
iss) N e | Por, Si v ung in A Eingl 

Erlaß des Miniſters der 
B 8. 314 O — iſt es icht der Baupoliget⸗ 
behörden, daß fie vor der Weitergabe von Dispensanträgen, durch die dle Belange der 


Sofern ein Nachbar ber ng a eha Dispenfes widerſpricht, wird es Aufgabe der Vaus 
zu a daai awifden Bau 
nu 
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c) 0 ausreichende Entwäſſerung der Straße geſorgt iſt, 

d) der Fahrdamm in der richtigen Höhenlage in ortsüblicher Weiſe aus: 
reichend befeſtigt iſt, 

e) der Bürgerſteig in ausreichendem Umfange angelegt und 

f) für ausreichende Beleuchtung der Straße geſorgt iſt. 

4. Alle Außenwände mit Offnungen müſſen von ausreichend befeſtigten 
Freiflächen des eigenen Grundſtücks fo zugänglich fein, daß die Feuerlöſch⸗ 
polizei die Offnungen mit ihren Geräten jederzeit erreicht. Sa 55 Zwecke 
kann auch die Anlegung eines gradlinigen Durchgangs durch das 
von mindeſtens 1,80 m Breite gefordert werden. 

5. Grundſtücke, auf denen außer Vordergebäuden auch Hinter-, (Geiten: 
oder Quer-)gebäude in einer Entfernung von mehr als 20 m von der Straße 
errichtet werden, müſſen mit einer Zufahrt von mindeſtens 2,50 m Breite 
oder einer durch die Vordergebäude führenden gradlinigen Durchfahrt von 
mindeſtens 2,30 m Breite und 2,85 m lichter Höhe bei einer höchſten Steigung 
von 15 em auf 1 m Länge verſehen werden. Die Durchfahrten müſſen eine 
feuerbeſtändige Decke und Wände aus Stein oder Beton erhalten. Rad: 
abweiſer und Bordſchwellen dürfen hierbei die Fahrbahn nicht unter 2 m 
einengen und höchſtens 30 cm hoch fein. 

Jeder Aufenthaltsraum ($ 26) muß fo liegen, daß die Feuerlöſchpolizei 
ohne Betreten eines fremden We mit ihren Rettungsgeräten an ſeine 
Fenſter gelangen kann, oder mit Aufenthaltsräumen, die dieſer Forderung 
genügen, dauernd in unmittelbarer Verbindung ſtehen. 

6. Ein Zurücktreten der Gebäude hinter die Baufluchtlinie darf von der 
Baugenehmigungsbehörde nur geſtattet werden, wenn ſichergeſtellt iſt, daß 
eine Berunflaltung des Straßen-, Orts- oder Landſchaftsbildes vermieden 
wird. Wegen eines Überfchreitens der Baufluchtlinie iſt der $ 11 des 
genannten Geſetzes maßgebend. 

7. Wo Fluchtlinien weder feftgefegt, noch durch vorhandene Bebauung 
gegeben ſind, iſt bei der Stellung der Gebäude folgendes zu beachten: 

a) . müſſen parallel zur Straße (zum Wege) errichtet 
werden. 

80 Die Grenzen öffentlicher Wege dürfen nicht überſchritten werden. 

c) Die Gebäude müſſen in der Regel mindeſtens 8,00 m von Straßen⸗ 
(Wege-) mitte entfernt bleiben, 

d) An kunſtmäßig ausgebauten Straßen müſſen die Gebäude in der Regel 
mindeſtens 6,00 m vom Rande der Fahrbahn entfernt bleiben. 

e) An Hauptverkehrs- und Hauptdurchgangsſtraßen kann ein Mindeſt⸗ 
abſtand bis zu 17,00 m von Straßenmitte gefordert werden. 

Für Gebäude mit gewerblichen Anlagen, die, wie Schmieden und Gaſthöfe, 
größere Abſtände von der Straße 1 machen, kann gefordert werden, 
daß vor ihnen ein Fußweg von mindeſtens 12,00 m Breite verbleibt, ſoweit 
nicht Sonderbeſtimmungen noch mehr verlangen. 

7a) Auf Grundſtücken an Hauptverkehrs- und Hauptdurchgangsſtraßen 
darf außerhalb der geſchloſſenen Ortslage oder im Außengebiet ($ 7) nicht 
gebaut werden. 

8. In den Straßenraum . außer Gebäude-Sockeln, die höchſtens 
13 cm vortreten, bis zu einer Höhe von 3,00 m über Gehbahn weder feſte 
Bauteile (3. B. Erker, Balkone, Stufen, Kellerhälſe), noch bewegliche 
(. B. Tür- oder Fenſterflügel in geöffnetem Zuſtande) einſpringen. In die 


orderhaus 
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Straßenfläche hineinragende Vertiefungen (wie Kellerfenſterſchächte) ſind 
nur bei verkehrsſicherer Anlage und mit kragfäbiger Abdeckung ſtatthaft. 

Balkone, Erker und ähnliche Vorbauten, die 3,00 m oder mehr über der 
Gehbahn liegen, dürfen höchſtens um *ıs der Straßenbreite (zwiſchen den 
Straßenfluchtlinien gemeſſen) über die Straßenflucht vortreten, in keinem 
Falle jedoch um . als 1,40 m. Auch müſſen diefe Vorſprünge einen 
waagerechten Mindeſtabſtand von 0,80 m von der Bordkante des $ 
ſteiges wahren. 

9. Die über die e vorſpringenden Bauteile dürfen zuſammen 
nicht länger ſein als ein Drittel der Gebäudefront. 

10. Feſte Schutzdächer, die die Straßenflucht überſchreiten, müffen frei⸗ 
tragend ſein, ſind nur vor den Eingängen zu Theatern, erſammlungsräumen, 
öffentlichen Gebäuden und Gaſtſtätten zuläffig und müffen ſtets eine Durch⸗ 
gangshöhe von mindeſtens 3,00 m über der Behbahn freilaſſen, ſowie min: 
deſtens 80 cm hinter der Bordkante des Bürgerſteiges bleiben. Für beweg⸗ 
liche Zeltdächer aus Webſtoffen und Sonnendächer gleicher Art genügt eine 
Durchgangshöhe von mindeftens 2,20 m, doch müſſen auch ſie in der Regel 
mindeftens 80 em hinter der Bordkante des Bürgerſteiges bleiben, Feſte 
Vordächer, die mehr als 1,00 m weit über die Straßenflucht hinausragen, 
dürfen nicht mehr als ein Drittel der Hausfront einnehmen. Alle diefe Bau: 
teile und Gegenſtände ſind nur ſoweit ſtatthaft, als ſie im Brandfalle das 
Rettungswerk und die Arbeit der Feuerlöſchpolizei nicht behindern. 

11. Schaukäſten, Anzeigekäſten, Anſchlagbretter, Automaten oder der— 
gleichen dürfen höchſtens 20 em über die Straßenflucht vortreten. An Hür- 
gerſteigen von 2,00 m oder weniger Breite dürfen fie nur ausnahmsweiſe 
zugelaſſen werden. 

12. Nebengebäude, die, wie Schuppen, Waſchküchen, Werkſtätten, vor: 
wiegend Wirtſchaftszwecken dienen, müſſen 15,00 m Mindeſtabſtand von 
der Straßenflucht wahren (vergl. $ 22). 


ürger: 


$ 7. Bauliche Ausnutzbarkeit der Grundſtücke. 


Allgemeines. 

Abſ. La: Jedes Gebäude muß mit der der 9 Grundſtücks⸗ 
grenze abgekehrten Längsfront an eine Freifläche des Grundſtücks grenzen, 
i die fich ein 8 m breites Rechteck mit dieſer Front als Längsſeite einzeichnen 
äßt. 


Jede Außenwand mit unentbehrlichen Fenſtern zu Wohn- oder Glaf- 
räumen, die nicht an der Straße oder einem Bauwich liegt, muß an eine 
Freifläche des Grundſtücks grenzen, in die fidh — anſchließend an die Wand — 
ein Quadrat mit der Seitenlänge gleich der größten für das Grundſtück 
zuläſſigen Gebäudehöhe einzeichnen läßt. 

Beide Vorſchriften können bei Grundſtücken, die ſchon vor dem Inkraft⸗ 
kreten dieſer Bauordnung mit einem Vorderhauſe bebaut waren, ermäßigt 
ak Für Siedlungen erledigen fie ſich durch die Vorſchrift unter § 8 

iffer 2 e. 

lle 1b: Anbauten der Vorderhäuſer in der Tiefenrichtung (Seitenflügel, 
ene find außerhalb des Gewerbegebietes (der Zone 3, ſiehe k) ver: 

oten, 

Hintergebäude (Seitengebäude, Quergebäude) find in der Zone 2 (dem 
reinen Wohngebiet, ſiehe k) überhaupt nicht, in der Zone 1 (Geſchäftsgebiet) 
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nur dann geſtattet, wenn fie nicht höher als 3 m an der Traufe find, dadurch 
keine freiſtehenden Brandmauern von über 6 m Länge und 3,50 m Durch⸗ 
ſchnittshöhe entſtehen und diefe Baulichkeiten zuſammen nicht mehr als *ıo 
der Grundfläche des Vordergebäudes bedecken. Jedoch find in der Zone 2 
untergeordnete Nebenanlagen, die zu den Wohnungen des Grundſtücks ges 
hören, nur eingefchoffig find und zuſammen nicht mehr als 42 qm Grund⸗ 
fläche haben (3. B. Wa enhallen, Gartenlauben, Kleintierſtälle) als Hinter⸗ 
gebäude erlaubt, ſoweit fie zuſammen nicht mehr als ½ der Grundfläche des 
Hauptgebäudes bedecken. Die Hintergebäude follen nach Möglichkeit zu 
einem Baukörper vereinigt werden. 

Abſ. 10: Außerhalb des Gewerbegebietes (der Zone 3, ſiehe Ic) dürfen 
ſelbſtändige Wohnungen nur in Vordergebäuden untergebracht werden, es ſei 
denn, daß dazu Gebäude benutzt werden, die ringsum ſo weit frei liegen, daß 
keines ihrer zu te (§ 26) gehörigen notwendigen Fenſter bei 
Annahme eines Lichteinfallswinkels von 30 Grad (gegen Waage gemeſſen) von 
Bodenerhebungen oder Baulichkeiten Schatten empfängt. Auch muß in die⸗ 
ſem Falle auf die gleiche Anzahl zuläſſiger Wohnungen im Vordergebäude 
verzichtet werden. 

Abf, 1d: Es werden unterſchieden: Kellergeſchoſſe, Vollgeſchoſſe, Dad- 
geſchoſſe. ““ 

Kellergeſchoſſe find ſolche Geſchoſſe, die mit ihrem Fußboden 
durchſchnittlich mehr als 50 em unter Geländeoberfläche reichen. 

2 Dachgeſchoſſe find Geſchoſſe, die oben oder ſeitlich von Teilen des 
Daches begrenzt werden. Zum Dach rechnet hierbei nicht eine horizontale 
Raumdecke. 

3 Vollgeſcho (je find alle anderen Geſchoſſe. 

Gelbftändige Wohnungen dürfen außerhalb von Vollgeſchoſſen nur ange: 
legt werden, ſoweit es in den Beſtimmungen über die Bauklaſſen (hier 8 7 
Abſ. 21) zugelaſſen ift. 

Unbeſchadet dieſer Beſchränkung werden bei der Prüfung der Bauanträge 
als Vollgeſchoſſe (im Sinne von Abſ. 21 1) auch folgende anderen Geſchoſfe 
gezählt: y 

Abſ. 1d: 1. Dachgefchoffe, die im Querſchnitt mit ihrer Umrißlinie nicht 
innerhalb eines Neigungswinkels von 60 Grad bleiben ſollen. Dieſer Winkel 
iſt in der Schnittzeichnung ſo anzutragen, daß ſein waagerechter Schenkel mit 
der Dachfußbodenlinie zuſammenfällt und ſein Scheitelpunkt 30 em vor der 
Außenflucht der Hauswand liegt. Bei ungleicher Höhenlage des Dachfuß⸗ 
bodens ift die Dachfufibodenlinie in der geringften vorhandenen Höhe anzus 
nehmen. Bei der Ermittelung der äußeren Umrißlinie bleibt ein Traufgeſuns, 
das dieſen Winkel überſchreitet ebenfo wie Dachfenfter oder Dachgauben, die 
aus der Dachfläche höchſtens 1 m ſenkrecht herausragen und zuſammen höch⸗ 
ſtens */s der Dachbreite einnehmen, unberückſichtigt. 

Abſ. 1d: 2. Aach ſeoſſz mit Dachaufbauten oder Ausbauten, deren 
Frontwandlänge mehr als ein Viertel der Länge der unter ihr liegenden Front⸗ 
wand erreicht. 

Abſ. 1 d: 3. Kellergeſchoſſe, die mit der Oberkante ihrer Decke mehr als 
1,70 m durchſchnittlich die Geländeoberfläcye überragen. 

Abſ. 1e: An Trodenboden: und Bodenkammerfläche find für jede ſelb⸗ 


154) Vergl. auch Anm. 33, S. 13. 


” 


} 
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ſtändige Wohnung des Hauſes mindeftens 10 qm bereitzuftellen, die überall 
eine lichte Höhe von mindeftens 1,90 m haben. 

Abſ. 1f: An begehbarer Kellergrundfläche find für jede ſelbſtändige Woh: 
nung des Hauſes gleichfalls mindeſtens 10 qm vorzuſehen. 

Abſ. 1g: Die baupolizeilich erforderlichen Freiflächen dürfen nirgends zu 
Lager- oder gewerblichen reden benutzt werden. Im Gebiet der oceh 2 
und 4 unterliegt dieſem Verbot die ganze vorhandene Freifläche nebſt der 
Oberfläche aller dazu etwa geeigneten Baulichkeiten oder Bauteile. 


Abf. Ih: Bei Berechnung der bebauten Fläche werden die Erdgeſchoß⸗ 
maße zugrunde gelegt. 
Nicht als bebaut berechnet wird die Grundfläche von Bauteilen, die weni⸗ 
ger als 25 cm über die Umfaſſungswände vortreten oder den Erdboden an 
einer Stelle mehr als 50 cm überragen, ferner Freitreppen von nicht mehr 
als 10 qm Grundfläche, ſofern fie höchſtens 1,70 m über das Gelände reichen, 
Balkone bis zu 2,50 m Frontlänge und 1 m Ausladung, Grenzeinfriedigun— 
en, wenn ihre Stärke ſich innerhalb der durch die Standſicherheit gegebenen 
renge hält, und Gefimfe, 
Rebenhöfe werden nur dann als unbebaute Flächen angeſehen, wenn ſich 
in ihre Grundfläche ein Kreis von mindeſtens 7 m Durchmeſſer einzeichnen läßt. 
Abſ. 1i: Auf Grundſtücken, deren vorhandene Bebauung oder Nutzung 
gegen dieſe Bauordnung verſtößt, kann die Errichtung neuer Geſchoße ſowie 
die Schaffung neuer Aufenthaltsräume ($ 26) verboten werden. 
Abſ. 2: Bauzonen, Bauklaſſen. 
Nach der Art der baulichen Ausnutzbarkeit wird das Gebiet jeder Ger 
meinde eingeteilt in Bauzonen, und zwar umfaßt vorbehaltlich örtlicher 
Abgrenzung durch Polizeiverordnung. 0 


155) Für bie n qe n Muſter: 
Poligeiverorbnung e Einteilung Gebietes der Stadtgemeinde nach Bau- 
zonen, Bauklaſſen und Bauwelſen unter Frellaſſung von Grünflächen. 2 
Auf Grund der 4 und 25 des Poltzelverwaltungsgeſebes vom 1. 6. 31 (06, S. 77) 
ſowle des Wohnungsgeſetzes vom 28. März 1018 (ØS, S. 23) und Artitel II der Verordnung 
über Vermögensſtraſen und Bußen vom 6. Februar 1924 (NØ. Bl. I, S. 44) und der 
Geſetze vom 15. 12. 1988 u. vom 8. 7. 1934 ſowie Verordnung vom 15. 2 


+» Bauaonen. Zur 0 
Abſatz 4a der Poligetverordnung betreffend die Bauordnung für die Städte des Regierungs. 
Deziris Vreslau vom 6. 4. 36 (bai. bie im Beſtedlungsplan vom mit 
gekennzeichneten Flächen) gehören die Gebiete, die begrenzt werden 
a) 5 EDER, Oſten, Süden, Welten (folgt genaue Umſchreibung des betreffenden Teil- 
gebtetes), 
b) Im forben, Oſten, Süden, Weſten (folgt genaue Umſchreibung des betreffenden Teils 
ebletes), 
c) uſw. 

85 Ben ky die Errichtung von Gebäuden der Gattungen 1, 2 und 8 (vgl. § 7 Ubf. 8 
a, a. O.) geſtattet. 

Bur Wauzone 2 (Wohnzone) im Sinne des 1 5 Bitter 1 Ubfab 4b der Poltgelverord⸗ 
nung betreffend die Bauordnung für die Städte des Neglerungsbezirts Breslau vom 6. 4. 
1936 (vgl. die im Beſtedlungsplan vom mit Getenngeichneten Flächen) gehören 
die Gebiete, die begrenzt werden: 

folgt Beſchreibung wie Bauzone 1). 
2 ati. ihnen tft die Errichtung von Gebäuden der Gattung 1 (val. § 7 Abf. 8 a. a. O.) 
eftattet. 

Bur Baugone 3 (Fabritzonen) im Sinne bes § 7 Ziffer 1 Abſ. dc der Poltzelverord⸗ 
nung betreffend die Bauordnung für die Städte des Reglerungsbeglrts Breslau vom 6. 10. 
1026 Cpg. die im Beſtedlungsplan vom mit gekennzeichneten Flächen) ger 
hören bie Gebiete, die begrenzt werden: 

Yarar Beſchreibung wie Bauzone J). 
In tönen ift die Errichtung von gewerblichen Anlagen der Gattungen 2 und 4 (val. 
8 7 Abf. 3 a. a. O.) geſtattet. 

Zur Bauzone 4 (Zwiſchengonen) im Sinne des 92 Faller 1 Abſ. 4 d der Polizei» 

verordnung betreffend die Bauordnung für die Städte des Reglerungsbezirks Breslau vom 
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Abſ. 2k 1: Zone 1 — Geſchäftsgebiet: 
diejenigen Straßenzüge, die vorwiegend mit Wohnhäuſern und Geſchäfts⸗ 
häuſern nien nd, und alle Flächen, die nicht gu einer anderen Zone gehören. 
Hier iſt die Errichtung und rweiterung von nlagen, die beim Betriebe er⸗ 
hebliche Nachteile oder Beläſtigungen für die Bewohner oder die Allgemein: 
heit zur Folge haben können, verboten. 

Abſ. 2k 2: Zone 2 — Wohngebiet: 
die Steoßengüne, die nach ihrer Lage und ihrer vorausſichtlichen Entwicklung 
zum ruhigen Wohnen bevorzugt geeignet ſind. 

Hier iſt die Einrichtung auch weniger ſtörender Gewerbebetriebe verboten. 
Eine Ausnahme bilden einzelne Büroräume, Künſtlerwerkſtätten und das nicht 
ſtörende Kleingewerbe, wie Lebensmittelgeſchäfte für den Tagesbedarf der uns 
mittelbaren Umgebung, Blumenläden, kleine Schuhmacherwerkſtätten. 


A Sa 2k 3: Zone 3— Gewerbe (Fabrik⸗ oder Jndu ftr ie) 
ebiet: 

diejenigen Flächen, die ihrer Lage nach (z. B. bei Nachbarſchaft von Eifen: 
bahnen oder ſchiffbarem Gewäſſer) für Induſtrieanlagen beſonders geeignet, 
für die Ausdehnung der übrigen Zonen aber entbehrlich ſind. 


Hier iſt die Anlage von Wohnungen außer Werkwohnungen verboten. 


a 2k 4: Zone 4 — Kleinſiedlungsgebiet im Sinne 
der Verordnung vom 15. Februar 1936 (RG. Bl. S. 104): 
die Flächen, die dafür durch Polizeiverordnung beſtimmt werden oder ſchon 
letzt überwiegend mit nichtbäuerlichen Siedlerſtellen beſetzt und in der ein— 
fachften Weiſe aufgeſchloſſen find. 


6, April 1936 (vgl. die im Beſtedlungsplan sim or mit... gekennzeichneten 
Flächen) gehören die Na N a begrengt werde 
ot Beſchreibung wie "Baus one 1). 

n ihnen ift außer der 6 altun ng 1 auch die Galtanaın 2 und 3 zugelaſſen. Ste follen 
onmes 29 55 u gentlichen Geihäftsgone ſchroſſe Uebergänge zwiſchen den Bauzonen 1, 2 

ermitteln 

2. Bauklaſſen. (Bemerfung: Gier find De spiniger Bauklaſſen aufzuneh- 
men, die in dem Veſleplungeplan ca RL 

ur Bauflaffe 1 im Sinne des iffer 1 Abf. 54 1 5 eee ee 1 5 6 7 
die Bauordnung nja u aM des Reg 3 Breslau vom 0. ie 
im eg MIt. gekennzeichneten lachen) len die dil, 
die begrenzt werden 


aim; folgt Beſchreibung. 


Bauflaffe 2—6 Ren der Vauklaſſe 
J. Bauwelſen. Etain a Bau ** im Sinne des § 7 Biffer 1 Abſ. Ga 
der a Yoga! end n Bauordnung f r bie Städte des Nogierungsbeairrs 
Breslau vom 6. dle im Beſtedlungsplan vom N gekenn ⸗ 
Wanzen Flächen) un Ye Gebiete, die begrengt werden: 
a 
p folgt Beſchretbung. 


alboftene und 96 7 . e en prechend der offenen Vautveife, 
rn flachen gemäß 8 66 Teil d „ie s des Allgemeinen 
Landra von 1749 dl. * die he Ppeeblungeplan dboem mlt. gekennzeichne⸗ 
ten Flächen) gehören die Gebiete, die begrengt werden: 


A, 
Fa folgt Befchreibung. ` 
u 
au 15 


© 
5, . der vorſtehenden Beſtimmungen werden mit elner Geldſtraſe bis 
RM. im . mit verbältnismäßiger Haft beftraft, ſowelt nicht 
andere Geſetze Aber Strafen androben 
86 Kan e init mit dem Tage ihrer Veröfſentlichung in Kraft. 


ER Der N 
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Hier ift die a a Erweiterung von Anlagen, die beim Betriebe 
erhebliche Nachteile oder Beläftigungen für die Bewohner oder die Allgemein: 
heit zur Folge haben können, verboten. 


Abſ. 2 I: Nach dem Maß der baulichen Ausnutzbarkeit beſteht das Ge- 
biet einer jeden Gemeinde aus dem Baugebiet, d. h. dem Gebiet, das als 
ſolches durch Polizeiverordnung abgegrenzt wird oder das baulich ſchon er: 
ſchloſſen iſt oder demnächſt erſchloſſen werden ſoll, und dem Außengebiet, das 
den Reſt umfaßt. 

Abſ. 211: Im Baugebiet werden 4 Bauklaſſen unterfchieden und 
zwar umfaßt vorbehaltlich örtlicher Feſtſetzung durch Polizeiverordnung. 

Abſ. 21 1a: Bauklaſſe 1 die Straßenzüge, in denen die beftehen: 
den Gebäude vorwiegend 4 oder mehr Vollgeſchoſſe haben. Hier dürfen 
künftig böchjtens 4 Vollgeſchoſſe errichtet und von der Grundſtücksfläche 
höchſtens / bebaut werden. 

Abſ. 21 1b: Bauklaſſe 2 die Straßenzüge, in denen die beſtehenden 
Gebäude vorwiegend 3 Vollgeſchoſſe haben. 

Hier dürfen künftig höchſtens 3 Vollgeſchoſſe errichtet und von der Grund: 
ſtücksfläche höchſtens /o bebaut werden. 

Abſ. 21 le: Bauklaſſeg die Straßenzüge, in denen die beſtehenden 
Gebäude vorwiegend 2 Vollgeſchoſſe haben. 

Hier 62 850 künftig höchſtens 2 Vollgeſchoſſe errichtet und von der Grund— 
ſtücksfläche höchſtens e bebaut werden. Im Dachgeſchoß dürfen felbftän: 
dige Wohnungen angelegt werden, jedoch hoͤchſtens im Umfange von / der 
ausbaufähigen Dachgeſchoßgrundfläche, d. i. der Fläche aller waagerechten 
Decken, die fidh in der Höhe von 2,50 m über Dachfußboden l des 
Dachraumes herſtellen laffen. Zwifchenwände, Schornſteine, Treppenlöcher 
werden in die Deckenfläche eingerechnet. § 7 Abf, 1e ift zu erfüllen. 

Abſ. 21 1d: Bauklaſſe 4 die Straßenzüge, in denen die beftehenden 
Gebäude vorwiegend 1 Vollgeſchoß haben und das Kleinſiedlungsgebiet. 
(Abſ. 2 K 4. 

He ders kunft nur ein Vollgeſchoß errichtet und dürfen von der Grund— 
ſtücksfläche bechſtens %,: bebaut werden, doch kann für die Errichtung von 
Nebenanlagen, die ein Zubehör zu den Räumen des Hauptgebäudes bilden 
und eine Traufhöhe von 3,0 m nicht überſchreiten, ein weiteres Zehntel frei— 
gegeben werden. Im Dachgeſchoß dürfen ſelbſtändige Wohnungen angelegt 
werden. Im Kleinſiedlungsgebiet dürfen Grundſtücke von weniger als 600 qm 
Größe nicht mit Wohnhäuſern bebaut werden, 

Abſ. 211 e: Wo laut örtlicher Sonderregelung eine größere Ausnutzung 
der Grundſtücksfläche, als bei a—d beſtimmt, bisher zuläffig war, treten die 
Beſchränkungen unter a—d erft am 1. November 1938 in Kraft. 

Abſ. 21 1f: Für einen unbebauten Straßenzug, der zwiſchen Straßen⸗ 
zügen verſchiedener Bauklaſſen liegt, gilt im Zweifel die Bauklaſſe mit der 
geringſten baulichen Ausnutzbarkeit. 

Abſ. 21 1g: Bei Eckgrundſtücken, die mit Straßenbaukoſten verhältnis- 
mäßig ſtärker belaſtet werden, als andere Grundſtücke, kann in allen Bau— 
klaſſen eine Erhöhung der bebaubaren Fläche um hoͤchſtens /e der Grund: 
ſtücksfläche nach Anhoͤrung des Bürgermeifters Tea aa werden. 

Abſ. 21 11: Das Außengebiet gehört der Bauklaſſe 3 an, 

Zu Abſ. 21 1 und 11: Für das Maß der baulichen Ausnutzung im Ge: 
werbegebiet gilt § 81. 


— 


1 


4 
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Schlußbemerkung: Wo ſchon auf Grund der Bauordnung vom 
6. Oktober 1926 Polizeiverordnungen über die Einteilung in Bauzonen, Baus 
klaſſen und Bauweiſen erlaſſen ſind, werden ſie von den Beſtimmungen dieſes 
Paragraphen nur inſoweit berührt, daß an die Stelle der bisherigen Bauvor⸗ 
ſchriften für Zonen und Klaſſen die vorſtehend gegebenen treten, ferner gehört 
das Gebiet der bisherigen Zone 4 zur neuen Zone 1, das Gebiet der bisheri⸗ 
en Klaſſe 3 zur neuen Klaſſe 2, das der bisherigen Klaſſe 4 zur neuen 
laſſe 3, das der bisherigen Klaſſen 5 und 6 zur neuen Klaſſe 4, 


§ 8. Abſtand der Gebäude von Grenzen und anderen Gebäuden. 


Freiſtehende Brandmauern. 


Vorbemerkung: Die nachſtehend feſtgeſetzten Abſtandsmaße gelten 
als Mindeſtmaße, alfo unbeſchadet weitergehender Forderungen in anderen 
Vorſchriften (z. B. $ 30 und 31). , 

Wegen der Abftände von der Straße ſiehe § 6. 
$ Wegen der Abftände zwifchen Brunnen und anderen Baulichkeiten ſiehe 

21 und 22. 

Als gegenüberliegend gelten alle Wände, die in einem Winkel von höch⸗ 

ſtens 75 Grad zueinander ſtehen. Die Entfernung einer . von der 
egenüberliegenden Wand wird von der Offnung aus rechtwinklig zur gegen: 
überliegenden Wand gemeſſen. 

8a: Abſtände von der Nachbargrenze. 

ie Abſtände von der Nachbargrenze richten fid nach der Bauweiſe. 


Begriffsbeftimmung (Kennzeichen.) 


Nach der Stellung der Häuſer an der Straße (der Vorderhäuſer) zuein⸗ 
ander wird unterſchieden zwiſchen offener und geſchloſſener Bauweſſe. Als 
offene Bauweiſe gilt diejenige, bei der die Gebäude an der Straße von den 
ſeitlichen Nachbargrenzen Abſtand halten und bei Fortfall dieſes Abſtandes 
zuſammenhängende Baukörper von höchſtens 40 m entſtehen. Alles übrige 
gilt als geſchloſſene Bauweiſe. 

Gebietsmäßige Einteilung: 

Vorbehaltlich örtlicher Feſtſetzung durch Polizeiverordnung beftimmé fich 
die Bauweiſe jeden Srraßenzugen im Baugebiet 0 7) nach der bisher in dem 
Straßenzuge vorwiegend angewandten Bauweiſe, die Bauweiſe eines 
Straßenzuges, der noch völlig unbebaut ift, nach der in den anſtoßenden 
Straßenzügen vorherrſchenden, während im Außen 1 ebiet (§ 7) die 
offene Bauweiſe allgemein als vorgeſchrieben gilt. usnahmen von der 
letzteren Vorſchrift ſind für zuſammenhängende Siedlungen ſtatthaft, die 
ganze Baublocks oder größere Teile von ihnen umfaſſen, aus mindeſtens 
20 Baugrundſtücken beſtehen und nach einheitlichen Plänen errichtet werden. 

In Orten wo eine Gebietseinteilung nach Bauweiſen bereits auf Grund 
der bisherigen Bauordnung durch Polizeiverordnung feſtgeſetzt ift, bleibt die 
damit getroffene Gebietseinteilung in Kraft, während an die Stelle der bis- 
herigen Bauvorſchriften die nachſtehenden treten: 

8a Ziff. 1. Vordergebäude: „Vordergebäude“ oder „Gebäude 
an der Straße“ ſind ſolche Gebäude, vor deren ſtraßenſeitiger Front nach den 
geltenden Beſtimmungen keine Gebäude errichtet werden können, „Hinter- 
gebäude“ alle übrigen. 
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§ 8a Ziff. 1 Abſ. 1: Im Gebiet der geſchloſſenen Bauweiſe müſſen 
Vordergebaͤude in ihrer vollen Tiefe an die ſeitliche Nachbargrenze heran 
treten. Wo aber bei Erlaß dieſer Bauordnung der Nachbar ſchon fein Bor: 
derhaus mit Bauwich errichtet hat oder errichtet, muß auf Verlangen der 
Baugenehmigungsbehörde wiederum ein Bauwich, und zwar von mindeſtens 
5 m Breite gehalten werden, wobei der Neubau nach dem Bauwich anſichts⸗ 
mäßig abzuſchließen ift. 

$ 8a Ziff. 1 Abſ. 2: Im Gebiet der offenen Bauweiſe müſſen die Bor: 
dergebäude einen Bauwich von mindeſtens 5 m innehalten. Wo jedoch der 
Nachbar ſchon bei Erlaß dieſer Bauordnung ein Vordergebäude (ſiehe Abſ. 1) 
auf der ſeitlichen Grenze errichtet hat oder errichtet, darf an ſie herangebaut 
werden, jedoch nur fo, daß die Grenzwand des Neubaues fidh mit der nadz 
barlichen Grenzwand für den Blick von der Straße im weſentlichen deckt. 
Im Gebiet der offenen Bauweiſe dürfen Vorderhäuſer in geſchloſſener Folge 
errichtet werden, wenn die entſtehende Gruppe höchſtens 40 m lang wird 
(ſiehe $ 8 und $ 9 Abſ. 4). 

§ 8a Ziff. 2: Hinter gebäude. 

Die übrigen Gebäude müſſen mit Außenwänden, die Offnungen enthalten, 
von der ſeitlichen Nachbargrenze mindeſtens 5 m entfernt bleiben, mit anderen 
Außenwänden aber entweder mindeſtens 3 m abbleiben oder unmittelbar auf 
ihr errichtet werden. Wo das Vordergebäude Bauwich innehält, iſt die 
Errichtung a der Nachbargrenze innerhalb eines Abftandes von 20 m von 
der vorderen Bauflucht unſtatthaft. 

$ 8b: Abſtände der Gebäude desſelben Grundſtückes 

boreinander, 


Jede Wand mit Fenſtern, die die einzige Lichtquelle für Aufenthaltsräume 
($ 26) bilden, muß von jeder gegenüberliegenden Wand desſelben Grundſtücks 
mindeſtens um das Doppelte des Maßes entfernt ſein, um das dieſe Wand 
ſich über die Solbank dieſer Fenſter erhebt. 
Zwiſchen Vorderhaus Cfiche Ziff. 1 Abſ. 1) und gegenüberliegenden Hin: 
tergebäuden muß außerhalb des Gewerbegebietes 8 7) ein Mindeftabftand 
leich der doppelten Höhe des Gintechaufes verbleiben. Unbeſchadet dieſer 
ce en müſſen alle Baulichkeiten desſelben Grundſtückes und alle Teile 
desſelben Gebäudes, die nicht unmittelbar aneinanderſtoßen, folgende Mindeſt⸗ 
abſtände voneinander wahren: 
3,00 m, wenn höchſtens eine der einander gegenüberliegenden Wände 
Offnungen enthält, 
5,00 m, wenn in beiden Wänden Öffnungen find, (Vergl. $ 14 Abſ. 2.) 
Zwiſchen Gebäuden, die ſo . liegen, 5 es keine „gegenüber: 
liegenden“ Wände gibt (ſiehe Vorbemerkung dieſes Paragraphen), gilt als 
Entfernung die Länge der Verbindungslinie der nächſtliegenden Eckpunkte. 
De Entfernung muß mindeſtens 3,00 m betragen. 
§ 8c: Abſtände der Gebäude in Siedlungen. 
Bei Anlegung neuer geſchloſſener Siedlungen oder bei Erweiterung ſolcher 
außerhalb der im Zuſammenhang gebauten Ortſchaft müſſen die Wände 
ee re ohngebäude, ee eine von ihnen Lichtöffnungen ent⸗ 
ält, untereinander einen Abſtand, der mindeſtens gleich der doppelten Ge: 
bäudehöhe iſt, haben. Dieſe Vorſchrift findet auf den ſeitlichen Bauabſtand 
(Bauwich) nicht Anwendung. 
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188d: Abſtände der Gebäude von Hauptbahnen, Ne: 
benbahnen, nebenbahnähnlichen Kleinbahnen 
und Privatanſchlußgeleiſen. 

1. Bauliche Anlagen müſſen von vorgenannten Bahnen, von Privat: 
anſchlußgeleiſen jedoch nur, wenn ſie mit Dampflokomotiven betrieben 
werden, mindeſtens 4 m und, falls ſie unterhalb der Unterkante der 
Schienen liegen, mindeſtens 5 m entfernt — die Entfernung von der 
Mitte des nächſten Schienengleiſes berechnet — errichtet werden. Dieſe 
Vorſchrift gilt nicht für bauliche Anlagen, die in allen weſentlichen Teilen 
feuerbeſtändig hergeſtellt ſind oder durch Rohrputz oder in anderer gleich 
wirkſamer Weiſe gegen Entzündung durch Funken geſichert ſind. 

2. Öffnungen in den nach der Bahn zugewandten Seiten find in den bauz 
lichen Anlagen bis zu einer 1 von 4 bezw. 5 m nur zuläſſig, 
wenn ſie durch ein nach allen Seiten hin ief eingemauertes, mindeſtens 
1 cm ftarfes Glas abgeſchloſſen find. Bei Verwendung von Drahtglas 
oder einem anderen gleichwertigen feuerbeftändigen Glaſe kann eine 
geringere Glasſtärke zugelaſſen werden. 

Als eine der Bahn zugewandte Seite iſt eine ſolche anzuſehen, deren 
Richtungslinie mit der Bahnachſe einen Winkel von weniger als 90 ® 
bildet. 

3. Bauliche Anlagen und Öffnungen in ihnen, die mehr als 7 m oberhalb 
der Oberkante der Schienen liegen, ſind den vorſtehenden Beſtimmungen 
nicht unterworfen. 

4. Ausnahmen von den Vorſchriften des Abſchnitts d find nach Benehmen 
mit der Bahnverwaltung zuläſſig, insbeſondere für bauliche Anlagen, 
die ihrer Zweckbeſtimmung nach in nächſter Nähe von Bahnen errichtet 
werden müſſen, wie Verlade- und Verpackungsräume auf Bahnhöfen, 
an Anſchlußgeleiſen von Fabriken, Lagerhäuſern, Hafengebieten, Anlagen 
auf Lagerplätzen uſw. 

5. Bei baulichen Anlagen an Wegeübergängen in Schienenhöhe können die 
in Abſatz 1 von Abſchnit d ebe e Abſtände, ſoweit es zur Erz 
haltung der Überficht für den Verkehr notwendig ift, vergrößert werden. 

6. Wegen des Gebäudeabſtandes der baulichen Anlagen mit weicher Bez 
dachung und ſolcher, die zur Lagerung leicht entzündlicher Stoffe und 
Gegenſtände dienen, vergl. § 16 und 30. 

2 Freiſtehende Brandmauern. 
Freiſtehende Brandmauern oder ähnliche kahle Wände ſind, ſoweit ſie 
von öffentlichen Verkehrsflächen aus ſichtbar werden, verboten, es ſei denn, 
daß an ſie ſpäter angebaut werden muß. 


3 § 9. Gebäudehöhe. 

Abſ. 1: Als Gebäudehöhe ift das Maß von der Erdoberfläche des Außen: 
geländes vor den Umfaſſungswänden bis zur Schnittlinje der Umfaffungs: 
wände mit der Dachfläche zu verſtehen. J eine Dachbrüſtung (Attika) vors 
handen, ſo iſt ihre Höhe mitzurechnen. 

Bei Giebelhäuſern wird die Gebäudehöhe bis zu einem Drittel der Höhe 
des Giebeldreiecks gerechnet. 

Iſt die Erdoberfläche in der Längsrichtung der Frontwand geneigt, ſo iſt 
das mittlere Höhenmaß in Rechnung zu ſtellen. Aufbauten auf den an der 
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Straße liegenden Frontwänden, wie Türme, Giebel, Luken, ſind der Front⸗ 
höhe im Durchſchnitt zuzurechnen. Ausnahmen im Einzelfalle kann die Bau: 
enehmigungsbehörde zulaſſen, wenn zu befürchten ift, daß infolge des 
echſels in den Hauptgefimshöhen das Straßenbild nachteiliger eeinflußt 

wird, als es von einzelnen Aufbauten zu erwarten iſt. Auch bei Eckhäuſern 
und ſolchen Häuſern, die Straßenzielpunkte bilden, kann die Baugenehmi⸗ 
gungsbehörde im Intereſſe des Orts- oder Straßenbildes Ausnahmen zulaſſen. 

Abf. 2: Die Höhe der Vordergebäude darf das Maß der Straßenbreite 
nicht überſteigen. Die Höhe von 16 m (Bauklaſſe 1) darf jedoch auch an 
Straßen von mehr als 16 m Breite nicht überſchritten werden. 

Als Straßenbreite gilt der Abſtand zwiſchen den Straßenfluchten 
(Straßen- oder Wegegrenzen). Die Höhe, die nach den Vorſchriften dieſes 
Paragraphen ein Vordergebaͤude an feiner Straßenſeite erreichen darf, gilt 
auch für die anderen Seiten als Höchſtmaß. 

Innerhalb dieſer Grenzen darf die Höhe der Vordergebäude folgende 
Werte nicht überſteigen: 


In dem Gewerbegebiee . 16,00 m, 
Wala! A AAGO 
š 5 . A200, 0 
” ” BETA EFF BDO AD 
Mr * ER En 5,00 m. 


Bei Eckgrundſtücken darf die Höhe, die ſich für die Front an der breiteren 
Straße ergibt, an der anderen Front bis zu einer Länge von 15 m — ge⸗ 
rechnet von der Ecke an — beibehalten werden. 

Hintergebäude ($ 8) dürfen höchſtens halb fo hoch werden, wie die vor 
ihnen liegende unbebaute Grundſtücksfläche tief iſt. Doch dürfen Hinter⸗ 
gebäude, die von der Nachbargrenze geringeren Abſtand als 6,00 m erhalten, 
3,00 m hoch werden. Bei wechſelnder Tiefe gilt das Durchſchnittsmaß für 
Hoftiefe und Gebäudehöhe. 

Bei unregelmäßiger Form der Freifläche iſt dieſe zur Ermittelung der 
uläffigen Höhe in eine inhaltsgleiche Summe von Rechtecken zu verwandeln, 
ei eine Geite ftets die anliegende Gebäudefront oder der anliegende Ges 
bäudefrontteil ift. Als Tiefemmaß ift dann ſtets die andere Seite dieſer Recht— 
ecke anzuſehen. Mehr als halb ſo hoch, wie das Vordergebäude nach 75 5 
werden darf, darf kein Hintergebäude werden. Doch ift entgegen dieſer Be: 
ſchränkung im Gebiet der Bauklaſſe 4 für Hintergebäude eine Höhe bis zu 
3,00 m und im Gewerbegebiet (§ 7) die Höhe des Vordergebäudes auch für 
die Hintergebäude des Grundſtücks zuläſſig. 

Abſ. 3: Weitere Erleichterungen gegenüber den Beftimmungen des Abſ. 2 
kann die Baugenehmigungsbehörde für Grundſtücke des Gewerbegebiets ($ 7) 

ewähren. 
1 Abſ. 4: Im Gebiet der offenen Bauweiſe dürfen die Vorderhäuſer 
höchſtens 8,50 m hoch werden. 


$ 10. Feuerbeſtändige und feuerhemmende Bauart. 

Bauliche Anlagen ſind in allen weſentlichen Teilen feuerbeſtändig herzu⸗ 
ſtellen, ſofern nicht in den Vorſchriften dieſer Bauordnung ein geringerer 
Feuerſchutz — feuerhemmende Bauart — zugeſtanden oder überhaupt kein 
beſonderer Feuerſchutz gefordert wird. 

Die Anforderungen, die an eine feuerbeſtändige oder feuerhemmende 

Grieger, Baupoligellide Vorſchriſten. 9 


A 


oa 


— 


zu ſchüͤtzen. 
3 
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Bauart zu ſtellen ſind, werden jeweils im Regierungsamtsblatte öffentlich 


bekannt gegeben. da) 
$ 11. Standſicherheit. 

Abſ. 1: Bauliche Anlagen find in allen Teilen nach den a iar en der 
Baukunſt aus guten, zweckentſprechenden Bauſtoffen herzuſtellen. Die An: 
5 welche an die Feſtigkeit der Bauſtoffe zu ielien, die Zahlen, 
ie den Feſtigkeitsberechnungen zugrunde zu legen, und die Belaſtungen, die für 
den Baugrund und die einzelnen Gebäudeteile zuläſſig ſind, ſowie ſonſtige 
Konſtruktionsvorſchriften müſſen denjenigen entſprechen, die im Regierungs: 
amtsblatte bekanntgemacht werden. 

Abſ. 2: Tragende Teile von Stein oder Metall dürfen nicht auf Holz 
gelagert werden. 

Abſ. 3: Verzierungen, Gefimfe und ſonſtige Bauteile am Außeren eines 
Gebäudes dürfen nur in ſolchen Bauſtoffen hergeſtellt werden, die ſich in 
dauerhafter Weiſe an dem Baukörper befeſtigen laſſen. 

$ 12. Grund: und Kellermauern. 

Abſ. 1: Tragende Mauern und Pfeiler müſſen auf feſtem, natürlichem 
oder künſtlich befeftigtem Boden unter Froſttiefe gegründet fein. Für Klein⸗ 
häuſer kann die Baugenehmigungsbehörde von der Vorſchrift, daß die 
Mauern bis unter Froſltieſe geführt werden follen, Ausnahmen zulaffen, 

Abſ. 2: Zur Verhütung des Aufſteigens und des ſeitlichen Eindringens 
der Bodenfeuchtigkeit find Grund- und Kellermauern in Gebäuden mit 
Räumen zum dauernden Aufenthalte von Menſchen ($ 26) durch Iſolierung 


$ 13. Aufgehende Wände. 150) 157) 


Ziffer 1. Allgemeine Beſtimmungen für die Mauerſtärken. 
Abf. 1: Sofern die klimatiſchen Verhältniſſe nicht größere Mauerſtärken 
fordern, kann bei Verwendung von gebrannten Tonziegeln in Reichsformat 
6,5 125 a und von gutem Kalkmörtel die nachſtehende dl als 
nhalt für die 


auerſtärken von Häuſern mit nicht mehr als drei 
choſſen dienen. 


ollge⸗ 
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Abſ. 2: Bei Anwendung von Luftſchichten in den Außenwänden iſt die 
Mauerſtärke um das Maß dieſer Schichten zu vergrößern. 

Abſ. 3: Für Bauten mit mehr als drei Vollgefhoffen find ſinngemäß zu 
den Beſtimmungen des Abf. 1 und 2 für die unteren Geſchoſſe höhere Mauer: 
ſtärken zu wählen, wobei eine und dieſelbe Mauerſtärke nur in drei unmittel⸗ 
bar untereinander liegenden Geſchoſſen wiederkehren darf und die Umfaſſungs⸗ 
wände des Kellergeſchoſſes grundſätzlich um einen halben Stein ſtärker ſein 
müſſen als die auf ihnen ruhenden Wände des Erogefchoffes. 

Abf. 4: Auf Anfordern der Baugenehmigungsbehörde ift außerdem die 
Standfeſtigkeit der aufgehenden Wände unter Berückſichtigung der Dach-, 
Schnee-, Wind», Decken-, Nutz⸗ und W e ſowie des ſeitlichen Erd⸗ 
druckes und der Druckverteilung auf den Baugrund durch Berechnungen 
nachzuweiſen. 


Ziffer 2. Umfaſſungswände und belaftete Zwiſchenwände. 


Abſ. 1: Außenwände und belaſtete Zwiſchenwände ſowie Umfaſſungs⸗ 
wände von Treppenhäuſern find feuerbeftändig (§ 10), la und den 
gefundbeitlichen Nnforderungen entſprechend herzuſtellen. Von der Forderung 
der Feuerbeſtändigkeit kann die Baugenehmigungsbehörde bel Außenwänden 
und belaſteten Zwiſchenwänden bei ſolchen Bauten abſehen, die keinen Raum 
zum dauernden Aufenthalt von Menſchen enthalten und hinſichtlich der Ab: 
ſtaͤnde von anderen Gebäuden und den Grundſtücksgrenzen den Beſtimmungen 

enügen. 

i Abf. 2: Für Einfamilienhäuſer, Klein- und Mittelhäuſer kann die Bers 
wendung von Fachwerksbau, von Leichtſteinen mit Außenputzverkleidung, 
ſowie jede andere behördlich für diefe Zwecke anerkannte Bauweise augeloffen 
werden. Bei Fachiverk: und Holzbauten ift jedoch die Schwelle der Erd- 
geſchoßwände mindeftens 25 em über das Außengelände zu verlegen, wobei 
eine Durchſchnittsberechnung ausgeſchloſſen iſt. 

Abſ. 3: In Einfamilienhäuſern, Klein- und Mittelhäuſern dürfen balten: 
tragende Zwiſchenwände auch von ausgemauertem und beiderfeitig geputztem 
Fachwerk oder als % Stein ſtarke Ziegelwand hergeſtellt werden, wenn ir 

leichmäßige Pag Dei Balkendrucke durch Aufbringen durchgehender 
Mauerlatten in voller Wandſtärke geſorgt ift. 


Ziffer 3. Unbelaſtete Zwiſchenwände. 


Abſ. 1: Scheidewände zwiſchen verſchiedenen Wohnungen müffen bei Aus- 
— in Ziegelmauerwerk mindeſtens einen Stein hart oder qe befchaffen 
jein, daß fie einen gleich hohen Schutz gegen Feuer- und Scha übertragung 
ieten. 
Abſ. 2: Für unbelaſtete Scheidewände innerhalb eſchloſſener Wohnungen 
nd alle für diefe Zwecke allgemein zugelaſſenen Erſatzbauweiſen ee 
doch ſind die hinter Feuerſtellen je Ofen liegenden Wandteile feuer: 
emmend herzuſtellen (vergl. § 18); Aborte find durch dichte und beiderfeits 
gepußte Wände von den übrigen Räumen der Wohnung zu trennen (vgl.$ 22). 


Ziffer 4: Slahlhauthäuſer. 


Stahlhauthäͤuſer, die Fe Sockel ruhen und hoͤchſtens aus Erd- 
geicho und ausgebautem Dachgeſchoß beſtehen, können einer äußeren feuer⸗ 
eſtändigen Bekleidung entbehren, wenn folgende Bedingungen erfüllt ſind: 
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a) Die Ulmfaſſungswände müſſen einen Abſtand von mindeſtens 3 m von 
den Nachbargrenzen haben. 

b) Die Wände find auf der Innenſeite mindeſtens feuerhemmend zu vers 
kleiden, wobei die Außenwände nicht wärmedurchläſſiger fein dürfen als 
eine 1% Stein ſtarke beiderſeits verputzte Ziegelmauer. 

e) Die tragenden Eiſenkonſtruktionsteile find mit Ausnahme ihrer im Freien 
liegenden Flächen feuerbeſtändig zu umkleiden. 

d) Die Eiſenkonſtruktion iſt zu erden. 


$ 14. Brandmauern. 


Abf. 1: Brandmauern find? Mauern, die beſtimmt find, die Verbreitung 
eines Brandes zu verhindern. Sie müffen von Grund auf feuerbeftändig ohne 
Öffnungen und Hohlräume in der Stärke von mindeſtens einem Steine ber 
geſtellt werden. Hoͤlzerne Träger, Balken und Rahmſtücke dürfen in Brand- 
mauern nur eingelegt werden, wenn die Mauer noch mindeſtens 13 cm ſtark 
verbleibt und auf der anderen Seite verputzt wird. Brandmauern brauchen 
nicht über Dach geführt zu werden, müſſen aber beiderſeitig bis unter die 
Dachhaut geputzt ſein. 

Abſ. 2: Brandmauern find herzuſtellen: ` 
a) Zum Abſchluſſe von Gebäuden, die unmittelbar an der Nachbargrenze 

errichtet werden. . Brandmauern ſind alte (Wegen der 

Doppel:, Gruppen- und Reihenhäuſer vergl. Abſatz 4. 

b) Zur Trennung von Räumen mit Feuerſtätten von anderen Räumen auf 
demſelben Grundſtücke, die infolge ihrer Bauart oder Benutzung der 
euersgefahr beſonders ausgeſetzt ſind. 
c) In ausgedehnten Gebäuden mindeſtens in Abſtänden von 40 m. 

Abſ. 3: Die Baugenehmigungsbehörde kann zulaſſen, daß Brandmauern 
zwecks einheitlicher Benutzung der Räume durch Öffnungen durchbrochen wers 
den. Dieſe ſind im Dachgeſchoſſe ſtets, in den übrigen Geſchoſſen in der Re— 
gel mit feuerhemmenden und rauchſicheren Türen zu verſehen. 

Abf. 4: In Doppel-, Gruppen- und Reihenhäuſern, fofern fie Einfami— 
lienhäuſer, Kleinhäuſer oder Mittelhäuſer find (H28) kann zugelaſſen mer: 
den, daß die Trennungswand zwiſchen zwel Gebäuden einen halben Stein 
ſtark oder als Fachwerkswand hergeſtellt wird, in Abſtänden von ungefähr 
40 m find aber die Trennungswände feuerbeftändig ohne Öffnungen in der 
Stärke der Brandmauern herzuſtellen. 

Enthält ein einzelnſtehendes 1 oder ein Kleinhaus Wohn⸗ 
und Wirtſchaftsräume unter einem Dache, 90 kann die Trennungswand eben: 
falls einen halben Stein ſtark oder als Fachwerkswand hergeſtellt werden, 
wenn ſie durch beiderſeitigen Verputz auch im Dachraum feuerhemmend und 
die Eindeckung feuerbeſtändig iſt. 


$ 15. Decken und Fußböden. 


Abf. 1: Holzbalkendecken über und unter Räumen, die zum dauernden 
abb alte von Menſchen dienen, müſſen Zwiſchendecken mit Auffüllung 
erhalten. 

Abſ. 2: Zur Verfüllung von Decken, insbeſondere von Holzbalkendecken, 
darf kein Stoff verwendet werden, der inte hrliche oder geſundheitsſchäd⸗ 
liche, insbeſondere verweſende oder fäulnisfähige Beſtandteile enthält. Es 


* 
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ift deshalb namentlich die Verwendung von Bauſchutt, Gipsabfällen, Keh- 
richt, Papierſtücken oder Lumpen verboten. 

Abſ. 3: Vor der regenſicheren Eindeckung eines Gebäudes darf nicht mit 
der Verfüllung der Decken begonnen werden. 

Abſ. 4: Holzbalkendecken in Räumen zum dauernden Aufenthalte von 
Menſchen (§ 26) müſſen verputzt werden, doch kann die Baugenehmigungs⸗ 
behörde Ausnahmen zulaſſen. 

In 3 und Kleinhäuſern (§ 28) ſind Holzbalkendecken 
auch ohne Verputz oder Verſchalung ub, 

Abf. 5: Die Decken, über welchen nå aſchküchen, Badeftuben, Räucher⸗ 
kammern und andere der Schädigung durch Waſſer oder Feuer beſonders 
a Räume befinden, müſſen waſſerundurchläſſig und feuerbeftändig 
hergeſtellt werden. Ausnahmen hiervon kann die Baugenehmigungsbehörde 
zulaſſen, wenn es ſich um nachträgliche Einrichtungen handelt. 

Abſ. 6: Durchfahrten unter Räumen zum dauernden Aufenthalte von 
Menſchen ($ 26) müſſen feuerbeſtändige Decken erhalten. 

Abſ. 7: Kellerdecken in Wohngebäuden, die für mehr als eine Familie bez 
ſtimmt find, und in Kellerräumen, die zur Lagerung feuergefährlicher oder 
fäulnisfähiger Stoffe dienen, müſſen feuerbeftändig und dunftficher fein. Aus: 
nahmen können von der Baugenehmigungsbehörde zugelaſſen werden. 

Abſ. 8: Kellerfußböden ſind gegen Bodenfeuchtigkeit und Grundgaſe dicht 
abzupflaſtern. 


$ 16. Dächer.) 


Abſ. 1: Dächer und Dachteile müffen feuerhemmend ($ 10) eingedeckt 
fein. Stroh-, Rohr-, Reth⸗ und Gehind lhäder dürfen von der Baugenehmi⸗ 
gungsbehörde in Gebieten der offenen Bauweiſe für landwirtſchaftliche Baus 
ten zugelaſſen werden. Solche Dächer müſſen aber von der Nachbargrenze 
und von anderen Gebäuden desſelben Grundſtücks mindeſtens 15 m, von Ge⸗ 
bäuden mit Bedachung der gleichen Art und von Bahnen mindeſtens 25 m 
entfernt bleiben. ($ 8 d). Es darf zur Beſeſtigung des nicht feuerhemmen⸗ 
den Eindeckungsſtoffes nur unverbrennliches Material verwendet werden. 

Abſ. 2: Wegen Schutzmaßregeln gegen das Herabfallen von Schnee, Eis 
und Teilen der Dachdeckung, ferner wegen Schutzvorrichtungen für Bau⸗ 
arbeiter und Schornſteinfeger gilt die Polizeiverordnung über die Anbringung 
von Dachhaken uſw. vom 15. af 1931 (Amtsblatt S. 186) in der Faſſung 
vom 20. Januar 1933 (Amtsbl. S. 37). 

Abſ. 3: Gegen das Herabfallen von Glasſtücken bei Glasdächern und 
Oberlichtern ſind Schutzvorrichtungen anzubringen, ſofern nicht Drahtglas 
verwendet wird. 

Abſ. 4: Wo Dächer und Abdeckungen von Gebäudeteilen unmittelbar auf 
die Straße oder auf die Nachbargrenze entwäſſern, müſſen Vorkehrungen 
Dom Abfangen und Ableiten des Dachwaſſers getroffen werden. Das auf 
ie Straße geleitete Waſſer muß mit der Straßenentwäſſerung in Verbin: 
Drag gebracht werden. 

bſ. 5: Dachaufbauten (Giebel, Dachfenſter, hochgeführte Erker, Türme 
und dergl.) müſſen von der Nachbargrenze mindeftens 2 m entfernt fein und 
dürfen in ihren Geſamtabmeſſungen nicht mehr als die Hälfte der Vorder: 
frontlänge betragen. i 


158) Bergi. PorBVerordn. v. 15. 5, 31, bier abgedr. S. 348. 
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Abf. 6: Liegt eine bauliche Anlage mit Stroh, Rohr, Reth, Schindeldach 
oder mit Dachpfannendach, mit Strohdocken tiefer als die Bahn (§ 8 d), fo 
tritt zu der Entfernung von 25 m (Abſ. 1) noch die 1% fache Höhe des Dam: 
mes oder der Futtermauer hinzu, ſo daß beiſpielsweiſe, wenn die Höhe des 
Dammes oder der Futtermauer 10 m ift, für die baulichen Anlagen eine Ent: 
fernung von mindeſtens 25 + 15 = 40 m innegehalten werden muß. 


Abſ. 7: Wegen der Berechnung der Entfernung vergl. § 8 d. 


* 
$ 17. Treppen. % 1%) 


1. Treppe, einſchließlich der Treppenabſätze, muß ſicher gangbar 
ſein. Treppen müſſen mit Handläufern verſehen ſein. Bei Wendelſtufen 
darf der Auftritt in einer Entfernung von 15 em von der ſchmalſten Stelle 
nicht geringer als 10 cm fein. Treppen müſſen überall mindeſtens 1,80 m 
Kopfhöhe aufweiſen. 

2. Jedes nicht zu ebener Erde liegende Wohngeſchoß muß durch eine oder 
mehrere Treppen zugänglich ſein, von denen der Ausgang ins Freie jederzeit 

eſichert iſt (notwendige Treppen). Ausnahmen bezüglich des gage 
onn von der Baugenehmigungsbehörde mit Rückſicht auf die befondere 
nutzungsart zugelaffen werden. Von jedem zum dauernden Aufenthalte von 
Menſchen beſtimmten Raume muß eine . 3 höchſtens 25 m Entfer- 
nung erreichbar ſein, wobei der Abſtand von der Mitte des Raumes bis zur 
Treppenhaustür gemeſſen wird. 

3. Alle notwendigen Treppen müſſen feuerhemmend fein, vom Tages- 
lichte genügend erhellt werden und in unmittelbarer Verbindung durch alle 
Wee e führen. 

4. Die Treppenräume notwendiger Treppen müſſen feuerhemmende 
Decken, Nissen Wände und unmittelbaren Ausgang ins Freie haben 
und in Wohngebäuden mit mehr als ſechs Wohnungen außerdem gegen Ber: 
qualmung aus dem Kellergeſchoſſe in ausreichender Weiſe geſichert fein, 

Sie müſſen vom oberſten auf ſie angewieſenen Geſchoß ſenkrecht bis zur 
. 

5. Steigungsverhältnis der notwendigen Treppen darf nicht größer 
als 19: 26 ſein, in Mittelhäuſern, in Gebäuden von nicht mehr als zwei 
Vollgeſchoſſen und in Einfamilienhauſern, auch wenn fie mehr als zwei Voll- 
geſchoſſe haben, darf das Steigungsverhältnis 20 : 25 betragen. 

6. Die Laufbreite der Treppen wird in Höhe des Handläufers gemeſſen, 
und zwar in der Mittelachſe desſelben. Wandhandläufer bleiben außer Anſatz. 

7. In Mehrfamilienhäuſern von mehr als zwei Vollgeſchoſſen, von denen 
pa zwei und mehr Wohnungen enthält, muß die Laufbreite der notwendigen 

ppen mindeſtens 1,10 m betragen. 

8. In Mehrfamilienhäuſern mit mehr als zwei Vollgeſchoſſen, von 
denen jedes nur eine Wohnung enthält, muß die notwendige Treppe mins 
deſtens 1,00 m Laufbreite haben. 

9. In ſonſtigen a en in Einfamilienhäuſern mit mehr 
als zwel Vollgeſchoſſen und in Mittelhäuſern muß die notwendige Treppe 
mindeſtens 0,90 m Laufbreite haben, wobei aber die Treppenabſätze mins 
deſtens 1,00 m Breite erhalten müſſen. 


150) Bergi. Pol.⸗Berordn. v. 22. 7. 28, bier abgedr. S. 348. 
1000 Vergl. Anm. 70, S. 38, 34 u. 78. 
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10. Keller- und Dachgeſchoßtreppen von Mittelhäuſern brauchen nur 
0,70 m breit zu fein und dürfen Steigungen bis 45 Grad aufweiſen. 

11. An Treppen in Kleinhäuſern, die nur von einer Familie benutzt wer⸗ 
fel werden keine beſonderen Anforderungen über Ausmaß und Anlage ges 

ellt. 

12. ft mehr als eine felbftändige Wohnung in einem Kleinhauſe vor: 
geſehen, ſo muß die Treppe unmittelbar ins Freie führen oder in einem mit 
einem unmittelbaren Ausgange ins Freie verſehenen Flure liegen, deſſen 
Wände feuerhemmend ſind. 

13, Als Kellertreppen in Kleinhäuſern genügen auch hölzerne Leiter: 
ſtufen, die von Küche und Nebenräumen unmittelbar zugänglich ſein dürfen. 

14. Geländer von Wohnhaustreppen, die durch mehrere Geſchoſſe führen 
und eine Durchſicht von mehr als 30 em haben, müſſen unbeſchadet weiter: 
gehender baupolizeilicher Beſtimmungen auf Podeften mindeſtens 100 cm und 
ſonſt ſo hoch ſein, daß der Zwiſchenraum zwiſchen Stufe und Geländerober⸗ 
kante irgends kleiner iſt als 80 em. Gewendelte Treppen, die breiter ſind 
als 1,40 m und durch mehrere Geſchoſſe führen, müſſen in Wohnhäuſern 
außerdem beiderſeits Handläufer haben. 

Der Zwiſchenraum zwiſchen Stufe und Geländeroberkante ift zu meffen 
an dem Lot von Stufenvorderkante auf die Geländerlinie. 


§ 18. Feuerſtätten. 10% 

Abſ. 1: Feuerſtätten in Gebäuden müſſen in allen Teilen aus unverbrenn— 
lichen Bauſtoffen hergeſtellt werden und 5 nur in ſolchen Räumen ans 
gelegt werden, die vermöge ihrer baulichen Beſchaffenheit und Lage zu Ber 
denken wegen Feuersgefahr nicht Anlaß geben. 

bſ. 2: F und andere größere Feuerungen dürfen nur un« 
n auf Fundamenten oder auf feuerbeſtändiger Reid errichtet 
werden. 

Abſ. 3: Nicht feuerbeſtändiger Fußboden unter Feuerſtätten muß gegen 
Feuersgefahr geſichert ſein. 

Abf. 4: Eiſerne Feuerſtätten müſſen mindeſtens 25 cm, Feuerſlätten aus 
Stein oder Kachel und Gasöfen mindeſtens 15 cm von verputztem oder feuer: 
hemmend umkleidetem Holzwerke entfernt fein. Von freiem Holziverke 

Konſtruktionshölzern) liten diefe Entfernungen 50 bzw. 25 cm betragen; 
„ Fußleiſten uſw. werden dem verputzten Holzwerke gleich: 
geachtet. 

Abſ. 5: Eiſerne Feuerſtätten in Räumen, in denen feuergefährliche Ars 
beiten vorgenommen oder leicht entzündliche Stoffe gelagert werden, ſind mit 


einem Schutzmantel aus Eiſenblech zu umgeben oder in einer anderen gleich- 
wertigen Weiſe zu ifolieren. 


$ 19. Rauchrohre. 

Abſ. 1: Die Rauchrohre der Feuerſtätten müſſen in der 00% an Schorn⸗ 
ſteine f 20) angeſchloſſen werden, fie müffen aus unverbrennlichem, dichtem 
anf ergeſtellt und innerhalb ede ſchoſſes in die Schornſteine ger 

rt werden. 


Bei Anſchl R denfelben © in mü di 
den ann MNA 


161) Vergl. Anm. 76, S. 85 über Grudebſen. 
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von verputztem Holzwerke mindeſtens 25 em, von freiem Holzwerke (Kon⸗ 
ſtruktionshoͤlzern) mindeſtens 50 cm entfernt bleiben. Sind die Rohre unver: 
brennlich ummantelt, fo genügt eine Entfernung von 12 cm. 

Abf. 2: In Rauchrohren von Öfen und in letzteren ſelbſt dürfen Vorrich⸗ 
tungen, die das Entweichen der Feuergaſe in den Schornſtein einſchränken, 
nur dann angebracht werden, wenn bei ihrer Handhabung dauernd 4 des 
Rohrquerdurchſchnitts, mindeſtens aber eine zuſammenhängende Fläche von 
15 gem für den Durchgang der Rauchgaſe 1 155 bleibt und dies jederzeit 
leicht nachgeprüft werden kann (vgl. $ 20 a). enn ein Rauchrohr unmit⸗ 
telbar ins Freie führt, ſo kann verlangt werden, daß ſeine Ausmündung mit 
Funkenfänger verſehen wird. 


Gasabzugsrohre müſſen Vorkehrungen gegen Windrückſtau erhalten, 


Abſ. 3: Wenn Rauchrohre nicht geradlinig geführt werden, müſſen ſie an 
den Brechpunkten mit Reinigungsſchiebern verſehen ſein. 


§ 20. Schornſteine. 


Abſ. 1: Schornſteine müſſen Nee mit vollen Fugen gemauert 
fein und gleichbleibenden lichten Querſchnitt erhalten. Vor Holzfachwerk⸗ 
wänden muß das Schornſteinmauerwerk ohne Verband mit der Fachwerks⸗ 
ausmauerung aufgeführt werden, wobei der Zwiſchenraum zwiſchen ad: 
wand und Schornſtein voll auszumauern ift. Auf Holz oder andere brenn— 
bare Bauteile dürfen Schornſteine weder mittelbar noch unmittelbar auf: 
geſetzt oder geftüßf werden. 

Abf. 2: Gemauerte Schornſteine müſſen auf den Außenſeiten geputzt und 
auf den Innenſeiten glatt ausgeſtrichen werden. Die Schornſteine müſſen fo 
weit über die Dach lache hinausgeführt werden, daß eine gute Abſaugung 
und Ableitung des Rauches ſtattfindet und eine Gefährdung der Umgebung 
durch Funken, Ruß und Rauch vermieden wird. Die Seitenwände (Wangen) 
von gemauerten Gchornfteinen müſſen mindeſtens einen halben Stein ſtark, 
an der Aufenfeite von Umfaſſungswänden mindeftens 1 Stein ſtark fein. 
Wenn zwei Brandmauern nebeneinander in gleicher Höhe vorhanden find, ger 
nügt eine halbe Steinſtärke für die Grenzwangen. 

Abſ. 3: Gemauerte Schornſteine von größeren Zentralheizungen und grös 
ger Feuerſtätten, wie Backöfen, Schmieden, Darren und dergl. müſſen 

angenſtärken von mindeſtens 1 Stein erhalten. 

Als größere Zentralbeizungen find {eier 1 5 die über das Maß 
von Kleinhaushelzungen oder Stockwerkheizungen hinausgehen. 

Abſ. 4: Die Innenflächen der Schornſteine müſſen von Balken und Dach⸗ 
hölzern mindeſtens 20 em entfernt bleiben. 

Abſ. 5: Die Schornſteine find fo einzurichten, daß fie in allen Teilen 
ordnungsmäßig gereinigt werden können. Die Reinigungsöffnungen müſſen 
mindeſtens die Größe des lichten Schornſteinquerſchnitts haben und mit feuer: 
hemmenden und rauchſicheren Verſchlußvorrichtungen verſehen werden. Un: 
geſchütztes Holzwerk muß mindeſtens 50 em, feuerhemmend verklei⸗ 
detes mindeſtens 30 em von den Reinigungsöffnungen entfernt 
bleiben. Soll ein Schornſtein vom Dade aus gereinigt werden, fo 
müſſen ſeitlich aufklapphare Ausſteigeluken mit einer Offnungsweite von 
mindeftens 35: 50 em und bei Steildächern Laufbretter angebracht werden. 

Abſ. 6: In Räumen, in denen leicht entzündliche Stoffe lagern oder ver: 
arbeitet werden, dürfen Reinigungsöffnungen für Pd nicht angelegt 
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werden. Schornſteine in ſolchen Räumen müſſen fugendichte, feuerbeftändige 
Ummantelung erhalten (3. B. 4 ſteinſtarke Vorſatzſchicht mit Putz oder 
fugendichtem plattenbelagz 

Abſ. 7: Aufſätze auf Schornſteinen find zuläſſig, wenn fie die ordnungs- 
mäßige Reinigung nicht verhindern. 

Abſ. 8: Es werden weite — beſteigbare — und enge — unbefteigbare — 
Schornſteine unterſchieden. 

A. Die beſteigbaren Schornſteine müffen eine Lichtweite von mindeſtens 
43/43 em haben und dürfen außer den Raucheinmündungen und einer Ein: 
ſteigöffnung am Fuße keine weiteren Öffnungen in den Wänden erhalten. 

Bei größeren Abmeſſungen lichter Weite ſind Steigeiſen in Abſtänden von 
nicht über 50 em anzubringen. 

B. Jedes unbeſteigbare Schornſteinrohr iſt mit einem überall gleichen 
Querſchnitte aufzuführen, der im Lichten nicht geringer als einen halben Stein 
Normalformat ſein darf. 


In ein unbefteigbares Schornſteinrohr von 225 gem innerer Weite dürfen 
höchſtens drei Rauchrohre gewöhnlicher Zimmeröfen eingeführt werden. Aus: 
nahmen kann die Baugenehmigungsbehörde zulaſſen, insbeſondere dürfen ein: 
zelne Feuerſtätten in Dach- und Kellergeſchoſſen, wenn ihre Benutzung ſeltener 
zu erwarten ſteht, auch an Schornſteine der Vollgeſchoſſe angeſchloſſen wer— 
den. Für jedes weitere einzuführende Rauchrohr ift die Weite des Schorn— 
ſteinrohres um 75 gem zu vergrößern. Ein Kochherd mit mehr als einer 
Feuerung wird bei der Berechnung der Zahl und Weite der Schornſteinrohre 
zwei Zimmeröfen gleichgeſtellt. 

Abf, 9: Anders als ſenkrecht dürfen Schornſteinrohre nur geführt wer: 
den, wenn fie in feuerbeftändigen Wänden liegen oder durch feuerbeftändige 
Konſtruktionen unterſtützt find. Hierbei darf die Neigung für befteigbare 
Schornſteine nicht weniger als 60 Grad, für unbeſteigbare Schornſteinrohre 
nicht weniger als 45 Grad betragen. 


Abſ. 10: In Werkſtätten und Küchen mit größerer Dampfentwicklung 
müſſen Wraſenrohre angebracht werden. Die Mibenuhung der Wraſen⸗ 
rohre zu Feuerungs- und Lüftungszwecken iſt verboten. Auspuffrohre von 
Verbrennungskraftmaſchinen (Gas-, Benzin-, Petroleummotoren u. a.) find 
in beſondere Abzugsrohre einzuführen. 

Abſ. 11: Für die Abführung der Abgaſe von Gasfeuerſtätten ten (Heiz 
und Badeöfen, Stromautomaten) find beſondere Schornſteinrohre vorzuſehen. 
Gasſchornſteinrohre find an der Ausmündung durch Wahl eines anderen 
Querſchnittes oder durch Anbringung eines Cifens an der Mündung oder 
dergleichen zu kennzeichnen. 

Abſ. 12: Gasabzugsrohre find unverbrennlich herzuſtellen. 

Abſ. 13: An Schornſteinen für Zentralheizungen und gewerbliche Anla- 
gen (wie Gchmiedefeuerungen, Backöfen, Darrenfeuerungen) ſowie an Schorn— 
ſteinrohre von Räucherkammern dürfen nicht noch andere Feuerſtellen ange: 
ſchloſſen werden. 

Abſ. 14: Schornſteine in Gebäuden, die mit Stroh, Rohr, Reth oder 
Schindeln gedeckt ſind, müſſen als weite Schornſteine hergeſtellt werden. 
$ Abf. 15: Wegen der Schornſteine bei Zentralheizungen vergleiche auch 
20 a. 


1814) Vergl. Anm. 79, S. 97. 
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§ 20 a: Bauliche Vorkehrungen bei Zentralheizungen 
und Warmwaſſerverſorgungen. “5 


Vorbemerkung. Die Beſtimmungen dieſes Paragraphen gelten für 
Anlagen in Neubauten, ſie ſollen angewandt werden bei Neuanlagen in 
beſtehenden Gebäuden und bei . en Umbauten vorhandener Anlagen. 

Als Heizraum gilt hierbei ein Raum, in dem eine Feuerſtätte für Zentral 
warmwaſſerheizung, Warmwaſſerverſorgung, Heißwaſſerheizung, Nieder⸗ 
druckdampfheizung oder Luftheizung aufgeſtellt iſt. 

Die Beſtimmungen gelten ohne Einſchränkung für Heizräume, in denen 
eee s- und Warmwaſſerverſorgungskeſſel⸗Anlagen mit 
über 10 qm Heisfläche, Heißwaſſerheizungen mit 2 Feuerungen oder Feuer⸗ 
luftheizungen mit über 20 qm glatter oder 30 qm gerippter Heizfläche bez 
ſtehen. 

Bei kleineren Anlagen find nur die Nr. 4, 5 und 6 zu beachten, bei Keſſeln 
mit weniger als 4 qm Heizfläche nur die Nr. 5 und 6 Ab. 2 und g. 

1. Ausgänge: Der Heizraum ift mit mindeſtens zwei möͤglichſt ent» 
gegengefeht liegenden Ausgängen zu verſehen. Als Notausgang genügt ein 

usftieg durch ein Fenſter mittels Steigeiſen. Bei Großanlagen muß einer 
der beiden Ausgänge ins Freie führen. 

Die Türen müſſen feuerhemmend hergeſtellt ſein, nach außen aufgehen 
und ſelbſttätig ſchließen. 

2. Fen i er: Der Heizraum muß durch Fenſter mit der Außenluft in 
Verbindung ſtehen. Die Fenſter follen in handlicher Höhe zu Öffnen fein, wenn 
möglich durch Kippflüge 

3. Decken uno Wände: Die Decke des Heizraumes und feiner 
Nebenräume ift durch Anſtrich (3. B. Waſſerglas) gasdicht herzuſtellen. 
Rohr- und Kabeldurchführungen ſind ſorgſam abzudichten. 

Neben dem Heizraum belegene Wohnräume, gewerbliche Werkftätten und 
dergleichen müſſen von dem Heizraum durch mindeſtens 25 em ſtarke, ges 
mauerte oder gleicherweiſe feuerfefte Wände abgeſchloſſen fein, eine Berbins 
dung etwa durch Fenſter oder Türen iſt unzuläſſig. 

4. Zus und Abluft: Der Heizraum ift mit einer oberen Abluft 
Öffnung, die bei natürlichem Auftrieb einen freien Querſchnitt von 25 v. H. 
des Schornſteinquerſchnittes hat, und einer über dem Fußboden möglichſt 
hinter den Keſſeln einmündenden unverſchließbaren Zuluftöffnung von 50 v. H. 
des Schornſteinquerſchnittes zu verſehen. ft der Heizerftand vertieft, fo gilt 
ſeine Sohle als Fußboden. Um den erforderlichen Auftrieb im Abluftkanal 
ju ſichern, foll ja möglichft in der Nähe des Gchornfteines liegen und über 

achfirft ausmünden. Die Zuluft muß aus dem Freien entnommen werden, 
8 nicht an Stellen, die dicht unter Offnungen zu Aufenthaltsräumen 
iegen. > 

15 Schornſteine: Jede Feuerſtätte der Zentralheizung, der zentralen 
Warmwaſſer- und Dampfverforgung foll einen eigenen Schornſtein erhalten, 
an den weder andere Feuerſtätten angeſchloſſen noch Entlüftungseinrichtungen 
angebracht werden. Eine Zuſammenfaſſung mehrerer in einem Raum unter⸗ 
goen Feuerſtätten der Zentralheizungs⸗ 1 Anlagen zu einzelnen 

ruppen mit je einem Schornſtein iſt zuläſſig. Dabei iſt im Betrieb edoch 
darauf zu achten, daß der einzelne chornſtein nach Möglichkeit voll bean⸗ 
ſprucht wird. Die Türen der nicht betriebenen Feuerſtätten müſſen geſchloſſen 


10) Vergl. Anm. 78, 79, 80, S. 30 ff. 
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prene werden. Die Schornſteine follen an Innenwänden des Heizraumes 
jegen und ſind an ihrem Fuße mit einem Aſchenſack von mindeſtens 0,12 m 
Tieſe zu verſehen. 

6. Rauch züge: Abſ. 1: Das Mauerwerk der Feuerſtätten, Rauch⸗ 
kanäle und Schornſteine iſt dicht herzuſtellen und dauernd dicht zu erhalten. 
Putzdeckel, Pyrometerhülſen und dergl. müſſen luftdicht ſchließen. Rauch⸗ 
kanäle dürfen nicht feucht liegen, ihre Reinigungsöffnungen müſſen jederzeit 
zugänglich ſein. 

Abſ. 2: Rauchkanäle und Rauchrohre müſſen auf dem kürzeſten Wege 
mit Steigung und ohne ſcharſe Krümmungen nach dem Schornſtein zu geführt 
werden. 

Abſ. 3: Rauchſchieber und Droſſelklappen müſſen in ihrem oberen Teil 
mit Abzugsöffnungen gleich 3 v. H. des Rauchrohrquerſchnitts, jedoch nicht 
unter 20 qem verſehen ſein. Einrichtungen zur Regelung des Zuges, die 
durch Einführung von Nebenluft in die Rauchkanäle oder Schornſteine 
wirken, dürfen nur eingebaut werden, wenn ſie auf Grund der von der 
Arbeitsgemeinſchaft für Brennſtofferſparnis aufgeſtellten Richtlinien zum 
Einbau zugelaſſen ſind. 

Abſ. 4: Verbindungsrohre zwiſchen Feuerſtätten und Schornſteinen dürfen 
nur dann aus Schmiedeeiſen hergeſtellt werden, wenn fie bei Lichtweite bis 
200 mm eine Wandſtärke von 3 mm, bei größerer Lichtweite eine Wand: 
Dr von mindeſtens 5 mm erhalten, um ſchnelles Durchroſten zu verhüten. 

us letzterem Grunde find ſtatt fchmiedeeiferner Verbindungsrohre Ai die 
Ableitung der Rauchgaſe moͤglichſt Chamotterohre und gußeiſerne Muffen⸗ 
oder Flanſchenrohre zu verwenden. 


§ 21. Waſſerverſorgung. 


Abſ. 1: Für jedes Grundſtück, das zu Wohn- oder Arbeitszwecken bebaut 
werden ſoll, muß geſundheitlich rag pee Trinkwaſſer und die zu Feuer⸗ 
löſchzwecken ausreichende Menge an Waſſer in einer den örtlichen Verhält- 
niſſen entſprechenden Weiſe ſichergeſtellt fein. 

Abſ. 2: Grundſtücke, die mit Wohnhäuſern von mehr als zwei Voll⸗ 
geſchoſſen bebaut werden, müſſen an die öffentliche Waſſerleitun ange⸗ 
ſchloſſen werden, auch muß in der Regel für jede der in Ag äumen 
vorgeſehenen Wohnungen eine in deren abgeſchloſſenem Bereiche liegende 
Waſſerzapfſtelle mit einer Entwäſſerungsleitung gefordert werden. Wo 
örtliche Vorſchriften hierüber hinausgehen, gelten dieſe. 

Abſ. 3: Bei vorhandenen Wohnhäuſern iſt die Vorſchrift des Abſ. 2 
binnen zwei Mn u erfüllen. 

Abſ. 4: Iſt eine öffentliche Waſſerleitung nicht vorhanden, ue für 
jedes Grundſtück mit einem zum dauernden Aufenthalte von Menſchen bez 
ſtimmten Gebäude das Recht zur Benutzung eines öffentlichen Brunnens 
oder zur Mitbenutzung eines Privatbrunnens, ofern der Brunnen nach dem 
Ermeſſen der Baugenehmigungsbehörde und der Feuerlöſchpolizei in aus⸗ 
reichender Nähe des Hauſes liegt und der Brunnen für die auf ihn ange: 
wieſenen Grundſtücke und deren Bewohner eine genügende aſſermenge 
ſtändig liefert. Andernfalls muß die Baugenehmigungsbehörde die Anlage 
eines neuen Brunnens fordern. 

Abf. 5: Eiſerne Röhrenbrunnen, deren Waſſerentnahmeſchicht in weniger 
als 4 m Tiefe liegt, müffen mindeſtens 10 m Abſtand von Abortgruben, 
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Dungſtätten, Stallungen, Jauchen, Gent: oder Sammelgruben haben. 
Liegt die Waſſerentnahmeſchicht tiefer als 10 m und unterhalb undurch⸗ 
läffiger Bodenſchichten, fo kann die Baugenehmigungsbehörde die Anforderung 
bis auf 5 m Abſtand ermäßigen. Liegt die Waſſerentnahmeſchicht tiefer als 
20 m und unterhalb undurchläſſiger Bodenfehichten, fo kann die Baugeneh⸗ 
migungsbehörde die Anforderung bis auf 3 m ermäßigen. 

Abf. 6: Keffel- oder Schachtbrunnen müſſen von Abortgruben, Dung⸗ 
ſtätten, Stallungen, Jauchen⸗, Gent und Sammelgruben und dergl. einen 
Abſtand von mindeſtens 10 m haben. Sie find waſſerdicht abzudecken. Die 
Oberkante der Abdeckung muß mindeſtens 0,25 m über dem umgebenden 
Gelände liegen. Wird vom Bauherrn nachgewieſen, daß die Waſſerentnahme⸗ 
ſchicht tiefer als 10 m und unterhalb undurchläſſiger Bodenſchichten liegt, 
fo kann eine Ermäßigung des Abſtandes im Einzelfalle bis auf 5 m zuge: 
ſtanden werden. 

Ein mit einer Pumpe verſehener Keſſelbrunnen muß fo mit Gefälle um: 
pflaſtert fein, daß das Auslaufwaſſer e re wird. i 

Abf. 7: Die Herſtellung offener Zieh: oder Schöpfbrunnen ift verboten. 


$ 22. Entwäſſerung und Beſeitigung der Abfallſtoffe. 


A. Entwäfferung: 

1. Alle Abwäſſer und Abgänge müſſen derart beſeitigt werden, daß weder 
für den Bauzuſtand noch die Benutzung des eigenen Grundſtücks noch auch 
155 die Nachbarſchaft oder die Allgemeinheit irgendwelche Nachteile oder 

eläſtigungen entſtehen können. 

In die Gräben und Seitengerinne der Kunſtſtraßen und öffentlichen Wege 
dürfen ausſchließlich Regen- und Schneewäſſer geleitet werden. Andere 
Waſſer ſind in Gruben zu ſammeln, für die die augenehmigungsbehörde 
die Eigenschaften der Abortgruben (B 3 u. ff.) vorſchreiben kann. 


2 B. Aborte: 


2. Wo örtliche Beſtimmungen nicht mehr verlangen, ſind Aborte mit 
Gruben auszuſtatten. Die Gruben müſſen groß genug, in Zementbeton oder 
leichwertigem Danpol völlig undurchläſſig hergeſtellt und mit einer 25 cm 
Nacken Schicht fetten Lehms oder Tons 5 ſein. Mit Hausmauern 
arf die Grube nicht in Verbindung ſtehen. Sie muß außerhalb bewohnbarer 
Gebäude liegen, bequem zu entleeren, tragfähig, geruchdicht und waſſerdicht 
überdeckt ſowie bei Lage unmittelbar an Gebäuden mit Räumen zum dauern: 
den Aufenthalt von Menſchen ($ 26) durch ein ſenkrechtes Rohr über Dach 
entlüftet ſein. Klärgruben können zugelaſſen werden, wenn der Anſchluß an 


einen geeigneten Vorfluter möglich und in geſundheitspolizeilicher Hinſicht 


uläſſig ift oder wenn eine Niefels oder Sickeranlage angeſchloſſen wird. Alle 
die genannten Gruben müſſen mit ihrer Sohle mindeſtens 50 em über dem 
höchſten möglichen Grundwaſſerſtande liegen. 

3. Riefel: oder Sickeranlagente e find nur da zuläffig, wo der Boden duech: 
läſſig ift, das Grundwaſſer niemals höher als 50 em unterhalb der Anlage 
ſteigt und keine Möglichkeit beſteht, daß der Inhalt der Anlage fih unter: 
irdiſchen Bauteilen oder Brunnen oder Trinkleitungen oder Mafferläufen 
mitteilt. Auch muß die dafür in Anſpruch genommene Geländefläche ſo groß 
ſein, daß auf jeden ſelbſtändigen Haushalt des Grundſtückes alete 
800 qm entfallen. 


1024) Vergl. Anm. 92, S. 43. 


& 22. Entwäſſerung pp. 141 


Unter dieſer Vorausſetzung kann beim Vorliegen ländlicher Verhältniſſe 
ausnahmsweiſe auch die Verwertung der Abfallftoffe zur Düngung des 
Geländes zugelaſſen werden. 

4, Innerhalb der Umfaſſungswände liegende Tonnenräume müſſen mit 
undurchläſſigen Decken, Wänden und waſſerdichten Fußböden verſehen und 
durch Dunſtrohre bis über die oberſten Wohnraumfenſter entlüftet ſein. 
Tonnenräume ſind von außen unmittelbar zugänglich zu machen. 

5. Düngerſtätten und Jauchegruben ſind ebenfalls waſſerdicht herzuſtellen. 
1 rein landwirtſchaftlicher Umgebung genügt für Düngerſtätten eine mit 

eldſteinen auf Lehm, oder Tonunterlage abgepflaſterte Vertiefung mit 
erhöhtem Rande. Alle Anlagen, in denen menſchliche oder tieriſche Abgangs— 
ſtoffe anfallen oder geſammelt werden, müſſen von den Grundſtücksgrenzen 
mindeſtens 5 m, von der Straße mindeſtens 15 m entfernt fein. Der Min: 
deſtabſtand von der Grundſtücksgrenze gilt jedoch für Stallungen nur ſo weit, 
als ſie nicht gegen das Eindringen unreiner Shore in das Erdreich gefichert 
nd. 


6. Aborträume und Baderäume müſſen Luft und nach Möglichkeit auch 
Licht unmittelbar von außen oder einem gut gelüfteten Lichtſchacht erhalten. 
Aborträume müſſen allſeitig geruchdicht umſchloſſen fein, 

7. Aborträume müſſen eine Grundfläche von mindeſtens 1 qm haben bei 
0,80 m geringſter Abmeſſung. Aborträume dürfen nicht unmittelbar von 
Aufenthaltsräumen ($ 26) zugänglich fein. Ausnahmen find nur zuläſſig bei 
Aborträumen für Gefchäftsräume, öffentliche Verkaufsräume und Werk: 
ſtätten, wenn zwiſchen Aborträumen und dem Aufenthaltsraum eine Luft- 


ſchleuſe (ſelbſtändig von außen gelüfteter Vorraum) liegt. 


8. Nach Möglichkeit ſoll jede Familie einen beſonderen Abort erhalten. 
Mehr als zwei Familien dürfen auf einen Abort nicht angewieſen fein. 

9. Jede ſelbſtändige Betriebsſtätte muß einen beſonderen Abort erhalten. 
Für wor gewerbliche Anlagen vergl. $ 30. 

10. Baderäume müſſen . 1,35 m breit fein und, wenn fie einen 
reset enthalten, einen Luftraum von mindeftens 12 me, wenn fie 
einen Gasbadeofen enthalten, einen Luftraum von mehr als 20 m? oder, 
ſoweit das mehr ergibt, einen ſolchen von mehr als dem dreifachen des ſtünd⸗ 
lichen Gasverbrauchs der in ihm aufgeſtellten Gasgeräte haben. 

Läßt ſich ein ſolcher Luftraum nicht erreichen, ſo müſſen die Baderäume 
dicht über dem Fußboden, am beſten in der Tür und unmittelbar unter der 
Decke Luftöffnungen von mindeſtens je 150 cm? i. L. nach einem mindeſtens 
10 m? großen Nachbarraume erhalten. Als Nachbarraum darf zu dieſem 
Zwecke kein Raum benutzt werden, der zum dauernden Aufenthalt von Men— 
ſchen dient. 

Der Luftinhalt darf jedoch nicht weiter als bis auf 10 me herabgeſetzt 
werden und dies auch nur dann, wenn entweder ein Gasbadeofen mit einer 
Minutenleiſtung von hödyftens 320 Wärmeeinheiten (kcal) und eine Spar: 
badewanne von hoͤchſtens 120 Liter Inhalt oder ein Kohlenbadeofen aufs 


geſtellt wird. 


C. Behälter für Abfall und Aſche: 

11. Grundſtücke, auf denen ſich Räume Mr den dauernden Aufenthalt 
von Menſchen ($ 26) befinden, müſſen mit Behältern zur vorläufigen Auf: 
nahme von Abgängen aus Hauswirtſchaft und Gewerbebetrieben und von 
Abfallſtoffen ſowie Aſche verſehen fein, 
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12. Die Behälter find in Wand und Boden aus undurchläſſigen Stoffen 
herzuſtellen und dicht ſchließend zu überdecken. Die Aſchenbehälter müſſen 
außerdem aus unverbrennlichen Stoffen beſtehen. 


§ 23. Lichtſchächte. 

Die Lichtſchachtwände müſſen über die Dacheindeckung geführt werden. 
Die Sohle des Lichtſchachtes muß für die Reinigung zugänglich, waſſerdicht 
und genügend entwäſſert ſein. 

Lichtſchächte, die durch mehr als zwei Vollgeſchoſſe führen, müſſen min: 
deſtens 6 qm Grundfläche mit 2 m kleinſter Abmeſſung haben. Die um 
ſchließenden Wände müffen feuerbeftändig fein. Im übrigen iſt eine Mindeſt⸗ 
grundfläche von 3 qm bei 1,50 m kleinſter Abmeſſung erforderlich, und für 
die umſchließenden Wände genügt feuerhemmende Herſtellung. 

Offnungen nach dem 8 müſſen mit rauchſicherem und feuer 
hemmendem Verſchluß verſehen fein, Öffnungen, die lediglich der Lichtzufuhr 
um Dachraum dienen, können aus Drahtglas hergeſtellt werden, das feft 
in die Lichtſchachtwände eingefügt werden muß. 


$ 24, Außere Geſtaltung der baulichen Anlagen. 


Abſ. 1. Das Außere der baulichen Anlagen ($ 1) muß in bezug auf 
Bauart, Bauform, Bauftoff und Farbe fo beſchaffen fein, daß es die eins 
heitliche Geſtaltung des Straßenbildes nicht ſtört, insbeſondere dr Eins 
deckungen, die nach Farbe, Muſterung und N die einheitliche Geſtaltung 
des Straßenbildes ftören, nicht zuläſſig. Auch find grobe Abweichungen von 
der durch vorherrſchende oder vorgeſchriebene Geſchoßzahl fidh ergebenden 
N zu vermeiden. 460 

Abſ. 2. Bei der Errichtung baulicher Anlagen ift auf den Schutz der 
Baus und Naturdenkmäler gegen Verunſtaltung und auf die heimiſche Baus 
weiſe Rückſicht zu nehmen. 

Abſ. 3. Die von en Plätzen oder anderen öffentlichen Verkehrs⸗ 
pagen, insbeſondere Waſſerſtraßen, Eiſenbahnen aus ſichtbaren äußeren 

mfaſſungswände ſind dauernd in gutem Zuſtande zu erhalten. Insbeſon⸗ 
dere müffen fie fpäteftens binnen zwei Jahren nach der Rohbauabnahme 
mit Verputz verſehen werden, ſofern fie nicht in Werkſtein oder gefugtem 
Ziegelrohbau e ſind. 

Abſ. 4. Auf Reklameanlagen (3. B. Schaukäſten), die vor die Hauswand 
vorſpringen, findet, wenn fie innerhalb einer Höhe von 3 m über dem 
Bürgerfteige beginnen, $ 6 Abf. 11 Anwendung. Innerhalb der Höhe von 
3 m aufwärts bis 4,20 m über Gehbahn haben alle in den Luftraum der 
Straße Hehe Reklameanlagen mit ihrem Vorſprung ein Höchſtmaß 
von 100 em innezuhalten, oberhalb der Höhe von 4,20 m über Gehbahn 
aber dürfen ſie nicht weiter als 80 em vor die Hausflucht vortreten. 

Unter ſich haben Reklameanlagen, die vor die „ vorſpringen, 
in der Richtung der Straßenfront in der Regel einen Mindeſtabſtand von 
3,00 m zu halten. 

na vordachartige Reklameanlagen N § 6 Abf, 10 Anwendung. 
Ausnahmen von den Beſtimmungen dieſes Paragraphen kann die Bau⸗ 
genehmigungsbehörde innerhalb der Induſtriezone (Gewerbegebiet) zulaſſen. 


163) Me des 5 
1. Gl Bat De ef l. W 0 ee, det amen an 
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$ 25. Einfriedigung der Grundſtücke, Vorgärten. 
Ziffer 1: Einfriedigung. 

Abſ. 1. Alle bebauten Grundſtücke find auf der Straßenfluchtlinie — wo 
eine ſolche nicht beſteht, auf der Straßengrenze —, ſoweit fie nicht mit Ge- 
bäuden beſetzt iſt, ſowie auf den ſeitlichen, zwiſchen der Straßenfluchtlinie 
oder Straßengrenze und der Gebäudevorderſeite liegenden Grundſtücksgrenzen 
mit einer e u verſehen. 

Abſ. 2. Durch die . zu den p e e und zu den 
Zugängen und Zufahrten zum Hofe führende Wege können teilweiſe oder 
ganz von der Einfriedigung 17 Türflügel in den Einfriedigungen 
dürfen über die Straßenfluchtlinie nicht hinausſchlagen. 

Abſ. 3. Als Einfriedigung können zugelaffen werden: eiferne Zäune, 
Latten⸗ oder Drahtzäune und lebende Hecken. Werden einfach Grünjtceifen 
vor den 4 0 vorgeſehen, fo kann die Baugenehmigungsbehörde in Wohn: 
ſtraßen mit Reihenhäuſern geſtatten, daß von der Errichtung von Einfriedi— 
gungen abgeſehen wird. 

Abf. 4. Die Einfriedigungen müſſen mindeſtens 60 cm hoch fein und 
dürfen eine Höhe von 2,00 m nicht überſteigen. In geringerer Höhe als 
1,80 m dürfen fih an den Einfriedigungen keinerlei Spitzen oder ſpitzige 
Teile 2 ir 

Stacheldraht darf an den Einfriedigungen nur ſo verwendet werden, daß 
eine Berührung der Straßenpaſſanten mit ihm unmöglich iſt. 

4 7 5. Der Baugenehmigungsbehörde bleibt vorbehalten, eine einheit⸗ 
liche N Noignog für beſtimmte Straßen feſtzuſetzen. 

Abſ. 6. Schilder und Schaukäſten an Einfriedigungen müſſen fo ange— 
bracht ſein, daß ſie den Einblick in den Vorgarten nicht behindern. 

Ziffer 2: Benutzung der Vorgärten. a) 

Abſ. 1. Vorgärten ſind mit angemeſſener Bepflanzung zu verſehen und 
zu unterhalten. 

Abf. 2. In den Vorgärten kann die Baugenehmigungsbehörde die Er: 
richtung von Lauben- und Gartenhäuschen zulaſſen, wenn 105 ihre Größe 
und Bauart dem Charakter der Umgebung anpaßt. Die Aufſtellung von 
Reklameſchildern in Vorgärten iſt verboten. Lediglich zu Vermietung von 
Wohnungen oder Räumen desſelben Grundſtücks können Schilder bis zu 
1 qm Größe für die Zeit des Leerſtehens dieſer Räume geſtattet werden. 


Ziffer 3: Befeſtigung der Vorgärten. en 

Abſ. 1. Pflaſterung oder ſonſtige ſtraßenmäßige Befeſtigung des Bodens 
in Vorgärten ift nur als Trau Flafter owie auf ee riat en Durch: 
gängen und Durchfahrten salala, Hierbei dürfen zu Durchfahrten nicht 
mehr als 2,50 m breite, zu Haupteingängen nicht mehr als 1,50 m breite 
Pflaſterungen angelegt werden. 

Abf. 2. Bei Grundſtücken, die gemäß 8 6 Ziffer 4 eine Durchfahrt haben 
müſſen, muß innerhalb des Vorgartens eine 2,50 m breite Pflafterung oder 
entſprechende anderweitige Befeftigung zu dieſer Durchfahrt vorhanden fein. 
Der Zugang zu den übrigen Eingängen des Hauſes — in Keller, Laden 
uſw. — muß der Regel nach vom Haupteingang unmittelbar am Gebäude 
entlang in einer Breite von böchftens 1,30 m angelegt werden. 


1 Vergl. Anm. 101, S. 48. 
10 Vergl. Anm. 99, S. 47. 
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$ 26. Räume zum dauernden Aufenthalt von Menfchen 
(Aufenthaltsräume). 4% 


Abſ. 1. Es werden unterſchieden: Räume, die zum dauernden, und folde, 
die nicht zum dauernden Aufenthalte von Menſchen beſtimmt ſind. 

a) Als Räume zum dauernden Aufenthalte von Menſchen ohne Rückſicht 
auf die Dauer der tatſächlichen Benutzung e de nn gelten 
außer Wohn-, Schlaf-, Arbeits- und Geſchäftsräumen auch Wohndielen, 
Küchen, ug Re: mit der nachſtehend unter b) angegebenen Ein: 
ſchränkung, Geſindeſtuben, Werkſtätten, Arbeiterkantinen, Büros, Ver⸗ 
kaufsläden, Verſammlungsräume. 

b) Als Aufenthaltsräume gelten nicht: Gänge, Flure, Flurdielen, Vorplätze, 
Treppen, Treppenflure, Kleiderablagen, Aborte, für den Hausbedarf 
beſtimmte Badeſtuben, Rollkammern, Speiſekammern, Borratsräume, 
Keller- und Bodengelaſſe, Räucherkammern, Trockenböden, Winter⸗ 
gärten, Gewächshäuſer, Kegelbahnen, Heizräume, Kefjel: und Maſchi⸗ 
nenräume für Heizungs-, Lüftungs-, Beleuchtungs- und Aufzugseinrich⸗ 
tungen, Lagerkeller, auch wenn in ihnen die mit der Lagerung und Auf: 
bewahrung notwendig verbundenen Arbeiten verrichtet werden, und dgl., 
ar in Einfamilienhäuſern, Kleinhäuſern und Mittelhäuſern ($ 28) 

aſchküchen, Spülküchen, und für den Hausbedarf beftimmte Werk: 
ſtätten. 

Abſ. 2. Alle Aufenthaltsräume müſſen gegen Feuchtigkeit und Witterungss 
einflüſſe in ausreichendem Maße geſchüuͤtzt fein; fie müſſen mit unmittelbar 
ins Freie führenden Fenſtern von 5 Zahl, Lage, Größe und Beſchaffen⸗ 
heit verſehen ſein, daß hinreichende Tagesbeleuchtung erzielt und genügende 
Lüftung ig wird. 

In der Regel muß ein ſolches Fenſter im Lichten mindeſtens 90 em breit 
und 1,00 m hoch ſein und mit der äußeren Sturzunterkante mindeſtens 
2,00 m über Fußboden liegen. 

Abſ. 3. Jede Wohnung muß wenigſtens einen durchſonnten Wohnraum 
haben. Nordlage einer Wohnung in allen ihren Teilen iſt verboten. Von 
der letzteren Vorſchrift kann eine Ausnahme zugelaſſen werden, falls die 
Durchführung der Vorſchrift zu einer Härte führen würde und die en ia 
Licht- und Luftverhältniſſe für die Wohnung günſtig ſind. ; 

Abſ. 4. Aufenthaltsräume müſſen eine lichte Höhe von mindeftens 2,50 m 
haben. Zubehörräume im Dachgefchoffe, die zum dauernden Aufenthalte von 
Menſchen zugelaffen find, dürfen nicht weniger als 2,20 m lichte Höhe auf: 
weiſen. Bei ungleichen Höhenlagen der Decken oder der Fußböden hat Durch⸗ 
ee ſtattzufinden. 

Abſ. 5. Selbſtändige Wohnungen find ſolche Wohnungen, die für einen 
Hausſtand beſtimmt ſind und in ihrem Hauptteile ſelbſtändig abgeſchloſſen 
werden können. ; 

Abf. 6. Auf eine Treppe dürfen in jedem Geſchoſſe nicht mehr als zwei 
Wohnungen angewieſen ſein. Die Zahl kann auf drei erhöht werden, wenn 
die Grundriß 1 yidi eine Querlüftung jeder der drei Wohnungen geſtattet. 

Abf. 7. Der Fußboden jedes Aufenthaltsraumes muß Anden 0,40 m 
über dem höchſten Grundwaſſerſtande liegen.“ 

Abſ. 8. Die Fußböden der Aufenthaltsräume ar gedielt oder mit 
einem anderen dichten und abwaſchbaren Belage verſehen werden. 


164) Bergi. Anm. 102, 103, 104. 
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Abſ. 9. Flure und Gänge, welche den Zugang zu Aufenthaltsräumen 
bilden, müſſen ausreichend belichtet und genügend zu lüften ſein. 

Abf, 10. Aufenthaltsräume dürfen über Stallungen, Fabrik- und Lager⸗ 
räumen nur errichtet werden, wenn die Decken der Räume darunter feuer: 
hemmend und dunſtſicher hergeſtellt ſind und der Zugang in einem beſonderen 
Treppenraume mit feuerbeftändigen Wänden und ſeuerhemmender Decke liegt. 

Abſ. 11. Aufenthaltsräume dürfen mit ihrem Fußboden nicht höher als 
17 m über Erdgleiche liegen. N Fenſter müſſen nach Lage und Größe 
als Rettungsweg bei Feuersgefahr für die Feuerlöſchpolizei leicht zugänglich, 
und für die Inſaſſen bequem benutzbar ſein. 

Sie dürfen im Kellergeſchoß nur liegen, wenn das anſtoßende Gelände 
ohne Ausſchachtung am Hauſe oder Gefälle nach dem Fenſter hin an dieſem 
nicht höher als 80 em über Fußboden liegt und nach irgendeiner Richtung 
durch Türen eine natürliche waagerechte Fußbodenentlüftung über Erdgleiche 
möglich iſt. À 
$ 1357 der Lage von Aufenthaltsräumen ($ 26) im Grundſtück vergl. 

6 Abſ. 5. 

Aufenthaltsräume im Dachgeſchoſſe müſſen nebſt ihren Zugängen durch 
feuerbeftändige Wände und feuerhemmende Decken von dem übrigen Dach⸗ 
boden e fein. Ihre Fenſter müſſen in ſenkrechten Giebelwän— 
den oder chausbauten liegen, unmittelbar von außen Licht und Luft 
zuführen und dürfen nicht höher als 1,20 m über dem Fußboden ange: 
ordnet ſein. Ihre Fläche muß mindeſtens ein Zwölftel der Grundfläche des 
jugebörigen Raumes betragen, ihr Sturz mindeftens 2,00 m über Fußboden 
jegen. Die Zugänge müſſen durch Fenſter unmittelbar Luft und Licht von 
außen erhalten. 


; $ 27. Dady: und Kellerwohnungen. 4) 

Gelbftändige Wohnungen dürfen im Kellergeſchoß nicht angelegt wer: 
den. Einzelne Aufenthaltsräume, die zu Wohnungen anderer Geſchoſſe 
gehören, find ftatthaft, wenn fie der Fläche nach nicht mehr als "io der 
ganzen Wohnung ausmachen, § 26 Abſatz 11 erfüllen und die Fenſter⸗ 
wände an einer allſeitig ſo ausgedehnten Freifläche liegen, daß ſie bei einem 
Lichteinfallswinkel von höchſtens 30 Grad 1 5 Waage gemeſſen) aus 
keiner Richtung Schatten empfangen. 

Im Dachgeſchoſſe dürfen ſelbſtändige Wohnungen, deren Fuſtboden 
mehr als 14,00 m über dem Gelände am Haupteingange, oder deren 
Fenſterbrüſtungen mehr als 15,20 m über dem Gelände vor ihnen liegen, 
nicht angelegt werden. 


S 28. Einfamilienhäufer, Kleinhäuſer, Mittelhäuſer. 


A. Begriffe. i 

Abſ. 1. Als Einfamilienhaus gilt ein Haus, das für das Wohnen nur 
einer Familie beſtimmt ift, ) 

Seine Eigenart als Einfamilienhaus erfährt keine Anderung durch die 
Unterbringung von Wohnungen für Hausangeſtellte oder in den Neben— 
anlagen. 

Jede Veränderung der Zweckbeſtimmung, insbeſondere die Unterbringung 
von Penſions- oder Krankenanſtalten, beſeitigt die Eigenart als Einfamilien- 


105) Vergl. Anm. 116, S. 51. 
© rieger, Waupoltgeiliche Vorſchriſten. ; 10 
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haus. Ein ſolches Haus unterliegt den allgemeinen Vorſchriften dieſer 
Polizeiverordnung. 


1 Abf. 2. Kleinhäuſer find Wohngebäude, die 

a) nicht mehr als zwei Vollgeſchoſſe haben; 

b) in jedem Geſchoſſe nur eine geringe Anzahl von Kleinwohnungen ent: 
halten, d. h. von ſolchen Wohnungen, die nach Größe, Anordnung, 
Raumzahl, Raumhöhe und Ausſtattung den ortsüblichen Bedürfniffen 
der minderbemittelten Bevölkerung entſprechenz 

e) keine Nebenwohngebäude (Seitenflügel, Mittelflügel, Quergebäude) 
haben, während andere Nebengebäude (Ställe, Schuppen, kleine Werk⸗ 
ſtätten, Aborte oe zuläffig find; 

d) mit einer zur Garten- oder landwirtſchaftlichen Nutzung geeigneten 
Freifläche von mindeſtens 200 qm dauernd ausgeſtattet ſind. 

Abſ. 3. Mittelhäuſer find? Wohnhäuſer für Klein- und Mittelwoh⸗ 
nungen, die 
a) nicht mehr als drei Vollgeſchoſſe oder nicht mehr als zwei Voll⸗ 

eſchoſſe und ein vollausgebautes Dachgeſchoß mit ſelbſtändigen 

Wohnungen haben; ein Wohnhaus verliert die Ei aba, als Mit⸗ 

telhaus nicht, wenn im Bedarfsfalle Einzelvohnräume, die als Zu: 

behör zu den unteren Geſchoßwohnungen dienen, im Dachgeſchoſſe ein: 
gebaut find; 

b) nicht mehr als 6 Wohnungen enthalten, wobei jedes Geſchoß aus 
höchſtens acht Räumen zum dauernden Aufenthalte von Menſchen 
beſtehen darf, deren Größe und Ausſtattung den örtlichen Verhält— 
niſſen bei Klein- und Mittelwohnungen entſpricht; 

e) in den unteren Vollgeſchoſſen keine größeren Geſchoßhöhen als 3,30 m, 
im oberſten Vollgeſchoſſe als 3,00 m — gerechnet von Fußbodenober⸗ 
kante bis Fußbodenoberkante — habenz 

d) keine Wohnräume im Kellergeſchoß haben. 

Zu Abf. 1: „ Im Kellergeſchoſſe dürfen 
Küchen und auf der Sonnenſeite Räume für Hausangeſtellte eingerichtet 
werden. 

Der Fußboden ſolcher Räume darf nicht tiefer als 1,00 m unter der 
Erdoberfläche liegen. Die Wände und der Fußboden find gegen Erdfeuchtig- 
keit in geeigneter Weiſe zu ſichern. 

Zu Abſ. 2: Klein hä Bier Im Kellergeſchoſſe dürfen Räume zum 
dauernden Aufenthalte von Menſchen nicht untergebracht werden. Bei der 
Lage an Bergabhängen gelten nur die Räume als zum Kellergeſchoſſe ge— 
hörig, deren Fußboden durchweg unterhalb des Außengeländes liegt. » 

Dachgeſchoſſe, die in der Hauptſache für Wohnzwecke ausgebaut ſind, 
gelten als Vollgeſchoſſe. In Kleinhäuſern mit zwei Vollgeſchoſſen darf nur 
die Hälfte der Fläche des Dachraumes zu Wohnräumen ausgebaut werden, 
auch Bee diefe nur als Zubehör der Geſchoßwohnungen, nicht als ſelbſt⸗ 
ſtändige Wohnungen dienen. 

Im Dachboden über dem Kehlgebälke (Spitzboden) dürfen Trockenböden 
und Abſtellkammern untergebracht werden. Die Ausnützung ſolcher Räume 
für Wohnzwecke darf nur ausnahmsweiſe und zwar nur für kinderreiche 
Familien und, ſolange dringender Bedarf 105 dieſe nachgewieſen wird, von 
der Baugenehmigungsbehörde geſtattet werden. 
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Zu Abſ. 3: Mittelhäuſer. Im Falle des vollen Ausbaues des 
Dachgeſchoſſes muß über dem Kehlgebälke genügend Raum für Abſtell⸗ 
kammern und Trockenböden (etwa 10 qm für jede Wohnung) zur Bers 
fügung bleiben, wenn nicht durch Ausnützung der toten Dachwinkel uſw. und 
durch Nebenkammern im Panahon ſelbſt Gelegenheit zur Abftellung 
gegeben wird. Bei der Lage an Bergabhängen gelten nur die Räume als 
um Kellergeſchoſſe gehörig, deren Fußboden mehr als zur Hälfte unter: 
halb des Außengeländes liegt. 


§ 29. Holzhäuſer, Blockhäuſer, Wohnlauben. 


Holzhäuſer, insbeſondere Blockhäuſer, dürfen für Wohnzwecke unter 
folgenden Bedingungen hergeſtellt werden: 
a) ien nicht mehr als zwei ſelbſtändige Wohnungen ($ 26) ent: 

alten; 
2 fie dürfen nicht mehr als zwei Wohngeſchoſſe enthalten; 
€) die Entfernung der Gebäude von den achbargrenzen muß mindeſtens 

5 m, diejenige von gleichartigen Gebäuden mindeſtens 10 m betragen; 
d) das Sockelmauerwerk der Gebäude 5 er ſeinz 
e) fie müſſen mit einem feuerhemmenden che verſehen fein ($ 10). 

Wegen Wohnlauben vergl. die Polizeiverordnung vom 20. Juni 1933 
(Amtsblatt Stück 26). 100) 


§ 30. Anforderungen an beſondere Arten von Gebäuden. 


1. Abgeſehen von ſolchen Gebäudearten für die durch beſondere Polis 
zeiverordnungen beftimmte Anforderungen vorgeſchrieben find, bleibt der 
Baugenehmigungsbehörde vorbehalten, für Gebäude feuergefährlicher Art 
oder größerer Ausdehnung und für gewerbliche Anlagen aller Art (vergl. 
fra a im 1 baupolizeiliche Anforderungen zu 
ftellen, die über die eſtinnnungen dieſer Bauordnung hinausgehen. 

2. Als ſolche Anforderungen kommen vornehmlich in Betracht: Beſtim⸗ 
mungen über die Lage einzelner Gebäudeteile zur Straße, oder zu anderen 
Gebäuden, über die Öffnungen nach der Straße und nach den en 
ſtücken, über die Entfernung von den Nachbar renzen, über die Größe der 
Höfe und Freiflächen, über die Stärke und Bauart der Wände, Decken 
und Fußböden, über die Anlage von Feuerftätten, Schornſteinen, Brand: 
mauern, Feuerlöſcheinrichtungen, über die Ummantelung eiſerner Träger 
und Stützen, über Bauart, Anordnung, Zahl, Breite und Steigung der 
Treppen, über die Anlage der Luft;, Dunft und Abwäſſerabzüge, über 
die Zuführung friſcher Luft, über die Einrichtung der Aborte, Brun: 
nen, Waſſerbehälter, Heizungsanlagen, über die Aufbewahrung und Beſeiti⸗ 
gung von brennbaren Abfällen oder unreinen Abgängen und dergl. 

3. Maſchinelle und ſonſtige Einrichtungen, deren Betrieb Geräuſche oder 
Erſchütterungen hervorruft, dürfen nicht fo aufgeſtellt oder fo angebracht wer: 
en, daß derartige Störungen auf Aufenthaltsräume übertragen werden. 


(Vergl. auch $ 31). 


— 


4. Schmieden ohne ausreichende Funkenfänger, Kalk-, Gips-, Zement- 4 


und Ziegelöfen müſſen von feuerhemmend gedeckten Gebäuden, an die ſie nicht 
unmittelbar mittels Brandmauer angebaut werden, 10 m, von nicht feuer⸗ 
hemmend gedeckten Gebäuden und vor öffentlichen Verkehrsflächen mindeftens 
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20 m, von Nachbargrenzen mindeftens 10 m abbleiben. Schmiedeſchornſteine 

müſſen den Dachfirſt um mindeſtens 2,00 m überragen. 

5. Die Anlage von Aufenthaltsräumen über einer Schmiede oder ähn- 
lichen Werkſtätten ift nur zuläffig, wenn die Werkſtätte mit einer feuerbeftän: 
digen Decke verſehen iſt. 

6. Feldziegeleien dürfen nur in einer Entfernung von mindeſtens 100 m 
von anderen Gebäuden und 20 m von den Mitten öffentlicher Wege errichtet 
werden. 

2 7. Vom Winde bewegte Triebwerke müfjen mindeſtens 22 m von Nadz 
3 und 75 m von öffentlichen Wegen abbleiben. Auf Windräder, 
deren Flügel mehr als 5 m von Erdgleiche Abſtand haben, findet diefe Bor: 
ſchrift keine Anwendung. Die zu den Windmühlen führenden Treppen find 
bis über den Mühlenſchwanz hinauszuführen und in ihrer ganzen Ausdehnung 
mit Geländern zu verſehen. Feuerſtätten dürfen in hoͤlzernen Windmühlen 
nicht angelegt werden. 

3 8. Die Feuerungsräume der Backhäuſer müſſen feuerbeftändige Wände 
und Decken haben. Einzelſtehende Backhäuſer müſſen feuerbeftändige Borz 
gelege und unverbrennliche Türen haben. 


4 9. Backöfen dürfen nicht an Gebäude mit leicht entzündlichem Inhalt 
(Scheunen, Ställe und dergl.) angebaut oder in ſolche Gebäude eingebaut 
werden. 

10. Bei Backöfen in oder an anderen Gebäuden muß 

a) das Mauerwerk des Pr von dem Mauerwerk des Badraumes 
durch einen 10 cm breiten Luftraum getrennt; 

b) der Backraum ſelbſt feuerbeftändig überdeckt fein; 

c) über dem Ofenmauerwerk bis zur Dede ein Raum von mindeftens 70 cm 

freibleiben; 

d) der Fußbodenbelag vor der Ofentür in mindeſtens 1,50 m Breite feuer: 
beſtändig hergeſtellt werden; 

e) fofern fie zum Flachsdörren benutzt werden, die Uberpflaſterung des Bad: 
ofengewölbes von den darunter liegenden Feuerzügen des Backofens durch 
eine unverbrennliche Zwiſchenſchicht von mindeſtens 10 em Stärke ge: 
trennt, der Dörraum mit einer in unverbrennlichem Falz liegenden eiſer⸗ 
nen Tür verſchließbar gemacht und die zur Ableitung der feuchten Dünſte 
aus dem Dörraum erforderliche Offnung entweder unmittelbar mit einem 
Dunſtrohr oder mit dem feuerbeftändig ausgeführten Vorgelege des 
Backofens verbunden werden. 

11. Sind Umfaſſungswände und Decke eines Backraumes nicht aus Stein, 
ſo darf in einer Entfernung von mindeſtens 1,00 m vom Backofen kein Holz⸗ 
werk vorhanden ſein. 

; 12. Im Freien errichtete Backöfen müſſen von Gebäuden unter feuerhem⸗ 
mender Bedachung mindeſtens 10,00 m, von ſolchen unter Stroh-, Rohr-, 
Reth⸗ oder Schindeldach mindeſtens 30,00 m, von Straßen mindeftens 
10,00 m entfernt bleiben, 

5 13. Scheunen dürfen innerhalb eines Abftandes von 10 m, von der Nach: 
bargrenze, der ers oder anderen Baulichkeiten keine Öffnungen 
aufweiſen. $ 

14. Bei Scheunen kann die Baugenehmigungsbehörde von der Vorderung 
feuerhemmender Umwandungen abſehen jedoch müſſen: 


a) Scheunen mit nicht feuerhemmender Umwandung — z. B. Bretter 


§ 33. Schubmaßregeln pp. 149 
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ſcheunen — bei einer Grundfläche bis zu 120 qm von anderen Gebäu⸗ 
den, Nachbar- und Straßengrenzen mindeſtens 15 m entfernt fein, Bei 
größerer Grundfläche fteigert fidh für je 100 qm Zuwachs das Maß diez 
ſer Abſtände um je 5,00 mz 

b) Scheunen ohne jede Umwandung (Feldſcheunen) bei gleicher Grundfläche 
das Doppelte der nach Vorſtehendem ſich ergebenden Koſtande innehalten. 
15. Den Scheunen gleich zu achten ſind Lagergebäude für Flachs u. dergl. 
16. Die Errichtung von Scheunen, Lagergebäuden für Flachs und dergl. 

iſt nur in landwirtſchaftlicher Umgebung ſtatthaft. 


$ 31. Fabrikbauten und Speicher. 


1. Auf Grundſtücken, für die die Errichtung gewerblicher Betriebswerk 
ſtätten größeren Umfangs (Fabriken, Speicher uſw.) zugelaſſen ift (8 1), 
kann die Baugenehmigungsbehörde, ſofern die Betriebsweſſe oder die Waren: 
erzeugung es erforderlich macht — abweichend von $ 7 — das Maß der zu⸗ 
läffigen ebauung nach der Maſſe der Baulichkeiten I und eine Be. 
bauung bis zu durchſchnittlich 8 cbm umbauten Raumes für das Quadrat⸗ 
meter Grundſtücksfläche geſtatten, wobei für die Höhe die Begriffsbeftimmung 
aus § 9 gilt. Höfe, ſowie Zufahrten und Zugänge müſſen aber in ſolcher 
Zahl und Größe verbleiben, daß eine unbehinderte Löſch- und Rettungsarbeit 
beim Ausbruch von Feuer oder bei ſonſtiger Gefahr geſichert iſt. 

2. Werden Baulichkeiten auf demſelben Grundſtücke nicht unmittelbar an⸗ 
einander gebaut, fo iſt zwiſchen ihnen — abweichend von $ 8 — ein Abftand 
von mindeſtens 6 m einzuhalten, auch wenn keine der beiden gegenüberliegen⸗ 
den Umfaſſungswände finungen enthält. 

3. Dafür Back die Höhe der an Straßen errichteten Fabrikgebäude das 
Maß des Abftandes zwiſchen ihnen und der gegenüberliegenden Bauflucht- 
linie auch dann en wenn dies nach § 9 verboten wäre. Keinesfalls 
darf die Höhe der Gebäude aber das Maß von 20 m überfchreiten. 


$ 32. Viehſtälle. en 


Abſ. 1: In Ställen auf Wohngrundſtücken muß der Fußboden undurch⸗ 
läſſig ſein. Zur Aufnahme der Stallabgänge müſſen Gruben angelegt 
werden (§ 22 B 5). 

Abſ. 2: Wenn Stallgebäude mit Gebäuden, in welchen fih Räume zum 
dauernden ay ysi e von Menſchen befinden, zuſammengebaut werden, 
oder wenn in ihnen derartige Räume eingerichtet werden, ſo dürfen Offnungen 
der Stallräume nur in einer — nach allen Richtungen . — Ent: 
fernung von 5 m von den Fenſtern der Räume zum dauernden Aufenthalte 
von Menschen angelegt werden. 

Abſ. 3: Die vorſtehenden Beſtimmungen finden auf Ställe für Feder⸗ 
und Kleinvieh (Kaninchen uſw.), für nur eine Ziege oder nur ein Schwein 
auch in Verbindung miteinander keine Anwendung. 


Abſchnitt III. 
§ 33. Schutzmaßregeln bei der Ausführung von Gebäuden 
und Arbeiterfürſorge. 
Die Bauausführenden (Bauunternehmer oder Bauleiter) haben die Vor⸗ 
kehrungen zu treffen, die geeignet find, um Unglücksfälle der auf dem Bau- 
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grundſtücke beſchäftigten und der Bat verkehrenden were zu verhüten, 
ſowie Verkehrsſtockungen auf der Bauſtelle und in ihrer Nähe vorzubeugen. 
Ziffer 1. Baugerüſte und Bauzäune, 

1 Abſ. 1: Das Überdiehandmauern (Mauern von Innengerüſten aus) bei 
Gebäuden von mehr als 6 m Höhe bis zum Dachgefimfe oder mehr als 10 m 
bis zum Dachfirſt ift verboten, Ausgenommen hiervon ift das Mauern hoher 
Schornſteine. 

a) Bei der Errichtung von Gebäuden von mehr als 6 m Höhe bis zum 
Dadygefimfe find an den en i iana je nach dem Fortſchreiten des 
Baues feſte Standgerüſte (Mauergerüſte) bis zur Höhe des Dad: 

efimfes anzubringen. In jeder Stockwerkshöhe iſt ein Gerüſtboden 
en und mit Schutzgeländern zu verſehen. Vor Beginn der 
Dacharbeſten ift auf dem Standgerüſte eine Schutzrüſtung für die Dad: 
arbeiten herzuſtellen. Das Standgerüſt ift tragfähig auszuführen und 
TR den Arbeiter gegen Abſturz fichern. 

ie gleichen ah gelten bei der Ausführung von Umbauten 
und baulichen Veränderungen an den Außenſeiten der vorſtehend be: 
zeichneten Gebäude. 

Aus beſonderen Gründen kann an Stelle eines Standgerüſtes eine 
andere Vorkehrung zur Sicherung der Arbeiter und des Verkehrs auf 
der Bauſtelle und in ihrer Nähe angeordnet werden. 

b) Die Standgerüſte müſſen bis zur Fertigſtellung ſämtlicher Arbeiten an 
und auf dem Dache ſtehen bleiben. Wo infolge beſonderer Umſtände 
das fefte Standgeruͤſt früher entfernt werden muß, muß durch ein leichtes 
Stangen- oder Leitergerüſt Erſatz geboten werden. 

c) Bei Bauten von mehr als 6 m Höhe, in denen das Dach unmittelbar 
die Raumdecke bildet (Hallen, Säle uſw.) müſſen auch im Innern face 
laufend mit der 5 beelbbrung der Außenwände zum mindeſten einfache 
Gerüſte angebracht werden. Vor dem Aufbringen der Dachkonſtruktion 
und der Ausführung ſonſtiger Dacharbeiten ift ein bis an die Arbeits⸗ 
ſtellen reichendes, feſtſtehendes Gerüſt im Innern des Gebäudes zu 
errichten und mit einer vollftändigen oberen Abdeckung zu verſehen. Iſt 
die Errichtung eines ſolchen Gerüftes nach Lage der Verhältniffe nicht 
angängig, fo find die beim Dachaufbau und an der Dede beſchäftigten 
Perſonen auf andere Weiſe gegen Abſturzgefahren zu ſchützen. Unbe⸗ 
rührt bleiben die Vorſchriften der Polizeiverordnung vom 2. Juli 1917, 
betreffend den Schutz der Arbeiter bei Eifenbauten mit über 6 m hohen 
Räumen.!%) 

d) Der Bauherr ift dafür verantwortlich, daß die unter a) bis o) vor: 
geſehenen Gerüfte angebracht werden. Zur Herſtellung der Gerüſte ift 
der Unternehmer, der vom Bauherrn den Auftrag zur Bauausführung 
oder zur Herſtellung der Gerüſte erhalten hat, vepflichtet. 

Dieſer hat auch die Höherführung und den Ausbau der Schutzgerüſte 
(Fanggeruͤſt) für die Dacharbeiten auszuführen. Hierdurch werden aber 
die W A für die Dacharbeiten nicht von der Verpflichtung 

befreit, für die zum Schutze ihrer Arbeiter notwendigen anderweiten 

Schutzmittel (Dachhaken, Sicherheitsgürtel mit Leine, Schneefänge uſw.) 

u ſorgen. 

e) berührt bleiben im übrigen die weitergehenden Unfallverhütungs⸗ 

vorſchriften der Berufsgenoſſenſchaften. 


108) Abgedruckt S. 309. 
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Abſ. 2: a) Das Vortreten von Baugerüften und Bauzäunen 
auf Bürgerſteige oder vor die Straßengrenze wird nur geſtattet, ſoweit 
es mit den Verkehrsrückſichten vereinbar ift und fo lange die Banaus: 

führung es notwendig macht. Bleibt nicht wenigſtens ein 1 m breiter 
eil des Bürgerſteiges frei, fo ift ein ſicher überdeckter Durchgang oder 

ein mit Bretterbelag verſehener Nebengang herzuſtellen. Letzterer darf 
den Waſſerabfluß am Bordſtein nicht hindern. 

b) Die Herſtellung von Baugerüſten und Bauzäunen kann auch ohne 

Antrag ſeitens der Baupolizei angeordnet werden. 

c) Alle Vaugerüſte, einſchließlich derſenigen im Innern des Grundſtückes, 
ſind im ganzen wie in den einzelnen Teilen aus guten, vollſtändig 
gefunden und genügend ſtarken Stoffen feft herzuſtellen und derart zu 
befeſtigen, daß Verſchiebungen und Senkungen nicht vorkommen können. 

d) Zum Nachweise der Standſicherheit der Baurüſtungen kann die Bei⸗ 
bringung von Feſtigkeitsberechnungen verlangt werden. Auch kann die 
Beleuchtung der Bauzäune und Baugerüſte nach Bedarf gefordert 
werden. augerüſte, die überwintert haben, ſind im Frühjahre vor 
Ingebrauchnahme in allen ihren Teilen eingehend zu prüfen und bei 
abgebundenen Gerüſten erneut abzubinden. 

e) Es werden folgende Gerüſte zugelaſſen: 
a) Abgebundene ae rüſte, 

B) Stangen: (Putz- oder Bau-) Gerüſte, 

y) Leitergerüſte, 
d) fliegende oder Streckgerüſte, 
6) Bockgerüſte. 

Abſ. 3: Abgebundene Gerüſte find nach den Regeln der Zimmer: 
mannskunſt zu bearbeiten, zu verbinden und aufzustellen. Nur auf ſolchen 
Gerüſten iſt die Aufſtellung von i teene tungen zur Beförderung 
ſchwerer Laſten zuläſſig. Sachtler des Delages, der Bordbretter und der 
Schutzgeländer gelten die Vorſchriften unter Abf. 4. 


Abſ. 4. Stangengerüſte find in ihren einzelnen Teilen (Spieß⸗ 
bäume, Streichſtangen, Neßriegel) aus Baumſtangen zufammengeftellt, 

a) Die Spießbäume müſſen an ihrem oberen (Fiete erde wenigſtens 
8 cm ſtark fein und von oben nach unten an Stärke zunehmen. Sie 
find wenigſtens 1 m tief einzugraben, zur Verhinderung des Einſinkens 
auf gut unterſtopfte Brettſtücke zu ſtellen und mit Erde und Steinen 
gut zu umſtampfen. Ihre Entfernung von einander darf nicht mehr als 
4 m betragen. Verlängerungen (Aufpfropfungen) find fo auszuführen, 
daß die zu verbindenden Enden beider Bäume auf eine Länge von 
mindeſtens 3 m een und wenigſtens zweimal durch 
hanfene Stränge, Drahtfeile oder eiſerne Zugbänder verbunden find. 
Der obere Spießbaum ift hierbei auf eine Streichſtange zu ſtellen und 
durch ſtarke Knaggen zu unterſtützen oder von Streichſtange zu Streich— 
ftange bis zum Boden durch Sprießen ficher abzufangen. 

b) An jedem Geſchoſſe, und zwar in Entfernungen von nicht mehr als 5 m 
übereinander, find an den Spießbäumen Längsverbindungen — Streich- 
ſtangen — anzubringen, deren geringſte Stärke 10 cm betragen muß. 
Dieſe Streichſtangen müſſen an die Spießbäume feſt angebunden und 
durch eiſerne Klammern oder ge Knaggen unterſtützt werden. Das 
Verbinden (Anſtoßen) zweier Streichſtangen darf nur an einem Spieß 
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baume erfolgen. Hierbei müſſen die Enden der Stangen wenigſtens 
1,50 m übereinandergreifen und zweimal unter fih und je einmal mit 
Spießbaum mittels Hanfſtricken verbunden werden. An Stelle der 
Streichſtangen ſind für leichte Putzgerüſte Streichbretter zuläſſig. 

c) Die Netzriegel, die den W tragen, dürfen nicht weiter 
als 1 m voneinander entfernt liegen. Sie müſſen mindeftens 10 cm 
ſtark ſein und unverſchiebbar befeſtigt werden. 

d) Der Gerüftbelag iſt aus wenigſtens 3 cm ſtarken Brettern herzuſtellen, 
die ſo auf den Netzriegeln zu verlegen ſind, daß ſie weder aufkippen, 
noch ausweichen können, und daß fie das Hindurchfallen von Gegen⸗ 
ſtänden verhindern. Der Erſatz der Rüſtbretter durch doppelt gelegte 
Schalbretter iſt verboten. An den Außenſeiten und an den Enden 
ſämtlicher Gerüſtſtangen ſind 20 em hohe, an den Gerüſtbelag dicht 
anſchließende Bordbretter und in 1 m Höhe über dem Belage feſte 
Schutzgeländer anzubringen. 
Kreuzverſtrebungen oder Verſchwertungen und Dreiecksverſtrebungen 
ſind anzubringen, um Seitenverſchiebungen des Gerüſtes zu verhindern, 
auch find Verankerungen mit dem Gebäude in ausreichender Zahl Her- 
zuſtellen, um Schwankungen unmöglich zu machen. 
Soll von Stangengerüſten aus gebaut (gemauert) werden, ſo dürfen 
die Spießbäume nicht mehr als 3 m auseinanderſtehen. Aufpfropfungen 
müſſen alsdann ſo ausgeführt werden, daß die zu verbindenden Bäume 
wenigſtens dreimal, wie unter a) angegeben, verbunden werden und der 
obere Spießbaum durch einen zweiten Spießbaum bis zum Boden 
durchgehend unterſtützt wird. 


Abſ. 5. Leitergerüſte werden nur zu kleineren Ausbeſſerungen 
und zu Anſtreicherarbeiten zugelaſſen. Leitergerüſte müſſen 1 5 
nforderungen entſprechen: 

a) Die aus geſpaltenen Baumſtangen beſtehenden Leiterbäume müſſen an 
ihren oberen Enden eine geringſte Stärke von 5 zu 10 em beſitzen. 

b) Die Sproſſen müſſen in die Leiterbäume eingezapft ſein; die Leiterbäume 
müſſen in Abſtänden von höchſtens 3 m durch Schraubenbolzen feft 
verbunden ſein. 

c) Die Laufbohlen müſſen wenigſtens 5 em ſtark, 30 cm breit und fo lang 
ſein, daß ſie nach beiden Seiten über die Unterſtützungspunkte mindeſtens 
25 cm hinausragen. 

d) Die Aileen der Leitern ſoll ſtets auf einer waagerecht liegenden, 
feften Unterlage erfolgen. Ihre Entfernung voneinander darf nicht 
mehr als 4 m betragen. In jedem Geſchoſſe, wenigſtens aber in 
Abſtänden von 5 m, find die Leitern feft an dem zu berüſtenden Bau- 
werke zu verankern. 

e) Das Verlängern der Leitern ift in der Regel unſtatthaft. Bei Dad: 
aufbauten, wo ſich das Aufſetzen von kurzen Leitern nicht vermeiden 
läßt, müſſen diefe über die unteren Leitern wenigſtens um 2 m hinweg⸗ 
reichen und feſt mit ihnen verbunden werden. 

f) Jedes Leitergerüſt muß einen ausreichenden Längs- und Kreuzverband 
beſitzen, auch müſſen in 1 m Höhe über den Laufbohlen feſte Schuß: 
geländer angebracht werden. 

Abſ. 6. Fliegende oder ö werden an Gebäu⸗ 
den mittels herausgeſtreckter Hölzer (Streckbäume) ohne Ulnterſtützungen 


e 


— 


f 


— 
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vom Erdboden aus hergeſtellt. Die Streckbäume müſſen im Innern des 

Gebäudes gut und unverrückbar befeſtigt werden. Die geringſte zuläſſige 

Stärke 5 Streckbäume iſt 13 zu 16 cm. Ihre Entfernung voneinander 

darf nicht über 1,50 m betragen. Hinſichtlich der n des Be- 

lages, der Bordbretter und der Schutzgeländer gelten die Vorſchriften des 

Abſatzes 4. 

Fliegende oder Streckgerüſte dürfen nur zu Ausbeſſerungen unweſentlicher 
Art und als Fanggerüſte verwendet werden. 

Abſ. 7. Bockgerüſte dürfen nur zu Rüſtungen bis 3,50 m Höhe 
benutzt werden. Die Böcke müſſen gegen Verſchiebungen gegeneinander 
geſichert werden. ler] des Belages der Bordbretter und Schutz 
geländer gelten die Vorſchriften des Abſatzes 4. 

Abſ. 8. Die Verwendung von ſogenannten Hän gegerüſten ift bers 
boten. Ausnahmen bei Arbeiten an Türmen Blitzableiteranlagen und ähn: 
lichen Anlagen können zugelaſſen werden. 

Hinſichtlich des Belages der Bordbretter und Schutzgeländer gelten die 
Vorſchriften des Abſatzes 4. 

Abf. 9. Die zu den einzelnen Gerüſtlagen führenden Leitern ſind ſo 
aufzuſtellen und zu befeſtigen, daß ſie weder ausgleiten, ſchwanken, noch 
überkippen können. Sie find nötigenfalls durch Steifen gegen Durchbiegen 
zu ſichern und müſſen über die zu beſteigende Gerüſtlage wenigſtens 75 cm 
hinausragen. Beſchädigte Sproſſen ſind ſofort durch neue zu erſetzen, ein 
Aufnageln von Lattenſtücken auf die Leiterbäume zum Erſatz fehlender Sproſ— 
ſen iſt unzuläſſig. Die Leitergänge dürfen nicht übereinander angelegt wers 
den, damit die von einer Leiter herabfallenden Gegenſtände den unteren 
Leitergang nicht treffen können. 

Abſ. 10. Bauzäune ſind ſtandfeſt herzuſtellen und dürfen keine 
vorſtehenden Nägel, Splitter, Brettſtücke oder . zeigen. 

a) Der zuſtändigen Polizeibehörde bleibt vorbehalten, weitere Forderun⸗ 
gen aus Gründen des öffentlichen Verkehrs und der Geſtaltung des 
Straßenbildes während der Bauzeit zu ſtellen. 

b) Das Anſchütten oder Anlegen von Bauſtoffen oder Erdmaſſen an die 
Bauzäune iſt verboten, wenn dieſe dadurch aus ihrer ſenkrechten Gtel- 
lung gebracht, oder wenn einzelne Bretter der Zäune herausgedrückt 
werden können. 

€) e re dürfen zwiſchen Bauzaun an der Straße und Hausfront nur 
angelegt werden, wenn an anderer Stelle des Baugrundſtückes ein ge: 
eigneter Platz für ſie nicht vorhanden iſt und wenn die Kalkgrube min⸗ 
deftens 1 m von der Straßengrenze und der Hausfront entfernt bleibt. 

d) Der Bauzaun muß wieder beſeitigt werden, ſobald bei einem Neubau 
die Straßenanſicht abgeputzt iſt. In verkehrsreicher Gegend kann die 
Beſeitigung bereits gefordert werden, wenn das Haus im Rohbau voll: 
endet iſt. Während der Abputzarbeiten iſt alsdann der Verkehr auf 
dem Bürgerſteige durch ein Echutzgerüſt zu ſichern. 

e) Werden die Bauarbeiten für längere oder unbeſtimmte Zeit ein eſtellt, 
find Baugerüſte und Bauzaͤune in der Regel zu befeitigen und die traße 
nebſt Bürgerſteigen ordnungsmäßig . Die von der 
Straße aus zugänglichen Offnungen der bereits aufgeführten Gebäude: 


teile müſſen alsdann mit Brettern feft verſchlagen oder mit Mauer: 
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ſteinen in regelmäßigem, aber trockenem Verbande 1% Stein ſtark 
ausgeſetzt werden. 
Ziffer 2. 


Größere Eiſenkonſtruktionen ſind fertig zum Zuſammenſetzen zur Bau— 
ſtelle anzuliefern und dürfen hier nur verſchraubt, verbolzt oder vernietet 


werden. 
Ziffer 3: Schutz der Nachbargrundſtücke. 


Reichen die Grundmauern der Nachbarhäuſer nicht bis zur beabſichtigten 
Tiefe der Grundmauerſohle des Neubaues hinab, fo find fie al Berlangen 
und nach näherer Anweiſung der Polizeibehörde, der rechtzeitig Anzeige vom 
Bauherrn oder Bauleiter zu erſtatten iſt, zu unterfangen. Die Ausſchach⸗ 
tungen an ſolchen Grundmauern dürfen nur ſtückweiſe, in Längen von 
höchſtens 1 m, ausgeführt und nicht früher fortgeſetzt werden, als bis das 
Unterfangen der alten und die Aufmauerung der neuen Grundmauern in den 
bereits ausgeſchachteten Teilen il iſt. 

Zeigt ſich beim Abbruche eines Gebäudes, daß dem Dane 
und Gebäude die eigene Standfeſtigkeit mangelt, fo kann auch der Eigen⸗ 
tümer des letzteren angehalten werden, die erforderlichen Vorkehrungen zu 
treffen. i 
Ziffer 4: Allgemeine Sicherheitsmaßnahmen. 

A. Bei Hochbauten. 


Abſ. 1: Während der i Bau-, Erd» und Abbrucharbei⸗ 
ten ſind durch den Bauherrn und den Bauleitenden alle notwendigen Sicher⸗ 
heitsmaßregeln zum Schutze der auf der Bauſtelle oder in ihrer Nähe bez 
ſchäftigten oder verkehrenden Perſonen zu treffen. Insbeſondere ſind da, 
wo durch Herabfallen von Gegenſtänden oder Fall in Vertiefungen Men: 
ſchen, Tiere oder Sachen beſchäftigt werden können, Schutzgerüſte, Umweh⸗ 
rungen, Abdeckungen uſw. anzubringen. Für Leitern im 158 der Baus 
ten gelten die Beſtimmungen der Ziffer 1 Abſatz 9. 

usſchachtungen von Baugruben müſſen mit genügender Böſchung ausge: 
führt oder gehörig abgefteift werden. 

Abſ. 2: Im Innern eines Baues find die hölzernen oder eiſernen Balken 
lagen — auch die des Kellergeſchoſſes — ſofort nach dem Verlegen ſicher ab— 
zudecken. Dieſe Abdeckungen dürfen erſt wieder entfernt werden, wenn zwei 
weitere, darüberliegende Balkenlagen eingedeckt ſind. Die Ad gen zu den 
nicht abgedeckten Balkenlagen find ficher abzuſperren. Der Abdeckung gleich— 
zuachten iſt die Herſtellung der Ausſtakung oder der Einſchubdecke. Hierbei 
müſſen die Förderwege und die Gänge nach den Arbeitsſtätten mindeflens 
Im breit, und die Arbeitsſtätten ſelbſt in ganzer Ausdehnung mit Rüſtbret⸗ 
tern abgedeckt werden. Podeſte und Offnungen N Beförderung von Baus 
perja müſſen mindeſtens an zwei Seiten feſte Geländer erhalten, 

bſ. 3: Treppenräume und alle anderen deckenloſen Räume, auch die 
fpäter zur Einwölbung beſtimmten, find zu umwehren oder ebenfalls von Ge: 
ſchoß zu Geſchoß ſicher abzudecken. 
bſ. 4: Bei allen Arbeiten, bei denen eine erhebliche Gefahr des Ab⸗ 
ſtürzens von Perſonen beſteht — z. B. bei Klempner-, Dachdecker- und ſonſti⸗ 
gen Arbeiten an fteilen Dächern, Geſimſen und dergl. —, find, wenn ein 
augerüſt, das gegen Abſturz ausreichende Sicherheit bietet, nicht vorhan⸗ 
den ift, mindeſtens 2 m breite Fanggerüſte (vergl. Ziffer 1) Abf. 6) nicht ties 
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fer als 2,00 m unter der betreffenden Arbeitsſtelle anzubringen. Bei Mei: 
eren Arbeiten kann die Polizeibehörde Ausnahmen geftatten, wenn die Per: 
ſonen, die dieſe Arbeiten ausführen, ſachgemäß angefeilt find, 

Abſ. 5: Alle Arbeitsſtätten ud Verkehrswege find bei mangelndem Tages⸗ 
lichte und während der Dunkelheit folange zu beleuchten, wie die Arbeiter 
auf der Bauſtelle beſchäftigt ſind. 

Bei Glatteis, Reif oder Schneefall müſſen die Gerüſtbretter, Lauf: 
bahnen und ſonſtigen Verkehrswege mit Sand oder Aſche beſtreut werden, 
ebenſo wie die oberen Mauerflächen beim Aufbringen der Balken oder 
Trägerlagen. 

Abſ. 6: In dem bei einem Bau verwendeten Rüſtholze dürfen ſich 
keine vorſtehenden Nägel befinden. i 


B. Bei Tiefbauten. 


Für Tiefbauten gelten die Unfallverhütungsvorſchriften der Tiefbau— 
berufsgenoſſenſchaften vom 1. Juli 1918, bezw. die etwa hierzu ergehenden 
ſpäteren Anderungen oder Nachträge. 


Ziffer 5. Arbeiterfürſorge auf Bauten. 


Abſ. 1: Die Beſtimmungen dieſer Ziffer finden Anwendung: 

a) Bei Hochbauten und Abbrüchen, wenn einſchließlich der Polere und 
Lehrlinge mehr als 20 Perſonen gleichzeitig auf dem Baue beſchäftigt 
find, Vorübergehend beſchäftigte Arbeiter, wie Zimmerleute, Staker 
uſw., werden in dieſe Zahl eingerechnet; 

b) bei Tiefbauten, wenn an einer beſtimmten Stelle des Baues mehr als 
20 Perſonen länger als eine Woche gleichzeitig beſchäftigt ſind. 

Abſ. 2a: Zur Benutzung während der Arbeitspaufen und bei ungünſti⸗ 

er Witterung, ſowie zur Aufbewahrung von Kleidern, Lebensmitteln und 

& geſchirr muß für die an Bauten beſchäftigten Arbeiter ein wetterdicht ums 

ſchloſſener, mit Fenſtern genügend verſehener lüftbarer Unterkunftsraum 

geſchaffen werden, der im Mittel mindeſtens 2,20 m im Lichten hoch ſein muß 
und Sur Grundfläche derart bemeffen ift, daß auf jeden am Baue befchäf- 
tigten Arbeiter Ser 1) eine Fläche von wenigſtens 0,75 qm entfällt. 

Abſ. 2b: r Unterkunftsraum muß mit feſtem Dielenfußboden oder 
Ziegelpflaſter verſehen und in der kälteren a — vom 1. Oktober 
bis einſchließlich 15. April — heizbar fein. Für die dauernd auf dem Baue 
beſchäftigten Arbeiter find in den Unterkunftsräumen Sitzplätze zur Ber: 
fägung zu ſtellen. Auch muß auf der Bauftelle die Möglichkeit gegeben fein, 

peiſen und Getränke zu erwärmen. Bauftoffe und Bau Sal ea dür- 
fen in den Unterkunftsräumen nicht gelagert werden. Die uterkunfts⸗ 
räume find ſtets in reinlichem Zuſtande zu erhalten. 

Abf. 2c: Bei Tiefbauten müſſen die Unterkunftsräume fo gelegen fein, 
daß der Beſchäftigungsort eines jeden Arbeiters von der Unterkunftsſtelle 
in der Regel höchſtens 750 m entfernt ift. Für ſchwimmende Ulnterkunfts⸗ 
räume findet die Vorſchrift über die notwendige lichte Höhe keine Anwendung. 

Abſ. 3a: Für je 15 Arbeiter oder 10 Arbeiterinnen iſt ein beſonderer 
Abortſitz vorzuſehen, außerdem für je 20 Arbeiter ein Pißſtand von 60 em 
Breite. Die Aborte Se für die Geſchlechter räumlich getrennt, mit bes 
ſonderen Zugängen und Aufſchriften verſehen ſein. 
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Abf. 3b: Jeder Abortſitz muß nach allen Seiten verſchloſſen und mit 
einer von innen verſchließbaren Tür verſehen fein, 

Abſ. ge: Die Aborte müſſen von den Unterkunftsräumen in der Regel 
mindeſtens 6 m entfernt, genügend hell und mit regendichtem Dache ver- 
ſehen ſein. Erforderlichenfalls ſind vor den Türen Schamwände anzubringen. 

Abſ. 3 d: Die Aborte find täglich zu reinigen und wöchentlich mehrmals 
zu desinfizieren. 

Abſ. 3 e: Für die nach Abſatz 3 herzuſtellenden Bedürfnisanſtalten dürfen 
keine durchläſſigen Gruben angelegt werden, dieſe Anlagen ſind vielmehr 
entweder an ein p kuone Kanalnetz vorſchriftsmäßig anzuſchließen oder 
mit waſſerdichten Tonnen auszuſtatten, die nach Bedarf rechtzeitig fortzu- 
ſchaffen und durch leere, mit Kalkmilch desinfizierte Tonnen zu erſetzen ſind. 
Dieſe Tonnen ſind durch Stoßbretter und ausgeſchnittene Sitzbretter mit 
Deckeln zu verſchließen. Bei freier, von Wohngebäuden entfernter Lage 
kann die Herſtellung einer Erdgrube geſtattet werden, wenn eine Verwer⸗ 
tung der Fäkalien in landwirtſchaftlichem Betriebe auf dem Grundſtück ſelbſt 
oder auf dem unmittelbaren Nachbargrundſtücke möglich iſt. 

Abſ. 4: Auf jeder Bauſtelle muß ausreichende Gelegenheit zur Entnahme 
geſunden Trinkwaſſers vorhanden ſein, auch muß Waſchgelegenheit geboten 
werden. 

Abf. 5: Vom 1. November bis einſchl. 31. März dürfen Stuck-, Puh- 
und Töpferarbeiten in Neubauten nur dann ausgeführt werden, wenn die 
Türen- und Fenſteröffnungen der Räume, in denen diefe Arbeiten ausge: 
führt werden, Seidi en nd. 

Abf. 6: In Räumen, in denen offene Koksfeuer brennen, darf nicht 
gearbeitet werden. Solche Räume ſind gegen andere, in denen gearbeitet 
wird, rauchdicht abzuſchließen und dürfen nur von den die Koksfeuerung 
beaufſichtigenden Perſonen betreten werden. 

Abf. 7: Auf allen Bauten und Abbruchsſtellen ift das notwendige Ber: 
bandzeug vorrätig zu halten und in einem ſtaubdichten, verſchließbaren 
Kaſten, der auf Be Vorderſeite die deutlich lesbare Auſſchrift „Verband⸗ 
zeug“ tragen muß, in der Baubude aufzubewahren. Der Schlüſſel zu dieſem 
Kaſten muß ſtets zur Stelle ſein. 

Abſ. 8: Ausnahmen von den vorſtehenden Beſtimmungen kann die Poliz 
zeibehörde in allen Fällen zulaffen, in denen die Anwendung der vorſtehen⸗ 
den Beſtimmungen zu Härten führen würde und die Außerachtlaſſung der 
Vorſchriften unbedenklich erſcheint. 


Ziffer 6. Gültigkeit anderer Vorſihriften. 


Unberührt von den vorſtehenden Vorſchriften bleiben die weitergehenden 
zum Schutze der Bauarbeiter gegen Unfälle erlaſſenen Unfallverhüfungs- 
vorſchriften der Schleſiſch-Poſenſchen Bauberufsgenoſſenſchaft. 


Ziffer 7. Bauwege. 


Für die An- und Abfuhr von Laſten find auf den Bauſtellen be figte 
Wege berzuftellen, zu erhalten oder Fördergleiſe, Fahrbahnen aus Bohlen 
und dergl. anzulegen. 
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Abſchnitt IV. 
$ 34. Abbruch von Gebäuden. 


Abſ. 1: Späteſtens eine Woche vor dem Abbruche eines Gebäudes ift 
der Ortspolizeibehörde zur Erteilung der Abbruchserlaubnis (Abbruchsſchein) 
ſchriftlich Anzeige in zwei Stücken zu erſtatten. Die Anzeige muß enthalten: 

1. die genaue Bezeichnung des Gebäudes; 

2. die Angabe, ob darin 

a) eiſerne Fachwerkskonſtruktionen, 
b) mit Eiſen bewehrte Bauteile aus Stein oder Beton vorhanden 
ind; 

BA Nag, Stand und Wohnung des Abbruchsunternehmers. 

Vor Behändigung des Abbruchsſcheines darf mit dem Abbruche nicht 
begonnen werden. 

Abſ. 2: Bei Abbruchsarbeiten iſt es verboten, Arbeiter ſo zu beſchäfti— 
en, daß ſie übereinanderſtehen. Beim Abbruche freitragender Bautelle, wie 
reppen, Erker uſw. iſt vor dem Abbruche der ganze freitragende Bauteil 

ſicher 1 

Abſ. 3: Das bei Abbrüchen von Gebäuden oder Rüſtungen gewonnene 
Holz muß ſofort von allen vorſtehenden Nägeln, Haken und Holzſplittern 
befreit werden. 


Abſchnitt V. Allgemeine Beſtimmungen. 
$ 35. Vorhandene bauliche Anlagen. 


Abſ. 1: Auf bauliche Anlagen, die zur Zeit ihrer Errichtung den damals 
gültigen Beſtimmungen entſprachen, und auf Bauten, die auf Grund geneh: 
migter Bauentwürfe bereits begonnen find, findet die nachträgliche Durchfüh⸗ 
rung etwa nicht beobachteter Beſtimmungen dieſer Bauordnung nur dann 
ſtatt, wenn polizeiliche Gründe, insbeſondere ſolche der öffentlichen Gicher: 
heit, des Heimatſchutzes oder der Denkmalspflege es notwendig machen. 

Abſ. 2: Für bauliche Arbeiten, welche einzeln oder zuſammengenommen 
eine erhebliche Veränderung eines Gebäudes oder Gebäudeteiles darſtellen, 
kann die Baugenehmigung davon abhängig gemacht werden, vag gleichzeitig 
die durch den Entwurf an fih nicht berührten Gebäude und Gebäudeteile, 
ſoweit ſie den Vorſchriften dieſer Bauordnung widerſprechen, mit dieſer in 
Übereinſtimmung gebracht werden. 


$ 36. Veränderungen der Grundſtücksgrenzen. 


Werden durch Veränderungen der Grenzen bebauter Grundſtücke Verhält— 
niſſe geſchaffen, welche den Vorſchriften dieſer Bauordnung zuwiderlaufen, 
ſo ſind die betroffenen Gebäude oder Gebäudeteile entſprechend umzugeſtalten 
oder zu beſeitigen. 


$ 37. Inkrafttreten und Übergangsbeftimmungen, 


Dieſe Bauordnung tritt 2 Wochen nach ihrer Veröffentlichung in Kraft 
und mit dem 31. März 1946 außer Kraft. Mit dem Inkrafttreten dieſer 
Bauordnung verliert die Polizeiverordnung vom 6. Oktober 1926, betref- 
ing eine Bauordnung für die Städte des Regierungsbezirks Breslau außer 
er Stadt Breslau ihre Gültigkeit. Zugleich werden alle Polizeiverord: 
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nungen des Regierungspräſidenten oder der nachgeordneten Behörden, ſoweit 
ſie mit dieſer Bauordnung im Widerſpruch ſtehen, aufgehoben. 
Die auf Grund der bisher gültigen Bauordnung bereits erteilten Bauz 
cheine verlieren die Gültigkeit nach Ablauf von 3 Monaten vom Tage der 
eröffentlichung dieſer Verordnung ab, wenn nicht inzwiſchen der Bau 
begonnen iſt, und bei Neubauten, wenn nicht inzwiſchen die Grundmauern 
Selat find. 


$ 38. Gtrafbeftimmungen. 


Für jeden Fall der Nichtbefolgung dieſer Polizeiverordnung wird bier: 
mit die Feſtſetzung eines Zwangsgeldes in Höhe bis zu 150 RNT., im Nicht: 
beitreibungsfalle die Feſtſetzung von Zwangshaft bis zu 2 Wochen ange 
droht. Soweit es fih um Übertretungen der Vorſchriften des § 330, 8 367 
Ziff, 12—15, § 368 Ziff. 3 und 4 und § 369 Ziff. 3 des Reichsſtrafgeſetz⸗ 
buches vom 15. Mai 1871 handelt, tritt Beſtrafung nach Maßgabe Dieser 
Vorſchriften ein. 

Breslau, den 6. April 1936. 

Der Regierungs-Präfident. 


9. Sonderbauordnung für einzelne ſtadtähnliche 


Landgemeinden, Kurorte, Badeorte und Vororte 


vom 5. 9. 1932 (Amtsbl. Stück 37) 
in der Faſſung der Verordn. vom 20. 5. 1933 (Amtsbl. S. 166). 


Abſchnitt I. Verfahren. 
$ 1. Baugenehmigung und Bauanzeige. 


1. Diefe Bauordnung gilt für alle Bauten mit Ausnahme der landespoli⸗ 
zeilich zu genehmigenden Anlagen und der Straßenbauten. 

2. Zuſtändig zur Erteilung der baupolizeilichen Genehmigung — Baus 
erlaubnis — ift die Ortspolizei. 9) 

A. Der Baugenehmigung bedürfen: 

3. Alle neuen baulichen Anlagen über und unter der Erde; hierzu gehören 
auch Einfriedigungen an Etagen, fefte Geſtelle für Anzeigen und Res 
flame, Blitzableiter, Brunnen, Dungſtätten, Abort- und Jauchegruben, 
Landungsſtege, ſchwimmende Badeanſtalten, Schießſtände, Leitungs⸗ 
maſten, ſoweit letztere auf maffivem Sockel aufgeſtellt werden, Lant- 
ſtellen, Zu- und Abflußleitungen, unbeſchadet der im preußiſchen Waſ⸗ 
fergefeß vom 7. April 1913 enthaltenen Vorſchriften. 

4. Bei beſtehenden baulichen Anlagen die Herſtellung oder Veränderung 
von tragenden oder unterſtützenden Bauteilen (Wänden, Pfeilern, 
Decken, Eiſenkonſtruktionen), von Dächern, von Bauteilen, die über die 
Umfaſſungswände vortreten, von Fenſter- und Türöffnungen in den 
Außenwänden, von Treppenanlagen, Licht-, Lüftungs- und Aufzugs⸗ 


168a) Vergl. Anm. 2, Seite 1. 


5 


7 


12a, 


15, 


Die Ortspolizei ift befugt, auf 


§ 1. Baugenehmigung 159 
ſchächten, Feuerſtätten, Zentralheizungen, zentralen Waſſerverſorgungen, 
Schornſteinen, Gasöfen, elektriſchen Starkſtromanlagen, u oforen, 
er die Veränderung von Brunnen, Dungſtätten, Aborten, ſowie die 

eränderung in der Anlage und Einfriedigung von Vorgärten. 
Bei gewerblichen Zwecken dienenden Räumen jede Veränderung der 
inneren baulichen Einrichtung. 
Veränderungen in der Benutzungsart baulicher Anlagen, ſoweit für die 
Räume in ihrer neuen Zweckbeſtimmung beſondere baupolizeilche Vor⸗ 
ſchriften beſtehen. Dies gilt namentlich für die Einrichtung von Räu: 
men zum dauernden Aufenthalt von Menſchen, für die Einrichtung von 
ewerblichen, nicht unter den § 16 der Reichsgewerbeordnung fallenden 
Belcleboſlatten, beſonders den im § 27 der Gewerbeordnung genannten 
mit ungewöhnlichem Geräuſch verbundenen Anlagen, für die Einrich⸗ 
tung von Verſammlungsräumen, von Kraftwagenräumen und von Qa: 
erräumen für leicht entzündliche . uſw. 
Die Errichtung von Baugerüſten und Bauzäunen vor der Straßenflucht 
33). 
S. Wöbruch von Gebäuden oder Gebäudeteilen ($ 34), 


B. Der Baugenehmigung bedürfen nicht: 
Die Herſtellung und Entfernung von unbelaſteten Wänden, abgeſehen 
von den Fällen unter A 73 


} nk Unterhaltungsarbeiten an baulichen Anlagen; auch in den 


ällen unter A 9; 
die Errichtung von Bauten ohne Feuerungsanlage von nicht mehr als 
9 qm Grundfläche und höchftens 3 m Höhe bis zum Firſt; doch müffen 
auch DaF baulichen Anlagen den Vorſchriften der Bauordnung genü- 
gen. le 
Dränagen zei landſchaftlich genutztem Gelände. 
Gärtneriſche Behelfsbauten, die keine Grundmauern beſitzen und vorüber: 
gehendem Gebrauch zum Schutze von Pflanzen dienen. 


C. Bauanzeige. 


Für die unter B aufgeführten Bauten und baulichen Maßnahmen iſt nur 


eine Bauanzeige an die . erforderlich. 

ntrag des Bauherrn auch bei weiteren 
als den unter B vorgeſehenen geringfügigen baulichen Anlagen ſich mit 
einer Bauanzeige zu begnügen; andererſeits ift fie auch befugt, bei nicht 
genehmigungs: und anzeigepflichtigen Bauten und Bauarbeiten Bau⸗ 
anzeige oder Einholung der Baugenehmigung zu verlangen, ſobald das 
öffentliche Intereſſe es erfordert. Mit der Ausführung eines Baues, 
von dem Bauanzeige erſtattet ift, darf angefangen werden, wenn binnen 
14 Tagen die Ortspolizei nicht widerſprochen hat. 


D. Bauten des Reiches, d) des Staates, der Gemeinden 
und der weiteren Kommunalverbände. 
Bei Bauten, welche für Rechnung des Reiches, des Staates, einer Ge— 
meinde oder eines weiteren Kommunalverbandes unter Leitung von Bau: 


100) Wegen Silos zur Grünfutterelnfänerung vergl. Erl. v. 23. 9. 35 (Min.«Br. 1. B., 


S. 1186), pier abgedruckt S 


100a) fp af 20, S. 294 u, Unm. 135, S. 112. 
100b) Wegen Bauten der Reichsbahn vergl. Anm. 199, S. 114, 


— 
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beamten ausgeführt werden, iſt eine Baugenehmigung nicht erforderlich, 
doch müſſen die Bauentwürfe mit den nach $ 2 erforderlichen Unterlagen 
— und zwar in je zwei Ausfertigungen, von denen die eine der Dris 
polizei verbleibt — vor Beginn der Bauausführung der Ortspolizei zur 
Außerung vorgelegt werden. Der Vorlage konſtruktiver Einzeldarftel- 
lungen und ſtatiſcher Nachweiſe bedarf es bei dieſen Bauten nicht. Er⸗ 
hebt die Ortspolizei gegen das Bauvorhaben binnen 14 Tagen keine Be⸗ 
denken, ſo kann mit der Bauausführung begonnen werden. Werden 
jedoch Bedenken erhoben und kommt zwiſchen Bauleitung und Ortspolizei 
keine Einigung zuftande, fo entſcheidet die Aufſichtsbehörde. 


E. Nach der Reichsgewerbeordnung (SS 16, 24 und 25) 
genehmigungspflichtige Anlagen. 


Die in den §§ 16, 24 und 25 der Reichsgewerbeordnung bezeichneten 


Anlagen bedürfen einer beſonderen ortspolizeilichen a e 
nicht. Sie unterliegen aber gleichfalls den nachſtehenden Vorſchriften. 


F. Neben der Baugenehmigung geſetzlich für Bauten 
vorgeſchriebene polizeiliche Genehmigungen. 


Bei Begründung neuer Anſiedlungen ift dem Antrage auf Baugenehmi⸗ 
gung die Anſiedlungsgenehmigung — $S 13 bis 20 des Geſetzes vom 
10. Auguft 1904 (Geſ.⸗Samml. S. 227) und $ 2 des Geſetzes vom 
1. März 1923 über die Genehmigung von Siedlungen nach $ 1 des 
Reichsſiedlungsgeſetzes (Geſ.Samml. S. 49) — bei Errichtung einer 
Feuerſtätte in der Nähe einer Waldung, welche mehr als 5 ha im räum⸗ 
lichen Zuſammenhange umfaßt, die ee nötige befondere Genehmigung 
— $ 43 der geänderten Faſſung des Feld- und Forſtpolizeigeſetzes vom 
21. Januar 1926 (Geſ.⸗Samml. S. 83 Nr. 11) —, bei Bauten im Über: 
ſchwemmungsgebiet von Waſſerläufen, die nach dem Waſſergeſetze vom 
7. April 1918 (Geſ.-Samml. S. 53) vorgeſchriebene Genehmigung beis 
zufügen. 
§ 2. Bauantrag und Bauvorlagen. 


Der Antrag auf Baugenehmigung ift ſchriftlich bei der Ortspolizei ein: 
Neher die ihn unter Zuziehung eines techniſchen Sachverſtändigen nach 
aßgabe der hierfür erlaſſenen Beſtimmungen prüft. 


Mit dem Antrage find e 


a) Ein Lageplan, der im Maßſtabe von nicht unter 1: 500, bei Klein⸗ 
häuſern nicht unter 1: 1000, auf Erfordern der Ortspolizei in größe⸗ 
rem Maßſtabe, die Lage des Grundſtücks zur Himmelsrichtung Nord. 
pfeil), zu den angrenzenden Grundſtücken, Straßen, Plätzen und ans 
deren öffentlichen Verkehrsflächen (Waſſerſtraßen, Eiſenbahnen uſw.) 
und ern auch zu Waldungen, erkennen läßt. Dabei find 
die eiwa feſigeſetzten Straßen- und Baufluchtlinien und Höhenmarken 
einzuzeichnen und die Straßenbreiten einzufchreiben; ferner ift einzu⸗ 
tragen die Entfernung des Baues von anderen baulichen Anlagen 
desfelben Grundſtücks unter Angabe ihrer Benutzungsart, von Stra⸗ 
ßen, Plätzen und anderen öffentlichen Verkehrsflächen, von Nachbar⸗ 
grenzen und den Gebäuden auf Nachbargrundſtücken unter Angabe 
der Bauart und der Bedachung der benachbarten Gebäude, von Waf- 


8 2. Bauantrag pp. 161 


ae 1. bis 3. Ordnung, ſowie die Lage von Brunnen und Dung⸗ 

ätten. 

Auf Verlangen der Ortspolizei muß der Lageplan durch einen 
vereideten Landmeſſer beglaubigt ſein und eine prüfungsfähige Be⸗ 

ballen O der zuläffigen und der beanfpruchten Bebauungsfläche ent: 
ten, 

b) Bauzeichnungen. In ihnen ſind bei Gebäuden darzuſtellen: die 
Grundriſſe ſämtlicher Peer mit Angabe der Maße und der Bes 
nutzungsart der Räume, die Querſchnitte, von denen mindeſtens einer 
den Verlauf der Treppen zeigen muß, mit Angabe der Geſchoßhöhen, 
die Anſichten der Gebäudeſeiten, die von Straßen, Plätzen oder ande⸗ 
ren öffentlichen Verkehrsflächen, auch Eiſenbahnen, Waſſerſtraßen, 
öffentlichen Erholungs- und Spielplätzen ſichtbar werden, ferner die 
Konſtruktion und die Abmeſſungen des Baues im ganzen und in 
feinen Teilen mit Angabe der Art und der Stärke der zu verwenden: 
den Bauſtoffe, die Göbenla e des Baues zu dem umgebenden Ges 
lände der Straße und der Boffläche, bei Verſammlungsräumen die 
lichten Breiten der Flure, Türen uſw. (ſiehe dei e über 
die bauliche Anlage, die innere Einrichtung und den Betrieb von 
Theatern, öffentlichen Verſammlungsräumen und Zirkusanlagen vom 
18. Juni 1909) (nebſt Nachträgen. 

Soweit es zur baupolizeilichen Prüfung erforderlich ift, find eins 
zelne Teile des Bauplans durch Sonderzeichnungen zu erläutern. 

Bei Umbauten iſt auch der bisherige Zuſtand darzuſtellen. 
i Bauzeichnungen find im Maßſtabe von nicht unter 1: 100 vorzu⸗ 
egen. 

e) Feſtigkeitsberechnungen, durch welche die Tragfähigkeit der Konſtruk⸗ 
tionen, beſonders der aus Eiſen und Eiſenbeton, aber auch unge⸗ 
wöhnlicher Holzverbände und beſonders beanſpruchter Teile des 
Mauerwerks oder Baugrundes rechnungsmäßig nachgewieſen wird. 

Für Belaſtungsannahmen und Beanſpruchungen ſind dabei die 
jeweils hierüber geltenden miniſteriellen Vorſchriften maßgebend. 

d) Ein Plan für die Einfriedigung. Er muß den Grundriß und Quer⸗ 
ſchnitt einer etwa vorhandenen Vorgartenanlage, ſowie eine Anſicht 
der Einfriedigung enthalten. 

Bei geringfügigen baulichen Maßnahmen genügen in der Regel ſchrift⸗ 
liche Darlegungen und Handzeichnungen. Aus ihnen muß mindeſtens 
die Art und der Zweck der baulichen Ausführung hervorgehen. Bei 
gleichzeitig auf Grund feſtſtehender Typen in gleichartiger Wiederholung 
auszuführenden Kleinhäuſern (§ 28) er es der Einreichung der Un⸗ 
terlagen zu b, e und d, nur für eins der Kleinhäuſer und ſtatt der ein⸗ 
elnen Lagepläne nur eines gemeinſamen Lageplanes. Bei größeren 

auten, beſonders bei gewerblichen Anlagen G$ 30 und 31), ift über die 
Einrichtung und Ausführung eine eingehende Baubefchreibung beizufügen, 

Die Drtspolizei kann jedoch im Bedarfsfalle weitere Unterlagen vom 
Bauherrn fordern. 

Die Einreichung der unter e und d geforderten Unterlagen kann mit 
Genehmigung der Ortspolizei auch zu einem ſpäteren von ihr zu beſtim— 
menden Zeitpunkt erfolgen. 

Das Grundſtück, auf dem gebaut werden foll, ift ſtets nach Straße, 

Hausnummer und Grundſteuerkataſternummer zu bezeichnen. Aus dem 


Grieger, Baupoltzeiliche Vorſchriften. 11 
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Bauantrage muß ferner bei Wohngebäuden, Ställen und gewerblichen 

Anlagen die Art der Entwäſſerung hervorgehen. 

. Auf Verlangen der Ortspolizei ift die Behandlung der Außenflächen 

ne uh, Anſtrich, Ausfugung) anzugeben. 

.Die Bauzeichnungen find auf dauerhaftem Papier oder auf Pauslein» 
wand anzufertigen. Die Bauſtoffe ſind auf ihnen durch verſchiedene 

Färbung zu kennzeichnen. Blaupauſen ſind nicht zuläſſig. 

. Sämtliche Bauvorlagen find in je zwei Stücken — auf er ars der 
Ortspolizei in je drei Stücken — einzureichen und müſſen die Unterſchrif⸗ 

ten des Bauherrn und des mit der Ausführung Beauftragten (Bauleiter, 

Bauunternehmer, Planverfaſſer) tragen. Ein Wechſel dieſer Perſonen 

1 Ortspolizei rechtzeitig ſchriftlich anzuzeigen. 

N r Bauherr iſt berechtigt, vor Einreichung des Bauantrags über ein: 
zelne den Bau betreffende Fragen die Entſcheidung der Ortspolizei, bei 

5 Anlagen auch eine Außerung des Gewerberats einzuholen. 
ird im Laufe der Bauausführung eine Abweichung von dem genehmig⸗ 

ten Bauplan nötig, fo ift für fie noch vor ihrer Ausführung die Baus 

genehmigung einzuholen. 


§ 3. Erteilung der Baugenehmigung (Bauſchein). 50) 


. Über die Baugenehmigung wird von der Ortspolizei ein Bauſchein aus: 
geſtellt. Die Bauvorlagen werden von der Ortspolizei mit Genehmigungs⸗ 
vermerk verſehen. Von den Bauvorlagen iſt je ein Stück zuſammen mit 
dem Bauſchein dem Bauherrn auszuhändigen. Bauſchein und geneh— 
migte Bauvorlagen ſind nicht mehr zu trennen und müſſen vom Beginn 
der Arbeiten an zur Einſicht bereitgehalten werden. 

. Vor Aushändigung des Bauſcheins darf mit dem Bau nicht begonnen 
werden. 

. Der Bauſchein verliert feine Gültigkeit, wenn innerhalb Jahresfriſt nach 
feiner Aushändigung mit dem Bau nicht begonnen ift oder wenn der ber 
gonnene Bau ein Jahr lang unterbrochen wird; doch kann die Gültigkeit 
auf Antrag verlängert werden. Er iſt als ungültig anzuſehen, wenn die 
kakka oung auf Grund unrichtiger und unvollſtändiger Unterlagen 
oder Angaben erteilt iſt. Die Ablehnung eines Baugeſuchs erfolgt unter 
Angabe bei Gründe, 

Jede Bauerlaubnis erfolgt unbeſchadet der Rechte Dritter, 


$ 4. Baupolizeiliche Aufficht und Abnahmen. 


Der Bauherr hat der Ortspolizei anzuzeigen, wann er mit dem Bau 

beginnen will; er muß den von ihr mit der Überwachung betrauten 

Perfonen — Beamten, Sachverſtändigen — jederzeit Zutritt zur Baus 
elle und Einblick in den Bauſchein und die Bauvorlagen e S 

. Alle Bauten, die der Baugenehmigung bedürfen, unterliegen baupolizei⸗ 
lichen Abnahmen. *) Hierbei hat ſich die Ortspolizei in allen Fällen, die 

techniſches Wiſſen vorausſetzen, eines techniſchen Beirats gemäß den hier⸗ 

für erlaſſenen Beſtimmungen zu bedienen. 

Die Rohbauabnahme hat zu erfolgen, ſobald der Bau in feinen Mauern, 


170) Vergl. Gef. über Zuſtändigteit S. 254. 


171) Vergl. Anm. 2, Seite 1. 
172) Vergl. Anm. 17, Selte 6. 


§ 5. Dispenfe 168 


Gewölben, Eiſenkonſtruktionen (einſchließlich derjenigen der notwendigen 
Treppen), ſowie in Balkenlagen und Dacheindeckung vollendet iſt. Die 
Dacheindeckung darf hierbei eine vorläufige ſein. Eine Abnahme ein⸗ 
elner Teile fred insbeſondere der Eiſenkonſtruktionen der 

reppen, iſt zuläſſig. Die Rohbauabnahme iſt ſchriftlich vom Bauherrn 
bei der Ortspolizel zu beantragen. Bei der Rohbauabnahme müſſen alle 
Teile des Baues ſicher zugänglich ſein und alle für die Standſicherheit 
weſentlichen Konſtruktionen fo weit offen liegen, daß die Abmeſſungen 
geprüft werden können. Zum Rohbauabnahmetermin hat der Bauherr 
eine Beſcheinigung des zuſtändigen Bezirksſchornſteinfegermeiſters über 
die beſtimmungsmäßige Beſchaffenheit der Schornſteinanlagen beizubrin⸗ 
gen, Über die Rohbauabnahme wird eine Beſcheinigung — Rohbau: 
abnahmeſchein — erteilt. In dem Rohbauabnahmeſchein wird der Zeit: 
punkt beſtimmt, wann mit den inneren und äußeren Putzarbeiten be- 
onnen werden darf. 

uf die Rohbauabnahme kann die Polizei bei geringfügigen baulichen 
Anlagen, die keine Feuerſtelle enthalten, verzichten. Ein 0 7 55 Verzicht 
iſt dem Bauherrn ſchriftlich mitzuteilen. 

n befonderen Fällen kann auch eine Grundmauerabnahme oder die Ab- 
nahme anderer einzelner Bauarbeiten und Bauteile von der Ortspolizei⸗ 
behörde im Bauſchein ausdrücklich vorgeſchrieben werden. 


Der Gebrauchsabnahme 1 a alle Gebäude, welche Aufenthalts: 


räume (§ 26) enthalten, gr erlangen der Ortspolizei auch andere 
Gebäude. Sie darf in der Regel nicht früher als drei Monate nach 
Aushändigung des Rohbauabnahmeſcheins erfolgen. 


; Jam Gebrauchsabnahmetermin hat der Bauherr eine Beſcheinigung des 


zirksſchornſteinfegermeiſters über die Benutzbarkeit der Schornſteine 
und Feuerungsanlagen beizubringen, 


Über die Gebrauchsabnahme wird eine Beſcheinigung — Gebrauchs: 


abnahmeſchein — erteilt. Vor ſeiner Aushändigung darf das Gebäude 
nicht in Benutzung genommen werden. 

Bei geringfügigen baulichen Anlagen, die keine Feuerſtelle enthalten, kann 
die Pete olizei auf die Gebrauchsabnahme verzichten. Der Verzicht 
muß im Bauſchein ausdrücklich vermerkt ſein. 

Bei Bauten, die für Rechnung des Reiches, des Staates, einer Gemeinde 
oder eines weiteren Kommunalverbandes unter Leitung von Baubeamten 
ausgeführt werden, fällt die Beaufſichtigung wie jede Art Abnahme fort. 


$ 5. Ausnahmen und Befreiungen (Dispenſe). 9 

Die Ortspolizei darf Abweichungen von den Beſtimmungen dieſer Bau- 
ordnung — Ausnahmen — nur zulaſſen, ſoweit der Wortlaut der Bau: 
ordnung dies ausdrücklich vorſieht. 

Befragungen von den Beſtimmungen der $$ 7 und 9 (Dispenſe) bleiz 
ben dem Regierungspräſidenten vorbehalten. 

Für Befreiungen von allen übrigen Beſtimmungen dieſer Bauordnung 
it der Landrat zuſtändig. *) Er bat vor Erteilung einer Befreiung von 

eſtimmungen der $$ 8, 24 und 31 einen Sachverſlandigen zu hören, der 


vom Regierungspräſidenten als geeignet anerkannt ift. 


74 
Viäpenede örbe beſtimmt. 


173 $ . übe tänbdigteit S. 254. 
1 ) Für bie Hntebesiche redn, derade f und Weißſtein ift der Amtsvorſteher als 


39% 
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Grundſtücke, auf denen außer 
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Vorausſetzung für die Gewährung von Ausnahmen und Befreiungen 
(Olapenſch if 

a) daß öffentliche Belange fie fordern oder 

b) daß öffentliche Belange fie zulaffen und die Verſagung unbillig wäre. 


Abſchnitt II. Bauvorſchriften. 
§ 6. Zugänglichkeit der Grundſtücke und Lage der Gebäude, 


.Es dürfen nur ſolche Grundſtücke bebaut werden, die unmittelbar an 


einen öffentlichen Fahrweg grenzen. Auf anderen Grundſtücken kann 
die Ortspolizei die Errichtung von Gebäuden nur geſtatten, wenn die 
Grundſtücke von einem öffentlichen Eng einen eigenen Zugang bon 
angemeſſener Breite (mindeftens 3 m) und Befeſtigung haben oder wenn 
für fie die Herftellung eines ſolchen Zugangs ſichergeſtellt ift, 

Die Ortspolizeibehörde kann die Erteilung der Bauerlaubnis davon 
abhängig machen, daß der Fahrweg mindeftens chauſſeemäßig befeſtigt 
und entwäſſert iſt. 

Für die Errichtung von Wohngebäuden an Straßen oder Straßen- 
teilen, die nach den polizeilichen Beſtimmungen des Orts 5 den öffent: 
lichen Verkehr und den Anbau noch nicht fertiggeſtellt find, gelten die 
hierfür auf Grund des Wohnungsgeſetzes vom 28. März 1918 erlaſſe⸗ 
nen ortsſtatutariſchen und polizeilichen Beſtimmungen. 

Vordergebäuden in einer Entfernung von 

mehr als 30 m von deren Vorderfront auch Seiten-, Quer- oder Hin: 
tergebäude errichtet werden, müſſen mit einer Zufahrt von mindeſtens 
2,70 m Breite oder einer Durchfahrt von mindeſtens 2,70 m Breite und 
3,00 m Höhe verſehen werden. Zufahrt und Durchfahrt dürfen eine 
Steigung von höchſtens 1: 30 haben. Durchfahrten find in Decken und 
Wänden mindeſtens feuerhemmend auszuführen. Ihre vorſtehend ange⸗ 
gebenen Maße dürfen durch keinerlei vortretende Teile, wie Oberlichter, 
Kämpfer, Beleuchtungskörper, Schilder uſw. eingeſchränkt werden. 
Doch N Radabweiſer und Vordſchwellen, die die Breite der Fahrbahn 
um nicht mehr als 15 em von jeder Seite einſchränken und nicht höher 
als 10 em ſind, erlaubt. 
Von der Forderung derartiger Zu- oder Durchfahrten kann nur dann 
1 6 werden, wenn die Hintergebäude anderweitig zugänglich ſind 
und bei einem Brande von befahrbarem Gelände aus unter Waſſer 
genommen werden können. 


Wo Baufluchtlinien nach Maßgabe des Geſetzes vom 28. März 19187 


beſtehen, müſſen alle Vordergebäude in der Baufluchtlinie errichtet 
werden. Wegen eines Uberſchreitens der Baufluchtlinie ift der § 11 des 
enannten Geſetzes maßgebend. 

ber die Straßenflucht dürfen Riſalite nicht mehr als 25 em, 17 
nicht mehr als 30 em, ſonſtige Vorſprünge nicht mehr als 13 em, Erker 
und Balkone, die tiefer als 3 m über der Gehbahn liegen, überhaupt 
nicht vortreten. Unbeſchadet dieſer Vorſchrift dürfen vor eine Bauflucht, 
die hinter der Straßenfluchtlinie liegt, Vorſprünge jeder Art nicht weiter 
als 1,60 m vortreten. 


Die über die Straßen- oder Baufluchtlinie vorſpringenden Bauteile 


dürfen zuſammen nicht länger fein als die halbe Gebäudefront. 


175) abgedruckt S. 266. 


7. 


10. 


11. 
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eſte freitragende Schutzdächer können zugelaſſen werden, wenn ſie einen 

aum von mindeſtens 2,75 m über der Gehbahn freilaſſen und min: 
deſtens 80 em hinter der Bordkante des Bürgerſteiges bleiben. Dasſelbe 
gilt für bewegliche freitragende Zeltdächer aus Webſtoffen, wenn ſie 
mindeſtens 2,30 m über dem Bürgerfteig liegen und 80 em hinter der 
Bordkante bleiben. 


Schaukäſten dürfen höchſtens 20 em über die Straßenflucht vortreten. 
Nach außen se nee Fenſter und Fenſterläden an der Ötrafen: 


fluchtlinie find nur zuläſſig, wenn fie mit ihrer Unterkante mindeſtens 
2,75 m über der Gehbahn liegen. Türen dürfen nicht über die Straßen— 
8 aufſchlagen. 

o Fluchtlinien nicht beſtehen, muß parallel zur Straße oder zum Wege 
gebaut werden. 

Ferner dürfen die Gebäude die Grenzen öffentlicher Wege nicht 
überſchreiten. 

Unbeſchadet dieſer Vorſchrift müſſen die Gebäude ee 8 m 
von der Wegemitte entfernt bleiben. Im Einzelfalle kann die Ortspolizei 
dieſes Maß bis auf 5 m herabſetzen. 

An kunſtmäßig ausgebauten Straßen müſſen die Gebäude, wo 
luchtlinien nicht beſtehen, mindeſtens 6,0 m vom Straßenrande (inneren 
rabenrande) entfernt bleiben. Im Einzelfalle kann die Ortspolizei 

dieſes Maß bis auf 5,0 m herabſetzen. 

An Hauptverkehrs- und Hauptdurchgangsſtraßen können, wo Flucht: 
linien nicht beſtehen, Abſtände bis zu 17 m von Straßenmitte gefordert 
werden. 

Für Gebäude mit gewerblichen Anlagen, die wie Schmieden und 
Gaſthäuſer größere Abſtände von der Straße, als die unter 10 beftimm: 
ten erforderlich machen, kann ein Abſtand bis zu 12 m vom Straßenrand 
oder der etwa feſtgeſetzten Straßenfluchtlinie verlangt werden, ſoweit 
nicht Sonderbeſtimmungen noch größere Entfernungen fordern. 


§ 7. Bauliche Ausnutzbarkeit der Grundſtücke. 


Auf jedem Grundſtück iſt ein Hof anzulegen, der mindeſtens ſo groß iſt, 


daß fich in ihn ein Rechteck von 8X6 einzeichnen läßt. 


Bei geſchloſſener Bauweiſe find Seitenflügel an Wohngebäuden verboten. 


Hinterwohngebäude find im Gebiete der geſchloſſenen Bauweiſe vers 
boten und ſonſt nur zuläſſig in einem Mindeſtabſtand von 25 m hinter 
dem Vordergebäude. 


Mehr als zwei Vollgeſchoſſe find nicht ſtatthaft. Als Vollgeſchoß gilt 


jedes Geſchoß, das auch nur einen zum dauernden Aufenthalt von Men: 
ſchen geeigneten Raum enthält (§ 26), ein Kellergeſchoß jedoch ſchon 
dann, wenn es mit der Oberkante ſeiner Decke das Gelände im Durch⸗ 
ſchnitt um mehr als 1,20 m überragt, 

Ortsteile, Straßen, Baublocks, die bisher überwiegend eingeſchoſſig 
bebaut find, dürfen fernerhin nur eingefchoffig bebaut werden. 

In Brockau, Saarau, Maltſch ift, ſoweit nicht örtliche Beſtimmungen 
etwas anderes vorſchreiben, auf Baublocks, die ſchon jetzt überwiegend 
drei⸗ oder mehrgeſchoſſig bebaut find, die bisherige riboga bei ges 
ſchloſſener Bauweiſe weiterhin zuläffig, ſofern lediglich ein Vorderhaus 
errichtet wird und das Grundſtück ſonſt unbebaut bleibt. Mehr als 
4 Geſchoſſe ſind indes auch hier verboten. 
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4. Wegen der Geſchoßzahl bei Kleinhäuſern ſiehe die Sonderbaupolizei⸗ 
verordnung vom 18. Mai 1918.19 

5. Für Fabrikgebäude und Speicher gilt auch § 31 dieſer Verordnung. 
6. ehr als zwei Zehntel der ade, dürfen nicht bebaut werden. 
In Baublocks, wo geſchloſſene Bauweiſe ſtatthaft iſt (§ 8 a), dürfen 
bei is ae Bauform drei Zehntel bebaut werden, 

Über dieſe Maße hinaus kann der Landrat die Bebauung eines 
weiteren Swangigftels der Grundſtücksfläche mit ſolchen Nebengebäuden 
eftatten, deren Traufhöhe 2,90 m nicht überſchreitet. 
Unter beſonderen Verhältniſſen kann in beſtimmten Gebieten mit Zu: 
ſtimmung des Regierungspräſidenten die bauliche Ausnutzbarkeit der 
Grundſtücke durch Polizeiverordnung anderweit begrenzt werden. Soweit 
ſolche Vorſchriften ſchon beſtehen, bewendet es bei ihnen. 
8. Wegen der Vorgärten ſiehe $ 25 dieſer Verordnung. 


9. zu den Wohn- und Erholungsgebieten von Bad Altheide, Kudowa, 
ölfelsgrund, Oberlangenau, iederlangenau, Obernigk, Rückers, 
Trebnitz, Tſcherbeney, nne Ullersdorf (Kreis Glatz), dürfen 
Anlagen, die beim Betriebe durch üble Dünſte, ſtarken Rauch oder unge⸗ 
wöhnliches Geräuſch Gefahren, Nachteile oder Beläſtigungen für die 
Nachbarſchaft oder das Publikum überhaupt herbeiführen können, nicht 
errichtet werden. 


$ 8. Gebäudeabſtand und freiſtehende Brandmauern. 


Vorbemerkung. Die nachſtehenden Forderungen gelten unbeſchadet aller 
e eſtimmungen dieſer Verordnung (ſiehe § 16, § 29, § 30 
und $ 31. 

Allgemein gilt: 15 die die einzige Lichtquelle von Aufenthaltsräumen 
($ 26) bilden, müſſen von jeder gegenüberliegenden Wand mindeſtens ſoweit 
entfernt ſein, wie dieſe Wand hoch iſt. Die 3 wird gemeſſen recht⸗ 
winklig zur gegenüberliegenden Wand. Als gegenüberliegend gelten auch 
ſolche nicht parallele Wände, die in einem Winkel von weniger als 75 Grad 
zueinander ſtehen. 


a) Abftand von der Nachbargrenze. 


Im Gebiet der geſchloſſenen Bauweiſe müſſen Vordergebäude in voller 
Tiefe an die feitliche Nachbargrenze herantreten. Wo aber der Nachbar 
Bauwich (d. h. Abſtand der Vordergebäude von der ſeitlichen Grundſtücks⸗ 
grenze) innegehalten hat, muß wieder ein Bauwich, und zwar von mindeſtens 
5 m gehalten werden, wobei der Neubau nach dem Bauwich hin anſichts⸗ 
mäßig auszubilden iſt. 


Im Gebiet der nicht geſchloſſenen Bauweiſe iſt ein Bauwich von mindeſtens 
5 m inne zuhalten. Wo jedoch der Nachbar ein Vordergebäude ſchon auf der 
ſeitlichen Grenze errichtet hat, muß an ſie herangebaut werden, und zwar ſo, 
daß die Grenzwand des Neubaus ſich mit der nachbarlichen Grenzwand für 
den Blick von der Straße im weſentlichen deckt. Von den übrigen Nachbar⸗ 
grenzen müſſen alle Baulichkeiten, die nicht unmittelbar an der Grenze ſtehen, 
mindeſtens um das Anderthalbfache ihrer Höhe abbleiben. 


176) Die Verordn. Über n ift, nachdem ihre Beſtimmungen in die Bauord⸗ 
nungen mit aufgenommen find, überholt. 
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Wo nicht örtliche Beſtimmungen die Bauform (offene oder gefchloffene 
Bauweiſe) en und diefe nicht ſchon durch vorhandene Bebauung feft- 
gelegt iſt, iſt die offene Bauweiſe als vorgeſchrieben anzuſehen. 


b) Abſtand der Gebäude und Gebäudeteile auf demſelben Grundſtück. 


Alle Baulichkeiten desſelben Grundſtücks, und alle Teile desſelben Gebäudes, 
die nicht unmittelbar Ps e i müffen einen Mindeſtabſtand von 
3,0 m voneinander wahren. Dies Maf erhöht ſich auf 5,0 m, wenn auch 
nur eine von zwei gegenüberliegenden Außenwänden nicht feuerbeſtändig 
ausgeführt iſt oder Offnungen enthält. 


e) Abſtand der Gebäude in Siedlungen. 


Bei Anlegung neuer geſchloſſener Siedlungen oder bei Erweiterung ſolcher 
außerhalb der im Zuſammenhang gebauten Ortſchaft müſſen die Wände 
egenüberliegender Wohngebäude, ſofern eine von ihnen Lichtöffnungen ent: 
Bale untereinander einen Abſtand, der mindeſtens gleich der doppelten Ge: 
bäudehöhe ift, haben. Dieſe Vorſchrift findet auf den ſeitlichen Bauabftand 
(Bauwich) nicht Anwendung. 


d) Abſtand der Gebäude von Hauptbahnen, Nebenbahnen, nebenähnlichen 
Kleinbahnen und Privatanſchlußgleiſen. 


1. Bauliche Anlagen müſſen von vorgenannten Bahnen, von Privat: 
anſchlußgleiſen jedoch nur, wenn ſie mit Dampflokomotiven betrieben 
werden, mindeſtens 4 m und, falls fie unterhalb der Unterkante der 
Schienen liegen, mindeſtens 5 in entfernt — die Entfernung von der 
Mitte des nächſten Schienengleiſes berechnet — errichtet werden. Dieſe 
Vorſchrift gilt nicht für bauliche Anlagen, die in allen weſentlichen Teilen 
feuerbeftändig hergeſtellt find oder durch Rohrputz oder in anderer gleich 
wirkſamer Weite gegen Entzündung durch Funken geſichert find, 

Offnungen in den nach der Bahn zugewandten Seiten ſind in den 
baulichen Anlagen bis zu einer Entfernung von 4 bezw. 5 m nur zuläffig, 
wenn ſie durch ein nach allen Seiten hin feſteingemauertes, mindeſtens 
1 cm ſtarkes Glas abgeſchloſſen find. Bei der Verwendung von Draht: 
glas oder einem anderen gleichwertigen feuerbeſtändigen Glaſe kann 
eine geringere Glasſtärke zugelaſſen werden. Als eine der Bahn zuge⸗ 
wandte Seite ift eine ſolche anzuſehen, deren Richtungslinie mit der 
Bahnachſe einen Winkel von weniger als 90 Grad bildet. 

2. Bauliche Anlagen und Öffnungen in ihnen, die mehr als 7 m oberhalb 
der Oberkante der Schienen liegen, ſind den vorſtehenden Beſtimmungen 
nicht unterworfen. 

3. Ausnahmen von den Vorſchriften des Abſchnittes d) ſind nach Benehmen 
mit der Bahnverwaltung zuläſſig, insbeſondere für bauliche Anlagen, 
die ihren Zweckbeſtimmungen nach in nächſter Nähe von Bahnen errichtet 
werden müſſen, wie Verlade- und Verpackungsräume auf Bahnhöfen, 
an Anſchlußgleiſen von Fabriken, Lagerhäuſern, Hafengebieten, Anlagen 
auf Lagerplätzen uſw. 

4. Bei baulichen Anlagen an Wegeübergängen in Schienenhöhe können die 
unter d 1 vorgeſehenen Abſtände, ſoweit es zur Erhaltung der Überſicht 
für den Verkehr nötig iſt, vergrößert werden. 


— 


— 
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Wegen des Gebäudeabftandes der baulichen Anlagen mit weicher Be: 
dachung und folcher, die zur Lagerung leicht entzündlicher Stoffe und 
Gegenſtände dienen, vergl. § 16 und 30. 


e) Wegen der Abſtände von der Straße ſiehe § 6. 


f) Freiſtehende Brandmauern 


oder ähnliche kahle Wände ſind, ſoweit ſie von öffentlichen Verkehrsflächen 
aus ſichtbar werden, verboten (vergl. $ 14). Eine Ausnahme bilden Brand: 
mauern von Vordergebäuden an der Nachbargrenze in geſchloſſener Bau: 
weiſe, Reihenhaus: oder Gruppenhausbauweiſe. 


$ 9. Gebäudehöhe. 


1. Als Gebäudehöhe ift das Maß von der Erdoberfläche des Außengeländes 
vor den Umfaſſungswänden bis zur Schnittlinie der Uimaflungenände 
mit der Dachfläche (Traufe) zu verſtehen. Iſt eine Dachbrüſtung 
(Attika) vorhanden, ſo iſt ihre Höhe mitzurechnen. 

2. Bei Giebelhäuſern wird die Gebäudehöhe bis zu einem Drittel der Höhe 
des Giebeldreiecks gerechnet. 

3. Iſt die Erdoberfläche längs der Frontwand geneigt, fo iſt das mittlere 

Höhenmaß in Rechnung zu ſtellen. 

4. Aufbauten auf den an der Straße liegenden Frontwänden, wie Türme, 
Giebel, Luken find der Fronthöhe im Burchfehnitt zuzurechnen, 

5. Die Gebäudehöhe darf das Maß der halben Straßenbreite nicht über: 
ſchreiten. An Straßen, die ſchmäler als 10 m ſind, braucht jedoch die 

öhe nicht unter 5,00 m berabgeiegt zu werden. Andererſeits darf die 

jöhe an Straßen von über 16 m Breite 8,0 m nicht überſteigen. Als 

traßenbreite gilt der Abſtand der Baufluchten. In Brockau, Saarau, 
Maltſch kann, ſoweit nicht örtliche Beſtimmungen etwas anderes vor- 
ſchreiben, die Höhe in Fällen, wo 3 oder 4 Geſchoſſe nach $ 7 Ziffer 3 
zugelaſſen werden, für Z⸗geſchoſſige Bauten bis zu 10 Her 4:gefchoffige 
bis zu 13 m geſteigert werden, ſofern diefe Söhen das Maß der halben 
Straßenbreite nicht überſteigen. 

6. Die hiernach für Vordergebäude ſich ergebende Höhe gilt auch für die 
zugehörigen Hinter- und Seitengebäude. Doch darf deren Höhe unter 
keinen Umſtänden das Maß ihres etwaigen Abſtandes von der Nachbar⸗ 
grenze überſchreiten. Auf der Nachbargrenze errichtete Wände von 
Hinter- und Seitengebäuden dürfen höͤchſtens 3,0 (drei) m hoch fein. 

7. Von dem höchſten Punkt der zuläſſigen Fronthöhe dürfen die Dächer 
abgeſehen von dem Hauptgiebel, — über eine im Winkel von 60 Grad 

egen die Waagerechte anſteigende Linie nicht hinausgehen. Bei geringerer 

Fronthöhe dürfen ſteilere Dächer ausgeführt werden, wenn ſie innerhalb 
der Umgrenzungslinje bleiben, die durch die zuläffige Fronthöhe und die 
anſteigende Linie gegeben iſt. Gehen Aufbauten auf den Fronten, Türme, 
Luken und andere Bauteile über vorſtehende Umgrenzung hinaus, fo 
find die überſchießenden Teile der Aufbauten auf die zuläffigen Front- 
flächen anzurechnen. 


8. Wegen der Fabrikgebäude ſiehe $ 31. 
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$ 10. Feuerſicherheit. 

1. Bauliche Anlagen ſind in allen weſentlichen Teilen 1 herzu⸗ 
ftellen, ſofern nicht in den Vorſchriften dieſer Bauordnung ein geringerer 
Feuerſchutz zugelaſſen wird (vergl. 88 13, 16, 29 und 30). 

2. Die Anforderungen, die an die feuerbeſtändige oder feuerhemmende Bau: 
weiſe zu ſtellen find, müſſen denjenigen entſprechen, die im Regierungs: 
amtsblatte jeweils öffentlich bekanntgegeben werden. 

3. Weitere Bauweiſen können von dem Regierungspräſidenten als feuer: 
beſtändig oder feuerhemmend anerkannt werden. 


$ 11. Standſicherheit. 


Bauliche Anlagen ſind in allen Teilen nach allgemein anerkannten Regeln 
der Baukunſt aus guten zweckentſprechenden Bauſtoffen derart auszuführen, 
daß fie den Anforderungen der Standſicherheit genügen. Ulm dies zu gewähr⸗ 
leijten, hat die Ortspolizei das Bauvorhaben vor Genehmigung von einem 
erprobten oder amtlich anerkannten Baufachmann (vergl, oben § 2) prüfen 
zu laſſen. 

Maßgebend für die Beurteilung der Standſicherheit find die im Regierungs- 
amtsblatt veröffentlichten Beſtimmungen. 


$ 12. Grund: und Kellermauern. 


1. Tragende Mauern und we müſſen auf feftem Boden unter Groft- 
tiefe gegründet ſein. Für Kleinhäuſer und untergeordnete Baulichkeiten 
kann die Ortspolizei von der Vorſchrift, daß die Mauern bis unter 
Froſttiefe geführt werden, Ausnahmen zulaſſen. 

2. Zur Verhütung des Aufſteigens und des ſeitlichen Eindringens der 

odenfeuchtigkeit find Grund: und Kellermauern in Gebäuden mit Auf: 
enthaltsräumen (§ 26) durch Iſolierung zu ſchützen. 

3. Das Kellermauerwerk ift feuerbeftändig herzuſtellen. 


$ 13. Aufgehende Wände. 


1. Bei den aufgehenden Mauern ift außer den Erforderniſſen der Stand⸗ 
und Feuerſicherheit auch denen der Warm- und Trockenhaltung Rechnung 
zu tragen. Wände, die zwei Wohnungen voneinander trennen, ſind 
a ah fo auszuführen, daß Schallübertragung vermieden wird. 

ei Lauben, Gartenhäuschen, Aborthäuschen, Suppen und ähnlichen 
untergeordneten Baulichkeiten, die nicht höher als 4 m bis zum Firſt 
nd und nicht mehr als 30 qm bedecken, ſowie bei Gartenhallen und 
uſikpavillons in Gaſthofgärten kann die Drtspolizei unter der Vor: 
ausſetzung, daß die genannten Gebäude keine Feuerſtellen enthalten, 
unbeſchadet der Vorſchriften in § 14, von der Forderung feuerbeſtändiger 
oder feuerhemmender Wände abſehen. 

2. Werden die . und die belaſteten Wände eines Gebäudes 
aus Stein oder Beton (Zement-, Kalk-, Schlacken-Beton) hergeſtellt, 
fo find in der Regel folgende Mindeſtmauerſtärken in em einzuhalten: 


177) Vergl. Erl. v. 30 8 34; bier abgedruckt S. 296. 
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Belaſtete 
1 Treppenhaus⸗ Unbelaſtete 
Geſchoß mauern, Treppenhaus⸗ 
belaſtete mauern 
Innenmauern 


NN d e E L E TA 


DATM ae, 


I. Obergeſchooc ß 
Dachgeſcho ß 


3. Dieſe Stärken gelten für ländliche Bauten der in der Tabelle ange⸗ 
gebenen Geſchoßzahl bei gewöhnlichen Deckenſpannweiten, Geſchoßhöhen 
und Belaſtungen. Sie ändern ſich je nach den Umſtänden. So erhöhen 
fie fih z. B. bei Fabrikgebäuden oder ſolchen Bauten, die höhere Stock 
werkszahlen aufweiſen oder ſtärkeren Erſchütterungen ausgeſetzt find, 
ferner bei Treppenhäuſern mit freitragenden Stufen, bei Gaſchallung 
einer lotrechten Luftſchicht uſw., während ſie andererſeits unter beſonders 
günſtigen Umſtänden, wie bei Kleinhäuſern (ſiehe die Polizeiverordnung 
vom 18. Mai 1918) von der Polizeibehörde ermäßigt werden können. 
Als balkentragende Innenwand kann bei den üblichen panom Verhält⸗ 
niſſen an die Stelle einer Steinwand von 25 em Stärke eine ausge: 
mauerte Fachwerkswand von 18 em Stärke treten, ſoweit nicht Bes 
denken anderer Art dagegen ſprechen. 


$ 14. Brandmauern. 


(Vergleiche hierzu den Schlußfag des $ 8 dieſer Verordnung.) 

1. Brandmauern find? Mauern, die beſtimmt find, die Verbreitung eines 
Brandes zu verhindern. Sie müſſen von Grund auf feuerbeſtändig ohne 
Offnungen und Hohlräume in der Stärke von mindeſtens einem Stein 
(25 em) oder in einer vom Regierungspräſidenten als gleichwertig 
anerkannten Weiſe hergeſtellt werden. Brandmauern brauchen in der 
Regel nicht über Dach geführt zu werden, müſſen dann aber beiderſeitig 
bis unter die 407 0% Vachhaut verputzt und zwiſchen den auf 
ihnen mit mindeſtens 6 cm Zwiſchenraum ss Dachlatten dicht 
ausgemauert fein. Bei Papp: und ähnlichen Dächern muß die Brand- 
mauer aber bis 30 em über die Dachhaut geführt werden, wenn die 
Gebäude unmittelbar an der Nachbargrenze ſtehen oder an andere 
Gebäude anſtoßen oder weniger als 2,50 m von ihnen abliegen. Bei 
welcher Bedachung ſind Brandmauern unter allen Umſtänden 30 em 
über Dach zu führen; fie müſſen dann auch den Dachüberſtand ſeitlich 
ausreichend decken. 

2. Brandmauern ſind herzuſtellen: 


a) Zum Abſchluß von Gebäuden, die an der Nachbargrenze errichtet 
werden. (Wegen der Kleinhäuſer ſiehe Polizeiverordnung vom 
25. November 1924 — Amtsblatt S. 102179 — vgl. ferner $ 8 b), 


b) zur Trennung von Räumen mit Feuerſtätten von anderen Räumen 
178) Vergl. Anm. 176, S. 106. 
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auf demfelben Grundſtück, die infolge ihrer Bauart oder Benutzung 

der Feuersgefahr beſonders ausgeſetzt ſind, 
c) in ausgedehnten Gebäuden in Abſtänden von höchſtens 40 m. 

ie Ortspolizei kann, wenn der Zweck es erheiſcht, zulaſſen, daß Brand: 

mauern durch Offnungen durchbrochen werden. Dieſe ſind dann aber 
ſtets mit feuerhemmenden und rauchſicheren Türen zu verſehen (§ 10), 
die 1 e 
11) rol. Anm. 58 Seite 31. 
Gebäude und Gebäudeteile mit Aufenthaltsräumen ($ 26) müſſen von 
anderen Baulichkeiten in voller Höhe durch mindeſtens feuerbeftändige 
Wände getrennt werden. 


§ 15. Decken. 


olzbalkendecken über und unter Aufenthaltsräumen ($ 26) müſſen 
iſchendecken mit Auffüllung erhalten. 


. Zur Verfüllung von Decken, insbeſondere von Holzbalkendecken, darf 


kein Stoff verwendet werden, der geſundheitsſchädliche, insbeſondere 
verweſende oder fäulnisfähige Beſtandteile, enthält. Es iſt deshalb 
namentlich die Verwendung von Bauſchutt, Gipsabfällen, Kehricht, 
8 oder Lumpen verboten. 

or der regenſicheren Eindeckung eines Gebäudes dürfen die Decken nicht 
verfüllt werden. 
Holzbalkendecken über und unter Aufenthaltsräumen müſſen verputzt 
werden, doch kann die Ortspolizei Ausnahmen zulaſſen. 
Die Decken unter Waſchküchen, Badeſtuben, Räucherkammern und 
anderen Räumen, von denen Waſſer- oder Feuerſchäden ausgehen können, 
müſſen feuerbeſtändig und waſſerundurchläſſig hergeſtellt werden. Aus: 
nahmen hiervon kann die Ortspolizei bei Einfamilienhäuſern und, wenn 
es ſich um nachträgliche Einrichtungen handelt, zulaſſen. Durchfahrten 
unter Aufenthaltsräumen müſſen Decken aus feuerhemmenden Bauſtoffen 
erhalten (§ 10). 
Kellerdecken find aus Stein, Beton oder in Steineiſenkonſtruktion ber: 
uſtellen. 
Rhume mit größeren Feuerungsanlagen (Backöfen und Zentralheizungen 
rößeren Umfangs, feuergefäbrliche gewerbliche Betriebe) müſſen, wenn 
fi in Gebäuden mit leicht entzündlichem Inhalt oder Gebäuden mit 
Aufenthaltsräumen liegen, außer feuerbeſtändigem Fußboden eine feuer: 
beſtändige Decke erhalten, von feuerbeſtändigen Wänden umgeben und 
für ſich von außen zugänglich ſein. 


$ 16. Dächer.) 
Dächer und Dachteile müſſen feuerhemmend (& 10) eingedeckt fein. 
Dächer aus nicht feuerhemmendem Bauftoff wie Stroh-, Lehmſchindel“, 
Rohr-, Reth- und Schindeldächer 8 wo fie ortsüblich find, von der 
Ortspolizei in Gebieten der offenen Bauweiſe, ſedoch nur r ke landwirt⸗ 
ſchaftliche Bauten zugelaſſen werden. Für Schmieden, Backöfen, Darren 
und ähnliche Gebäude ($ 30) gilt dieſe Vergünſtigung nicht. Soweit 
fie hiernach überhaupt zugelaſſen werden, müffen Dächer aus nicht feuer⸗ 
hemmendem Bauſtoff von der Nachbargrenze und von Gebäuden des: 
ſelben Grundſtücks mindeſtens 15 m, von Gebäuden mit Bedachung der 


178a) Vergl. Anm. 88, S. 19, 
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gleichen Art und von Bahnen ($ 8 d) mindeſtens 30 m entfernt bleiben. 

Zur Befeſtigung des nicht feuerhemmenden Eindeckungsſtoffes darf 
nur unverbrennliches Material verwendet werden. Auch find bei Gtrob:, 
Rohr- und Rethdächern die Hauseingänge gegen das Herabfallen bren: 
nender Schoben durch Drahtgitter zu ſichern. Wegen der Schornſteine 
ſiehe $ 20 Ziffer 14. 


Wegen Schutzmaßnahmen für die auf Dachflächen beſchäftigten Per⸗ 


ſonen und die Offentlichkeit (Anbringung von Leiterhaken, Schneefang⸗ 
gittern uſw.) ift die Polizeiverordnung des Oberpräſidenten vom 15. Mai 
1931 (Amtsbl. S. 186) zu beachten. 


Gegen das Herabfallen von Glasſtücken bei Glasdächern und Dber: 


lichtern ſind Schutzvorrichtungen anzubringen, ſofern nicht Drahtglas 
verwendet wird. 


Wo Dächer unmittelbar auf die Straße oder auf die Nachbargrenze 


entwäſſern, müſſen Vorkehrungen zum Abfangen und Ableiten des 
Dachwaſſers getroffen werden. Das auf die Straße geleitete Waſſer 
muß mit der Straßenentwäſſerung in Verbindung gebracht werden. 


„Liegt eine bauliche Anlage mit Stroh-, Rohr-, Reth⸗ oder Schindeldach 


oder mit Dachpfannendach mit Strohdocken tiefer als die Bahn ($ 8 d), 
fo tritt zu der Entfernung von 25 m (Abſatz 1) noch die 1% fache Höhe 
des Dammes oder der . hinzu, ſo daß beiſpielsweiſe, wenn 
die Höhe des Dammes oder der Futtermauer 10 m beträgt, für die 
baulichen Anlagen eine Entfernung von mindeſtens 25 +15 = 40 m 
innegehalten werden muß. 

egen der Berechnung der Entfernung vgl. § 8 d. 


$ 17. Treppen. 0) 


3 pè Treppe, einſchließlich der Treppenabſätze, muß ſicher gangbar ſein. 


reppen müſſen bei mehr als 5 Stufen mit Handläufer verſehen fein. 
Bei Wendelftufen darf der Auftritt in einer Entfernung von 15 em von 
der ſchmalſten Stelle nicht geringer als 10 em ſein. Treppen müſſen 
überall mindeſtens 1,80 m Kopfhöhe aufweiſen. 
Jedes nicht zu ebener Erde liegende Wohngeſchoß muß durch eine oder 
mehrere Treppen zugänglich ſein, von denen der Ausgang ins Freie 
mindeſtens in der für die 5 vorgeſchriebenen Breite jederzeit 
geſichert iſt (notwendige Treppen). Von jedem Aufenthaltsraum muß 
eine Treppe auf höchſtens 25 m Entfernung durch Gänge oder Flure 
erreichbar ſein, die feuerhemmend umſchloſſen und gegen aaa mine 
eſichert find ($ 26), 

lle notwendigen Treppen müffen mindeſtens feuerhemmend ausgeführt 
ſein, vom ae. m end erhellt werden und in unmittelbarem Zus 
. urch alle Geſchoſſe führen. Die Treppenräume notwen⸗ 
iger Treppen müſſen feuerhemmende Dede, feuerbeſtändige Wände und 
unmittelbaren Ausgang ins Freie haben und in Wohngebäuden mit mehr 
als 6 Wohnungen außerdem gegen Verqualmung aus dem Kellergeſchoß 
. ſein. 

otwendige Treppen dürfen kein höheres Steigungsverhältnis aufweiſen 
als 19/26, 


170 ur © Pol.⸗Verordn. v. 22. 7. 28 (Amtsbl. S. 338), abgedr. Seite 348 u. Anm. 
70, S. 33 — Anm. 73, S. 34. 
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5. Die Laufbreite der Treppen, gemeſſen zwiſchen den Handläufen, muß 
bei den notwendigen Treppen der Vollgeſchoſſe mindeſtens 90 cm, im 
Keller- und im Dachgeſchoß mindeſtens 70 em betragen. 

6. Keller- und Dachgeſchoßtreppen dürfen Steigungen bis zu 45 Grad 
aufweiſen. 

7. Abmeſſungen und Ausführung von Treppen, die dem Verkehr einer 
größeren Anzahl von Menſchen dienen, müſſen weitergehenden Anfor— 
derungen genügen ($ 30). 


§ 18. Feuerſtätten. 60) 


1. „ in Gebäuden müſſen in allen Teilen aus unverbrennlichen 

auſtoffen hergeſtellt werden und dürfen nur in ſolchen Räumen ange 

legt werden, die nach baulicher Beſchaffenheit und Lage allen Anfor— 

derungen der Feuerſicherheit genügen. Treppenhäuſer dürfen keine Feuer— 
ſtätten aufnehmen. 

Keſſelfeuerungen und andere größere Feuerungen dürfen nur unmittel: 
bar auf Fundamenten oder ſteinfeſter, unverbrennlicher Unterlage erz 
richtet werden, und müſſen zwiſchen ſich und den Wänden der Räume 
mindeſtens 10 em Luftraum, zwiſchen ſich und der Decke einen ſolchen 
von mindeſtens 70 em freilaſſen. Wände und Decken der Räume müſſen 
unverbrennlich ſein. 

3. Fußböden aus brennbaren Bauftoffen müſſen unter und vor Feuer: 

ſtätten gegen Feuersgefahr geſichert ſein. 

4. Eiſerne Feuerſtätten müſſen mindeſtens 25 em, Feuerſtätten aus Stein 
oder Kacheln mindeſtens 15 em von verputztem oder feuerhemmend um⸗ 
kleidetem Holzwerk entfernt fein. Von freiem Holzwerk (Konſtruktions⸗ 
hölzern) mäffen diefe Entfernungen 50 und 25 cm befragen; Türbeklei⸗ 
dungen und Fußleiſten werden dem verputzten Holzwerk gleichgeachtet. 

5. Eiſerne Feuerſtätten in Räumen, in denen feuergefährliche Aebeiten vor⸗ 

enommen oder leicht entzündliche Stoffe gelagert werden, ſind mit einem 
Echutzmantel aus Eiſenblech zu umgeben oder in einer anderen gleich— 
wertigen Weiſe zu ifolieren, 

6. Über Backöfen in Gebäuden mit Aufenthaltsräumen fiche § 15 Ziffer 
7 und § 30 Ziffer 9. 


do 


§ 19, Rauchrohre. 


1. Rauchrohre müſſen aus unverbrennlichem, dichtem Stoff hergeſtellt und 
innerhalb desſelben Geſchoſſes in die Schornſteine geführt werden. Bei 
Anſchluß mehrerer Rauchrohre an denſelben Schornſtein müſſen die Cin- 
mündungen in verſchiedener Höhe liegen. Eiſerne Rauchrohre müſſen 
von verputztem Holzwerk mindeftens 25 em, von freiem Holzwerk (Ber: 
bandhölzern) mindeſtens 50 cm entfernt bleiben. Sind die Rohre dauer: 
haft unverbrennlich ummantelt, ſo genügt eine Entfernung von 12 em. 

2. In Rauchrohren von Heiz und Kochöfen und in letzteren ſelbſt dürfen 

orrichtungen, die das Entweichen der Feuergaſe in den Schornſtein 
einſchränken, nur angebracht werden, wenn bei ihrer Handhabung 
dauernd „ des Querſchnitts, mindeſtens aber eine zuſammenhängende 
Fläche von 15 qem für den Durchzug der Rauchgaſe offen bleibt und 
180) Vergl. Richtlinien, Amtsbl. v. 13. 8. 32 Stuck 83 u. Vorſchr. v. 11. 1. 34, hier 
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181) Vergl. Anm. Seite 36. 
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dies auch jederzeit leicht nachgeprüft werden kann. Wenn ein Rauchrohr 
unmittelbar ins Freie führt, fo ift das Außenende ausreichend hoch zu 
führen. Auch kann die Ortspolizei verlangen, daß feine Ausmündung 
mit einem Funkenfänger verſehen wird. 


.Wenn Rauchrohre nicht gradlinig geführt werden, müſſen fie an den 


Brechpunkten mit Reinigungsſchiebern verſehen ſein. 
§ 20. Schornſteine. 


Schornſteine müſſen aus unverbrennlichen Bauſtoffen beſtehen, völlig 
dicht ſein und einen gleichbleibenden lichten Querſchnitt erhalten. Vor 
Holzfachwerkwänden muß das Schornſteinmauerwerk ohne Verband mit 
der Fachwandausmauerung aufgeführt werden und zwar in einer Wan: 
genſtärke von 20 cm. yes Holz oder andere brennbare Bauteile dürfen 
Schornſteine weder mittelbar noch unmittelbar aufgeſetzt oder geſtützt 
werden. 


„Gemauerte Schornſteine müſſen innerhalb des Gebäudes auf den ns 


nenfeiten glatt verftrichen und auf den Außenſeiten geputzt werden. Die 
Schornſteine müſſen ſo weit über die Dachfläche hinausgeführt werden, 
daß eine gute Abſaugung und Ableitung des Rauches ſtattfindet und eine 
Gefährdung oder Schädigung oder Beläſtigung der Umgebung durch 
Funken, Ruß und Rauch vermieden wird. Die Seitenwände (Wangen) 
von gemauerten Schornſteinen müſſen mindeſtens % Stein ſtark, an der 
b von Umfaſſungswänden mindeftens 1 Stein ſtark fein. Wenn 
zwei Brandmauern nebeneinander in gleicher Höhe vorhanden find, ge: 
nügt % Stein-⸗Stärke für die Grenzwangen. 

Gemauerte Schornſteine von größeren Zentralheizungen und von größe: 
ren Feuerſtätten, wie Backöfen, Schmieden, Darren und dergl., Een 
Wangenſtärken von mindeſtens 1 Stein erhalten. 

Die e der Schornſteine müſſen von Balken und Dachhoͤlzern 
ſowie von nicht feuerhemmender Dachdeckung mindeſtens 20 cm entfernt 
bleiben. 

Die Schornſteine find fo einzurichten, daß fie in allen Teilen ordnungs⸗ 
mäßig und ohne vermeidbare Beläſtigung der Hausinſaſſen gereinigt 
werden können. Die Reinigungsöffnungen, im Keller mindeſtens 1 m 
über Fußboden liegend, müſſen mindeſtens die Größe des lichten Schorn— 
ſteinquerſchnitts haben und mit feuerhemmenden und rauchſicheren Ver⸗ 
ſchlußvorrichtungen verſehen werden. Ungeſchütztes Holzwerk muß min⸗ 
deſtens 50 em von den Reinigungsöffnungen entfernt bleiben. Dieſe 
Offnungen müſſen jederzeit zugänglich ſein. Verbrennliche Fußböden 
vor ihnen müffen einen unverbrennlichen Belag von mindeftens 60 X 60 
em erhalten. Soll die Reinigung eines Schornſteines vom Dahe aus 
geſchehen, ſo müſſen Ausſteigluken und bei ſteilen Dächern Laufbretter 
angebracht werden. Schornſteine, die die Dachfläche um mehr als 
1,50 m überragen, find mit äußeren Steigeeiſen oder eiſernen Leitern 
zu verſehen. 

Schornſteine, die durch Gelaſſe führen, in denen leicht entzündliche Stoffe 
lagern oder verarbeitet werden, ſind durch Latten- oder Gitterverſchläge 
in mindeſtens 50 em Abſtand zu umgeben; andernfalls müſſen fie ge: 
putzte Wangen von 25 em Stärke oder eine gleich gut gegen Wärme: 
und Funkenuͤbertragung ſchützende Umwandung erhalten. 


11. 


12. 


13. 


14. 
15. 


16. 
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Es werden weite, d. i. beſteigbare, und enge, d. i. unbeſteigbare, Schorn— 


ſteinrohre unterſchieden. 


Die beſteigbaren Schornſteine müſſen eine Lichtweite von mindeftens 


47/47 em haben und dürfen außer den Raucheinmündungen und einer 
Einſteigöffnung am Fuße keine weiteren Öffnungen in den Wänden er: 
halten. ei größeren Abmeſſungen lichter Weite ſind Steigeeiſen in 
Abſtänden von nicht über 50 em anzubringen. 


Jedes unbeſteigbare Schornſteinrohr ift mit einem überall gleichen Quer: 
10. 


ſchnitte aufzuführen, der in der Regel im Lichten 20/14 cm groß fein muß. 
In ein ſolches Schornſteinrohr dürfen hoͤchſtens drei e ge⸗ 
wöhnlicher Zimmeröfen eingeführt werden. Ausnahmen kann die Orts⸗ 
polizei zulaſſen, insbeſondere dürfen einzelne Feuerſtätten in Dach- und 
Kellergeſchoſſen, wenn ihre Benutzung ſeltener zu erwarten ſteht, und 
ihre Feuertüren nn ſchließen, auch an Schornſteine der Boll: 
eſchoſſe angeſchloſſen werden. Muß in befonderen Fällen ein größerer 

uerfchnitt als 14 X 20 cm e werden, ſo iſt für jede weiter 
anzuſchließende Feuerungsanlage der Querſchnitt um 75 gem zu verz 
größern. Ein Kochherd wird, ebenfo wie eine Waſchkeſſelfeuerung, bei 
der Berechnung der Zahl und Weite der Schornſteinrohre zwei Zimmer: 
öfen gleichgeſtellt. 

n Schornſteine für Zentralheizungen und ſolche für gewerbliche 
euerungsanlagen (wie Schmiedefeuer, Darrenfeuerungen, Backöfen) 
dürfen Ne ee anderer Feuerſtellen nicht eingeführt werden. 
Anders als ſenkrecht dürfen Schornſteinrohre nur geführt werden, wenn 
fie in Steinwänden liegen oder durch feuerbeſtändige Konſtruktion unter: 
ſtützt find. Hierbei darf die Neigung für beſteigbare Schornſteine nicht 
weniger als 75°, für unbefteigbare Schornſteine nicht weniger als 60 ° 
betragen. An den Knickpunkten iſt eine Vorkehrung zu treffen, die das 
Fer abe der Schornſteinreinigungsleinen verhütet. 

ür Abführung der Abgaſe von Gasfeuerſtätten (Heiz- und Badeöfen, 
chender find beſondere Schornſteinrohre zu ſchaffen. Gas: 
ſchornſteinrohre ſind als ſolche an der Ausmündung durch Wahl eines 
anderen Querſchnittes oder durch Anbringung eines Eiſens oder dergl. zu 
kennzeichnen. — Die Gasabzugsrohre fnd unverbrennlich herzuſtellen. 
Kann in beſtehenden Gebäuden kein beſonderer Schornſtein für einen auf— 
zuſtellenden Gasofen freigemacht werden, ſo kann ausnahmsweiſe und 
auf Widerruf nach Benehmen mit dem Bezirksſchornſteinfegermeiſter zu: 
elaffen werden, das Gasabzugsrhr an einen Schornſtein anzuſchließen, 
er im gleichen Stockwerke keine Kohlenfeuerſtelle aufnimmt. 
Schornſteine bei Stroh-, Rohr-, Sm l Schindel⸗ und Neth: 
dächern find als beſteigbare Schornſteine herzuſtellen. 
Mauerkanäle aller Art, alfo auch Luft- und Wraſenrohre, deren ſpätere 
Verwendung als Schornſteine nicht ausgeſchloſſen iſt, unterliegen den 
vorſtehenden Beſtimmungen, auch wenn zunächſt die Einführung von 
Rauchrohren nicht beabſichtigt iſt. Sie müffen auch untere Reinigungs: 
8 erhalten. 

ucherkammern müſſen ein feuerbeſtändiges Vorgelege haben und dür- 

fen nicht unmittelbar auf Balkendecken aufruhen. Sie müſſen vielmehr 
einen davon unabhängigen, unverbrennlichen Fußboden und eine eben⸗ 
olhe Decke ſowie ebenſolche Wände erhalten. Die Türen find feuer: 

mmend berzuftellen, 


— 
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17. In Werkſtätten mit größerer Dampfentwicklung ſowie in Küchen und 
Waſchküchen müſſen Wraſenrohrens) angebracht werden. Die gleich⸗ 
Ru Benutzung von Wraſenrohren zu 55 iſt a otN. 

uspuffrohre von Verbrennungskraftmaſchinen (Gas, Benzin-, Petro- 
leummotoren u. a.) find an befondere Abzugsrohre anzuſchließen. 


§ 20 a. Beftimmungen über bauliche Vorkehrungen bei Zentralheizungen 
und Warmwaſſerverſorgungen. 


Die Beſtimmungen gelten für Anlagen in Neubauten; fie find anzuwenden 
bei Neuanlagen in beſtehenden Gebäuden und bei weſentlichen Umbauten vor: 
handener Anlagen. 

Als Heizraum im Sinne der Richtlinien gilt ein Raum, in dem eine Feuer⸗ 
ſtätte für Zentral⸗Warmwaſſerheizung, Warmwaſſerverſorgung, Heißwaſſer⸗ 
heizung, Niederdruckdampfheizung oder Luftheizung aufgeſtellt ift. 

Die Beſtimmungen gelten ohne Einſchränkung für Heizräume, in denen 
Dampf⸗Warmwaſſerheizungs⸗ und Warmwaſſerverſorgungs-Keſſelanla— 
gen mit über 10 qm Heizfläche, Heißwaſſerheizungen mit zwei Feuerun— 
gen oder Feuerluftheizungen mit über 20 qm glatter oder 30 qm geripp⸗ 
ter Heizfläche ſtehen. 

Bei kleineren Anlagen ſind die Nummern 4, 5 und 6 zu beachten, bei 
Keſſeln unter 4 qm Heizfläche die Nr. 6 Abſ. 2 und g. 


1. Ausgänge: Der Heizraum ift mit mindeſtens zwei möglichſt ent- 
gegengeſetzt liegenden Ausgängen zu verſehen. Als Notausgang genügt ein 
Ausftieg durch ein Fenſter mittels Steigeeiſen. Bei Großanlagen muß einer 
der beiden Ausgänge ins Freie führen. 

Die Türen müſſen feuerhemmend hergeſtellt fein, nach außen aufgehen 
und ſelbſttätig ſchließen. 

2. Fenfter: Der Heizraum muß durch Fenſter mit der Außenluft in 
Verbindung ſtehen. Die Senfter follen in handlicher Höhe zu öffnen fein, 
wenn möglich durch Kippflügel. ; 

g. Decken und ande: Die Dede des Heizraumes und feiner 
Nebenräume ift durch Anſtrich (z. B. Waſſerglas) gasdicht herzuſtellen; 
Rohr- und Kabeldurchführungen ſind ſorgſam abzudichten. 

Neben dem Heizraum belegene Wohnräume, gewerbliche Werkſtätten und 
dergleichen müſſen von dem Heizraum durch mindeſtens 25 em ſtarke, ge⸗ 
mauerte oder gleicherweiſe feuerfefte Wände abgeſchloſſen fein; eine Verbin— 
dung etwa durch Fenſter oder Türen iſt unzuläfft ; 

4. Zu- und Abluft: Der Heizraum ift mit einer oberen Abluft 
u die bei natürlichem Auftrieb einen freien Querſchnitt von 25 % des 

chornſteinquerſchnitts hat, und einer über dem Bu unkt des Fußbodens 
möglichſt hinter den Keſſeln einmündenden unverſchließbaren Zuluftöffnung 
von 50 % des Schornſteinquerſchnittes p" verſehen. Um den erforderlichen 
Auftrieb im Abluftkanal zu ſichern, foll dieſer möglichſt in der Nähe des 
Schornſteines liegen und über Dachfirſt ausmünden. Die Zuluft muß aus 
dem Freien entnommen werden, jedoch nicht an Stellen, die dicht unter Öff- 
nungen zu Aufenthaltsräumen liegen. 


1 Es ilt nicht verlangt, daß das Wraſenrohr wie ein Schornſteinrohr ausgebildet 
wird. (Verf. v. 18. 3. 20 — I. 41. 98 I —). 
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zum täglichen Ratgeber und abonnieren Sie 


die große Zeitung des deutschen Ostens 


Ausgabe K.. wöchentlich 60 Pf., monatlich 2,50 RM. 
Ausgabe B (mit Illustrierte) wöchentlich 65 Pf., monatlich 2,75 RM. 


Der BNN- 
A © e 
nzeigenteil sin Helfer für 


den Wirtschaftstreibenden! 


Für den Fachmann besonders 
wertvoll sind die Seiten 


Grundstücksmarkt der BNN 


und 


Breslaus Mittelstand wirbt 


Auf diesen Anzeigenseiten 
spiegeln sich die wirtschaft- 
lichen Vorgänge über An- und 
Verkauf von Baugrund und 
Grundstücken, Finanzierungen, 
Verpachtungen, Vermietungen 
wieder. 


Handwerker und Firmen geben Kenntnis von der Qualitäts- 
arbeit auf ihren Spezial-Gebieten, während wertvolle Artikel 
maßgebender Fachleute zur Förderung des Handwerks, Handels 
und des Mittelstandes beitragen. — Die stete Beobachtung des 
Marktes durch die Lektüre der BNN und die Heranziehung des 
Anzeigenteiles zur Eigenwerbung sind für den erfolgreich 
schaffenden Fachmann von großem Wert. 


Breslauer Neueſte Nachrichten 


Die große Zeitung des Anzeigenerfolges 


Breslau 1 Weidenstraße 30 Fernsprecher 22721 
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5. Schornſteine: Grundfäglicy foll jede einzelne Feuerſlätte der Zen: 
tralheizung und der Warmwaſſerverſorgung ihren eigenen Schornſtein erhal 
ten. An diefe Schornſteine dürfen weder andere Feuerſtätten noch Entlüf⸗ 
tungseinrichtungen angeſchloſſen werden. 

Die Schornſteine ſollen an Innenwänden des Heizraumes liegen und find 
an ihrem Fuße mit einem Aſchenſack verſehen. 

Um vor Inbetriebnahme einer Feuerſlätte nach einer Betriebspauſe den 
u dieſem Zeitpunkte fehlenden Schornſteinzug zu erzeugen, foll am Fuße des 
Echornfleines eine wirkſame Lockfeuereinrichtung vorgeſehen werden, beſon— 
ders bei kaltliegendem Schornſtein oder bei kaltliegendem Fuchs oder bei 
großer . 

6. Rauchzüge: Das Mauerwerk der Feuerſtätten, Rauchkanäle und 
Schornſteine iſt dicht herzuſtellen und dauernd dicht zu 5 Putzdeckel, 
Pyrometerhülſen und dergl. müſſen luftdicht ſchließen. Rauchkanäle dürfen 
nicht feucht liegen, ihre Reinigungsöffnungen müſſen jederzeit zugänglich ſein. 

Rauchkanäle und Rauchrohre müffen auf dem kuͤrzeſten ege mit Stei⸗ 
gung und ohne fcharfe Krümmungen nach dem Schornſtein geführt werden. 

Rauchſchieber und Droſſelklappen müſſen in ihrem obern Teil mit Abs 
zugsöffnungen gleich 3 % des Ehoenſſeinquerſch ite jedoch nicht unter 
20 qem verſehen fein. Einrichtungen, die durch Einführung von Nebenluft 
in die Rauchkanäle oder Schornſtelne wirken, follen nicht eingebaut werden. 

Verbindungsrohre zwiſchen Feuerſtätten und Schornſteinen dürfen nur 
dann aus Schmiedeeiſen hergeſtellt werden, wenn fie bei Lichtweite bis 200 mm 
eine Wandſtärke von 3 mm, bei größerer Lichtweite eine Wandſtärke von 
mindeſtens 5 mm erhalten, um ſchnelles Durchroſten zu verhüten. Aus letz⸗ 
terem Grund ſind ſtatt 8 Verbindungsrohre für die Ableitung 
der Rauchgaſe moͤglichſt Chamotterohre und gußeiſerne Muffen: oder Flan: 
ſchenrohre zu verwenden. 


$ 21. Waſſerverſorgung. 


1. Für jede Wohnung muß eine befondere Zapfſtelle vorgeſehen werden. 
2. Wo eine öffentliche Wasserleitung nicht vorhanden iſt, muß jedes Grund⸗ 
ſtück, das Gebäude mit Aufenthaltsräumen enthält, ſofern es die Ört- 
lichen Verhältniſſe zulaſſen, einen eigenen Brunnen haben; es fei denn, 
daß durch die Nähe eines öffentlichen Brunnens oder durch das Recht 
der Mitbenutzung von privaten Brunnen oder Waſſerleitungen für den 
Bedarf von Waſſer zu Trink-, Reinigungs und Feuerlöf zwecken in 
ausreichendem Maße dauernd geſorgt ift, 
3. Offene Brunnen dürfen nur ausnahmsweiſe zugelaffen werden, und nur 
dann, wenn fie einen mindeſtens 1,00 m hohen Umfehrot und eine fichere 
und dichte Abdeckung erhalten und im übrigen den an Keſſelbrunnen 
eſtellten Anforderungen entſprechen. 
Keſſelbrunnen ſind mit Steinwandungen herzuſtellen und oben dicht und 
ſicher abzudecken. Um den Eintritt von Oberflächen: und Planſchwaſſer 
in den Brunnenkeſſel zu verhüten, iſt der oberſte Teil des Keſſels bis 
u einer Tiefe von mindeſtens 2,30 m unter Gelände in waſſerdichter 
auweiſe auszuführen und mit fettem Lehm oder Ton zu umſtampfen. 
Die Oberkante des Keſſels muß mindeſtens 30 em über das umgebende 
Gelände herausragen, ſo daß ein Anrampen 5 etwa 25 cm Höhe ge: 
gen den Brunnenkeſſel vorgenommen werden kann. Die Anrampung 


®rieger, Baupollgzelliche Vorſchriſten. 12 


u 
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iſt in 80 em Breite um den Brunnen abzupflaſtern, das era age 
durch eine mindeftens 3,0 m lange gepflaſterte Rinne abzuführen. í 
Bohrungen ift Vorſorge zu treffen, daß Planſch⸗ und Oberflächenwaſſer 
nicht in das Mantelrohr eindringen kann. 


. Brunnen müſſen von allen Sammelſtellen e e und tieriſcher 


Abgänge, von Aborten, von Dünger: und Kotgruben, von Ausguß⸗ und 
Sickergruben, von Stallausflüſſen und dergl. ſowohl auf dem eigenen 
Grundftäd als auf dem Nachbargrundſtück mindeſtens 10 m abbleiben. 
Soll der Brunnen an einer Stelle errichtet werden, die tiefer als die oben 
genannten Anlagen liegt, ſo kann die Ortspolizei eine größere Entfernung 
vorſchreiben; dasſelbe gilt für Herſtellung von Brunnen in der Nähe 
von Friedhöfen, wenn das Waſſer für den menſchlichen Genuß beftimme 
iſt. Den vorgenannten Anlagen (Aborten, Düngergruben uſw.) find 
gleichzuachten die Sammel- und Klärgruben für gewerbliche und haus- 
wirtſchaftliche Abwäſſer. 


. Für mindeſtens 10 m tiefe Rohrbrunnen darf die Ortspolizei eine Ver: 


ringerung des Abſtandes auf 5 m zulaffen, 


$ 22. Entwäfferung und Beſeitigung der Abfallſtoffe. 
A. Entwäſſerung. 


2 Ortſchaften, die eine gemeinſame unterirdiſche Ortsentwäſſerung 
ben, gelten für den Anſchluß an dieſe die darüber erlaſſenen Polizei⸗ 
vorſchriften und Verordnungen. 


. Jm übrigen müſſen alle Abwäſſer und Abgänge derart beſeitigt werden, 


daß weder für den Bauzuſtand noch die Benutzung des eigenen Grund: 
ſtücks, noch auch für die Nachbarſchaft oder die Allgemeinheit irgend⸗ 
welche Nachteile oder Beläſtigungen entſtehen. 


B. Aborte. 


Aborte in Ortſchaften mit einem für Fäkalabwaſſer beſtimmten öffent- 


lichen Kanal oder Kanalnetz müſſen den für den Anſchluß erlaſſenen 
een Vorſchriften und Verordnungen entſprechen. 

o ein Kanal oder Kanalnetz nicht beſteht, find die Abgangsſtoffe derart 
zu befeitigen, daß weder für den Bauzuſtand des eigenen Grundſtücks 
und deſſen Benutzung noch für die Nachbarſchaft oder die Allgemeinheit 
Nachteile oder Beläſtigungen entſtehen. Abortgruben ſind ausreichend 
groß herzuſtellen, in entmörtel völlig dicht zu mauern und ebenſo 
zu putzen und mit einer 25 cm dicken icht von Lehm oder Ton zu 
unflampfen. Mit den Hausmauern darf die Grube nicht in Verbindung 

ehen. Sie muß außerhalb bewohnbarer Gebäude liegen, bequem für 
ie Entleerung zugänglich fein, in tragfähiger, geruch⸗ und waſſerdichter 
Weiſe überdeckt und, bei Lage in unmittelbarer Nähe von Gebäuden mit 
Aufenthaltsräumen durch ein ſenkrechtes Rohr über Dach entlüftet wer⸗ 
den. Klärgruben können von der Ortspolizei zugelaſſen werden, wenn 
der Anſchluß an einen . Vorfluter lich und in abe 
polizeilicher Hinſicht zuläffig iſt, oder, wenn eine Rieſel oder Sickeranlage 
angeſchloſſen wird. 


. Rieſel⸗ oder Sickeranlagen e find nur zuläffig, wo der Boden durch⸗ 


183) Vergl. Anm. 92 S. 48. 


12. 


18. 


; Bar felbft 


. Öffnungen nach dem 
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läſſig ift, das Grundwaſſer niemals höher als 50 cm unterhalb der An: 
lage ſteigt und nicht die Möglichkeit befteht, daß der Inhalt der Anlage 
ſich unterirdiſchen Bauteilen oder Brunnen oder Trinkleitungen oder 
Waſſerläufen mitteilt. 


Innerhalb der Ulmfaſſungswände liegende Tonnenräume müſſen mit 


RER NER Decken, Wänden und waſſerdichten Fußböden i 
und durch Dunſtrohre bis über die oberſten Wohnraumfenſter entlüftet 
fein, Tonnenräume find von außen unmittelbar zugänglich zu machen. 


Düngerſtätten und Jauchegruben find ebenfalls waſſerdicht herzuſtellen. 


In rein landwirtſchaftlicher Umgebung genügt für Düngerſtätten eine 
mit Feldſteinen auf Lehm: oder 5 abgepflaſterte Vertiefung 
mit erhöhtem gepflaſtertem Rande. Die Detspoligei kann das Anlegen 
von Düngerſtätten zur Aufnahme von Stallabfällen verlangen. 

Alle Anlagen zur Sammlung oder Fortleitung von Abgangsſtoffen 
müſſen von Gebäuden und Grundſtücksgrenzen mindeftens 5,0 m, von 
der Straße mindeftens 7,0 m und von Brunnen um die bei $ 21 Ziffer 5 
und 6 angegebenen Abſtände entfernt bleiben, 


Aborträume und Baderäume!) müſſen Luft und Licht unmittelbar von 


außen erhalten. 

Aborträume müſſen eine Grundfläche von mindeſtens 1 qm haben, bei 
0,80 m geringſter Abmeſſung. Aborträume url nicht unmittelbar 
von Wohnräumen oder Küchen zugänglich fein. Von allen Aufenthalts: 
räumen find Aborträume durch einen lüftbaren Vorraum zu trennen. 


Nach Möglichkeit foll jede Familie einen beſonderen Abort erhalten. 


Mehr als 85 Familien dürfen auf einen Abort nicht angewieſen fein. 
ndige Betriebsſtätte muß einen beſonderen Abort erhalten. 
ür größer gewerbliche Anlagen vergleiche § 80. 


C. Behälter für ſonſtige Abgangoſtoffe. 
gür die Aufbewahrung ſonſtiger Abfallſtoffe kann die Drtspolizei, wo 
eläſtigungen, Nachteile oder Gefahren zu befürchten ſind, Anordnungen 
fr . 
HA enbebälter find in allen Teilen unverbrennbar herzuſtellen. 


$ 23. Lichtſchächte. 


Die Lichtſchachtwände müſſen über die Dacheindeckung geführt werden. 


Die Sohle des Lichtſchachtes muß für die Reinigung zuganglich, waſſer⸗ 
dicht und genügend entwäſſert ſein. 
ür Lichtſchächte ift eine Mindeftgeundfläche von 4 qm bei 2,00 m 
leinſter Abmeſſung keinen 
achraum müſſen einen rauchſicheren und feuer: 
hemmenden Verſchluß haben; Öffnungen, die lediglich der Lichtzufuhr 
zum Dachraum dienen, können aus rahtglas hergeſtellt werden, das 
feſt in die Lichtſchachtwände eingefügt wird. 


§ 24. Außere Geſtaltung der baulichen Anlagen, 


Das Außere der baulichen Anlagen ($ 1) muß in 15 auf Stellung 


zur Straße, Bauart, Bauform, Bauftoff und Farbe fo beſchaffen fein, 
194) Vergl. Anm. 78/79 S. 30 u. 37. 


Wege, die durch die 


. Die Flächen zwiſchen 
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daß es die einheitliche Geſtaltung des Straßen: oder Ortsbildes nicht 
flört; insbefondere find Eindeckungen, die nach Farbe, Muſterung und 
Stoff die einheitliche Geſtaltung des Straßenbildes ſtören, nicht zuläſſig. 


Auch iſt auf etwa vorhandene Bau- und Naturdenkmäler und auf die 


heimiſche Bauweiſe Rückſicht zu nehmen. 

Die von Straßen, Plätzen oder anderen öffentlichen Freiflächen, insbe⸗ 
ondere auch von Waſſerſtraßen und Eiſenbahnen aus ſichtbaren äußeren 
mfaſſungswände ſind dauernd in gutem Zuſtande zu erhalten. 


§ 25. Einfriedigung der Grundſtücke, Vorgärten. 


Alle bebauten Grundſtücke ſind auf der Straßenfluchtlinie — wo eine 


olche nicht beſteht, auf der Straßengrenze —, ſoweit dieſe nicht mit Ge⸗ 
äuden beſetzt ift, ſowie auf den ſeitlichen, zwiſchen der Straßenflucht⸗ 
linie oder Straßengrenze und der Gebäudevorderſeite liegenden Grund» 
Bie Herne 1 Die n muß 1 ſein. 
Die Ortspolizei kann für die ganze Ortſchaft oder einzelne ile eine 
einheitliche Art der Umfriedigung (Holz oder Eiſenzäune mit oder ohne 
Sockel, Hecken) a len, 

orgartenflächen nach den Hauseingängen und nach 
den Zugängen und Zufahrten zum Hofe 7591 können teilweiſe oder 
ganz von der Einfriedigung freibleiben. Türen oder Türflügel dürfen 
nicht über die Straßen hinausſchlagen. 

traße und Vorderhaus ſind unbebaut zu laſſen 

und entweder als Vorgarten oder als einfache Grünfläche anzulegen und 
dementſprechend zu bepflanzen und zu unterhalten. 


§ 26. Räume zum dauernden Aufenthalt von Menſchen. 
— Aufenthaltsräume. — 

Als Räume zum dauernden Aufenthalt von Menſchen gelten ohne Rück⸗ 
p auf die Dauer der tatſächlichen Benutzung außer Wohn:, Schlaf., 

rbeits- und Geſchäftsräumen auch Wohndielen, Küchen, Geſindeſtuben, 
MEER, Arbeiterkantinen, Büros, Verkaufsläden, Verſammlungs⸗ 
räume. 
Als Räume, die nicht zum dauernden Aufenthalt von Menſchen beſtimmt 
ſind, gelten insbeſondere Gänge, Flure, Dielen, Vorplätze, Treppen, 
Zreppenflure, Kleiderablagen, Aborte, für den Hausbedarf beſtimmte 
Badeſtuben, Rollkammern, Speiſekammern, Vorratsräume, Keller- und 
Bodengelaſſe, Räucherkammern, Trockenböden, Wintergärten, Gewächs⸗ 
häuſer, Kegelbahnen, ar Fe Kejjel- und Maſchinenräume für 
Heizungs, Lüftungs-, Beleuchtungs- und Aufzugseinrichtungen, Lager: 
keller, auch wenn in ihnen die mit der Lagerung und Aufbewahrung not⸗ 
wendig verbundenen Arbeiten verrichtet werden, und dergleichen, ferner 
in Einfamilienhäuſern und Kleinhäuſern ($ 28) Waſchküchen, Spül⸗ 
küchen und ie den Hausbedarf beſtimmte Werkſtätten. 
Alle Aufenthaltsräume müſſen von ſeuerhemmenden oder feuerbeſtän⸗ 
digen Wänden umſchloſſen ſein und mit dem freien Erdboden in ſicherer, 
jederzeit gangbarer Verbindung ſtehen (§ 17). Sie müſſen ferner gegen 
Feuchtigkeit und Witterungseinflüſſe in ausreichendem Maße geſchützt 
ſeinz ſie müſſen mit unmittelbar ins Freie führenden Fenſtern von 


ſolcher Zahl, Lage, Größe und Beſchaffenheit verſehen fein, daß hin 


§ 28. Kleinhäuſer . 181 


reichende Tagesbeleuchtung erzielt und genügende Lüftung möglich wird. 
Wo es möglich iſt, iſt für Querlüftung zu ſorgen. 
ede Wohnung muß mindeſtens einen durchſonnten Raum haben. 
lure und Gänge u Aufenthaltsräumen müſſen ausreichendes Tages⸗ 

licht haben und lüfchar ſein. 
Aufenthaltsräume müſſen eine lichte Höhe von mindeſtens 2,50 m in 
Wohnungen und von 3,00 m in gewerblichen Anlagen haben. Für Auf⸗ 
enthaltsräume im Dachgeſchoß kann die Ortspolizei eine lichte def 
hohe von 2,20 m zulaſſen. Bei ungleicher Höhenlage der Decken oder 
der Fußböden hat Durchſchnittsberechnung ſtattzufinden. 
Der Fußboden jedes Aufenthaltsraumes muß mindeſtens 0,40 m über 
dem höchſten Grundwaſſerſtande liegen, darf aber nicht tiefer als 80 em 
im Durchſchnitt unter Gelände reichen (vergl. § 27 Ziffer 2). 

In Kleinhäuſern ſind Aufenthaltsräume im Keller verboten. 
Die Fußböden von Aufenthaltsräumen müſſen gedielt oder mit einem 
entſprechend dichten und abwaſchbaren Belage verſehen werden. 
Die Wände zwiſchen Aufenthaltsräumen und Stallräumen dürfen keine 
1 ee und müſſen mindeſtens 25 cm ſtark fein (vergl. 

32 Abſ. 3). 
Aufenthaltsräume dürfen über Stallungen, Fabrik- und Lagerräumen 

nur eingerichtet werden, wenn die Decken unter den Aufenthaltsräumen 
E und dunſtſicher hergeſtellt ſind und der Zugang in einem 
eſonderen Treppenraume mit Wänden und Decke aus feuerhemmendem 
Bauſtoff liegt. 
Zu beachten ift endlich § 32 Abſatz 3. 


$ 27. Dach- und Kellerräume. 
Über Aufenthaltsräume im Dachgeſchoß ſiehe § 17 Abſatz 2 und § 26 


Abſatz 3. 
. Über Aufenthaltsräume im Keller ſiehe § 26 Abſatz 5. 
Die Einrichtung ſelbſtändiger Wohnungen im Kellergeſchoß iſt verboten. 
b gür jede ſelbſtändige Wohnung muß außer dem Trockenboden ein gut 
egehbarer Dachbodenraum von mindeſtens 2X3 m Grundfläche und 
ein gleich großer Kellerraum als Nebengelaß vorhanden ſein. 


§ 28. Einfamilienhäuſer, Kleinhäuſer. 


Als Einfamilienhaus gilt ein Haus, das für das Wohnen nur einer 

Familie beſtimmt iſt. 

. Seine Eigenſchaft als Einfamilienhaus erfährt keine Anderung durch 

die Unterbringung von Wohnungen für Bedienſtete im Hauſe oder in 

den Nebenanlagen. 

Jede Veränderung der Zweckbeſtimmung, insbefondere die Unterbringung 

von Penfions: oder Krankenanſtalten, beſeitigt die Eigenart als Cin- 
amilienhaus. Ein 1 Haus unterliegt den allgemeinen gültigen 
orſchriften dieſer Polizeiverordnung. 

Wegen der Kleinhäuſer wird auf die Polizeiverordnung vom 25. No⸗ 

vember 1924 (Amtsblatt 1924 Seite 102) verwieſen. “0 


185) Vergl. Anm. 176 zu § 7 (S. 100). 
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§ 29. Holzhäuſer, Blockhäuſer, Wohnlauben. 


Im Gebiet der nicht gefchloffenen Bauweiſe find Holz oder Blockhäuſer 
und Schrotholzbauten geſtattet, wenn fie über die ſonſtigen Vorſchriften 
hinaus folgende Bedingungen erfüllen: 

8 ſie dürfen nicht mehr als zwei ſelbſtändige Wohnungen enthalten; 
b) ihre Entfernung von den Nachbargrenzen muß mindeſtens 6 m, 
diejenige von gleichartigen Gebäuden mindeſtens 12 m betragen. 
Für Wohnlauben gelten die vom Regierungspräſidenten erlaſſenen be⸗ 

ſonderen Vorſchriften. 


8 30. Anforderungen für beſondere Arten von Gebäuden. 


Abgeſehen von ſolchen Gebäudearten, für die durch beſondere Polizei⸗ 
verordnungen beſtimmte Anforderungen vorgeſchrieben ſind, bleibt der 
Ortspolizei vorbehalten, für Gebäude von er Urt oder 
fe Ausdehnung und für gewerbliche Anlagen aller Art (vergl. 
G. D.) im Einzelfalle baupolizeiliche Anforderungen zu ſtellen, die 
über die Beſtimmungen dieſer Bauordnung ee 
Als ſolche Anforderungen kommen vornehmlich in Betracht: Beſtim⸗ 
mungen über die Lage einzelner Gebäudeteile zur Straße oder zu 
anderen Gebäuden, über die Offnungen nach der Straße und nach den 


ee e über die Entfernung von den Nachbargrenzen, 


über die Größe der Sf und Freiflaͤchen, über die Stärke und Bauart 
der Wände, Decken und Fußböden, über die Anlage von Feuerſtätten, 
Schornſteinen, Brandmauern, Feuerlöſcheinrichtungen, über die Um: 
mantelung eiſerner Träger und Stützen, über die Anordnung, Zahl, 
Breite und Steigung der Treppen, über Zahl und Beſchaffenheit der 
Ausgänge, über die Anlage der Luft-, Dunft- und Ab ſſerabzüge, 
über die Zuführung friſcher Luft, über die Einrichtung der Aborte, 
Brunnen, Waſſerbehälter, Heizungsanlagen, über die Aufbewaßrung 
und Beſeitigung von brennbaren Abfällen oder unreinen Abgängen und 
lag rg 

i Feſtſetzung dieſer Anforderungen darf die Ortspolizeibehörde nicht 
hinausgehen über die Forderungen, die für Anlagen gleicher Gefahren: 
ſtufe im Folgenden oder in anderen Verordnungen vorgeſehen find, 
Maſchinelle und ſonſtige Einrichtungen, deren Betrieb Geräuſche oder 
Erſchütterungen hervorruft, dürfen nicht k aufgeſtellt oder angebracht 
werden, daß derartige Störungen auf Aufenthaltsräume übertragen 
werden. 

Vergleiche auch $ 81. 
Schmieden ohne ausreichende ee pas Kalk⸗, Gips⸗, Zement⸗ und 
Ziegelöfen müſſen von feuerhemmend gedeckten Gebäuden, an die fie 
nicht unmittelbar mittels Brandmauer angebaut werden, 10 m, von 
nicht feuerhemmend gedeckten Gebäuden und von öffentlichen Verkehrs⸗ 
lächen mindeſtens 20 m, von Nachbargrenzen mindeſtens 10 m ab⸗ 
leiben, Der Schornſtein muß den Dachfirf um mindeſtens 2,00 m 
überragen. 
Wegen der Eindeckung ſiehe § 16. 


186) Vergl. Berordn. v. 20. 6. 33 (Amtsbl. Stuck 20), bier abgedr. S. 238, 


11. 


12. 


$ 90. Beſondere Arten von Gebäuden 188 


Wohnräume können neben Werkſtätten angelegt werden, wenn fie von 
ihr durch eine Brandmauer Ghz getrennt ſind. Die Anlage von Auf⸗ 
enthaltsräumen über einer miede und ähnlichen Werkſtätten iſt nur 
zuläſſig, wenn die Werkſtätte mit einer feuerbeſtändigen Decke verſehen 
wird 8 15 Ziffer 7). f 

3 dürfen nur in einer Entfernung von 100 m von anderen 
Gebäuden und 20 m von den Mitten öffentlicher Wege errichtet werden. 
Neu anzulegende, vom Winde bewegte Triebwerke müſſen mindeftens 
25 m von Nachbargrenzen, 100 m von Wohngebäuden und 75 m von 
öffentlichen Wegen abbleiben. Die Flügelbahn darf ſich dem Erdboden 
höchſtens auf 2,50 m nähern. Auf Windräder, deren Flügel mehr als 
5 m von Erdgleiche Abſtand haben, findet diefe Vorſchrift keine An⸗ 
wendung. Für diefe Anlagen bleibt es der Ortspolizeibehörde überlaſſen, 
die im Intereſſe der öffentlichen Sicherheit nötige Entfernung von 
Straßen und Nachbargrenzen in jedem Einzelfalle feftgufeßen, Die zu 
Windmühlen führenden Treppen find bis über den Muͤhlenſchwanz 
e e und in ihrer ganzen Ausdehnung mit Geländern zu ver⸗ 
ſehen. Feuerungen dürfen in e Windmäßlen nicht angelegt 
werden. 

Die Feuerungsräume der Backhäuſer müſſen feuerbeſtändige Wände und 
Decken haben. Einzelnſtehende Backhäuſer müſſen feuerbeftändige Bor: 
18 und unverbrennliche Türen haben. 

Ba öfen dürfen nicht an Gebäude mit leichtentzündlichem Inhalt 
(Scheunen, Ställe und dergl.) angebaut oder in ſolche Gebäude einge: 
baut werden. 


Bei Backöfen in oder an anderen Gebäuden muß 


a) das Mauerwerk des Backofens von dem Mauerwerk des Backraumes 
5 10 em breiten Luftraum getrennt, 
b) der Backraum ſelbſt feuerbeſtändig überdeckt fein; 
e) über dem nmauerwerk bis zur Decke ein Raum von mindefteng 
70 cm frei bleiben; 
d) der Fußbodenbelag vor der Ofentür in mindeſtens 1,50 m Breite 
euerbeſtändig hergeſtellt werden; 
e) feen ſie zum Flachsdörren benutzt werden: 
die Überpflaſterung des Backofengewölbes von den darunterliegenden 
Feuerzügen des Backofens durch eine unverbrennliche Zwiſchen⸗ 
ſchicht von mindeſtens 10 em Stärke getrennt; 
der Dörraum mit einer in unverbrennlichem Falz liegenden eiſernen 
Tür verſchließbar gemacht und 
die zur Ableitung der feuchten Dünfte aus dem Dörraum erforderliche 
Offnung entweder unmittelbar mit einem Dunſtrohr oder mit dem 
ſeuerbeſländig ausgeführten Vorgelege des Backofens verbunden 
werden. 
Sind Umfaſſungswände und Decke des Backraumes nicht aus Stein, 
ſo darf in einer Entfernung von mindeſtens 1 m vom Backofen kein 
Holzwerk vorhanden fein. Über Räume mit Backöfen größeren Umfangs 
vergl. $ 15 Siffer 7. 
Im Freien errichtete Backöfen müffen von Gebäuden unter feuerhem⸗ 
mender Bedachung mindeſtens 10 m, von ſolchen unter Stroh-, Rohr-, 
Reth: oder Schindeldach mindeſtens 30 m, von den Straßen mindeftens 
10 m, entfernt bleiben. 
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Scheunen dürfen innerhalb eines Abſtandes von 10 m von der Nad: 
bargrenze, der Straßengrenze oder anderen Baulichkeiten keinerlei 
Offnungen aufweiſen (ſiehe ferner $ 14 Abſ. 2). 
Den Gheunen gleichzuachten ſind Baulichkeiten zur Lagerung leicht 
entzündlicher Stoffe. 
Über Räucherkammern ſiehe $ 20 Ziffer 16. 
Bauliche Anlagen, die zur Lagerung leicht entzündlicher Stoffe oder 
Gegenſtände dienen, mäffen in der Regel die gleichen Entfernungen von 
Bahnen ($ 8 d) wie bauliche Anlagen mit Stroh-, Rohr-, Reth⸗ oder 
Schindeldach einhalten ($ 16). 
Abgeſehen von der der Bahn abgekehrten Seite ſind an den Außen⸗ 
wänden i nur zuläſſig, falls diefe durch ein mindeftens 1 cm 
arkes, nach allen Seiten 5 Glas abgeſchloſſen ſind. 
i Verwendung von Drahtglas oder einem anderen gleichwertigen 
Denn Glaſe kann eine geringere Glasſtärke zugelaſſen werden. 
ls abgekehrte Außenwand iſt eine ſolche anzuſehen, deren Richtungs⸗ 
linie mit der Bahnachſe einen Winkel von mehr als 90 Grad bildet. 
Ausnahmen ſind nur nach Benehmen mit der Bahnverwaltung zuläſſig. 


$ 31. Fabrikbauten und Speicher. 


Für Grundſtücke, auf denen die Errichtung gewerblicher Betriebsſtätten 


rößeren Umfangs (Fabriken und Speicher) zugelaſſen ift, kann die 

rtspolizei — ſofern die Betriebsweiſe oder die Warenerzeugung es 
erforderlich macht — im Einzelfalle die bauliche Ausnutzbarkeit anſtatt 
nach $ 7 wie folgt begrenzen: 

a) Die geſamte den Erdboden überragende Baumaſſe darf höchſtens 
5 ebm für den qm der W betragen. 

b) Dabei müſſen aber Hofgrößen verbleiben, die den Eintritt von Luft 
und Licht in angemeſſenem Umfange ermöglichen und eine unbehin⸗ 
derte Löfcharbeit beim Ausbruch von Feuer ſichern. (§ 7 Ziffer 1.) 

e) Werden Baulichkeiten auf demſelben Grundſtücke nicht unmittelbar 
aneinander gebaut, fo ift zwiſchen ihnen — abweichend von $ 8 — 
ein Abſtand von mindeſtens 5 m einzuhalten. Wenn eine der gegen: 
überliegenden Umfaſſungswände Öffnungen, die zu Aufenthalts: 
räumen gehören, enthält, muß — abweichend von $8 — der 
Abſtand dem arithmetiſchen Mittel aus den Höhen der beiden Bau⸗ 
lichkeiten entſprechen. 

d) die Höhe der an Straßen errichteten Fabrikgebäude darf — ab⸗ 
weichend von $ 9 — den Abſtand zwiſchen ihnen und der gegenüber: 
liegenden Baufluchtlinie erreichen. Wo eine ſolche nicht beſteht, tritt 
an ihre Stelle die gegenüberliegende Straßengrenze. Keinesfalls 
darf die Höhe der Gebäude aber das Maß von 16 m überfchreiten, 

e) Wohnräume dürfen höchſtens 9 m, ſonſtige Aufenthaltsräume dürfen 
höchſtens 12 m über Gelände liegen. 

Im übrigen bleiben die Beſtimmungen in den 88 6, 7, 8 und 9 unberührt. 


$ 32. Viehſtälle. 6 


2 Ställen auf Wohngrundſtücken muß der Fußboden undurchläſſig ſein. 
r Aufnahme der Stallabgänge müſſen in den Ställen oder in ihrer 
nächſten Nähe undurchläſſige Gruben angelegt werden (vergl. § 22 B. 7). 


180a) Vergl. Anm. 127 S. 63. 
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Die vorſtehenden Beſtimmungen finden auf Ställe A kleine Tier: 
attungen (Kaninchen uſw.) und für Federvieh keine Anwendung. 

; Hufenthaltscäume find gegen die Ausdünftungen und die Feuchtigkeit 
von Ställen hinreichend zu ſchützen. 


Abſchnitt III. 


$ 33. Schutzmaßregeln bei der Ausführung von Gebäuden 
und Arbeiterfürſorge. 


Die Bauausführenden (Bauunternehmer oder Bauleiter) haben alle 

Vorkehrungen zu treffen, um Unglücksfällen der auf dem Baugrundſtücke 

beſchäftigten und dort ſonſt verkehrenden Perfonen ſowie Verkehrs- 
ockungen auf der Bauſtelle und in ihrer Nähe vorzubeugen. 

„ einzelnen wird pe die Polizeiverordnung vom 29. Geptember 1925 


mtsblatt Seite 367) verwieſen. 1 


Abſchnitt IV. 
§ 34. Abbruch von Gebäuden. 


Zu dem beabſichtigten Abbruch eines Gebäudes oder von Teilen des: 
ſelben iſt die Erlaubnis (Abbruchſchein) ſpäteſtens 2 Wochen vorher bei 
der Ortspolizei Bar ia zu beantragen, Der Antrag muß enthalten: 
a) die genaue Bezeichnung des Gebäudes; 
b) die E ob darin eiferne Fachwerkskonſtruktionen oder mit Eifen 
bewehrte Bauteile aus Stein oder Beton vorhanden find; 
c) Name, Stand und Wohnung des Abbruchunternehmers. 
or Behändigung des Abbruchſcheins darf mit dem Abbruche nicht be⸗ 
gonnen werden. 
Zur Verhinderung von Staubentwicklung ift durch ausgiebiges Beſpren⸗ 
en der Abbrucharbeiten, der Schuttmaſſen und der Abfuhrwege inner⸗ 
Balb des Abbruchgrundſtücks Sorge zu tragen. Der Bauſchutt darf 
nicht hinabgeworfen werden, ſondern muß nach ordnungsmäßiger Ber 
ſprengung in Schloten oder anderen Behältern hinabgelaſſen oder ges 
tragen werden. 
Bei Zuwiderhandlungen können die weiteren Abbruchsarbeiten und das 
Aufladen des Schuttes unterſagt werden, bis nachgewieſen iſt, daß die 
Vorſchriften unter 3 erfüllt find. 
Bei Abbruchsarbeiten iſt es verboten, Arbeiter fo zu beſchäftigen, daß 
ſie übereinander ſtehen. Beim Abbruche freitragender Bauteile, wie 
Treppen, Erker uſw. ift vor dem Abbruche der ganze freitragende Baus 
teil ſicher abzufteifen, 
.Das bei Abbrüchen von Gebäuden oder Rüſtungen gewonnene Bol) muß 
ſofort von allen vorſtehenden Nägeln, Haken und Holzſplittern befreit 
werden. 
Für Abbrüche von Bauten des Reiches, des Staates, der Gemeinde und 
der weiteren Kommunalverbände gilt ſinngemäß $ 1 Ziffer 19. 


187) Gler abgedruckt S. 307. 
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Abſchnitt V. Allgemeine Beftimmungen. 


1 $ 35. Vorhandene bauliche Anlagen, 

1. Auf bauliche Anlagen, die zur Zeit ihrer Errichtung den damals gültigen 
baupolizeilichen Beſtimmungen entſprachen, und auf Bauten, die auf 
Grund genehmigter Bauentwürfe bereits begonnen ſind, finden die etwa 
weitergehenden Beſtimmungen dieſer Bauordnung nur dann Anwendung, 
wenn polizeiliche Gründe, insbefondere ſolche der öffentlichen Sicherheit, 
es dringend erheiſchen. 

2. Für bauliche Arbeiten, welche einzeln oder zuſammengenommen eine er⸗ 
hebliche Veränderung eines Gebäudes oder Gebäudeteiles darſtellen, 
kann die Baugenehmigung auch davon abhängig gemacht werden, daß 
gleichzeitig die durch den Entwurf nicht berührten Gebäude und Gebäude: 
teile desſelben Grundſtücks, ſoweit ſie den Vorſchriften dieſer Bauord⸗ 
nung widerſprechen, mit dieſer in Übereinſtimmung gebracht werden. 


2 § 36. Veränderungen der Grundftüdsgrenzen. 


Werden durch Veränderungen der Grenzen bebauter Grundſtücke Verhält⸗ 
niſſe gefchaffen, die den Vor Sone diefer Bauordnung zuwiderlaufen, fo 
find die Gebäude oder Gebäudeteile der betroffenen Grundſtücke entſprechend 
umzugeſtalten oder zu beſeitigen. 


§ 37. Inkrafttreten und Übergangsbeſtimmungen. 


1. Dieſe Baupollzeiverordnung tritt am 1. Oktober 1932 in Kraft und gilt 
bis zum 1. Oktober 1942. 

2. Die auf Grund der bisher gültigen Bauordnung bereits erteilten Bau⸗ 
ſcheine verlieren die Gültigkeit nach Ablauf von 3 Monaten vom Tage 
der Veröffentlichung dieſer Verordnung ab, wenn nicht inzwiſchen der 
Bau begonnen iſt, und bei Neubauten, wenn nicht inzwiſchen die Grund⸗ 
mauern gelegt ſind. 


§ 38. Strafen. 


ür jeden Fall der Nichtbefolgung dieſer Polizeiverordnung wird hiermit 

die Feſtſetzung eines Zwangsgeldes in Höhe bis zu 150 RM., im Nichtbeir 

treibungsfalle die Feſtſetzung von Zwangshaft bis qu 3 Wochen angedroht. 

Soweit es ſich um Übertretungen der 15 riften des A} 330, $ 867 Ziffer 
69 


2 bis 15, § 368 nd 4 und 8 8 8» i 

ur 15. Mas bande kate Patel aeg Magtebe Nee Bm 
ſchriften ein. 

3 § 39. Geltungsbereich. 


Die Polizeiverordnung gilt für die nachbenannten Orte: 

1. im Kreiſe Breslau: Althofnaß, Benkwitz, Brockau, Drachenbrunn, Grof 
Mochbern, Herrmannsdorf, Klettendorf, Kundſchütz, Laniſch, Leipe, 
Oltaſchin, Opperau, ee! Pleiſchwitz, Pohlanowitz, Protſch⸗Weide, 
Radwanitz, Ranſern, Klein-Sägewitz, molz, Schottwitz, Steine, 
Strachwitz, Strobel, Treſchen und Woiſchwitz: 

2. im Kreiſe Frankenſtein: Heinrichau, Kamenz und Frankenberg, Reindörfel. 
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im Kreiſe Glatz: Albendorf, Altheide Bad, Buchau, Ebersdorf, Eckers⸗ 

dorf, Falkenberg, . Königswalde, Kohlendorf, Kudowa, Kun: 

endorf, Ludwigsdorf, ittelſteine, Nieder-Rathen, Ober⸗Rathen, 

Räckers, Schlegel, Straußeney, Tſcherbeney, Ullersdorf, Volpersdorf, 

Walditz und Werdeck; 

im Kreiſe Habelſchwerdt: Ober- und Niederlangenau, Wölfelsgrund; 

im Kreiſe Neumarkt: Maltſch und Marſchwitz; 

im Kreiſe Oels: Domatſchine, Görlitz, Langewieſe, Mirkau, Peuke, 

Sacrau, Stein, Sibyllenort, Groß⸗Weigelsdorf, Klein ⸗Weigelsdorf und 

Wildſchütz; 

7. im Kreiſe Schweidnitz: Gaaran, 

8. Kreis Trebnitz: Biſchwitz, Glockſchütz, Obernigk, Pawelwitz, Groß ⸗Leipe 
und Hünernz 

9. im Kreiſe Waldenburg: Charlottenbrunn, Görbersdorf, Neuhain. 


Breslau, 5. 9. 1982. Der Regierungspräfident. 
20. 5. 19833, 


8 


Aufzüge für Personen, Lasten, Akten, Speisen usw, 


Alle Hebezeuge Alle Transportanlagen 
wie: fahrbare und stationäre 
wie: Krananlagen örderbänder 
Flaschenzüge /ür Hand u.Krafı Rollbahnen 
Bauwinden Paternosterwerke 
Stahlwinden usw. Antriebsmotoren 


liefert neu, repariert, überwacht und prüft nach bestehenden Vorschriften 


Fritz Neutschel ....... Breslau 16 


| An den Linden 3, Ruf 41571 
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Polizeiverordnung des Dberpräfidenten vom 12. 9. 32 (Amtsbl. Seite 39) 
in der Faſſung der Verordnung vom 21. 12. 1933 (Amtsbl. 1934, S. 6). 


Auf Grund der pp. wird hiermit für das platte Land der Provinz Nieder⸗ 


chleſien mit Ausnahme der im $ 39 aufgeführten Gemeindebezirke folgende 
olizeiverordnung erlaſſen: 


Abſchn. I. Geſchäftliche Beſtimmungen. 
$ 1. Gegenſtand der Baugenehmigung und Bauanzeige. 


Zuſtändig zur Erteilung der baupolizeilichen Erlaubnis — Baugenehmi⸗ 
gung — ift die Ortspolizeibehörde. re 


A. Der Baugenehmigung bedürfen: 


a) alle neuen baulichen Anlagen über und unter der Erde: hierzu gehören 
auch Einfriedigungen an Straßen, Blitzableiter, Brunnen, Dungſtätten, 
Aborte, Abort: und Jauchegruben, Landungsftege, Leitungsmaſten, * 
weit letztere auf maſſiwem Sockel aufgeſtellt find, ſowie freiſtehende Ne: 
klametafeln von mehr als 1 qm Größe, freiſtehende Schaukäſten, Tank ⸗ 
ſtellen und dergl.; 

b) bei beſtehenden baulichen Anlagen die Herſtellung oder Veränderung von 
tragenden oder unterſtützenden Bauteilen (Wänden, Pfeilern, Decken, 
Eiſenkonſtruktionen, Eiſenbetonkonſtruktionen), von Dächern, von Baus 
teilen, die über die Umfaſſungswände vortreten, von Fenſter- und Tür: 
öffnungen in den Außenwänden, von Treppen, Aufzugsſchächten, Feuer⸗ 
ſtätten, Schornſteinen, Gasöfen, elektriſchen Gtarkftcomanlagen,!#b) 
3 die Veränderungen von Brunnen, Dungſtätten, Aborten; 

c) bei gewerblichen Zwecken dienenden Räumen jede Veränderung der inne 
ren baulichen Einrichtung; 

d) Veränderungen in der Benutzungsart baulicher Anlagen, ſoweit für die 
Räume in ihrer neuen Zweckbeſtimmung befondere baupolizeiliche Vor⸗ 
ſchriften beſtehen. Dies gilt napano für die Einrichtung von Räu⸗ 
men zum dauernden Aufenthalt von Menſchen, für die Einrichtung von 
en nicht unter den $ 16 der Reichsgewerbeordnung fallenden 

etriebsſtätten, für die Einrichtung von Verſammlungsräumen, für die 
Einrichtung von Lagerräumen für leicht entzündliche Stoffe uſw. 


B. Der Baugenehmigung bedürfen nicht: 
a) die Herſtellung und Entfernung von unbelaſteten Wänden, abgeſehen 
von den Fällen unter A c; 
80 gewöhnliche Unterhaltungsarbeiten an baulichen Anlagen; 
e) die Errichtung von frei Kindes Reklametafeln bis zu 1 qm Größe, von 
kleinen Bauten wie Schuppen, Lauben, Garten: und Feldhäuschen, Bau⸗ 
buden, Kleinviehſtälle und ähnliche Bauten, ſofern ihre Grundfläche 


1874) Siehe Anm. 2 Seite 1. 
187b) Stehe Abſ. 20 S. 294. 
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15 qm und ihre Höhe bis zur Traufe 3 m nicht überſteigt und in ihnen 
Feuerungsanlagen nicht enthalten ſindzuu⸗ 

d) Gewächshäuſer und andere leicht gebaute Räume für Kulturen zu gärt⸗ 
neriſchen Zwecken, wenn ihre Umfaffungsmauern nicht mehr als 1,20 m 
über die Erdoberfläche emporragen und wenn ſie keine Feuerungs⸗ 
anlagen enthalten und nicht zu e dienen; 


e) gärtneriſche und landwirtſchaftliche Bauten, die keine feſten Grund. 
mauern beſitzen und vorübergehendem Gebrauch zum Schutze von Pflan⸗ 
zen dienen, unabhängig von ihrer Flächenausdehnung, ſofern ihre Höhe 
bis zur Traufe 3 m nicht überſteigt; 


f) zerlegbare und bewegliche Geflügelſtälle ohne fefte Grundmauern bis zu 
einer Größe von 50 qm und einer Höhe von 3 m bis zur Traufe; 


g) Brücken über Waſſerläufe III. Ordnung, die entweder eine 8 
Spannweite als 3 m haben oder im Zuge von Wegen liegen, die nicht 
dem allgemeinen Verkehr dienen; 


h) Zus und Abflußleitungen. 
u a—h: 


Auch die von der Baugenehmigungspflicht befreiten baulichen Anlagen 
müſſen den Vorſchriften der Bauordnung entſprechen. 


C. Bauanzeige. 1 


Die Ortspolizeibehörde iſt befugt, auf Antrag des Bauherrn bei weiteren 
als den unter Be vorgeſehenen geringfügigen baulichen Anlagen von der For» 
derung der Einholung der Baugenehmigung abzuſehen und ſich mit einer 
Bauanzeige zu begnügen; andererfeits ift fie auch befugt, bei nicht genehmi⸗ 

ungspflichtigen Bauten und Vorarbeiten (vgl. B) 5 — —.— oder Ein⸗ 
Bo der Baugenehmigung zu verlangen, ſobald das öffentliche Intereſſe es 
erfordert. Mit der Ausführung eines Baues, von dem Bauanzeige erſtattet 
iſt, darf angefangen werden, wenn binnen einer Woche die Ortspolizeibehörde 
nicht widerſprochen hat. 


188) en Silog zur Grünfuttereinfäuerung beſtimmt der Erlaß vom 23. 9. 35 2 
(Min.⸗Bl. 1. B., S. 1186) folgendes: ` 

(1) Die Reichsregierung Hat durch Bereltſtellung von Beihilfen zur Errichtung von 
e angeregt. Die Bautatigteit bat daraufhin auch in erhöhtem Maße 

ngefebt. 

a Es find Zweifel darüber entſtanden, inwieweit derartige Anlagen der oltgell. 
genehm wa bebürfen. In den WW aiaa i Ch für die Städte und für das platte 
Land, l. d. (all. der Erlaſſe v. 18. 7. 1998 — III 18. 2100 ajó und b/31), ift vorgeſehen, 
daß kleine Bauten obne Feuerungsanlage von nicht mehr als 15 qm Frundſläche und 3 m 
Höhe der Baugenehmigung nicht bedürfen. Inſoweit die örtlichen Bauorbnungen dieſe 
Borſchriſt übernommen haben, find alfo Silos in dieſen Abmeflungen von der Vaugenehml⸗ 
ungspflict befreit. Inſolgedeſſen bedarf es bei ihnen auch nicht der Einreichung der im 

2 vorgeſehenen Bauvorlagen. 

(3) Soweit die einzelnen Bauordnungen eine derartige Belrelungsvorfarift rin 
enthalten, erſuche ich darauf hinzuwirken, daß fie ungefäumt eingeführt wird, da bie 
Grünfuttereinfäuerungsbebälter der Förderung der Eraengung und der mögliğft verluſt⸗ 
loſen Erhaltung wiriſchaftseigener Eiweißſuttermittel dienen und ſomit ein weſentlicher 
Beſtandtell der Durchführung des Feitprogramms der Relchsreglerung find. 


n nri runnen uf. ober ſonſtige Nachteile verurſachen 
en se au nages Dera big en — MR in — übrigen Landesteilen eine Alesch 
den Lan esbauernfhaften vereinbart wird. 
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1 D. Bauten des Reiches,“) des Staates, der Gemeinden 
und der weiteren Kommunalverbände. 

Bei Bauten, welche für Rechnung des Reiches, des Staates, der Gemein⸗ 
den oder der weiteren Kommunalverbände unter Leitung von Baubeamten 
dieſer Behörden ausgeführt werden, müſſen die Bauentwürfe mit den nach 
§ 2 erforderlichen Unterlagen — in einfacher Ausfertigung — vor Beginn 
der Bauausführung der Ortspolizeibehörde zur baupolizeilichen Prüfung und 
Genehmigung vorgelegt werden. Eines rechnungsmäßigen Nachweiſes der 
Tragfähigkeit der Konſtruktion bedarf es bei dieſen Bauten nicht. 


2 E. Nach der Reichsgewerbeordnung (GE 16, 24 und 25) genehmigungs⸗ 
pflichtige Anlagen. 
Die in den $$ 16, 24 und 25 der Reichsgewerbeordnung bezeichneten An⸗ 
lagen bedürfen einer befonderen ortspolizeilichen Baugenehmigung nicht. 


3 F. Neben der Baugenehmigung geſetzlich für Bauten vorgeſchrie bene 
polizeiliche Genehmigungen. 
Bei Gründung neuer Anſiedlungen iſt dem Antrage auf Baugenehmigung 
die Anſiedlungsgenehmigung 13 bis 20 des Geſetzes vom 10. 8. 1904 
— G.⸗S. S. 227) —), bei Errichtung einer Fuerte in der Nähe einer 
Waldung, welche mehr als 5 ha im räumlichen Zuſammenhange umfaßt, iſt 
die hierfür nötige beſondere Genehmigung (§ 43 des Feld- und Forſtpolizei⸗ 
geſetzes vom 1. April 1880/15. Januar 1926 — O.G. S. 83 —), bei Bau: 
ten im Überſchwemmungsgebiet von Waſſerläufen ift die nach dem Waſſer⸗ 
geſetze vom 7. April 1913 (G.⸗S. S. 58) vorgeſchriebene Genehmigung bei⸗ 
zufügen. 
4 $ 2. Bauantrag und Bauvorlagen. 

1. Der Antrag auf Erteilung der Baugenehmigung ift ſchriftlich bei der 

Ortspolizeibehörde einzureichen. Mit dem Antrage ift vorzulegen: 
a) ein Lageplan, welcher im Maßſtabe von nicht unter 1: 500 — auf Er: 
177 — der Ortspolizeibehörde in größerem Maßſtabe —, bei Klein 
äuſern nicht unter 1: 1000, die Lage des Grundſtücks zur Himmelsrich⸗ 
tung, ju den angrenzenden Grundſtücken, Straßen, Plätzen und anderen 
öffentlichen Verkehrsflächen (Waſſerſtraßen, Eiſenbahnen uſw.) und 
gegebenenfalls auch zu Waldungen erkennen läßt. Dabei ſind die etwa 
fest eſetzten Straßen- und Baufluchtlinien und Höhenmarken einzus 
eichnen; ferner ift die Entfernung des Baues von anderen baulichen 
nlagen desfelben Grundſtucks, von Straßen, Plätzen und anderen 
öffentlichen Verkehrsflächen, von Nachbargrenzen und den Gebäuden 
auf Nachbargrundſtücken unter Angabe der Bauart und Bedachung der 
benachbarten Gebäude ſowie die Lage von Brunnen und Dungſtätten 
einzutragen. Die Übereinftimmung der eingetragenen Fluchtlinſen und 
Höhbenmarken mit dem Bebauungsplan ift vom . zu 
beſcheinigen. Die Ortspolizeibehörde kann verlangen, daß der Lageplan 
durch einen vereideten Landmeſſer beglaubigt wird und eine prüfungs⸗ 
äbige Berechnung der zuläſſigen und der beanſpruchten 8 
läche enthält, wenn ihm eine beſondere Bedeutung zuzumeſſen iſt oder 

ifel an ſeiner Richtigkeit beſtehen. 


189) Vergl. Anm. 139 S. 114. 
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Der Einreichung des Lageplanes bedarf es nicht bei Umbauten, bei 
denen die Lage der äußeren Umfaſſungswände nicht verändert wird. 

b) Bauzeichnungen. In den Bauzeichnungen ſind bei Gebäuden darzuſtellen: 
1. die Grundriſſe ſämtlicher Geſchoſſe mit Angabe der Maße und der 
Benutzungsart der Räume, ferner die Feuerſtätten und in Wohnräumen 
und in Ställen die e e e 2. die Querſchnitte, 
von denen mindeſtens einer den Verlauf der Treppen zeigen muß, mit 
Angabe der Geſchoßhöhen; 3. die Anſichten der Gebäudeſeiten, die von 
Straßen, Plätzen oder anderen öffentlichen Verkehrsflächen ſichtbar 
werden, einſchließlich der Straßeneinfriedigungen, in beſonderen Fällen 
auf Verlangen der Ortspolizeibehörde auch ſchaubildliche Darftellungen, 
die das Einpaſſen des Neubaues in die vorhandene Umgebung zeigen; 
ferner 4. die Konſtruktion und die Abmeſſungen des Baues im ganzen 
und in feinen Teilen mit Angabe der Art und der Stärke der zu verz 
wendenden Bauſtoffe; 5. die Höhenlage des Baues zu dem umgebenden 
Gelände, der Straße und der Hoffläche nebſt Angabe des Grundwaſſer⸗ 
5 6. bei Wohngebäuden die Anſichten aller Außenflächen; 7. bei 

erſammlungsräumen die lichten Breiten der Flure, Türen uſw. 

Soweit es zur Baupolizeilichen Prüfung erforderlich ift, find wichtige 
Teile des Bauplans durch Sonderzeichnungen zu erläutern. 

Bauzeichnungen ſind im Maßſiabe von nicht unter 1: 100 vorzulegen. 

c) Feſtigkeitsberechnungen, durch welche die Tragfähigkeit der Konſtruk⸗ 
tionen, beſonders der aus Eiſen und Eiſenbeton, aber auch ungewöhn⸗ 
licher Holzverbände und beſonders beanſpruchter Teile des Mauerwerks 
oder Baugrundes rechnungsmäßig nachgewieſen wird; 

d) eine „ in der das beabſichtigte Bauvorhaben näher dar⸗ 
geſtellt wird. 

2. Zu la bis d. Bei geringfügigen baulichen Anlagen genügen kurze ſchrift⸗ 
liche Darlegungen und Handzeichnungen. Aus ihnen muß mindeſtens die Art 
und der Zweck der baulichen Anlage hervorgehen. 

3. Bei gleichzeitig auf Grund feſtſtehender Typen in gleichartiger Wieder- 
holung auszuführenden ländlichen Gebäuden G: B, Kleinhäuſern und Sied⸗ 
lungsgehö en) Bedarf es der Einreichung der Unterlagen zu b bis d nur für 
eins der Gebäude und ſtatt der einzelnen 15 44 75 nur eines gemeinſamen 
Lageplanes. Auf Verlangen der Drtopolizei ehörde find Abzeichnungen der 
genehmigten Bauvorlagen für jedes Einzelgrundſtück nachzureichen. 

4. Die Einreichung der Unterlagen unter c kann mit 1 der 
Ortspolizeibehörde auch zu einem ſpäteren von dieſer zu beſtimmenden Zeit⸗ 
punkte erfolgen. 

5. Das Grundſtück, auf welchem gebaut werden ſoll, iſt möglichſt nach 
Straße, Hausnummer und Grundſteuerkataſternummer zu bezeichnen. 

6. Der Bauantrag muß ferner bei Wohngebäuden, Ställen und gewerb⸗ 
lichen Anlagen eine Angabe über die Art der Face eee 

7. Die Bauzeichnungen find in einer das betreffende Material kennzeich⸗ 
nenden Darſtellung auszuführen, anzulegen und auf dauerhaftem Papier oder 
auf Pausleinwand anzufertigen. Bei Umbauten müſſen alle, neue, ſowie zu 
eigener Bauteile durch verſchiedenfarbige Darſtellung kenntlich gemacht 
werden (Abbruchsteile gelb, Neubauteile rot, zu erhaltende Bauteile grau). 

8. Sämtliche Bauvorlagen find je in zwei Stücken — auf Erfordern der 
Ortspolizeibehörde in drei Stücken — einzureichen und müſſen die Unter⸗ 
ſchriften des Bauherrn und des Planverfaſſers tragen. Die Namen des 
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Bauleiters und des Bauunternehmers ſowie der Wechſel dieſer Perſonen, 
gegebenenfalls auch des Bauherrn, ſind der Ortspolizeibehörde rechtzeitig 
ſchriftlich anzuzeigen. 

9. Der Bauherr ift berechtigt, vor Einreichung des Bauantrages über ein: 
eie erje Bau betreffende Fragen die Entfeheidung der Detspolizeibehörde 
einzuholen. 

10. Ergibt ſich im Laufe der Bauausführung die Notwendigkeit einer Ab⸗ 
weichung von dem 8 Bauplan, fo ift die Abweichung ſofort anzu⸗ 
zeigen und für ſie nachträglich die Baugenehmigung einzuholen. 


$ 3. Erteilung der Bau gung 
(Bauſchein). 4 

1. Über die Baugenehmigung wird von der Ortspolizeibehörde ein Baus 
ſchein ausgeſtellt. Die Bauvorlagen werden von der Ortspolizeibehörde mit 
Genehmigungsvermerk verſehen. Bon den Bauvorlagen ift je ein Stück zu: 
ſammen mit dem Bauſchein dem Bauherrn auszuhändigen. Bauſchein und 
genehmigte Bauvorlagen ſind nicht mehr zu trennen und müſſen vom Beginn 
der Arbeiten an zur Einſicht bereitgehalten werden. 

2. Vor Aushändigung des Bauſcheines darf mit dem Bau, abgeſehen von 
der Anlage von Kalkgruben und der Vornahme gewöhnlicher Ausſchachtun⸗ 
gen, nicht begonnen werden. Ausnahmsweiſe kann die Drtspolizeibehörde in 

efonderen Fällen auch vor Aushändigung des Bauſcheines den Beginn der 
eigentlichen Bauarbeiten geſtatten. 

3. Der Bauſchein verliert ſeine Gültigkeit, wenn innerhalb Jahresfriſt nach 
einer Aushändigung mit dem Bau nicht begonnen oder wenn der begonnene 

au ein Jahr lang unterbrochen wird; doch kann die Gültigkeit auf Antrag 
verlängert werden. 

4. Die Erteilung des Bauſcheins erfolgt unbeſchadet der Rechte Dritter. 


§ 4. Baupolizeiliche Abnahmen. 

1. Der Bauherr hat der Ortspolizeibehörde anzuzeigen, wann er mit dem 
Bau beginnen will; er muß den von ihr mit der Überwachung betrauten Per: 
fonen — Beamten, Sachverſtändigen — jederzeit Zutritt zur Bauſtelle und 
Einblick in den Bauſchein und die Bauvorlagen gewähren. 

2. Alle Bauten, die der Baugenehmigung bedürfen, unterliegen baupoli⸗ 
zeilichen Abnahmen. 

a) Die Rohbauabnahme hat zu erfolgen, ſobald der Bau in ſeinen Mauern, 
Gewölben, . (einſchließlich derjenigen der notwendigen 
Treppen) ſowie in Balkenlagen und Dacheindeckung vollendet iſt. Die 
Dacheindeckung darf hierbei eine vorläufige fein. Eine Teilabnahme ein: 

Iner Teile, insbeſondere der Eiſenkonſtruktionen der Treppen, iſt zu⸗ 
äſſig. Die Rohbauabnahme ift ſchriftlich bei der Ortspolizeibe hörde zu 
beantragen. Bei der Rohbauabnahme müſſen alle Teile des Baues 
ſicher zugänglich fein und alle für die Standſicherheit weſentlichen Kon: 
ſtruktionen fo weit offen liegen, daß die Abmeſſungen geprüft werden 
können. Über die Rohbauabnahme wird eine Beſcheinigung — Roh: 
bauabnahmeſchein — erteilt. In dem Rohbauabnahmeſchein kann der 
Zeitpunkt beſtimmt werden, wann mit den inneren und äußeren Putz⸗ 
arbeiten begonnen werden darf. 


100) Vergl. Gef. über Zuſtändigkeit S. 254. 
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Auf die Rohbauabnahme kann die Ortspolizeibehörde bei geringfügi⸗ 
gen baulichen Anlagen verzichten. Ein ſolcher Verzicht iſt im Bauſchein 
ausdrücklich zu vermerken. 

In beſonderen Fällen kann auch eine Grundmauerabnahme oder die 
Abnahme anderer einzelner Bauarbeiten und Bauteile von der Ortspoli⸗ 

ibehörde im Bauſchein ausdrücklich vorgeſchrieben werden. 

b) Der Gebrauchsabnahme unterliegen Gebäude, welche zum dauernden 
Aufenthalt von Menſchen beſtimmte Räume ($ 26) enthalten. Sie darf 
nicht früher als drei Monate nach Aushändigung des Rohbauabnahme⸗ 
ſcheins erfolgen. Die Friſt kann von der Detspoligeibehörde ermäßigt 
werden, wenn der Nachweis erbracht wird, ap infolge günftiger Baus 
A Witterung und Bauart der Bau genügend ausgetrocknet iſt. Die 

rtspolizeibehörde kann die Grift ferner bei Umbauten, bei Fabrikgebäu⸗ 
den und Geſchäftsgebäuden ermäßigen, wenn keine Nachteile zu erwarten 
ſind. Zum Gebrauchsabnahmetermin hat der Bauherr eine Beſcheini⸗ 
gung des Bezirksſchornſteinfegermeiſters über die Benutzbarkeit der 
Schornſteine und Feuerungsanlagen beizubringen. Über die Gebrauchs: 
abnahme wird eine Beſcheinigung — Gebrauchsabnahmeſchein — erteilt. 
Vor Aushändigung des Gebrauchsabnahmeſcheins darf das Gebäude 
nicht in Benutzung genommen werden. Bei Kleinhäuſern und Siedlungs⸗ 
geböften kann die Ortspolizeibehörde auch vor Aushändigung des Ge: 

rauchsabnahmeſcheins die Ingebrauchnahme von Räumen zulaſſen, 

wenn bei der Abnahmebeſichtigung die Räume trocken befunden und 

Nachteile für die Bewohner nicht zu befürchten ſind. Bei geringfügigen 

baulichen Anlagen kann die Ortspolizeibehörde auf die Gebrauchs⸗ 

aeg verzichten. Der Verzicht muß im Bauſchein ausdrücklich ver⸗ 
merkt ſein. 

3. Bauten des Reiches, des Staates, der Gemeinden und der weiteren 

Kommunalverbände: 

Bei Bauten, die für Rechnung des Reiches, des Staates, der Gemeinden 

oder der weiteren Kommunalverbände unter Leitung von Baubeamten aus⸗ 

geführt werden, bedarf es der baupolizeilichen Rohbau: und Gebrauchs: 
l abnahme nicht. 


$ 5. Ausnahmen und Befreiungen (Dispenſe). 65) 


Alle Beftimmungen dieſer Bauordnung gelten als zwingende, ſoweit 
nicht eine Ausnahme ausdrücklich KB k ift. Über letztere hat die Dris- 
3 zu befinden. Auch von den zwingenden Vorſchriften kann 
| efreiung (Dispens) erteilt werden, aber nur dann, wenn die Durchführung 
der Vorſchrift im Einzelfall zu einer offenbar nicht beabſichtigten Härte 
ühren würde und die Abweichung von den Vorſchriften mit dem öffentlichen 
ntereſſe nicht unvereinbar ift, oder wenn das öffentliche Intereſſe eine 
nderung erfordert. Zuftändig für die Erteilung der Dispenfe ift der Landrat. 65 


Abſchnitt II. Bauvorfcheiften. 
$ 6. Zugänglichkeit der Grundſtücke und Lage der Gebäude, 
` 1. Es dürfen nur ſolche Grundſtücke bebaut werden, die von einer fahr: 


— — 


101) f. auch Zuſtändigkeltsgeſet vom 18. 12. 33, bier abgedruckt S. 254. 
192) Für die Amtsbegirte Brodau, Hermsdorf und Weilßſtein ift der Amtsvorſteher als 
Dispensbehörbe beſtimmt. 


Grieger, Baupollzeillde Vorſchriſten. 18 


— 
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baren Straße oder einem fahrbaren Weg aus zugänglich find oder für die 
die Beſchaffung eines ſolchen Zuganges geſichert if. 

2. In Kleinhausſiedlungen können Bauten auch an Gehwegen errichtet 
werden, wenn die Bauten für die Feuerwehr mit Feuerlöſchgeräten erreichbar 
ſind. Für Gebäude auf freiliegenden Feldgrundſtücken ſind weitere Ausnahmen 

uläſſig. 
; 3. Sür die Errichtung von Wohngebäuden an Straßen oder Straßen⸗ 
teilen, die nach den polizeilichen Beſtinnnungen des Orts für den öffentlichen 
Verkehr und den Anbau noch nicht fertiggeſtellt find, gelten die hierfür auf 
Grund des Baufluchtliniengeſetzes vom 2. 7. 1875 (GE. S. 561)" erlaffenen 
ortsſtatutariſchen und polizeilichen Beftimmungen. 

4. Wo Fluchtlinien nicht beftehen, dürfen an öffentlichen Wegen die Ge: 
bäude die Wegegrenze nicht überjchreiten und müſſen mindeſtens 8 m von 
der Wegemitte entfernt bleiben. Die Ortspolizeibehöͤrde ift jedoch im Cingel- 
falle befugt, eine geringere Entfernung zuzulaſſen. 

5. Gebäude an kunſtmäßig ausgebauten Straßen dürfen nicht unter 5 m 
von der äußeren Grabenkante und beim Fehlen von Gräben in der Regel 
nicht unter 6 m von der Straßenkante (Wegegrenze) entfernt errichtet 
werden. Ausnahmen kann die Ortspolizeibehörde zulaſſen. 

6. Für Gebäude mit gewerblichen Anlagen, deren Betrieb einen größeren 
Abſtand von der Straße erforderlich macht (z. B. Gaſthäuſer, Schmieden), 
ſowie bei e dene ARAA kann ein größerer Abſtand als zu vor- 
ſtehend 4 und 5 vorgeſchrieben werden. 

7. Jedes Grundftüd, auf dem fih Hintergebäude (Seiten-, Mittel; oder 
Quergebäude) befinden, muß eine genügend breite Zufahrt nach dem Hofe 
haben, um die Durchfahrt der Feuerſpritze und der 8 Geräte der Orts⸗ 
peas zu ermöglichen. Iſt diefe Zufahrt überbaut und ift nur durch fie 

ie Zuführung von Feuerlöſchgeräten und die Erreichbarkeit der Höfe und 

Hintergebäude möglich, fo müſſen ihre Wände und Decken feuerhemmend 

(ae n befonderen Fällen kann die Drtspolizeibehörde die feuerbeſtändige 
usgeſtaltung der Decke verlangen. 

8. Auf und an Höfen find bauliche Anlagen jeder Art nur inſoweit zu⸗ 
läffig als fie die Zugänglichkeit zu den Gebäuden, die Durchfahrt und die 
Br en Brandfall erforderliche Bewegungsfreiheit, insbeſondere der Feuer— 
öſchgeräte, nicht beſchränken. 


§ 7. Bauliche Ausnutzbarkeit der Grundſtücke. 
a) Bebaubare Grundſtücksfläche. 


1. Auf jedem Baugeundftüd müſſen unbebaute Grundſtücksflächen (Höfe, 
Gärten) in dem Umfange verbleiben, daß den Räumen zum dauernden Auf- 
enthalt von Menſchen ie nötige Luftzufuhr und ausreichender Lichteinfa 
geſichert ift und für Feuerlöſch- und Kettungsdienft der erforderliche Raum 
vorhanden iſt. 

2. 9 5 tae der im Zuſammenhang gebauten Ortslage dürfen die 
Grundſtücke nur bis drei Zehntel ihrer Fläche bebaut werden. Wo die Orts. 
lage geſchloſſene zn lie ia ift eine Bebauung bis zu vier Zehntel 
der Grundſtücksfläche zuläſſig. ie Ortspolizeibehörde kann eine um ein 
Zehntel weitergehende Bebauung zulaſſen, 


103) abgedruckt Seite 206. 
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a) wenn es ſich um Grundſtücke handelt, die landwirtſchaftlichen oder 
gärtneriſchen Betrieben dienen und neben Wohngebäuden nur oder in 
uͤberwiegendem Maße Wirtſchaftsgebäude enthalten. 

b) bei anderen Grundſtücken nur, wenn es ſich um den . von 
Gebäuden handelt, jedoch darf der Umfang der früheren Bebauung 
nicht überſchritten werden. 

3. Für die Ermittlung der bebaubaren Grundſtücksflächen kommt der 
hinter der Straßenfluchtlinie und, wo eine ſolche nicht vorhanden iſt, der 
Be Straßengrenze (Wegegrenze) liegende Teil des Grundſtücks in 

tracht. 

4. Bei Anlegung neuer geſchloſſener Siedlungen außerhalb der im Zu— 
ſammenhang gebauten Breſchaft dürfen die Grundſtücke nur bis zwei Zehntel 
ihrer Fläche bebaut werden. 

5. Auf Grund eines einheitlichen Bau- und Aufteilungsplanes für einen 
Baublock oder eine Siedlung kann für einzelne Grundftüde eine ſtärkere 
Bebauung der Grundſtücksflächen, als vorſtehend vorgeſehen ift, zugelaſſen 
werden, wenn im ganzen Block keine größere Fläche bebaut wird, als ins⸗ 
geſamt für den Baublock zuläſſig iſt. 


b) Geſchoßzahl. 
1. Es werden unterſchieden: 
a) Vollgeſchoſſe. Sie liegen oberhalb der Erdoberfläche — höchſtens bis 
zu 50 cm unter ihr — und find von ſenkrechten Umfaſſungswänden 
umfchloffen; 
b) Kellergeſchoſſe. Als Kellergeſchoß gilt das Geſchoß, das unterhalb des 
erſten Vollgeſchoſſes (des Erdgeſchoſſes) ſich befindet; 
c) Dachgeſchoſſe. Als Dachgeſchoß ift ein Geſchoß anzuſehen, in das die 
Konſtruktionsteile des Dachverbandes und der geneigten Dachfläche 
hineinreichen. 
2. Gebäude mit Räumen zum dauernden a ee von Menfchen dürfen 
nicht mehr als zwei Vollgeſchoſſe erhalten (vgl. auch $ 27). 

3. Enthalten Hintergebäude Serien Mittelflügel, Quer- und Seiten⸗ 
flügel) ſelbſtändige Woßnun en, fo dürfen diefe Gebäude, falls auch im Bor: 
dergebäude Wohnungen tia an find, nur ein Vollgeſchoß erhalten. 


$ 8. Gebäudeabſtand. 
a) Abſtand von der Nachbargrenze. 


1. Wohngebäude müſſen von den ſeitlichen Nachbargrenzen einen Abſtand 
(Bauwich) von mindeſtens g m (o * Bauweiſe), Bolz äufer, Scheunen 
und Wirtſchaftsgebäude mit Futterböden einen Abſtand von mindeſtens 5 m 
halten. 

2. Stehen auf der Nachbargrenze in derſelben Bautiefe ſchon Gebäude, 
ſo kann die Ortspolizeibehörde fordern, daß der Neubau hart an der Grenze 
errichtet wird, anderenfalls muß der Abſtand von den ſeitlichen Nachbar: 
grenzen e 5 m betragen. 

3. Werden Nachbargebäude annähernd gleicher Größe gleichzeitig errichtet, 
ſo dürfen ſie an der gemeinſamen Grenze aneinandergebaut werden. 

4. Bei Anlegung neuer geſchloſſener Siedlungen oder bei Erweiterung 
ſolcher find weitere Ausnahmen von der Vorſchrift des Abſ. 1 zuläffig. 


— 
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5. In die Bauwiche dürfen nur Freitreppen oder ähnliche als Eingang 
dienende Anlagen (freie Vorplätze, Windfänge und dergl.) bis zu 1 m über 
die Seitenfront der 

6. Für rückwärtige Gebäude find Ausnahmen von Abf. 1 zuläſſig, wenn 
notwendige Brandmauern oder Dachformen nicht ſtörend wirken und die 
Feuersgefahr für die Nachbargrundſtücke nicht erhöht wird. 

7. Innerhalb der im Zuſammenhange gebauten Ortsteile iſt dort, wo die 
offene Bauweiſe üblich oder wirtſcha llc durchgeführt iſt, die Errichtung 
von Wohngebäuden mit freiſtehenden Brandgiebeln verboten. 


b) Abftand der Gebäude auf demſelben Grundſtück. 


1. Zwiſchen allen Baulichkeiten und Bauteilen auf demſelben Grundſtück 
muß, wenn ſie nicht unmittelbar aneinandergebaut werden, ein Abſtand von 
mindeftens 2,50 m bleiben. Beſtehen beide gegenüberliegenden Umfafjungs 
wände überwiegend aus Holz, fo müſſen fie mindeftens 5 m voneinander 
entfernt ſein. 

2. Befinden ſich in einer oder beiden gegenüberliegenden Umfaſſungs⸗ 
wänden Lichtöffnungen, die die einzigen Lichtquellen für Räume zum 
dauernden Aufenthalt von Menſchen bilden, ſo muß der Abſtand fo ver: 
größert werden, daß er gleich der Gebäudehöhe ift, mindeſtens aber 5 m 
beträgt. Für Scheunen von mehr als 1000 cbm Faſſungsraum regelt ſich 
der Abſtand nach § 29. 


e) Abſtand der Gebäude in Siedlungen. 


Bei Anlegung neuer geſchloſſener Siedlungen oder bei Erweiterung ſolcher 
außerhalb der im Zusammenhang gebauten Ortſchaft müſſen die Wände 
gegenüberliegender Wohngebäude, fojern eine von ihnen Lichtöffnungen ent⸗ 
hält, untereinander einen Abſtand haben, der mindeſtens gleich der doppelten 
Gebäudehöhe iſt. Dieſe Vorſchrift findet auf den ſeitlichen Bauabſtand 
(Bauwich) nicht Anwendung. 


d) Abſtände der Gebäude von Bare 
Nebenbahnen, nebenbahnähnlichen leinbabnen 
und Privatanſchlußgeleiſe n.“) 


1. Bauliche Anlagen müſſen von vorgenannten Bahnen, von Privat⸗ 
anſchlußgeleiſen jedoch nur, wenn fie mit Dampflokomotiven betrieben werden, 
mindeſtens 4 m und, falls ſie unterhalb der Unterkante der Schienen liegen, 
mindeſtens 5 m entfernt — die Entfernung von der Mitte des nächſten 
Schienengeleiſes berechnet — errichtet werden. Dieſe Vorſchrift gilt nicht für 
bauliche e die in allen weſentlichen Teilen feuerbeftändig bergeftellt 
ur oder durch Rohrputz oder in anderer gleich wirkſamer I 

ntzündung durch Funken geſichert find. 

2. Offnungen in den nach der Bahn as Seiten find in baulichen 
Anlagen bis zu einer Entfernung von 4 bezw. 5 m nur zuläffig, wenn fie 
durch ein et allen Seiten hin feft eingemauertes, mindeftens 1 cm ſtarkes 
Glas abgeſchloſſen find. Bei Verwendung von Drahtglas oder einem anderen 

leichwertigen feuerbeftändigen Glaſe kann eine geringere Glasſtärke zuge: 
aſſen werden. Als eine der Bahn zugewandte Seite iſt eine ſolche anzuſehen, 


194) Für Bauten an Eifenbahnen vergl. Verf. v. 28. 1. 83 I 12. 113a T. 5/88. 
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deren Richtungslinie mit der Bahnachſe einen Winkel von weniger als 90 ® 
bildet. 

3. Bauliche Anlagen und Öffnungen in ihnen, die mehr als 7 m oberhalb 
der Oberkante der Schienen liegen, ſind den vorſtehenden Beſtimmungen nicht 
unterworfen. 

4. Ausnahmen von den Vorſchriften des Abſchnitts d find nach Benehmen 
mit der Bahnverwaltung zuläſſig, insbeſondere für bauliche Anlagen, die 
ihrer Zweckbeſtimmung nach in nächſter Nähe von Bahnen errichtet werden 
müſſen, wie Verlade⸗ und Verpackungsräume auf Bahnhöfen, an Anſchluß⸗ 
geleiſen von Fabriken, Lagerhäuſern, Hafengebieten, Anlagen auf Lager⸗ 
plätzen uſw. 

5. Bei baulichen Anlagen an Wegeübergängen in Schienenhöhe können 
die in Abſatz 1 dieſes Abſchnitts vorgeſehenen Abſtände, ſoweit es zur Er⸗ 
haltung der Überſicht für den Verkehr nötig iſt, vergrößert werden. 

6. Wegen des Gebäudeabſtandes der baulichen Anlagen mit weicher Be: 
dachung und ſolcher, die zur Lagerung leicht entzündlicher Stoffe und Gegen⸗ 
ſtände dienen, vergl. $$ 16 und 30. 


$ 9. Gebäudehöhe. 


1. Als Gebäudehöhe iſt das Maß von der Erdoberfläche des Außen⸗ 
geländes vor den Umfaſſungswänden bis zur Schnittlinie der Umfaſſungs⸗ 
wände mit der Dachfläche zu verſtehen. Iſt eine Dachbrüſtung (Attika) 
vorhanden, ſo iſt ihre Höhe mitzurechnen. Bei Giebelhäuſern wird die Höhe 
des Giebeldreiecks nicht mitgerechnet. Iſt die Erdoberfläche in der Längs⸗ 
richtung der Frontwand geneigt, ſo iſt das mittlere Höhenmaß in Rechnung 
zu ſtellen. 

2. Die Höhe der Vorderhäuſer darf die Straßenbreite um 1,50 m über: 
ſchreiten, aber nicht über 8 m befragen, Als Straßenbreite gilt, wo Baus 
fiene n feſigeſetzt find, die Entfernung zwiſchen diefen; ſonſt gilt die tat- 
ächliche mittlere Breite des Straßendammes einſchließlich des Vorlandes 
vor dem Grundftüd, 

3. Von dem höchſten Punkte der zuläſſigen Fronthöhe dürfen die Dächer 
— abgeſehen von den Hauptgiebeln — über eine im Winkel von 60% gegen 
die waagerechte anſteigende Linie nicht hinausgehen. Bei geringerer Fronth she 
dürfen teller Dächer ausgeführt werden, wenn fie innerhalb der Umgren: 
zungslinie bleiben, die durch die zuläſſige Fronthöhe und die anſteigende Linie 
gegeben iſt. Gehen Aufbauten auf den Fronten, Türme, Luken und andere 

auteile über vorſtehende Umgrenzungen hinaus, fo find die überſchießenden 
Teile der Aufbauten auf die zuläffigen Frontflächen anzurechnen. 

4. Seiten- und Hintergebäude Ben fo hoch fein wie der mittlere Abftand 
des vor ihnen liegenden Gebäudes, aber nicht über 8 m hoch. 

5. Bei Häuſern, die an einer Straßenecke mit einem Winkel unter 135° 
liegen, iſt die an der breiteren Straße erlaubte Höhe auch an der ſchmäleren 
Straße auf 15 m Länge zuläffig. 


$ 10. Feuerbeſtändige und feuerhemmende Baupeiſe. 


1. Bauliche Anlagen find in allen weſentlichen Teilen feuerbeftändig ber: 
zuſtellen, ſofern nicht in den Vorſchriften dieſer Bauordnung ein geringerer 


195) Vergl. Erl. v. 30. 8. 34, abgedruckt S. 296. 
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Feuerſchutz — feuerhemmende Bauweiſe — zugeſtanden oder überhaupt kein 
beſonderer geraas gefordert wird. 

2. Die Anforderungen, die an die feuerbeftändige oder feuerhemmende 
Bauweiſe zu ſtellen find, müſſen denjenigen entſprechen, die im Regierungs⸗ 
amtsblatte öffentlich bekanntgegeben werden. (Vergl. den Erlaß vom 12. 3. 
1925 — II. 9. 161 — (Vom Bl. S. 130 —.) 


$ 11. Standſicherheit. 

1. Bauliche Anlagen ſind in allen Teilen nach den Erfahrungen der Bau⸗ 
kunſt aus guten, zweckentſprechenden Bauſtoffen herzuſtellen. Die Anfor⸗ 
derungen, welche an die Feſtigkeit der Bauſtoffe zu fellen, die Zahlen, die 
den Feſtigkeitsberechnungen zugrunde zu legen, und die Belaſtungen, die für 
den Baugrund und die einzelnen Gebäudeteile zuläſſig ſind, ſowie ſonſtige 
Konſtruktlonsvorſchriften müſſen denjenigen entſprechen, die im Regierungs- 
amtsblatte öffentlich bekanntgemacht werden. 

2. Tragende Teile von Stein oder Metall dürfen nicht auf Holz gelagert 
werden. Ausnahmen kann die Ortspolizei zulaſſen. 

3. Verzierungen, Geſunſe und ſonſtige Bauteile am Außeren eines Gez 
bäudes dürfen nur in ſolchen Bauftoffen hergeſtellt werden, die ſich in dauer— 
hafter Weiſe an dem Baukörper befefligen laffen. 


$ 12. Grund- und Keller mauern. 


1. Tragende Mauern und Pfeiler müſſen auf feſtem, natürlichem oder 
künſtlich befeſtigtem Boden unter Froſttiefe gegründet fein. 

2. Zur Verhütung des Auffteigens und des ſeitlichen Eindringens der 
Bodenfeuchtigkeit find Grund- und Kellermauern in Gebäuden mit Räumen 
zum dauernden Aufenthalt von Menſchen (§ 26) durch Iſolierung zu ſchützen. 


$ 13. Aufgehende Wände. 
a) Umfaſſungswände allgemein. 


Für Umfaſſungswände der Gebäude ift jede den örtlichen Verhältniſſen entz 
ſprechende Bauweiſe zuläffig, wenn fie den Anforderungen des Feuerſchutzes, 
der Standſicherheit und der Geſundheitspflege entſpricht. 


b) Feuerbeſtändige Umfaſſungswände. 


1. Feuerbeſtändige Umfaſſungswände müſſen mindeſtens 25 cm ſtark fein. 
Wände mit Eiſeneinlagen können ſchwächer hergeſtellt werden. 

2. Werden die Umfaſſungswände aus Feld» oder Bruchſteinen errichtet, fo 
muß die Stärke mindeſtens 40 em betragen. 

g. Außere Umfaſſungswände von Wohnräumen müſſen mindeſtens den 
gleichen Schutz gegen Witterungseinflüſſe bieten wie eine 38 em ſtarke Nor- 
malziegelſteinwand mit innerem Wandputz. 

4. Werden Luftiſolierſchichten angelegt, fo ift ihre Stärke den Mindeſt⸗ 
mauerſtärken zuzurechnen. Für Außenwände feuerbeftändiger Kleinhäuſer 
iſt bei Ziegelſteinbauten mit Luftſchichten an Stelle des Maßes von 38 em 
eine geringere Mauerſtärke (bis etwa 30 em) zuläſſig; auch können 1 Stein 
ſtarke Außenwände geſtattet werden, die in gejundbeitlicher und ſtatiſcher Hin⸗ 
ſicht den Schwemmſteinen gleichwertig find. Ziegelhohlwände müſſen einen 
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dichten r erhalten. An den Wetterſeiten ift darüber hinaus ein ber 
Be uß, $ B. waſſerdichter Putz, waſſerabweiſender Anſtrich oder 
erkleidung erforderlich. Brettverkleidung gilt hierbei nicht als Veränderung 
der fuerbeftän igen Bauweiſe. 
5. Bei Scheunen find in gerader Richtung durch die Mauern hindurch⸗ 


gehende Schlitze unzuläffig. 
e) Hölzerne Umfaſſungswände. 


1. Häuſer mit hölzernen Umfaſſungswänden, insbeſondere Blockhäuſer, 
dürfen für Wohnzwecke unter folgenden Bedingungen hergeſtellt werden: 

a) fie dürfen acht mehr als zwei Wohngeſchoſſe mit höchſtens je zwei Woh- 

nungen enthalten, 

b) die tiena der Gebäude von gleichartigen Wohngebäuden muß min: 
deſtens 10 m betragen. 

2. ka Umfaſſungswände dürfen im übrigen nur Schuppen, Schutz⸗ 
dächer, Buden, L Gartenhäuschen, Veranden, Neher, 
Aborte, proviſoriſche Bauten und ſolche Bauten erhalten, die lediglich zum 
landwirtſchaftlichen, gärtneriſchen oder gewerblichen Betriebe beſtümmt And 

8. Werden in Obergeſchoſſen landwirtſchaftlicher Gebäude Drempelwände 
aus Holz hergeſtellt, ſo müſſen, falls das Obergeſchoß zur Aufbewahrung 
von Erntevorräten dienen ſoll, die Umfaſſungswände des Erdgefchoffes, wenn 
es Wohnzwecken dient, feuerbeſtändig oder aus ausgemauertem Fachwerk 
hergeſtellt und die Decken des Erdgeſchoſſes feuerhemmend ſein. Offnungen 
in dieſen Decken find mit ſeuerhemmenden Abſchlüſſen und Zufallvorrichtung 
zu verſehen. 
d) Scheide wände. 


1. Scheidewände, die verſchiedene Wohnungen desſelben Geſchoſſes vonein- 
ander trennen, müſſen mindeſtens % Stein ſtark und in der Regel feuer- 
beſtändig hergeſtellt fein; jedoch find auch Wände aus doppelten Gips- oder 

mentdielen, re lackenbetonplatten und dergl. mit ausgefüllten 

iſchenraum (Koksaſche, Torfmull) in gleicher Stärke zuläffig. 

2. Balkentragende Zwiſchenwände dürfen in Einfamilienhäuſern und Klein- 
häuſern auch von ausgemauertem, geputztem Fachwerk oder als % Stein 
ſtarke Ziegelwand hergeſtellt werden, wenn für Verteilung des Balkendruckes 
durch gemeinſame Unterlage geſorgt iſt und genügend tragfähige Fundamente 
vorhanden ſind. 

8. Werden Hohlräume in hölzernen Scheidewänden ausgefüllt, fo dürfen 
dazu nicht feuergefährliche oder geſundheitsſchädliche, insbefondere verweſende 
oder fäulnisfähige Beſtandteile verwendet werden. 


$ 14. Brandmauern. 


1. Brandmauern ſind Mauern, die beſtimmt ſind, die Verbreitung eines 
Brandes zu verhindern. Sie müſſen von Grund aus feuerbeftändig ohne 
Öffnungen und Hohlräume in der Stärke von mindeſtens einem Stein þer- 
geſtellt werden. Hölzerne Träger, Balken und Rahmſtücke dürfen in Brand: 
mauern nur eingelegt werden, wenn die Mauer noch mindeſtens 18 em ſtark 
verbleibt und auf der anderen Seite verputzt wird. 


2. Brandmauern ſind herzuſtellen: 
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a) zum Abſchluß von Gebäuden, die unmittelbar an der Nachbargrenze 
errichtet werden. Gemeinſame Brandmauern ſind zuläſſig. (Wegen der 
Doppel-, Gruppen: und Reihenhäuser vgl. den vorletzten Abſatz dieſes 

Paragraphen.) 

b) gur 3 von Räumen mit Feuerſtätten von anderen Räumen auf 
emſelben Grundſtück, die infolge ihrer Bauart oder Benutzung der 
Feuersgefahr beſonders ausgeſetzt ſind, 

c) in ausgedehnten Gebäuden mindeſtens in Abſtänden von 40 m. 

3. Die Ortspolizeibehörde kann zulaſſen, daß Brandmauern zwecks einheit⸗ 
licher Benutzung der Räume dic Offnungen durchbrochen werden. Dieſe 
ſind im Dachgeschoß ſtets, in den übrigen Geſchoſſen in der Regel mit feuer: 
hemmenden und rauchſicheren Türen zu verſehen (§ 10). 


4. Die Ortspolizeibehörde kann zulaſſen, daß außerhalb der im Zuſammen⸗ 
hang gebauten Ortſchaften auf Br Nachbargrenze ſtehende Umfaſſungs⸗ 
wände nicht als Brandmauern aufgeführt werden, ſofern nach den örtlichen 
Verhältniſſen nicht damit zu rechnen ift, daß auf dem Nachbargrundſtück 
Gebäude in weniger als 5 m Abſtand von der Grenze errichtet werden, und 
der Nachbar einverſtanden iſt. 

5. In Doppel, Gruppen- und Reihenhäuſern kann zugelaſſen werden, daß 
die Trennungswand zwiſchen zwei Gebäuden % Stein ſtark oder als Fady: 
werkwand hergeſtellt wird. In Abſtänden von ungefähr 40 m ſind aber die 
Trennungswände feuerbeftändig ohne Öffnungen in der Stärke der Brand: 
mauern berzuſtellen. 

6. Enthält ein Gehöft oder ein Kleinhaus Wohn- und Wirtſchaftsräume 
unter einem Dach, fo kann die Trennungswand ebenfalls / Stein ſtark oder 
als Fachwerkwand hergeſtellt werden, wenn ſie durch beiderſeitigen Verputz 
auch im Dachraum feuerhemmend und die Eindeckung feuerbeſtändig iſt. 


7. Bei landwirtſchaftlichen Gebäuden kleineren Umfanges mit weniger als 
500 cbm Faſſungsraum ſowie in Fällen nachträglicher Unterteilung von 

uerhemmend gedeckten Gebäuden mit feuerbeftändigen Umfaſſungswänden 
nd Brandmauern von % Stein mit den notwendigen Verſtärkungspfeilern 
und beiderſeitigem Ps oder einer gleichwertigen feuerbeftändigen Baumeife 
zuzulaſſen, ſofern die Standſicherheit gewährleiſtet ift. 


$ 15. Decken. 


1. Holzbalkendecken über und unter Räumen, die zum dauernden Aufent⸗ 
halt von Menſchen dienen, müſſen Zwiſchendecken mit Auffüllung erhalten. 

2. Zur Verfüllung von Decken, insbeſondere von Holzbalkendecken, darf 
kein Stoff verwendet werden, der feuergefährliche oder geſundheitsſchädliche, 
insbeſondere verweſende oder fäulnisfähige Beſtandteile enthält. Es iſt des⸗ 
halb namentlich die Verwendung von Bauſchutt, Gipsabfällen, Kehricht, 
Papierſtücken oder Lumpen verboten. 

8. Vor der regenficheren dere Gebäudes darf nicht mit der Ver⸗ 
füllung der Decken vorgegangen werden. ? 

4. Holzbalkendecken in Räumen zum dauernden a von Menfchen 
($ 26) müffen verputzt werden; doch kann die Ortspolizeibehörde Ausnahmen 
ri n Ba ee und Kleinhäuſern ($ 28) find Holzbalken⸗ 

ecken auch ohne Verputz oder Verſchalung zuläffig. 

5. Bildet die Decke von Wohnräumen ganz oder zum Teil zugleich das 
Dach, ſo iſt ſie ſo auszubilden, daß ſie ior de den gleichen duh gegen 
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Witterungseinflüſſe bietet wie eine 38 cm ſtarke Normalziegelfteinwand mit 
innerem Wandputz. Von der Forderung eines Luftraumes zwiſchen Dede 
und Dach kann bei genügender Iſolierung der Decke abgeſehen werden. Eine 
Ausſtakung der Balken: oder Sparrenfelder bei Decken mit Strohlehm, 
darüber die Dachhaut und darunter Schalung und Rohrputz iſt als aus: 
reichend anzuſehen. 

6. Die Decken, über welchen ſich Waſchküchen, Badeſtuben, Räucherkam⸗ 
mern und andere der Schädigung durch Waſſer oder aa beſonders aus: 
geſetzte Räume K müſſen feuerbeftändig und waſſerundurchläſſig ber- 
geſtellt werden. Ausnahmen hiervon kann die Ortspolizeibehörde zulaſſen, 
wenn es ſich um nachträgliche Einrichtungen handelt. 

7. Kellerdecken in Wohngebäuden, die für mehr als eine Familie beſtimmt 
ſind, und in Kellerräumen, die zur Lagerung F oder fäulnis⸗ 
fähiger Stoffe dienen, müſſen feuerbeſtändig ſein. Ausnahmen können von 
der Drtspoli eibehörde zugelaffen werden, Kellerdecken in Kleinhäuſern ($ 28) 
brauchen nicht feuerbeftändig hergeſtellt zu werden. 

8. Holzdecken ſind gegen Feuchtigkeit wirkſam zu ſchützen. 


$ 16. Dächer. 0) 

1. Dächer und Dachteile müſſen feuerhemmend ($ 10) eingedeckt fein. Weiche 
Bedachung wie Stroh, Rohr- und Rethdächer ſowie Holzſchindeldächer dür- 
ii von der Ortspolizeibehörde in Gebieten der 1 auweiſe und für 
andwirtſchaftliche Bauten zugelaſſen werden. Solche Dächer müſſen aber 
von der Nachbargrenze und von anderen Gebäuden desſelben Grundſtücks 
mindeſtens 15 m, von Gebäuden mit Bedachung der gleichen Art und von 
Bahnen ($ 8 d) mindeſtens 25 m entfernt bleiben. Es darf zur Befeſtigung 
des nicht feuerhemmenden Eindeckungsſtoffes nur unverbrennliches Material 
verwendet werden. Holzhäuſer (§ 13 o müſſen ſtets ein feuerhemmendes 
Dach erhalten, doch kann die Ortspolizeibehörde Ausnahmen für Holzſchindel⸗ 
dächer zulaſſen in Gegenden, in denen dieſe Dächer ortsüblich ſind. 

2. Lehmſchindeldächer, die den amtlichen Richtlinien entſprechen, ſind dort, 
wo die offene Bauweiſe üblich iſt, zuläſſig. Die Abſtände ſolcher Dächer 
müſſen das anderthalbfache derjenigen von Gebäuden mit feuerhemmender 
Bedachung tragen. Enthalten Gebäude mit Lehmſchindeldächern keine Feuers 
ſtellen, ſo ſind ſie den feuerhemmend eingedeckten Gebäuden gleichzuſtellen. 

3. Bei fteilen Dächern kann die Ortspolizeibehörde Schutzmaßregeln gegen 
das Herabfallen von Schnee, Eis und Teilen der Dachdeckung, ferner die An⸗ 
bringung von Standflächen für Ausbeſſerungsarbeiten und für Schornſtein⸗ 
reinigung, von Ausſteigeluken, Leiterhaken und dergl. fordern. 

4. Gegen das Herabfallen von Glasſtücken bei Glasdächern und Dberlidy: 
tern ſind Schutzvorrichtungen anzubringen, ſofern nicht Drahtglas verwendet 
wird. 

5. Wo Dächer unmittelbar auf die Straße oder auf die Nachbargrenze 
entwäſſern, müſſen Vorkehrungen zum Abfangen und Ableiten des Dach. 
waſſers getroffen werden. Das auf die Straße geleitete Waſſer muß mit der 
Straßenentwäſſerung in Verbindung gebracht werden. 

6. Liegt eine bauliche Anlage mit Stroh-, Rohr-, Reth- oder Schindeldach 
oder mit Dachpfannendach mit Strohdecken tiefer als die Bahn (§ 8 d), fo 
tritt zu der Entfernung von 25 m (Abſ. 1) noch die anderthalbfache Jobe 
des Bande oder der Futtermauer hinzu, ſo daß beiſpielsweiſe, wenn die 
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Höhe des Dammes oder der Futtermauer 10 m beträgt, für die baulichen 
Anlagen eine . mindeſtens 25 + 15 = 40 m innegehalten wer⸗ 
den muß. Wegen der Berechnung der Entfernung vgl. § 8 d. 


$ 17. Treppen. ab) 


1. Jede Treppe einſchließlich der Treppenabſätze we ſicher gangbar fein. 
Treppen müſſen mit Handläufer verſehen fein. Bei Wendelftufen darf der 
Auftritt in einer Entfernung von 15 cm von der ſchmalſten Stelle nicht 

eringer als 10 cm fein. Treppen müſſen überall mindeſtens 1,80 m Kopf- 
Böbe aufweiſen. 

2. Jedes nicht zu ebener Erde liegende Wohngeſchoß muß durch eine Treppe 
zugänglich ſein, von der der Ausgang ins Freie jederzeit geſichert iſt (not⸗ 
wendige Treppe). Ausnahmen bezüglich des Dachgeſchoſſes können von der 
Ortspolizeibehörde mit Rückſicht auf die beſondere Benutzungsart gugelafien 
werden Coal. hierzu § 28 zu Abſ. 3). Von jedem zum dauernden Aufenthalt 
von Menſchen beſtimmten Raume muß eine Treppe auf höchſtens 25 m Ent: 
. erreichbar ſein, wobei der Abſtand von der Mitte des betreffenden 

aumes bis zur Treppenhaustür gemeſſen wird. 

3. Alle notwendigen Treppen müſſen feuerhemmend fein und vom Tages: 
licht genügend erhellt werden. Die Treppenräume notwendiger Treppen 
müffen feuerhemmende Dede, feuerbeftändige Wände und unmittelbaren Aus» 
gang ins Freie haben. 

4. Das Steigerungsverhältnis der notwendigen Treppen darf nicht ſteiler 
als 1 En em ſein. 

5. Die notwendige Treppe muß mindeftens 0,90 m Laufbreite haben, wo⸗ 
bei aber die Treppenabſätze mindeſtens 1 m Breite erhalten müſſen. 

6. Die Treppen in Kleinhäuſern, die nur von einer Familie benutzt werden, 
und in Gebäuden auf landwirtſchaftlichen Zwecken dienenden Grundſtücken, 
auch wenn Wohn: und Wirtſchaftsgebäude unter einem Dach vereinigt find 
und wenn eine zweite Familie (Einliegerwohnung) auf die Treppe angewieſen 
ift, dürfen beliebi e fein, d. h. es werden keine befonderen Anforderungen über 
Ausmaß und Anlage geftellt, 

7. Als Kellertreppen in Kleinhäuſern genügen auch hölzerne Leiterftufen, 
die von Küchen und Nebenräumen unmittelbar zugänglich ſein dürfen. 


$ 18. Feuerſtätten. 0 
a) Allgemein. 


1. Feuerſtätten in Gebäuden müſſen in allen Teilen aus unverbrennlichen 
Bauftoffen hergeſtellt werden und Sa nur in ſolchen Räumen angelegt 
werden, die vermöge ihrer baulichen Beſchaffenheit und Lage zu Bedenken 
wegen Feuersgefahr nicht Anlaß geben. S 

2. Keſſelfeuerungen und andere größere Feuerungen dürfen nur unmittel⸗ 
bar auf Fundamenten oder Fuß feuerbeſtändiger Unterlage errichtet werden. 

3. Nicht feuerbeſtändiger Fußboden unter Feuerſtätten muß gegen Feuers⸗ 
gefahr geſichert ſein. 

4. Eiſerne euerftätten müſſen mindeſtens 25 cm, Feuerſtätten aus Stein 
oder Kacheln und Gasöſen mindeſtens 15 cm von verp oder feuerhem⸗ 
mend umkleidetem Holzwerk entfernt fein. Von freiem Holzwerk (Konſtruk⸗ 


105b) Bergl. Anm, 70 Seite 33. 
100) Vergl. Richtlinten v. 19, 8. 32, Amtsbl. Stuck 33. 
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tionshölzern) müſſen diefe Entfernungen 50 bezw. 25 cm betragen; Tür- 
bekleidungen, Fußleiſten uſw. werden dem verputzten Holzwerk gleichgeachtet. 
5. Eiſerne Feuerſtätten in Räumen, in denen ſeuergefährliche Arbeiten vorz 
. oder leicht entzündliche Stoffe gelagert werden, ſind mit einem 
chutzmantel aus Eiſenblech zu umgeben oder in einer anderen gleichwertigen 
Weiſe zu iſolieren. 


b) Backöfen. 


1. Backöfen im Freien, mit Ausnahme der aus Lehm hergeſtellten Feld— 
backöfen, müſſen feuerbeftändige Abdeckung, genügend hohen Schornſtein und 
ein überwölbtes, wenigſtens 1 m tiefes Borgelage haben, das zur Aufnahme 
von glühenden Kohlen mit einer gemauerten Vertiefung zu c fl Sie 
müſſen entfernt ſein 

von feuerhemmend gedeckten Gebäuden mindeſtens 10 m, 
von weich gedeckten Gebäuden mindeſtens 30 m. 

Für die aus Lehm hergeſtellten Feldbacköfen können größere Entfernungen 
vorgeſchrieben werden. 

2. Werden Backöfen im Innern von Gebäuden angelegt, fo muß der Raum, 
in dem der Backofen ſteht, feuerhemmende Wände und Decken haben. Zwi⸗ 
un dem Mauerwerk des Backofens und den n muß ein 

aum von 0,08 m frei bleiben. Zwiſchen der Oberkante des Badofen- 
mauerwerks und der Decke des Backraumes muß ein Luftraum von mindeſtens 
1,25 m bleiben. Kann dieſer Abſtand nicht gehalten werden, fo muß die 
Decke des Raumes, in dem der Ofen ſteht, feuerbeftändig fein, Vor dem 
Backofen ift der Fußboden bis auf eine Entfernung von 1,50 m ſeuerbeſtän— 
dig herzuſtellen. 

3. wii er eiſerne Badöfen gelten als Feuerſtätten und dürfen nur 
Fi Ni äumen aufgeftell€ werden, die allfeitig feuerhemmend ausgeſtaltet 

nd. 


4. Wird ein Backofen frei an ein Gebäude angebaut, fo muß er feuer⸗ 
beſtändig abgedeckt und der Schornſtein über Dachfirſt geführt werden. 


§ 19. Rauchrohre. 


1. Rauchrohre und Abgasrohre müſſen aus unverbrennlichem, dichtem Stoff 
hergeſtellt werden. Sie müſſen auf kürzeſtem Wege mit Steigung und ohne 
ſcharfe Krümmung in den Schornſtein geleitet werden. Bei Anſchluß meb- 
terer Rauchrohre an denſelben Schornſtein müffen die Einmündungen in verz 
ſchiedener Höhe liegen. Eiſerne Rauchrohre müffen von yes p Holz: 
werk mindeſtens 25 cm, von freiem Holzwerk (Konſtruktionshölzern) min- 
deſtens 50 em entfernt bleiben. Sind die Rohre unverbrennlich ummantelt, 
ſo genügt eine Entfernung von 12 em. 

2. In Rauchrohren von Heizöfen und in letzteren felb Raalte Abſperrvor⸗ 
richtungen, die das Entweichen der Feuergaſe in den ornſtein vollſtändig 
verhindern, nicht angebracht werden. Abſperrvorrichtungen müſſen leicht zus 
gån lich und zu reinigen, ihre Stellung aus dem Handgriff erkennbar fein; 

ie Klappe muß herausnehmbar ſein. 

3. Rauchſchieber und Droſſelklappen von Rauchkanälen an gewerblichen 
Feuerſtätten müſſen in ihrem oberen Tel mit Abzugsöffnungen gleich 3 v. H. 
des Kanalquerſchnittes, jedoch nicht unter 20 gem verſehen ſein. 
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4. Der Anſchluß der Rauch- und Abgasrohre an die Schornſteine muß 
dicht hergeſtellt werden z. B. durch Einlegen von Aſbeſtzöpfen oder ähnlichen 
unverbrennlichen Materialien. 

5. Wenn Rauchrohre nicht gradlinig geführt werden, müſſen ſie an den 
Brechpunkten mit Reinigungsſchiebern verſehen ſein. 

6. Der mittelbare Anſchluß von Eifenöfen oder Gasfeuerſtätten durch 
Kachelöfen an die Schornſteine ift unzuläffig. 


$ 20. Schornſteine. 


1. Schornfteine müſſen feuerbeftändig mit vollen Fugen gemauert fein und 
gleichbleibenden lichten Querſchnitt erhalten. Vor Holzfachwerkwänden muß 
das Schornſteinmauerwerk ohne Verband mit der Fachwandausmauerung 
aufgeführt werden, wobei der Zwiſchenraum zwiſchen Fachwand und Schorn⸗ 
ſtein voll auszumauern iſt. Auf Holz oder andere brennbare Bauteile dür⸗ 
fen Schornſteine weder mittelbar noch unmittelbar aufgeſetzt oder geſtützt 
werden. 

2. Gemauerte Schornſteine müſſen auf den Außenſeiten geputzt und auf 
den . ausgeſtrichen werden. Die Schornſteine müfjen fo weit über 
die Dachfläche hinausgeführt werden, daß eine gute Abſaugung und Ablei⸗ 
tung des Rauches ſtattfindet und eine Gefährdung der Umgebung durch 
Funken, Ruß und Rauch vermieden wird. 


3. Die Seitenwände (Wangen) von gemauerten Schornſteinen müſſen minz 
deſtens % Stein ſtark, an der Außenſeite von Umfaſſungswänden min⸗ 
deſtens 1 Stein ſtark fein. Wenn zwei Brandmauern nebeneinander in gleis 
cher Höhe vorhanden find, fo genügt 4 Stein Stärke für die Grenzwangen. 
Als Wangenſtärke zwiſchen ſchrägliegenden (gezogenen) Schornſteinen genügt 
gleichfalls % Stein, wenn die Fugen ſenkrecht zur Schornſteinachſe angelegt 
und behauene Steine vermieden werden. An den Knickſtellen gezogener 
Schornſteine ſind zur Vermeidung des Ausſchleifens der Wangen Rundeiſen 
als Schutz einzubauen, die den Schornſteinquerſchnitt nicht verengen. 

4. Der Einbau von Gas-, Waſſer-, Heizungs- oder elektriſchen Leitungen 
in die Schornſteinwangen ift unzuläffig. 

5. Im Kellergeſchoß dürfen Schornſteine aus Beton hergeſtellt werden, 
wenn dort Feuerungen nicht eingeleitet werden. 

6. Gemauerte Schornſteine von größeren Zentralheizungen (über 3,5 qm 
Keſſelheizfläche) und größeren Feuerſtaͤtten, wie Backöfen, Schmieden, Dar: 
ren und dergl., müſſen Wangenſtärken von mindeſtens 1 Stein erhalten. 

7. Die Innenflächen der Gchornſteine müſſen von Balken und Dachhöͤlzern 
5 A 20 cm entfernt bleiben, 

8. Die Schornſteine ſind ſo einzurichten, daß ſie in allen Teilen ordnungs⸗ 
gemäß gereinigt werden können. Die e ge müſſen min⸗ 
deſtens die Größe des lichten Schornſteinquerſchnitts haben und mit feuer: 
hemmenden und rauchſicheren Verſchlußvorrichtungen verſehen werden. Un: 
geſchütztes Holzwerk muß mindeſtens 50 cm, feuerhemmend verkleidetes min: 
deſtens 30 em von den a aa entfernt bleiben. Soll die 
Reinigung eines Schornſteins vom Dach aus geſchehen, müſſen Ausſteigeluken 
und bei ſteilen Dächern Laufbretter angebracht werden. 

9. In Räumen, in denen leicht entzündliche Stoffe lagern oder verarbeitet 
werden, dürfen een ür Schornſteine nicht angelegt werden. 
Schornſteine in ſolchen Räumen müſſen fugendichte feuerbeftändige Umman: 
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telung erhalten (z. B. 4 Stein ſtarke Vorſatzſchicht mit Putz oder fugen: 
dichtem Plattenbelag). 

10. Auſſätze auf Schornſteinen find zuläſſig, wenn fie die ordnungsmäßige 
Reinigung nicht verhindern. 

11. Es werden weite — beſteigbare — und enge — unbeſteigbare — 
Schornſteinrohre unterſchieden. 

12. Die beſteigbaren Schornſteine magen eine Lichtweite von mindeſtens 
43/43 cm haben und dürfen ig den Raucheinmündungen und einer Ein: 
fteigöffnung am Fuße, die durch eine eiferne, mindeſtens 40/50 cm große 
Doppeltür zu verſchließen iſt, keine weiteren Offnungen in den Wänden erhal⸗ 
ten. Bei größeren Abmeſſungen lichter Weite find Steigeeiſen in Abſtänden 
von nicht über 50 cm anzubringen. Jedes unbeſteigbare Schornſteinrohr ift 
mit einem überall gleichen Querſchnitte aufzuführen. 

13. Der lichte Querſchnitt unbeſteigbarer Schornſteine für kleinere Ofen 
muß mindeſtens betragen: 

für 1 bis 2 Ofen oder Gasfeuerungen 196 cm? (14 . 14 cm). 
für 3 Öfen oder Gasfeuerungen 280 cm? (14 . 20 cm). 

14. Unbeſteigbare Schornſteine der Gebäude mit nicht feuerhemmender 
Bedachung mäffen mit Funkenfängern verſehen fein. Die Dachdeckung muß 
25 em von der Innenſeite ſolcher Schornſteine entfernt bleiben. 

15. In der Regel find für Koch- und Waſchherde ſowie für Stockwerks⸗ 
beizungen einige Schornfleine bon mindeſtens 14/14 cm anzulegen, Aug: 
nahmen!” find uläſſig bei 14/20 cm weiten Schornſteinen, ſofern eine zweite 
angeſchloſſene &euerfiätte (Hausbackofen, Waſchküchenherde, Futterküchen⸗ 
herde) nur ſelten benutzt wird und vorgeſorgt ift, daß im Falle der Nicht: 
benutzung dieſer Feuerſtätte keine Zugſtörungen durch Einſtrömen kalter Luft 
entſtehen können. 

16. Einzelne Feuerſtätten in Dach- und Kellergeſchoſſen dürfen, wenn ihre 
Benutzung ſeltener zu erwarten ſteht, auch an Schornſteine der Vollgeſchoſſe 
angeſchloſſen werden. Für jedes weiter einzuführende Rauchrohr iſt die 
Weite des Schornſteinrohres um 75 qem zu a ne Ein Kochherd mit 
mehr als einer Feuerung wird bei der Berechnung der Zahl und Weite der 
Schornſteinrohre zwei Zimmeröfen gleichgeſtellt. 

17. Anders als ſenkrecht dürfen Schornſteinrohre nur geführt werden, wenn 
fie in feuerbeſtändigen Wänden liegen oder durch feuerbeſtändige Konſtruk⸗ 
tionen unterſtützt find. Hierbei darf die Neigung für beſteigbare Gchorn: 
ſteine nicht weniger als 60°, für unbeſteigbare Schornſteinrohre nicht weniger 
als 45° betragen. 

18. In Waſch⸗, Futterküchen und Werkſtätten müſſen Wraſenrohre ange⸗ 
bracht werden, wenn eine größere Dampfentwicklung ſtattfindet. Die Mit- 
benutzung der 9 zu Feuerungs und Lüftungszwecken iſt verboten. 
Auspuffrohre von Verbrennungskraftmaſchinen (Gas-, Benzin, Petroleum: 
motoren u, a.) find in befondere Abzugsrohre einzuführen. 

19. Kohlen- und Gasfeuerftätten dürfen keine gemeinfamen Schornſtein⸗ 
rohre haben. Abgasrohre ſind an der Ausmündung durch Wahl eines ande⸗ 
ren Querſchnittes oder durch Anbringung eines Eiſens über der Mündung 
oder dergl. zu kennzeichnen. Die Gasabzugsrohre find unverbrennlich berzu: 
ſtellen. (Vergl. hierzu RdErl. des MIV. vom 24. 11. 1930 — II C 91/30 


197) Bor Gewährung von Ausnahmen empfteblt fiğ die Anhörung des Bezirtsſchorn⸗ 
fteinfegermeifters, 
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— BMBL. Sp. 1013.) Bei vorhandenen Gebäuden können Ausnahmen 
zugelaſſen werden. 


$ 21. Waſſerverſorgung. 


1. Gür jedes Grundſtück, das zu Wohn: und Arbeitszwecken bebaut werden 
ſoll, muß geſundheitlich ie yis Trinkwaſſer und die zu Feuerlöſch⸗ 
zwecken ausreichende Menge an Waſſer in einer den örtlichen Verhältniſſen 
entſprechenden Weiſe ſichergeſtellt ſein. 

2. Soweit nicht durch Anſchluß an eine öffentliche e durch 
die Nähe eines öffentlichen Brunnens, durch das Recht zur Mitbenutzung von 
„ oder in ſonſtiger, den örtlichen Verhältniſſen entſprechender 

eife für den Bedarf an Waſſer zum Trinken und zu Feuerlöſchzwecken 
ausreichend geſorgt ift, muß jedes Grundſtück, welches zum dauernden Auf: 
enthalt von Menſchen bejtimmt ift, eine eigene Snerfetoefbarungsahläge 
(Brunnen, Quelle, Waſſerleitung oder dergl.) haben. 

3. Bei Siedlungen kann je nach ihrem Umfang und dem Waſſerbedarf an 
Stelle einer beſonderen Waſſerverſorgungsanlage für jedes Grundſtück die 
Anlage einer oder mehrerer gemeinſam benußbarer Waſſerverſorgungsanla⸗ 
gen für die geſamte Siedlung zugelaſſen werden. 

4. Die lichte Weite von Keſſelbrunnen muß 1 m betragen. Ausnahmen 
können zugelaſſen werden bis zu 80 em Weite bei hohem Waſſerſtand und 
einer Geſamttiefe des Brunnens von weniger als 8 m. 

5. Keſſel- oder Schachtbrunnen müſſen von Abortgruben, Dungſtätten, 
Stallungen, Jauchen, Gent: und Sammelgruben und dergl. einen Abstand 
von mindeſtens 10 m haben. Wird von dem Bauherrn nachgewieſen, daß der 
. hinreichend undurchläſſig ift, kann eine Ermäßigung der Entfer: 
nung durch die Ortspolizeibehörde im Einzelfalle bis 5 m borgeſehen werden. 

6. Die Herſtellung offener Zieh: oder Schöpfbrunnen für die erſorgung 
mit Trink- und Hausgebrauchswaſſer ift unzuläſſig. ie Entnahme des 
Waſſers Dee], nicht die Möglichkeit zu einer geſundheitlich bedenklichen Ber: 
unreinigung des Waſſers bieten. Der Brunnen ift alfo mit Pumpe zu ver: 
feben, waſferdicht abzudecken und zu umpflaſtern. Das Plaſter muß ſo weit 
über dem Erdboden liegen, daß reichliches Gefälle zur Ableitung des Auslauf⸗ 
waffers vorhanden ift. Wo noch offene Zieh: oder Schöpfbrunnen vorhan⸗ 
den find, muß der Brunnenkeſſel mit mindeftens 1 m hoher Einfaſſung ver: 
ſehen und mit ſtarkem Gefälle umpflaſtert fein, 

7. Eiſerne Röhrenbrunnen müſſen mindeſtens 10 m Abſtand von Gruben 
und dergl. halten, ſofern die Waſſerentnahmeſchicht in weniger als 4 m Tiefe 
liegt. Das Maß von 10 m kann bis auf 5 m ermäßigt werden, wenn das 
Brunnenrohr durch undurchläſſige Bodenſchichten bis 10 m Tiefe geführt 
werden mußte, um die waſſerführende Schicht zu erreichen. Bei größerer 
Brunnentiefe kann das Abſtandsmaß auch weniger als 5 m betragen. 


$ 22. Entwäſſerung und Beſeitigung der Abfallſtoffe. 9 


1. Jedes bebaute Grundſtück muß mit Einrichtungen zur ordnungsmäßigen 
Entwäſſerung, ſoweit 2 5 ſich nicht oberirdiſch in natürlichem Gefälle voll⸗ 
zieht, verſehen werden. ſundheitsſchädliche oder ekelerregende Su keiten 
find fo abzuleiten oder fo zu ſammeln, daß keine Schädigung oder Beläftigung 
der Menſchen eintritt. 


1970) Wegen Verſickerungsanlagen f. Anm. 92 Seite 43. 
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2. Für jede felbftändige Wohnung und für jede ſelbſtändige Betriebs: oder 
Arbeitsſtätte muß ein Abort vorhanden fein. ft auf bereits bebauten Grund: 
ſtücken die Anlage der 8 Anzahl von Aborten nicht möglich, ſo 
kann die Ortspolizeibehörde Ausnahmen zulaſſen. Mehr als zwei Familien 
dürfen jedoch auf einen Abort nicht angewieſen ſein. 

3. Aborte müſſen in der Regel unmittelbar von außen Luft und Licht in 
ausreichender Menge erhalten. Innerhalb von Wohnungen ſind ſie nur zu⸗ 
läſſig, wenn fie mit Waſſerſpülung oder Einrichtungen zur Geruchsverringe⸗ 
rung (Geruchsbeſeitigung), beſonders als ve e verſehen werden. 
In Wohngebäuden von nicht mehr als zwei Vollgeſchoſſen können ſie auch 
ohne Waſſerſpülung bezw. Geruchsbeſeitigung zugelaſſen werden, wenn ſie 
außerhalb der Wohnungen von einem gutgelüfteten Vorraum zugänglich ſind. 
Die etwaige Anſammlung der SUR? muß ſtets in undurchläſſigen, dicht: 
ſchließenden, rechtzeitig zu räumenden Behältern (Tonnen, Gruben) in hin⸗ 
reichendem Abſtande von Waſſergewinnungsanlagen (ſiehe $ 21) erfolgen; 
Abortgruben, die aus zwingenden Gründen entgegen den Anforderungen der 
Geſundheitspflege innerhalb der Grundmauern von Wohngebäuden zugelaſ⸗ 
fen werden, müſſen Entleerungs⸗ bezw. Reinigungsöffnungen haben, die 
außerhalb der Umfaſſungsmauern liegen, und müffen gut entlüftet fein. 

4. Statt der ordnungsmäßigen Tonnen oder Abortgruben kann die Orts⸗ 
e dort, wo zu dem Hausgrundſtück eine für die Verwertung der 

bfallſtoffe dauernd ausreichende Garten- oder Ackerfläche zur Verfügung 
ſteht, auch einfachere Einrichtungen nach dem Tonnen: oder Kaſtenſyſtem zu: 
laffen. Aber auch bei dieſer Art der Speicherung der Auswurfſtoffe müſſen 
die Behälter undurchläſſig und gegen den Zutritt von Haustieren und Unges 
zie fer unzugänglich fein. 

5. Auf Grundſtücken mit Ställen ſind zur Aufnahme von Stallabgängen 
Dünger: und Jauchegruben anzulegen, Die Ortspolizeibehoͤrde kann für die 
Anlegung der Düngergruben eine Friſt bis zu zwei Jabren nach Inbenutzung⸗ 
nahme der Ställe gewähren, ſofern nicht geſundheitspolizeiliche Bedenken 
entgegenſtehenz auch kann fie unter der gleichen Vorausſetzung von der For: 
derung der Anlage einer befonderen Düngergrube abſehen, wenn eine regel: 
mäßige Abfuhr des Düngers unmittelbar vom Stall erfolgt. Dungſtätten 
müſſen einen undurchläſſigen Boden erhalten und mit ausreichend erhöhter 
Randeinfaſſung verſehen werden, ſo daß eine Verſchmutzung der Umgebung 
der Düngerſtätte verhindert wird. Jauchegruben find waſſerdicht ber uſtellen 
und abzudecken. Der Zufluß zu ſolchen Gruben aus den Ställen und 9 
ſtätten darf nur mittels waſferdichter Rinnen oder Röhren erfolgen. 

6. Dungſtätten und Jauchegruben müſſen mindeſtens 5 m von Wohn: 

ebäuden und Straßen und 2 m von der Nachbargrenze entfernt bleiben. 

usnahmen find zul ffig, wenn geſundheitspolizelliche Bedenken nicht beſtehen. 
Bei Dungftätten, die näher als 5 m an einer Straße liegen, kann die Orts- 
polizeibehörde, wenn das öffentliche Intereſſe es erfordert, einen undurch— 
läſſigen Abſchluß von etwa 1 m Höhe verlangen. 


§ 23. Räucherkammern. 


1. Räucherkammern müſſen von Eiſen fein oder feuerbeſtändige Wände, 
Fußboden und Decken haben; ihre Türen müſſen aus Eifen oder mit Eiſen⸗ 
blech bekleidet ſein. . 
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2. Räucherkammern, die nicht gewerblich, ſondern nur für die Hauswirt⸗ 
ſchaft oder nur vorübergehend benutzt werden, müſſen, wenn ſie über Holz⸗ 
balkendecken errichtet werden, einen mindeftens 10 em ſtarken, fugendichten, 
r Fußbodenbelag, z. B. einen ſolchen mit einer Lehmſchicht auf 

iſenblechunterlage, haben. 

3. Wird der Rauch vom Küchenherd der Räucherkammer zugeführt, ſo 
müffen die Abſperrſchieber in den Rauchkanälen zwangsläufig ſo eingerichtet 
werden, daß ftets ein Rauchabzug frei bleibt. Die Räucherkammer muß 
einen ſtets offenen Rauchabzug haben. 

4. Verſetzbare eiſerne Räucherkammern mit eigener Feuerung gelten als 
Feuerſtätten ($ 18). 


$ 24. Außere Geſtaltung der baulichen Anlagen. 


1. Gemauerte und betonierte Bauteile müſſen ordnungsmäßig verputzt 
oder gefugt werden, 

2. Das Außere der baulichen Anlagen ($ 1) muß in bezug auf Bauart, 
Bauform, Bauſtoff und Farbe ſo beſchaffen ſein, daß es die einheitliche Ge⸗ 
ſtaltung des Straßenbildes nicht ftört, insbeſondere ſind Eindeckungen und 
Anſtriche, die nach Farbe, Muſterung und el! die einheitliche Geſtaltung 
des Straßenbildes ftören, nicht zuläſſig. Dasſelbe gilt für Firmenſchilder 
und Reklameanlagen, die als Bauwerke oder Bauteile an uſehen ſind. 

3. Bei der Errichtung und Veränderung baulicher Anlagen ift auf den 
Schutz der Baus und Naturdenkmäler gegen Verunſtaltung und auf die 
heimiſche Bauweiſe Rückſicht zu nehmen. 

4. Die von Straßen, Plätzen oder anderen öffentlichen Verkehrsflächen, 
insbefondere Waſſerſtraßen, Eiſenbahnen, aus ſichtbaren äußeren Umfaſſungs⸗ 
wände ſind in dauernd gutem Zuſtande zu erhalten. 


§ 25. Einfriedigung der Grundſtücke, Vorgärten. 


1. Die Drtspolizeibehörde kann fordern, daß bebaute Grundſtücke an der 
Straße in ortsüblicher Weiſe 1 Ay werden. Dies gilt nicht für Grund⸗ 
ſtücke, die keine Wohngebäude enthalten, ſondern ausſchließlich gärtneriſchen, 
land: oder forſtwirtſchaftlichen Zwecken dienen. 

2. Liegen die Gebäude hinter einer nach dem prike Pes 2. 7. 1875 feft- 

eſetzten Straßenfluchtlinie, fo kann die Sei örde fordern, daß das 
Borland, ſoweit es nicht gartenmäßig angelegt und eingefriedigt wird, in 
angemeſſener Weiſe eingeebnet und befeftige wird. 

3. Zu Einfriedigungen dürfen auch lebende Hecken verwendet und an 
Stelle von Vorgärten Grünſtreifen vor den Häuſern angelegt werden. 

4. In den Vorgärten kann die Drtspolizeibehörde die a i von 
Lauben und Gartenhäuschen zulaſſen, wenn ſich ihre Große und uart 
dem Charakter der Umgebung anpaßt. 


§ 26. Räume zum dauernden Aufenthalt von Menſchen. 


1. Es werden unterſchieden Räume, die zum dauernden, und ſolche, die 
nicht zum dauernden Aufenthalt von Menden beſtimmt find, 

a) Als Räume zum dauernden 1 ai von Menſchen ohne Rückſicht 
auf die Dauer der tatſächlichen Benutzung gelten außer Wohn-, Schlaf-, 
Arbeits: und Geſchäftsräumen auch Küchen, Geſindeſtuben, Werkſtätten, 
Arbeiterkantinen, Büros, Verkaufsläden, Verſammlungsräume; 
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b) als Räume, die nicht zum dauernden Aufenthalt von Menſchen beftimmt 
find, gelten insbeſondere Gänge, Flure, Dielen, Vorpläße, Treppen, 
Treppenflure, Kleiderablagen, Aborte, für den Hausbedarf beſtimmte 
Badeſtuben, Rollkammern, Speiſekammern, Borratsräume, Keller: und 
Bodengelaſſe, Räucherkammern, Trockenböden, Wintergärten, Gewächs⸗ 
häuſer, Kegelbahnen, izräume, Keſſel⸗ und Maſchinenräume für 
Heizungs, Lüftungs-, Beleuchtungs- und Aufzugseinrichtungen, Lager: 
keller, auch wenn in ihnen die mit der Lagerung und Aufbewahrung 
notwendig verbundenen Arbeiten verrichtet werden, und dergl., ferner 
in Einfamilienhäuſern, Kleinhäuſern und auf bäuerlichen (gärtneriſchen, 
forſtlichen) Gehöften Waſch-, Spül- und Futterküchen und für den 
Hausbedarf beſtimmte Werkſtätten. 

2. Alle Räume, die zum dauernden Aufenthalt von Menſchen beſtimmt 
br müſſen gegen Feuchtigkeit und Witterungseinflüſſe in ausreichendem 

aße geſchützt fein; fie a mit unmittelbar ins Freie führenden Fenſtern 
von ſolcher Zahl, Lage, Größe und Beſchaffenheit 0 fein, daß bin: 
reichende Tagesbeleuchtung erzielt und genügende Lüftung möglich wird. Die 

Belichtung von Räumen zum dauernden Aufenthalt von Menſchen ift als 

ausreichend zu betrachten, wenn die Fenſteröffnung mindeſtens ein Zehntel 

der Fu 8 beträgt. 

3, Jede Wohnung muß wenigſtens einen durchſonnten Wohnraum haben. 
Nordlage einer Wohnung in allen ihren Teilen iſt verboten. Die Ortspolizei⸗ 
behörde kann eine Ausnahme von der letzteren Vorſchrift zulaſſen, falls die 
Durchführung der Vorſchrift im Einzelfalle zu einer Härte führen würde 
und die ſonfligen Licht und Luftverhältniſſe für die fragliche Wohnung 
günſtig ſind. 

4. Bäume zum dauernden Aufenthalt von Menſchen müffen eine lichte 
Höhe von mindeſtens 2,50 m haben. Zubehörräume im Dachgeſchoß, die 
zum dauernden Aufenthalt von Menſchen zugelaſſen ſind, he nicht 
weniger als 2,20 m lichte Höhe aufweiſen. ungleichen Höhenlagen der 
Decken oder der Fußböden hat Durchſchnittsberechnung ſtattzufinden. Die 
vorgeſchriebene Höhe muß mindeſtens für die halbe Grundfläche des Raumes 
8 ſein. Der unter der Dachſchräge liegende Raumteil, der weniger 
als 1,50 m Höhe aufweiſt, bleibt bei der Berechnung außer Anſatz. 

5. Für Waſchküchen ift eine lichte Höhe von 2,20 m zuläffig. Die Fenſter— 
öffnung muß wenigſtens ein Zwölftel der Grundfläche betragen. 

6. Selbſtändige Wohnungen ſind ſolche Wohnungen, die für einen Haus⸗ 
it beſtimmt find und in ihrem Hauptteil ſelbſtändig abgeſchloſſen werden 
önnen. 

7. Auf eine Treppe dürfen in jedem Geſchoß im allgemeinen nicht mehr 
als zwei Wohnungen angewieſen 1 Die Zahl kann erhöht werden, wenn 
die Grundrißgeſtaltung eine Querlüftung jeder der Wohnungen geſtattet. 

8. Der Fußboden jedes zum dauernden Aufenthalt von Menſchen be: 
ſtimmten Raumes muß mindeſtens 0,40 m über dem höchſten Grundwaffer: 
ſtande liegen. 

9. Die Fußböden der Räume zum dauernden Aufenthalt von Menſchen 
müffen gedielt oder mit einem anderweitigen dichten und abwaſchbaren Belag 
verſehen werden. $ 

10. Flure und Gänge, welche den Zugang zu Räumen zum dauernden 
Aufenthalt von Menſchen bilden, müffen ausreichend belichtet und genügend 
zu lüften ſein. 

Grieger, Vaupolizeiliche Vorſchriſten. 14 
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11. Räume zum dauernden Aufenthalt von Menſchen dürfen über Stal⸗ 
lungen, Fabrik- und Lagerräumen nur eingerichtet werden, wenn die Decken 
der Räume darunter feuerhemmend und dunſtſicher hergeſtellt ſind und der 
Zugang in einem beſonderen Treppenraume mit feuerbeſtändigen Wänden 
und feuerhemmender Decke liegt. 


$ 27. Dad- und Kellerwohnungen. 


1. Im Kellergeſchoß dürfen Räume zum dauernden Aufenthalt von Men: 
ſchen nicht eingerichtet werden. Bei der Lage an Bergabhängen gelten nur 
die Räume als zum Kellergeſchoß gehörig, deren Fußboden durchſchnittlich 
unterhalb des Außengeländes liegt. Waſchlachen im Kellergeſchoß ſind allge⸗ 
mein zuläſſig, wenn ſie ausreichend durch Tageslicht belichtet werden. 

2. In Wohngebäuden mit zwei Vollgeſchoſſen darf das Dachgeſchoß zur 
Wos in Wohngebäuden mit nicht mehr als einem Vollgeſchoß ganz zu 

ohnzwecken ausgebaut werden. 

3. Im Dahgelchoß dürfen Räume zum dauernden Aufenthalt von Men⸗ 
ſchen nur unmittelbar über dem oberſten Bollgeihoß angelegt werden, 

4. Räume zum dauernden Aufenthalt von Menſchen, die dazugehörigen 
Nebenräume und für den Hausbedarf beſtimmte Waſchküchen müſſen im 
Dachgeſchoß feuerhemmende Wände erhalten und durch feuerhemmend um: 
ſchloſſene Flure oder unmittelbar mit dem Treppenhauſe in Verbindun 
ſtehen. Die Decken müſſen Zwiſchenböden mit Auffüllung ($ 15 Ziffer 15 
erhalten; fie find ebenſo wie die Wände zu putzen. 

5. Von der Dachkonſtruktion gebildete ſchräge Deden: und Wandflächen 
ps wie die Deckenflächen mit Zwiſchenböden, Auffüllung, Schalung und 

erpuß oder einer von der Ortspolizeibehörde als gleichwertig anerkannten 
Iſolierung zu verſehen. 

6. In Räumen zum dauernden Aufenthalt von Menſchen im Dachgeſchoß 
müſſen die Fenſter auch bei ſchrägen Decken ſenkrecht ſtehen und leicht zu 
öffnen fein. 


§ 28. Einfamilienhäufer, Kleinhäuſer. 


A. Begriffe. 

1. Als Einfamilienhaus gilt ein Haus, das für das Wohnen nur einer 
Familie beſtimmt ift, 

Seine Eigenart als Einfamilienhaus erfährt keine Anderung durch die 
Unterbringung von Wohnungen für Bedienſtete im Haufe oder in den Neben: 
anlagen. 

Jede Veränderung der Zweckbeſtimmung, insbefondere die Unterbringung 
von Penſions- oder Krankenanſtalten, befeitigt die Eigenart als Einfamilien- 
3 Ein ſolches Haus unterliegt den allgemein gültigen Vorſchriften dieſer 

auordnung. 

2. Kleinhäufer find Wohngebäude, die folgenden Anforderungen entſprechen: 
8 ſie dürfen nicht mehr als zwei Vollgeſchoſſe haben, 

b) fie dürfen in jedem Geſchoß nur eine geringe Anzahl von Kleinwohnungen 
enthalten, d. h. von ſolchen Wohnungen, die nach Größe, Anordnung, 
Raumzahl, Raumhöhe und Ausſtattung den ortsüblichen Bedürfniſſen 
der minderbemittelten Bevölkerung entſprechen, 

e) fie dürfen keine Nebenwohngebäude (Seitenflügel, Mittelflügel, Quer: 
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8 haben, während andere Nebengebäude (Ställe, Schuppen, 

leine Werkſtätten, Aborte uſw.) zuläſſig ſind, 

d) fie müſſen mit einer zur Garten- oder landwirtſchaftlichen Nutzung ge⸗ 
eigneten Freifläche von mindeſtens 50 qm je Wohnung, im ganzen aber 
mindeſtens 200 qm dauernd ausgeſtattet ſein. 


B. Vorſchriften. 

u 1. Einfamilienhäufer, 

m Kellergeſchoß dürfen Küchen und Räume für Bedienſtete eingerichtet 
werden, letztere jedoch nur ausnahmsweiſe und auf der Sonnenſeite. Der 
Fußboden folder Räume darf nicht tiefer als 1 m unter der Erdoberfläche 
liegen. Die Wände und der Fußboden ſind gegen Erdfeuchtigkeit in geeigneter 
Weiſe zu ſichern. 

au 2. Kleinhäuſer. 

achgeſchoſſe, die in der 1 für Wohnzwecke ausgebaut find, 
gelten als Vollgeſchoſſe. In Kleinhäufern mit zwei ollgefcjoffen darf nur 
die Hälfte der Fläche des Dachraumes de Wohnräumen ausgebaut werden; 
auch Woh dieſe nur als Zubehör der Geſchoßwohnungen, nicht als ſelbſtän⸗ 
dige Wohnungen dienen. 

In eingeſchoſſigen Einfamilien- und Kleinhäuſern ſind Ausnahmen von 
der Forderung feuerhemmender Zugänge zu Dachgeſchoßräumen zuläffig, 
wenn der Fußboden dieſer Räume nicht mehr als 4,50 m über Gelände liegt 
und ſtehende Fenſter in ihnen vorhanden ſind, die bei Feuersgefahr als Ret⸗ 
tungsweg dienen können. 

gl. hierzu ferner $$ 4 b, 15, 17. 


$ 29. Scheunen und andere Gebäude 
zur Lagerung leicht entzündlicher Stoffe oder Gegenſtände. 

1. eunen und ähnliche zur Lagerung leicht brennender Vorräte be: 
ftimmte Gebäude,“) die mehr als 1000 cbm Faſſungsraum enthalten, müffen 
von Nachbargrenzen und anderen Gebäuden folgende Abſtände halten: 

a) bei . Bedachung: 
von 1000 bis 1500 cbm Faſſungsraum 6 m, 
für je angefangene weitere 500 ebm 1 m mehr, 
b) bei nicht feuerhemmender Bedachung: 
die doppelte Entfernung wie unter a). 

2. Außerhalb der bern Ortſchaften kann der Abſtand von der 
Nachbargrenze ausnahmsweiſe bis auf 5 m herabgeſetzt werden, wenn die 
Errichtung von Gebäuden auf dem Nachbargrundſtück in einem Abſtand von 
10 m von der Grenze nach Lage der Verhältniſſe nicht zu erwarten ift. 

3. Scheunen und bauliche Anlagen, die zur Lagerung leicht . — 
Stoffe oder . dienen, müſſen in der Regel die gleichen Ent- 
fernungen von Bahnen ( 8 d) wie bauliche Anlagen mit nicht feuerhem: 
mender Bedachung (§ 16 Abſ. 6) einhalten. Abgeſehen von der der Bahn 
abgekehrten Seite ſind in den Außenwänden Dimen nur zuläſſig, falls 
diefe durch ein mindeſtens 1 cm ſtarkes, nach allen Seiten feſt eingemauertes 
Glas abgeſchloſſen find. Bei Verwendung von Drahtglas oder einem anderen 

leichwertigen feuerbeſtändigen Glaſe kann eine geringere Glasſtärke zugez 
laſſen werden. Als ARE Außenwand ift eine ſolche anzuſehen, deren 


— — ——— 
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Richtungslinie mit der Bahnachſe einen Winkel von mehr als 90° bildet. 
Ausnahmen ſind nach Benehmen mit der Bahnverwaltung zuläſſig. 


$ 30. Anforderungen für beſondere Arten von Gebäuden. 
a) Allgemein. 


1. Abgeſehen von foldyen Gebäudearten, über die durch befondere Polizei: 
verordnung beſtimmte Anforderungen vorgefchrieben find, bleibt der Orts⸗ 
polizeibehörde vorbehalten, für Gebäude von größerer Ausdehnung und 
fielen fob im Einzelfall weitergehende baupoltgellche Anforderungen zu 

ellen. 

2. Als ſolche Anforderungen kommen vornehmlich in Betracht: Beſtim⸗ 
mungen über die Lage einzelner Gebäudeteile zur Straße oder zu anderen 
Gebäuden, über die Offnungen nach der Straße und nach den Nachbar⸗ 
grundſtücken, über die Entfernung von den Nachbargrenzen, über die Größe 
der Höfe und Freiflächen, über die Stärke und Bauart der Wände, Decken, 
Faris über die Anlage von Feuerſtätten, Schornſteinen, Brandmauern, 

euerlöſcheinrichtungen, über die Ummantelung eiſerner Träger und Stützen, 
über die Anordnung, Zahl, Breite und Steigung der Treppen und Ausgänge, 
über die Anlage der Luft-, Dunſt⸗ und Abwäſſerabzüge, über die Zuführung 
friſcher Luft, über die Einrichtung der Aborte, Brunnen, Waſſerbehälter, 
Heizungsvorkehrungen, über die Aufbewahrung und Beſeitigung von brenn⸗ 
baren Abfällen oder unreinen Abgängen und dergl. 


b) Schmieden, Schloſſereien uſw. 


1. Werkſtätten mit offenen Schmiedefeuern dürfen nur in harteingedeckten 
Gebäuden mit feuerbeſtändigen Umfaſſungswänden eingerichtet werden. 
2. Die Schmiedeeſſen müſſen entfernt ſein 
a) von hartgedeckten Gebäuden, mit Ausnahme der Scheunen 5 m, 
b) von hartgedeckten Scheunen 15 m, 
c) von allen weichgedeckten Gebäuden 30 m. 
3. Die Schmiederäume müſſen mit Wänden aus Stein, Kalkpiſee oder 
Lehm und mit feuerfeften Decken verſehen fein. 
4. Die Schornſteine müſſen befteigbar fein und mindeſtens 0,25 m ſtarke 
Wangen erhalten. Die Rauchausmündung der Schornſteine muß den Dach⸗ 
firſt um mindeſtens 1 m überragen. 


c) Windmühlen. 


1. Windmühlen müſſen von den Nachbargrenzen 25 m und von öffent⸗ 
lichen Wegen 75 m, von den Umfaſſungswaͤnden des Mühlengebäudes ab 
gerechnet, entfernt bleiben. Die Flügelbahn darf ſich dem Erdboden hoͤchſtens 
auf 2,50 m nähern. 

2. Auf Windräder und Windmotore finden die vorſtehenden Beſtimmungen 
keine Anwendung. Für dieſe Anlagen bleibt es der Ortspolizeibehörde über⸗ 
laffen, die im Intereſſe der öffentlichen Sicherheit notwendige Entfernung 
von Straßen und Nachbargrenzen in jedem einzelnen Falle vorzuſchreiben. 


$ 31. Fabrikbauten. 


1. Auf Grundſtücken, die zur Errichtung gewerblicher Betriebsſtätten 
größeren Umfanges (Fabriken) beſtimmt find, kann die Ortspolizeibehörde 


| 
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— fofern die Betriebsweiſe oder die Fabrikation der berzuftellenden Gegen: 
ſtände es erforderlich erſcheinen läßt — für die Fabrikgebäude eine Bebauung 
nach Maßgabe der Beſtimmungen dieſes Paragraphen geſtatten. 

2. Für die Ermittlung der Bebauung eines Geundſtä es kommt die Bau⸗ 
maſſe der Gebäude in Betracht. Die zuläſſige Baumaſſe beträgt 8 ebm für 
jedes Quadratmeter. 

3. Werden Baulichkeiten auf demſelben Grundſtücke nicht unmittelbar 
aneinandergebaut, fo iſt zwiſchen ihnen ein Abſtand von mindeſtens 5 m 
einzuhalten. Wenn eine oder beide der gegenüberliegenden Umfaſſungswände 
Offnungen, die zu Räumen zum dauernden Aufenthalt von Menſchen gehören, 
enthalten, muß der Abſtand mindeſtens gleich der Höhe des höchſten Gebäudes 
fein. Zwiſchen Wohngebäuden und anderen Gebäuden können größere Ab- 
ſtände vorgeſchrieben werden. An Straßen errichtete Fabrikgebäude dürfen 
nicht höher ſein, als der Abſtand zwiſchen ihnen und der gegenüberliegenden 
Baufluchtlinie beträgt. Wo eine ſolche nicht beſteht, tritt an ihre Stelle die 
gegenüberliegende Straßengrenze. Die Höhe der Gebäude an der Straße 
darf das Maß von 8 m nicht überſchreiten. 


$ 32. Viehſtälle. 560 

1. ae find ausreichend zu belichten und zu belüften. Fehlen bei 
kleineren Stallanlagen beſondere Lüftungseinrichtungen, ſo müſſen die Fenſter 
mit Lüftungsflügeln verſehen fein, Die Fenſterfläche foll in der Regel / 
bis "lm, meg aber mindeſtens */s der Stallgrundfläche betragen, 

2. Der Stallfußboden iſt mit ausreichendem Gefälle herzuſtellen und ſo 
u befeftigen, daß eine Verjauchung des Untergrundes verhindert wird und 
ie Ache Stallabgänge in undurchläſſige Gruben abfließen. Für Kleintier⸗ 
ſtälle, Schafſtälle, Jungviehlaufſtälle und Tiefſtälle find Ausnahmen zuläſſig. 

3. Stallumfaſſungswände auf der Nach argrenze und die Trennungs- 
wände bei zuſammengebauten Wohn- und Stallräumen müſſen wenigſtens in 
Um Höhe gegen durchdringende Feuchtigkeit beſonders geſichert ſein. 

4. Schweineſtälle müſſen von Räumen zum dauernden Aufenthalt von 
Menſchen durch einen lüftbaren Raum getrennt fein. Innerhalb der ge: 
ſchloſſenen Ortslage müſſen größere ſelbſtändige Schweineſtallanlagen min⸗ 
deſtens 10 m von Wohngebäuden entfernt bleiben. 

5. In der im Zuſammenhang gebauten Ortslage kann die Anlage von 
Gtallöffnungen nach der Straße zu verboten werden. 


Abſchnitt III. 


$ 33. Schutzmaßregeln bei der Ausführung von Gebäuden 
und Arbeiterfürſorge. 

1. Die Bauausführenden (Bauunternehmer oder Bauleiter) haben die 
Vorkehrungen 55 treffen, die geeignet find, um Unglücksfälle der auf dem 
Baugrundſtück beſchäftigten und dort ſonſt verkehrenden Perfonen zu verhüten 
ſowie Verkehrsſtockungen auf der Bauſtelle und in ihrer Nähe 5 

2. Die Bauſtellen find, ſoweit es zur Verhütung von Unglücksfällen 
erforderlich iſt, während der Dunkelheit zu beleuchten. 

3. Bei der Ausführung von Bauten in der Nähe vorhandener ſind die zur 
Sicherheit der letzteren notwendigen Vorkehrungen (Ausführung der Grund: 
mauern in kurzen Strecken, Abſteifen oder Unterführen der Mauern anfto: 
fender Gebäude und dergl.) zu treffen. 

198a) Bergi. Anm. 127 Seite 03. 
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Abſchnitt IV. 
§ 34. Abbruch von Gebäuden. 


Späteſtens eine Woche vor dem Abbruch eines Gebäudes iſt der Orts⸗ 
polizeibehörde zur Erteilung der Abbruchserlaubnis (Abbruchsſchein) ſchrift⸗ 
lich Anzeige in zwei Stücken gu erſtatten. Die Anzeige muß enthalten: 

1. die ere Bezeichnung des Gebäudes; 
2. die Angabe, ob darin 

a) eiſerne „ 

b) mit Eiſen bewehrte Bauteile aus Stein oder Beton vorhanden find; 
3. Name, Stand und Wohnung des Abbruchsunternehmers. 


Abſchnitt V. 
Allgemeine Beſtimmungen. 
$ 35. Vorhandene bauliche Anlagen, 


1. Auf bauliche Anlagen, die zur Zeit ihrer Errichtung den damals 
gültigen baupolizeilichen Beſtimmungen entſprachen, und auf Bauten, die 
auf Grund genehmigter Bauentwürfe bereits begonnen find, findet die nadz 
trägliche Durchführung etwa nicht beobachteter Beſtimmungen dieſer Bau⸗ 
ordnung nur dann ſtatt, wenn polizeiliche Gründe, insbeſondere ſolche der 
öffentlichen Sicherheit, es notwendig machen. 

2. Für bauliche Arbeiten, welche einzeln oder zuſammengenommen eine 
erhebliche Veränderung eines Gebäudes oder Gebäudeteils darſtellen, kann 
die Baugenehmigung auch davon abhängig gemacht werden, daf pleibgeitig 
die durch den Entwurf an fih nicht berührten Gebäude und äudeteile, 
ſoweit ſie den Vorſchriften dieſer Bauordnung widerſprechen, mit dieſer in 
Übereinſtimmung gebracht werden. 


$ 36. Veränderungen der Grundſtücksgrenzen. 


Werden durch Veränderungen der Grenzen bebauter Grundſtücke Verhält⸗ 
niſſe geſchaffen, welche den Borſchriften ieſer Bauordnung zuwiderlaufen, 
ſo ſind die betreffenden Gebäude oder Gebäudeteile entſprechend umzugeſtalten 
oder zu beſeitigen, ſoweit es polizeiliche Gründe, insbefondere der Feuer: 
ſicherheit oder Zugänglichkeit, gebieten. 


§ 37. Inkrafttreten und Übergangsbeftimmungen. 


1. Dieſe Polizeiverordnung tritt am 1. Oktober 1932 in Kraft, fie tritt 
am 31. Dezember 1960 außer Kraft. 

2. Die auf Grund der bisher gültigen Bauordnungen bereits erteilten 
Bauſcheine verlieren die Gültigkeit nach Ablauf von drei Monaten vom Tage 
des Inkrafttretens dieſer Verordnung ab, wenn nicht inzwiſchen der Bau 
8 iſt, und bei Neubauten, wenn nicht inzwiſchen die Grundmauern 
gelegt ſind. 

$ 38. Zwangsmittel und Strafen. 


Für jeden Fall der Nichtbefolgung dieſer Polizeiverordnung wird hiermit 
die Feſiſetzung eines ngsgeldes in Höhe bis zu 150 RM., im Nichtbei⸗ 
treibungsfalle die 1 von Zwangshaft bis zu drei Wochen angedroht. 


Soweit es ſich um Übertretungen der Vorſchriften des § 330, $ 367 Ziffer 


4 


— 
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12—15, § 368 Zi 3 und 4 und 8 369 Zi 3 des Rei b 
handelt, le: en man A Ae ulie oe oefe j 


§ 39. 
Diefe Bauordnung gilt nicht für folgende Landgemeinden: 
1. Regierungsbezirk Breslau. 


Landkreis Breslau: die Gemeinden Althofnaß, Benkwitz, Brockau, Drachen: 
brunn, Groß Mochbern, Herrmannsdorf, Klettendorf, Kundſchütz, Laniſch, 
Leipe, Oltaſchin, Opperau, Petersdorf, Pleiſchwitz, Pohlanowitz, Protſch⸗ 
Weide, Radwanitz, Ranſern, Kl.⸗Sägewitz, Schmolz, Schottwitz, Steine, 
Strachwitz, Ströbel, Treſchen, Woiſchwitz. 

Landkreis Frankenſtein: Heinrichau, Frankenberg, Kamenz, Reindörfel. 

Landkreis Glatz: Albendorf, Altheide-Bad, Buchau, Ebersdorf, Eckersdorf, 
. 8 Königswalde, Kohlendorf, Kudowa, Kunzendorf, 

üdwigsdorf, Mittelſteine, Nieder-Rathen, Ober⸗Rathen, Rückers, Schlegel, 
Straußeney, Tſcherbeney, Ullersdorf, Volpersdorf, ee Werdeck. 

Landkreis Habelſchwerdt: Ober⸗ und Nieder⸗Langenau, Wölfelsgrund. 

Landkreis Neumarkt: Maltſch und Marſchwitz. 

Landkreis Ols: Domatſchine, Görlitz, Langewieſe, Mickau, Peuke, Sacrau, 
Stein, Sibyllenort, Groß⸗Weigelsdorf, Klein⸗Weigelsdorf, Wildſchütz. 

Landkreis 8 Saarau. “) 

Landkreis Trebnitz: Biſchwitz, Glockſchütz, Groß⸗Leipe, Hünern, Obernigk, 
Pawelwitz. 

Landkreis Waldenburg: Blumenau, Charlottenbrunn, Dittersbach, 13175 
hammer, Görbersdorf, Ober- und Nieder-Hermsdorf, Neuhain, Neu-Salz⸗ 
brunn, Nieder- und Ober⸗Salzbrunn, Polsnitz, Tannhauſen, Ober⸗Walden⸗ 
burg, Weißſtein, Wüſtegiersdorf, Wuͤſtewaltersdorf. w 


Breslau, den 12. September 1932. 
Der Oberpräſident der Provinz Miederſchleſien. 


11. Verordnung über die Regelung der Bebauung. 


Vom 15. Februar 1936. Reichsgeſetzbl. I, S. 104, 


Auf Grund des Geſetzes über einftweilige Maßnahmen zur Ordnung des 
deutſchen Siedlungsweſens vom 3. Juli 1934 (Reichsgeſetzbl. I, S. 568) wird 
verordnet: 

1. 


$ 
1. Zur Regelung der Bebauung können durch Baupolizeiverordnung 
Kleinſiedlungsgebiete, Wohngebiete, Geſchäftegebiete und Gewerbegebiete als 
Baugebiete autoroj werden. 

2. Für das einzelne Baugebiet ift vorzuſchreiben, welche Arten von An: 
lagen in ihm errichtet oder nicht errichtet werden dürfen; jedoch find in Klein: 
fiedlun ebieten, Wohngebieten und Geſchäftogebieten Anlagen, die beim Be: 
triebe erhebliche Nachteile oder Beläſtigungen für die Bewohner oder die 
Allgemeinheit zur Folge haben können, nicht zuzulaſſen. 

mmer, Hermsdorf, Bad Salgbrunn, Nieder-Salgbrunn, Polsnitz, W. 


100) Fellha eibitein, 
Milfteglersdorf und Wüfſtewaltersborf ſowie Königsgelt unterliegen der Bauordn. für die 
Städte vom 0. 4. 30 (f. S. 112). 


ch 
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8 2. 

1. Für Gemeinden oder Teile von ihnen kann durch Baupolizeiverordnung 
vorgeſchrieben werden, daß Gebäude mit mehr als einem Vollgeſchoß und 
ausgebautem Dachgeſchoß nicht errichtet werden dürfen. 

2. Ferner kann vorgeſchrieben werden, daß die Errichtung von Gebäuden, 
die dem dauernden Aufenthalt von Menſchen oder beftimmten wirtſchaftlichen 
Zwecken dienen follen, nur auf Grundſtücken mit einer Mindeſtgröße zu: 


läſſig iſt. 
§ 3. 


1. Für bauliche Anlagen, die außerhalb von Baugebieten oder, ſoweit 
ſolche nicht ausgewieſen ſind, außerhalb eines im Zuſammenhang gebauten 
Ortsteils ausgeführt werden ſollen, ſoll die baupolizeiliche Genehmigung ver⸗ 
ſagt werden, wenn ihre Ausführung der geordneten Entwicklung des Ge⸗ 
meindegebietes oder einer ordnungsgemäßen Bebauung e würde. 

2. Dies gilt namentlich für bauliche Anlagen, deren Be I unwirt⸗ 
6 8 8 Aufwendungen für Straßen und andere Verkehrseinrichtungen, 

erſorgungsleitungen, Entwäſſerungsanlagen, Schulverſorgung, Polizei- und 
Feuerſchutz oder ſonſtige öffentliche Aufgaben erfordern oder deren Benutzung 
beſondere wirtſchaftliche Schwierigkeiten für die Bewohner ergeben würde. 


9 4. 


Für die Zuſtändigkeit und das Verfahren gelten die landesrechtlichen Vor⸗ 
Eon Soweit nach dieſen die Ausweiſung von Baugebieten oder die 
bſtufung der Bebauung durch gemeindliche * (Ortsgeſetze, Orts- 
faßungen uſw.) erfolgen kann, können nach dieſem Verfahren bis auf weis 
teres Vorſchriften zur Ausführung der §§ 1 und 2 erlaſſen werden. 


§ 5. 


Weitergehende landesrechtliche Vorſchriften, beſonders ſolche, nach denen 
auch andere als die im § 1 vorgeſehenen Gebiete als Baugebiete ausgewieſen 
werden können, bleiben A N 


8 6. 
Diefe Verordnung tritt am 1. März 1936 in Kraft. 
Berlin, den 15. Februar 1936. 


Der Reichsarbeitsminiſter. 


Josef Just Baugeschäft u. Technisches Büro 


Bausachverständiger 
Breslau 1, Hedwigstr. 36 Fernsprecher 45038 
Ausführung von Neu-, Um- und Anfertigung von Gutachten und 
Instandsetzungs-Arbeiten Werttaxen für Grundstücke in 
Schwammbeseitigung usw. Beleihungs- u. Schadenssachen 
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12. Polizeiverordnung 


des Minifters für Volkswohlfahrt über die Errichtung und den Umbau 
von landwirtſchaftlichen Siedlungsbauten vom 15. 12. 1931.00 


Abſchnitt I. 
Auf Grund der pp. 


§ 1. Geſchäftliche Beſtimmungen. 

Der Einholung einer Baugenehmigung bei der Ortspolizeibehörde und 
der Erteilung eines Bauſcheines durch diefe bedarf es nicht, wenn die Baus 
anträge und Bauvorlagen durch einen Bauſachverſtändigen geprüft worden 
pet der durch den zuſtändigen Negierungspräfidenten als zur bautechniſchen 

rüfung der unter Aufſicht der Landeskulturbehörde zu errichtenden Bauten 
geeignet anerkannt iſt. 


$ 2. Bauantrag und Bauvorlagen. 


Der Bauantrag und die Bauvorlagen ſind dem zuſtändigen Vorſteher 
des Kulturamts einzureichen. Mit dem Antrag iſt vorzulegen: 

a) ein Lageplan, der die Lage des Grundſtücks zur Himmelsrichtung, zu 
den . Grundſtücken, Straßen, Plätzen und anderen 
offentlichen Verkehrsflächen (Waſſerſtraßen, Eiſenbahnen uſw.) und 
gegebenenfalls auch zu Waldungen einwandfrei erkennen läßt. Aus 
den Bauvorlagen muß ferner hervorgehen die Entfernung des Baues 
von anderen baulichen Anlagen desſelben Grundſtuͤcks, von Straßen, 
Plätzen und anderen öffentlichen Verkehrsflächen von Nachbargren— 
en und den Gebäuden auf Nachbargrundſtücken unter Angabe der 

auart und der Bedachung der benachbarten Gebäude, ſowie die 
Lage von Brunnen und Dungſtätten. 

Der Einreichung des Lageplanes bedarf es nicht bei Umbauten, 
bei denen die Lage der äußeren Umfaſſungswände nicht geändert 
wird. Der Bauantrag muß ferner Angaben über den Verbleib der 
Abwäſſer enthalten. 

b) Bauzeichnungen. 

In den e en ſind bei Gebäuden darzuſtellen: 

1. die Grundriſſe ſämtlicher Geſchoſſe mit Angabe der Maße und der Be: 
nutzungsart der Räume und die Feuerſtätten, 

2. die Querſchnitte, von denen mindeſtens einer den Verlauf der Treppe 
zeigen muß, mit Angabe der Geſchoßhöhen. 

3. die Anſichten der Gebäudeſeiten, 

200) Dl It nur für landwirtſchaſtliche Sledlun sten, e 

baer Ey Na le bat e 3 si hr Sie fol Tan edle 


ausge f 936, 
ten. d ift, in ſormalrechtlicher 
Wefenitige, daß HI Die unter Aufſto ber Worheber dak, Kullurämter ausgeführten Land” 
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4. die Konſtruktion und die Abmeſſungen des Baues im ganzen und in feiz 
nen Teilen mit Angabe der Art und der Stärke der zu verwendenden 
Bauſtoffe, 

5. die Höhenlage der Fußböden des Keller- und Erdgeſchoſſes zu dem um: 
gebenden Gelände der 5 und der Hoffläche. 

Bauzeichnungen find im Maßſtabe von nicht unter 1: 100 vorzulegen. 

c) Feſtigkeitsberechnungen, durch welche die Tragfähigkeit 

der Konſtruktionen, beſonders der aus Eiſen und Eiſenbeton, nach⸗ 

g wird; 

d) eine Baubeſchreibung, in der das beabſichtigte Bauvorhaben näher 

dargeſtellt wird. 

Zu a) bis d). Bei geringfügigen baulichen Anlagen genügen kurze ſchrift⸗ 
liche Darſtellungen und Handzeichnungen. Aus ihnen muß mindeftens die 
Art und der Zweck der baulichen Anlagen hervorgehen. 

Bei gleichzeitig auf Grund feſtſtehender Typen in gleichartiger Wieder⸗ 
holung auszuführenden Gebäuden bedarf es der Einreichung der Unterlagen 
zu b) bis a) nur für eins der Gebäude und ſtatt der einzelnen Lagepläne nur 
eines gemeinſamen Lageplanes. 

Die Bauzeichnungen find auf dauerhaftem Papier anzufertigen. Bei Um: 
bauten müſſen alte, neue, ſowie zu beſeitigende Bauteile durch verſchiedenfarbige 
Darſtellung kenntlich gemacht werden. (Abbruchsteile gelb, Neubauteile rot, 
zu erhaltende Bauteile grau.) 

Sämtliche Bauvorlagen find dem Kulturamtsvorſteher E in drei Stücken 
einzureichen (je ein Stück für den Kulturamtsvorſteher, die Ortspolizeibehörde 
und den Antraſteller) und müſſen die Unterſchrift des Bauherrn und des 
Planverfaſſers tragen. 


§ 3. Bauanzeige bei der Ortspolizeibehörde. 


Ein Stück des Bauantrags und der Bauvorlagen iſt mit den Prüfungs⸗ 
bemerkungen des Bauſachverſtändigen verſehen der Ortspolizeibehörde zur 
Kenntnis mit dem Bemerken vorzulegen, etwaige Bedenken polizeilicher Art 
binnen einer Woche geltend zu machen. 


§ 4. Baupolizeiliche Abnahme. 


Der Bauherr muß allen amtlich mit der Überwachung der Bauausfüh⸗ 
rung und der Wahrung der Unfallverhütungsvorſchriften betrauten . 
jederzeit Zutritt zur Bauſtelle und, ſoweit erforderlich, Einblick in die Bau: 
vorlagen gewähren. 

Einer Rohbauabnahme durch die Ortspolizeibehörde bedarf es nicht. 

Der Gebrauchsabnahme unterliegen Gebäude, welche zum dauernden Auf: 
enthalt von Menſchen beſtimmte Räume (§ 26) enthalten. Zum Gebrauchs⸗ 
abnahmetermin iſt eine Beſcheinigung des Bezirksſchornſteinfegermeiſters 
über die Benutzbarkeit der Schornſteine und Feuerungsanlagen und ein Ab- 
nahmebericht des Bauſachverſtändigen vorzulegen. Über die Gebrauchsab⸗ 
nahme wird eine Beſcheinigung — Gebrauchsabnahmeſchein — durch die 
Ortspolizeibehörde erteilt. Die Ingebrauchnahme von Räumen kann vor 
Aushändigung des Gebrauchsabnahmeſcheins vom Kulturamtsvorfteher zu: 
gelaſſen werden, wenn bei der Abnahmebeſichtigung die Räume trocken ber 
funden und Nachteile für die Bewohner nicht zu befürchten ſind. 
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$ 5. Befreiungen. 


Alle Beſtimmungen dieſer Verordnung gelten als zwingende, ſoweit nicht 
eine Ausnahme ausdrücklich zugelaſſen i. Von den zwingenden Vorſchrif⸗ 
ten kann Befreiung erteilt werden, jedoch nur dann, wenn die Durchführung 
der Vorſcheſt im Einpelfall zu einer offenbar nicht beabſichtigten Härte füh- 
ren würde und die Abweichung von den Vorſchriften mit dem öffentlichen 
. nicht unvereinbar iſt, oder wenn das öffentliche Intereſſe eine 

nderung erfordert. Zuſtändig für die Erteilung von Befreiungen iſt der 
Landrat, in Stadtkreiſen die spolizeibehörde, 


Abſchnitt II. Bauvorſchriften. 


§ 6. Zugänglichkeit der Grundſtücke und Lage der Gebäude. 


Es dürfen nur ſolche Grundſtücke bebaut werden, die von einer fahrbaren 
Straße, einem fahrbaren Weg oder einem ſchiffbaren Kanal aus zugänglich 
find oder für die die Beſchaffung eines ſolchen Zuganges geſichert iſt. 

Bauten dürfen auch an Gehwegen errichtet werden, wenn die Bauten 
ür die Feuerwehr mit Feuerlöſchgeräten erreichbar ſind. Für Gebäude auf 
reiliegenden Feldgrundſtücken ſind weitere Ausnahmen zuläſſig. 

Wo Fluchtlinſen nicht beſtehen, dürfen an öffentlichen Wegen die Ge⸗ 
bäude die Wegegrenze nicht . und müſſen mindeſtens 4 m bon 
der Wegemitte entfernt bleiben. Eine geringere Entfernung als 4 m ift zu: 
läſſig, wenn auch auf Nachbargrundſtücken Gebäude näher an die Wegemitte 
herangerückt ſind. 

Gebäude an kunſtmäßig ausgebauten Straßen dürfen nicht unter 3 m 
von der äußeren Grabenkante und beim Fehlen von Gräben nicht unter 4 m 
re en (Wegegrenze) entfernt errichtet werden. Ausnahmen 

nd zuläſſig. 

Auf und an Höfen ſind bauliche Anlagen jeder Art nur inſoweit zuläſſig, 
als ſie die Zugänglichkeit zu den Gebäuden, die Durchfahrt und die für den 
Brandfall erforderliche Bewegungsfreiheit, insbefondere der Feuerlöſchgeräte, 
nicht beſchränken. 


§ 7. Bauliche Ausnutzbarkeit der Grundſtücke. 


a) Bebaubare Grundſtücksfläche. 

Auf jedem Baugrundſtück müſſen unbebaute Grundſtücksflächen (Hale 
Gärten) in dem Umfange verbleiben, daß den Räumen zum dauernden Auf- 
enthalt von Menſchen die nötige Luftzufuhr und ausreichender Lichteinfa 
. . für Feuerlöſch- und Rettungsdienſt der erforderliche Raum vor: 

anden iſt. 
b) Geſchoßzahl. 

Gebäude mit Räumen zum dauernden Aufenthalt von Menſchen dürfen 
nicht mehr als zwei Vollgeſchoſſe erhalten (vgl. auch § 27). 

$ 8. Gebäudeabftand. 
a) Abſtand von der Nachbargrenze. 


W bäude mű de li Nachb inen Abftand 
(Daunia 535 als m yamg: r 
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und Wirtſchaftsgebäude mit Futterböden einen Abſtand von mindeſtens 5 m 
halten. 

Stehen auf der Nachbargrenze in derſelben Bautiefe ſchon Gebäude, ſo 
kann gefordert werden, daß der Neubau hart an der Grenze errichtet wird, 
andernfalls muß der Abſtand von den ſeitlichen Nachbargrenzen mindeſtens 
5 m betragen. 

Werden Nachbargebäude annähernd gleicher Größe gleichzeitig errichtet, 
ſo dürfen ſie an der gemeinſamen Grenze aneinandergebaut werden. 

Bei Anlegung neuer geſchloſſener Siedlungen oder bei Erweiterung ſol⸗ 
cher ſowie beim Ausbau alter Gehöfte find weitere Ausnahmen von der Bor: 
ſchrift des Abſ. 1 zuläſſig. 

n die Bauwiche dürfen nur Freitreppen oder ähnliche als Eingang die: 
nende Anlagen (freie Vorplätze, Windfänge und dergl.) bis zu 1 m über die 
Seitenfront vorſpringen. 

gr rückwärtige Gebäude find Ausnahmen von Abf, 1 zuläffig, wenn 
die Feuersgefahr für die Nachbargrundſtücke nicht erhöht wird. 

Innerhalb der im Zuſammenhange gebauten Ortsteile iſt dort, wo die 
offene Bauweiſe üblich oder wirtſchaftlich durchführbar iſt, die Errichtung 
von Wohngebäuden mit freiſtehenden Brandgiebeln verboten. 


— 


b) Abſtand der Gebäude auf demſelben Grundſtück. 


Zwiſchen allen Baulichkeiten und Bauteilen auf demſelben Grundſtück 
muß, wenn ſie nicht unmittelbar aneinandergebaut werden, ein Abſtand von 
mindeſtens 2,50 m bleiben. Beſtehen beide gegenüberliegenden Umfaſſungs⸗ 
wände überwiegend aus Holz, ſo müſſen fie mindeſtens 5 m voneinander ent⸗ 
fernt ſein. 

Befinden ſich in gegenüberliegenden Umfaſſungswänden Lichtöffnungen, 
die die einzigen Lichtquellen für Räume zum dauernden Aufenthalt von 
8 ilden, ſo muß der Abſtand ſo vergrößert werden, daß er gleich 
der Gebäudehöhe iſt, mindeſtens aber 5 m beträgt. Für Scheunen von mehr 
als 1000 ebm Faſſungsraum regelt ſich der Abſtand nach § 28. 


2c) Abſtand der Gebäude in geſchloſſenen Siedlungen. 


Bei Anlegung neuer geſchloſſener Siedlungen oder bei Erweiterung fol- 
cher außerhalb der im Zuſammenhang gebauten A i müſſen die Wände 
egenüberliegender Wohngebäude, ſofern eine von ihnen Lichtöffnungen ent: 
dale untereinander einen Abſtand haben, der mindeſtens gleich der doppelten 
Gebäudehöhe iſt. Dieſe Vorſchrift findet auf den ſeitlichen Bauabſtand 
(Bauwich) nicht Anwendung. 


3d) Abftände der Gebäude von Hauptbahnen, Neben: 
bahnen, nebenbahnähnlichen Kleinbahnen und Privat⸗ 
anſchlußgeleiſen. 


Bauliche Anlagen müſſen von vorgenannten Bahnen, von Privatanſchluß⸗ 
geleiſen jedoch nur, wenn ſie mit Dampflokomotiven betrieben werden, min⸗ 
deftens 4 m und, falls fie unterhalb der Unterkante der Schienen liegen, 
mindeſtens 5 m entfernt — die Entfernung von der Mitte des nächſten 
Schienengeleiſes berechnet — errichtet werden. Dieſe Vorſchrift gilt nicht 
für bauliche Anlagen, die in allen weſentlichen Teilen feuerbeſtändig ber: 


„unn. . 
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geſtellt find oder durch Rohrputz oder in anderer gleich wirkſamer Weife ge: 
gen Entzündung durch Funken geſichert ſind. 

Offnungen in den nach der Bahn zugewandten Seiten ſind in baulichen 
Anlagen bis zu einer Entfernung von 4 bzw. 5 m nur zuläſſig, wenn ſie 
durch ein nach allen Seiten hin feft eingemauertes, mindeſtens 1 cm ſtarkes 
Glas abgeſchloſſen find. Bei Verwendung von Drahtglas oder einem anz 
deren gleichwertigen feuerbeſtändigen Glaſe kann eine geringere Glasſtärke 
zu elaffen werden. Als eine der Bahn zugewandte Seite ift eine ſolche an= 
1 deren Richtungslinie mit der Bahnachſe einen Winkel von weniger 
als 90° bildet. 

Bauliche Anlagen und Öffnungen in ihnen, die mehr als 7 m oberhalb 
der Oberkante der Schienen liegen, ſind vorſtehenden Beſtimmungen nicht 
unterworfen. 

Ausnahmen von den Vorſchriften des Abſchnitts d) find nur nach Des 
nehmen mit der ee zuläſſig. 

Bei baulichen Anlagen an Wegeübergängen in Schienenhöhe können die 
im Abf. 1 dieſes Abſchnitts vorgeſehenen Abſtände, ſoweit es zur Erhaltung 
der Überſicht für den Verkehr nötig iſt, vergrößert werden. 

Wegen des Gebäudeabftandes der baulichen Anlagen mit weicher Bes 
dachung und ſolcher, die zur Lagerung leicht entzündlicher Stoffe und Ge: 
genſtände dienen, vgl. § 16 und 28. 


$ 9. Gebäudehöhe. 
Die Gebäudehöhe darf bei Neubauten nicht mehr als 8 m betragen. 


$ 10. Feuerbeſtändige und feuerhemmende Bauweiſe. 

Bauliche Anlagen find in allen weſentlichen Teilen feuerbeftändig herzu⸗ 
ſtellen, ſofern nicht in den Vorſchriften dieſer Bauordnung ein geringerer 
Feuerſchutz — ſeuerhemmende Bauweiſe — zugeſtanden oder überhaupt kein 
beſonderer Feuerſchutz gefordert wird. 

Die Anforderungen, die an die feuerbeſtändige oder feuerhemmende Baus 
weiſe zu ſtellen find, müſſen denjenigen entſprechen, die im Regierungsamts⸗ 
blatte öffentlich bekanntgegeben werden. ) 


$ 11. Standſicherheit. 

Bauliche Anlagen find in allen Teilen nach den Erfahrungen der Baus 
kunſt aus pufen, zweckentſprechenden Bauftoffen herzuſtellen. Die Anforde: 
rungen, welche an die Feſtigkeit der Bauſtoffe zu ſtellen, die Zahlen, die den 
E zugrunde zu legen, und die Belaſtungen, die für den 

augrund und die einzelnen Gebäudeteile zuläſſig ſind, ſowie ſonſtige Kon⸗ 
07 as müſſen denjenigen entſprechen, die im Regierungsamts⸗ 
blatte öffent g ekanntgemacht werden. 

Tragende Teile von Stein oder Metall dürfen nicht auf Holz gelagert 
werden. Ausnahmen können zugelaſſen werden, namentlich für Maffivdeden 
über Holzbalkenlagen. 


$ 12. Grund: und Kellermauern. 
Tragende Mauern und Pfeiler müſſen auf feftem, natürlichem oder 
künſtlich befeſtigtem Boden unter Froſttiefe gegründet fein. 
201) Vergl. den Erlaß vom 30. 8. 34 — II 9. 101 —, S. 290. 
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Zur Verhütung des Auffteigens und des ſeitlichen Eindringens der Boden: 
feuchtigkeit find Grund» und e in Gebäuden mit Räumen zum 
dauernden Aufenthalt von Menſchen (§ 26) durch Iſolierung zu ſchützen. 


$ 13. Aufgehende Wände. 
1 a) Umfaſſungswände allgemein. 


Fur n der Gebäude iſt jede den örtlichen Verhältniſſen 
entſprechende Bauweiſe zuläſſig, wenn ſie den Anforderungen des Feuer⸗ 
ſchutzes, der Standſicherheit und der Geſundheitspflege entſpricht. 


2 b) Feuerbeſtändige Umfaſſungswände. 


Feuerbeſtändige Umfaſſungswände ohne Holz: oder Stahlſkelett müffen 
mindeſtens 1 Stein ſtark ſein. Wände mit Eiſeneinlagen können ſchwächer 
hergeſtellt werden. 

Werden die Umfaſſungswände aus Feld» oder Bruchſteinen errichtet, fo 
muß die Stärke mindeſtens 40 cm betragen. 

Außere Umfaffungswände von Wohnräumen müſſen mindeſtens den gleiz 
chen Schutz gegen Witterungsein lüffe bieten wie eine 38 cm ſtarke Nor: 
malziegelſteinwand mit innerem Wandputz. Schwächere Maſſwwände müſ⸗ 
ſen daher in der Regel einen Außenputz erhalten, 1115 deſſen Anbringung eine 
Friſt bis zu drei Jahren gewährt wird. Die Wetterſeiten müſſen kdos 
gegen ſeitlich eindringende Keuchtigkeit geſchützt fein. 


3 e) Hölzerne Umfaſſungswände. 

Häuſer mit hölzernen Uimfaſſungswänden dürfen für Wohnwecke herge⸗ 
ſtellt werden, wenn ſie den Bedingungen unter a) entſprechen. 

Die Entfernung der Gebäude von gleichartigen Wohngebäuden muß min⸗ 
deſtens 10 m betragen. 

Hölzerne Unfaflungstwände dürfen im übrigen nur Schuppen, Schutz ⸗ 
dächer, Aborte, proviſoriſche Bauten und ſolche Bauten erhalten, die ledig: 
Fr ny landwirtſchaftlichen, gärtneriſchen oder gewerblichen Betriebe be: 

inumt find, 

Für die Anbringung der ſeitlichen Verbretterung hölzerner Scheunen und 

Schuppen kann eine Friſt bis zu drei Jahren gewährt werden. 


4 d) Scheide wände. 


Scheidewände, die verſchiedene Wohnungen desfelben Geſchoſſes vonein⸗ 
ander trennen, müſſen mindeſtens % Stein ſtark und in der Regel feuer⸗ 
beſtändig hergeſtellt ſeinz jedoch ſind auch Wände aus doppelten Gips: oder 

mentdielen, inne: rain ya und dergl. mit ausgefüllten 

iſchenraum (Koksaſche, Torfmull) in gleicher Stärke zuläffig. 

Balkentragende Zwiſchenwände dürfen von ausgemauertem, geputztem 
IR oder als % Stein ſtarke Ziegelwand hergeſtellt werden, wenn für 

erteilung des Balkendruckes durch gemeinſame . geſorgt iſt und 
genügend tragfähige Fundamente och ſind. 

Werden Hohlräume in hölzernen Scheidewänden ausgefüllt, ſo dürfen 
dazu nicht feuergefährliche oder geſundheitsſchäͤdliche, insbefondere verweſende 
oder fäulnisfähige Beſtandteile verwendet werden. 


1 
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$ 14. Brandmauern. 


Brandmauern ſind Mauern, die beſtimmt ſind, die Verbreitung eines 
Brandes zu verhindern. Sie müſſen von Grund aus feuerbe ändig ohne 
Öffnungen und Hohlräume in der Stärke von mindeſtens % Stein mit beiz 
derſeitigem Verputz hergeſtellt werden. 

Brandmauern ſind n 

a) zum Abſchluß von Gebäuden, die unmittelbar an der Nachbargrenze 
errichtet werden. Gemeinſame Brandmauern find zuläffig, 

b) zur Trennung von Räumen mit Feuerſtätten, von anderen Räumen auf 
demſelben Grundſtück, die infolge ihrer Bauart oder Benutzung der 
Feuersgefahr beſonders ausgeſetzt ſind, 

c) in ausgedehnten Gebäuden mindeftens in Abftänden von 40 m. 

Es kann zugelaſſen werden, daß Brandmauern zwecks einheitlicher Be⸗ 
nutzung der Raume durch 1 durchbrochen werden. Dieſe ſind im 
Dachgeſchoß ſtets, in den übrigen Geſchoſſen in der Regel mit feuerhemmen⸗ 
den und rauchſicheren Türen zu verſehen ($ 10). 

Außerhalb der im Zuſammenhang gebauten Ortſchaften brauchen auf 
der Nachbargrenze ſtehende Umfaſſungswände dann nicht als Brandmauern 
e zu werden, wenn nach den örtlichen Verhältniſſen nicht damit zu 
rechnen iſt, daß auf dem Nachbargrundſtück Gebäude in weniger als 5 m 
Abſtand von der Grenze errichtet werden, und der Nachbar einverſtanden iſt. 

Beim Ausbau vorhandener Gebäude kann auf eine Unterteilung durch 
Brandmauern verzichtet werden. Sollen jedoch darin Räume zum dauernden 
Aufenthalt von vi lnti oder mit Feuerſtätten eingerichtet werden, fo 
müſſen dieſe mit feuerhemmenden Wänden und Decken umſchloſſen fein. 


$ 15. Decken. 


Holzbalkendecken über und unter Räumen, die zum dauernden Aufenthalt 
von Menſchen dienen, müſſen Zwiſchendecken mit Auffallun erhalten. Aus⸗ 
nahmen ſind zuläſſig, wenn der Wärmeſchutz in anderer Weiſe geſichert iſt. 
Zur Verfüllung von Decken, insbeſondere von Holzbalkendecken, dürfen feuer: 
gefährliche oder geſundheitsſchädliche, insbeſondere verweſende oder fäulnis⸗ 
fähige Stoffe nicht verwendet werden. 

Bildet die Decke von Wohnräumen ganz oder zum Tell zugleich das Dach, 
ſo iſt ſie auszubilden, daß ſie mindeſtens den gleichen Schutz gegen Witte⸗ 
tungseinflüffe bietet wie eine 38 em ſtarke Normalziegelſteinwand mit inne: 
rem Wandputz. 

Sollen in Obergeſchoſſen landwirtſchaftlicher Gebäude Erntevorräte ge: 
lagert werden, p müſſen, gleichviel ob die Umfaſſungswände aus 15 oder 
maſſiw ausgeführt fd, die Decken des Erdgeſchoſſes, wenn es Wohnzwecken 
dient, feuerhemmen hergeſtellt werden. 


$ 16. Dächer. 


Dächer und Dachteile müffen feuerhemmend ($ 10) eingedeckt fein. Weiche 
Bedachung, wie Stroh-, Rohr: und Rethdächer ſowie e e indeldächer 
dürfen zugelaffen werden. Solche Dächer müſſen aber von der Nachbar: 
grenze und von anderen Gebäuden desſelben Grundſtücks mindeſtens 15 m, 
von Gebäuden mit Bedachung der gleichen Art und von Bahnen ($ 8 d) 
mindeſtens 25 m entfernt bleiben. s darf zur Befeſtigung des nicht feuer⸗ 
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demmenden Eindeckungsſtoffes nur unverbrennliches Material verwendet 
werden. Holzhäuſer (§ 13 c) müffen ein feuerhemmendes Dach erhalten. 
Ausnahmen ſind zuläſſig. 

Lehmfchindeldächer Hd dort, wo die offene Bauweiſe üblich ift, zuläffig. 
Die Abſtände ſolcher Dächer müffen das anderthalbfache derjenigen von Ge: 
bäuden mit feuerhemmender Bedachung betragen. Enthalten Gebäude mif 
Lehmſchindeldächern keine Feuerſtellen, fo find fie den feuerhemmend einge: 
deckten Gebäuden gleichzuſtellen. 

Liegt eine bauliche Anlage mit Stroh-, Rohr-, Reth⸗ oder Lehm: oder 
Holzſchindeldach oder mit Pfannendach mit Strohdocken tiefer als die Bahn 
($ 8d), fo tritt zu der Entfernung von 25 m (Abſ. 1) noch die anderthalb: 
fache Höhe des Dammes oder der Futtermauer hinzu. Wegen der Berech⸗ 
nung der Entfernung vgl. § 8 d. 


$ 17. Treppen. 


Jede Treppe einſchließlich der Treppenabſätze muß ſicher gangbar fein, 
Treppen müſſen mit 5 verſehen fein, überall mindeſtens 1,80 m 
Kopfhöhe aufweiſen und von Tageslicht genügend erhellt fein, 

es nicht zu ebener Erde liegende Wohngeſchoß muß durch eine Treppe 
zugänglich fein, von der der Ausgang ins Freie jederzeit geſichert ift (not⸗ 
wendige Treppe). Ausnahmen bezüglich des Dachgeſchoſſes können zuge: 
laſſen werden. 

Als Kellertreppen in Kleinhäuſern genügen hölzerne Leiterſtufen, die von 
Küchen und Nebenräumen unmittelbar zugänglich fein dürfen. 


$ 18. Feuerſtätten. 
a) Allgemein. 


Feuerſtätten in Gebäuden müſſen in allen Teilen aus unverbrennlichen 
Bauſtoffen hergeſtellt und ay Hie nur in ſolchen Räumen angelegt werden, 
die vermöge ihrer baulichen Beſchaffenheit und Lage zu Bedenken wegen 
Feuersgefahr nicht Anlaß geben. 

Eiſerne Feuerſtätten müffen mindeſtens 25 cm, Feuerſtätten aus Stein 
oder Kacheln mindeſtens 15 em von verpußtem oder feuerhemmend umklei⸗ 
detem Holzwerk entfernt ſein. Von freiem Holzwerk (Konſtruktionshölzern) 
müſſen diefe Entfernungen 50 bzw. 25 cm befragen, Türbekleidungen, Fuß⸗ 
leiſten uſw. werden dem verputzten Holzwerk gleichgeachtet. 


b) Backöfen. 


Backöfen im Freien, mit Ausnahme der aus Lehm hergeſtellten Feldback⸗ 
öfen, müſſen feuerbeſtändige Abdeckung, genügend hohen Schornſtein und ein 
überwölbtes, wenigſtens 1 m tiefes Vorgelage haben, das zur Aufnahme der 
glühenden Kohlen mit einer gemauerten Vertiefung zu verſehen iſt. Sie 
müſſen entfernt ſein 

von feuerhemmend gedeckten Gebäuden mindeſtens 10 m, 

von weich gedeckten Gebäuden mindeſtens 30 m. 
Für die aus Lehm bergeftellten Feldbacköfen können größere Entfernungen 
vorgeſchrieben werden. 

Werden Backöfen im Innern von Gebäuden angelegt, ſo muß der Raum, 
in dem der Bageſen ſteht, feuerhemmende Wände und Decken haben. Zwi⸗ 
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7755 dem Mauerwerk des Backofens und den une muß ein 
aum von 0,08 m frei bleiben. Zwiſchen der Oberkante des Backofen⸗ 
mauerwerks und der Decke des Backraumes muß ein Luftraum von minde⸗ 
ſtens 1,25 m bleiben, Kann dieſer Abſtand nicht gehalten werden, fo muß 
die Decke des Raumes, in dem der Ofen ſteht, feuerbeftändig fein. Vor dem 
Backofen ift der Fußboden bis auf eine Entfernung von 1,50 m feuerbeſtän⸗ 
dig herzuſtellen. 

Verſetzbare eiſerne Backöfen gelten als Feuerſtätten und dürfen nur in 
8025 Räumen aufgeftellt werden, die allſeitig feuerhemmend ausgeftaltet 

nd. 

Wird ein Backofen ge an ein Gebäude angebaut, fo muß er feuerbeſtän⸗ 

dig abgedeckt und der Schornſtein über Dachfirſt geführt werden. 


§ 19. Rauchrohre. 


Rauchrohre müſſen aus unverbrennlichem, dichtem Stoff hergeſtellt werz 
den. Sie müſſen auf kürzeſtem Wege mit Steigung und ohne fdyarfe Krüm⸗ 
mung in den Schornſtein geleitet werden. Bei Anſchluß e Rauch⸗ 
rohre an denſelben ornſtein müſſen die Einmündungen in verſchiedener 
Höhe liegen. Eiſerne Rauchrohre müſſen von verputztem Holzwerk mindez 
ſtens 25 cm, von freiem Holzwerk (Konſtruktionshölzern) mindeſtens 
50 em entfernt bleiben. Sind die Rohre unverbrennlich ummantelt, ſo 
genügt eine Entfernung von 12 em. 

In Rauchrohren von Heizöfen und in letzteren ſelbſt dürfen Abſperr⸗ 
vorrichtungen, die das Entweichen der Feuergaſe in den Gchornftein voll- 
ſtändig verhindern, nicht angebracht werden. Abſperrvorrichtungen müſſen 
leicht zugänglich und zu reinigen, ihre Stellung muß aus dem Handgriff er- 
kennbar 75 die Klappe muß herausnehmbar ſein. 

Der Anſchluß der Rauchrohre an die Schornſteine muß dicht hergeſtellt 
werden. 

Wenn Rauchrohre nicht geradlinig geführt werden, müffen fie an den 
Brechpunkten mit Reinigungsöffnungen und dieſe mit Reinigungsſchiebern 


verſehen ſein. § 20. Schornſteine. 


Schornſteine müffen feuerbeſtändig mit vollen Fugen gemauert fein und 
gleichbleibenden lichten Querſchnitt erhalten. Verwendung von Beton: und 
ſonſtigen gleichwertigen Formſteinen ift zuläſſig. Vor Holzfachwerkwänden 
muß das Schornſteinmauerwerk ohne Verband mit der Fachwandaus⸗ 
mauerung aufgeführt werden, wobei der 8 zwiſchen Fachwand 
und ornſtein voll auszumauern iſt. Auf Holz oder andere brennbare 
Bauteile dürfen Schornſteine weder mittelbar noch unmittelbar aufgeſetzt 
oder geftüßt werden. 

Gemauerte Schornſteine müſſen innerhalb des Gebäudes auf den Außen⸗ 
feiten geputzt und auf den Innenſeiten ausgeftrichen werden. Die Shorn- 
ſteine muͤſſen fo weit über die Dachfläche hinausgefuͤhrt werden, daß eine 
gute Abſaugung und Ableitung des Rauches ſtattfindet und eine Gefährdung 
der Umgebung durch Funken, Nuß und Rauch vermieden wird. 

e Seitenwände A von gemauerten Schornſteinen müſſen min: 
deſtens % Stein ſtark, an der Außenſeite von Umfaſſungswänden mindeftens 
1 Stein ſtark fein. Wenn zwei Brandmauern nebeneinander in gleicher 
Höhe vorhanden find, fo genügt % Stein Stärke für die Grenzwangen. Als 

Grieger, Paupolizelliche Vorſchriſten. 15 
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Wangenſtärke 9898 ſchrägliegenden (gezogenen) Schornſteinen genügt 
gleichfalls % Stein, wenn die Fugen ſenkrecht zur chornſteinachſe angelegt 
und behauene Steine vermieden werden. An den Knickſtellen gezogener 
Schornſteine find zur Vermeidung des Ausfchleifens der Wangen Rundeiſen 
als Schutz einzubauen, die den Sgornſteiac eerst nicht verengen. 

Gemauerte Schornſteine von größeren Feuerſtätten, wie Backöfen, Schmie⸗ 
den und dergl. müſſen Wangenſtärken von mindeftens 1 Stein erhalten. 

Die Innenflächen der Schornſteine müffen von Balken und Dachhölzern 
mindeſtens 20 cm day brar bleiben, 

Die Schornſteine find fo einzurichten, daß fie in allen Teilen ordnungs- 
mäßig gereinigt werden können. Die Reinigungsöffnungen müſſen mindeſtens 
die Größe des lichten Schornſteinquerſchnitts haben und mit feuerhemmenden 
und rauchſicheren Verſchlußvorrichtungen verſehen werden. Ungeſchütztes 
Holzwerk muß mindeftens 50 cm, feuerhemmend verkleidetes mindeſtens 
30 em von den Reinigungsöffnungen entfernt bleiben. Soll die Reinigung 
eines Schornſteins vom Dach aus geſchehen, müſſen Ausſteigeluken und bei 
fteilen Dächern Laufbretter angebracht werden, 

In Räumen, in denen leicht entzündliche Stoffe lagern oder verarbeitet 
werden, dürfen Reinigungsöffnungen für Schornſteine nicht angelegt werden. 
Schornſteine in ſolchen Räumen müſſen 1 Stein ſtarke Wangen, bei Wangen⸗ 
ſtärke von nur % Stein fugendichte feuerbeftändige Ummantelung erhalten 
(3. B. % Stein ſtarke Vorſatzſchicht mit Putz oder fugendichtem Plattenbelag). 

Aufſätze auf Schornſteine find zuläſſig, wenn fie die ordnungsmäßige 
Reinigung nicht verhindern. 

Beſteigbare Schornſteine müffen eine Lichtweite von mindeſtens 43/43 cm 
haben und dürfen außer den Raucheinmündungen und einer Einfteigöffnung 
am Fuße, die durch eine eiſerne, mindeſtens 40/50 em große Doppeltür zu 
verſchließen iſt, keine weiteren Offnungen in den Wänden erhalten. Bei 
rößeren Abmeſſungen lichter Weite find Steigeiſen in Abſtänden von nicht 
über 50 em anzubringen. Jedes unbeſteigbare Schornſteinrohr iſt mit einem 
überall gleichen Querſchnitte aufzuführen. 

Der lichte Querſchnitt unbeſteigbarer Schornſteine für kleinere Ofen 
muß mindeſtens betragen: 

für 1 bis 2 Ofen . EN 

für 3 Ofen . 280 cm? (14 . 20 cm). 
Mehr als 3 Öfen dürfen in einen unbeſteigbaren Schornſtein in der Regel 
nicht eingeführt werden. 

Unbeſteigbare Schornſteine der Gebäude mit nicht feuerhemmender Be: 
dachung muͤſſen mit Funkenfängern verſehen fein. Die Dachdeckung muß 
25 em von der Innenſeite ſolcher Schornſteine entfernt bleiben. 

In der Regel find für Koch- und Waſchherde eigene Schornſteine von 
mindeftens 14/14 em anzulegen. Ausnahmen find zuläſſig bei 14/20 cm 
weiten Schornſteinen, ſofern eine zweite angeſchloſſene Feuerſtätte (Haus. 
backofen, Waſchküchenherde, Futter küchenherde) nur ſelten benutzt wird und 
vorgeſorgt ift, daß im Falle der Nichtbenutzung dieſer Feuerſtätte keine Zug⸗ 
ſtörungen durch Einftrömen kalter Luft en können. 

Einzelne Feuerſtätten in Dah: und an Ge dürfen, wenn ihre 
Benutzung feltener zu erwarten ſteht, auch an Schornſteine der Vollgeſchoſſe 
angeſchloſſen werden. des jedes weiter einzuführende Rauchrohr iſt die 
Weite des Schornſteinrohrs um 75 qem zu vergrößern. Ein Kochherd mit 


§ 22. Entwällerung pp. 227 
mehr als einer Feuerung wird bei der Berechnung der Zahl und Weite der 
Schornſteinrohre zwei "Bimmeröfen gleichgeſtellt. 

Anders als ſenkrecht dürfen Schornſteinrohre nur geführt werden, wenn 
fie in feuerbeſtändigen Wänden liegen oder durch feuerbeſtändige Konſtruk⸗ 
tionen unterſtützt find, Hierbei darf die Neigung für befteigbare Schornſteine 
nicht weniger als 60°, für unbefteigbare Schornſteinrohre nicht weniger 
als 45 betragen. 

In Koch:, Waſch⸗ und Futterküchen müſſen Wraſenrohre angebracht wer⸗ 
den. Die Mitbenutzung der Wraſenrohre zu Feuerungszwecken ift verboten. 


$ 21. Waſſerverſorgung. 

Für jedes Grundſtück, das zu Wohn- und Arbeitszwecken bebaut werden 
ſoll, muß geſundheitlich einwandfreies Trinkwaſſer ſichergeſtellt ſein. 

Soweit nicht durch Anſchluß an eine öffentliche Waſſerleitung, durch die 
Nähe eines öffentlichen Brunnens, durch das Recht zur Mitbenutzung von 
j ire E Age oder in ſonſtiger Weife für den Bedarf an Waſſer zum 

rinken ausreichend geſorgt iE muß jedes Grundſtück, welches zum dauern: 
den Aufenthalt von Menſchen beſtimumt ift, eine eigene Wafferverforgungs: 
anlage (Brunnen, Quelle, Waſſerleitung oder dergl.) haben. 

Anſtelle einer beſonderen Waſſerverſorgungsanlage für jedes Grundſtück 
kann die Anlage einer gemeinſamen oder mehrerer gemeinſamer Waffer: 
verſorgungsanlagen für die geſamte Siedlung zugelaſſen werden. 

Die lichte Weite von Keſſelbrunnen muß 1 m betragen. Ausnahmen 
können zugelaſſen werden bis zu 80 em Weite bei hohem Waſſerſtand. 

Keſſel- oder Schachtbrunnen müſſen von Abortgruben, Dungſtätten, 
Stallungen, Jauchen⸗, Gent: und Sammelgruben und dergl. einen Abſtand 
von mindeſtens 10 m haben. Wird von dem Bauherrn nachgewieſen, daß 
der Untergrund hinreichend durchläſſig iſt oder die Wände und die Sohle 
der vorhandenen Gruben ſowie deren Anſchlüſſe vollkommen waſſerdicht ſind, 
kann eine Ermäßigung der Entfernung bis zu 5 m zugelaffen werden. 

Die Herftellung offener Zieh: oder Schöpfbrunnen für die Verſorgung 
mit Trink- und usgebrauchswaſſer iſt unzuläſſig. Die Entnahme des 
Waſſers 3 nicht die Möglichkeit zu einer geſundheitlich bedenklichen Ver⸗ 
unreinigung des Waſſers bieten. Der Brunnen ift alfo mit Pumpe zu ver: 
ehen, waſferdicht abzudecken und zu umpflaſtern. Für die 3 des 

flaſters kann eine Friſt bis zu 3 5 gewährt werden. Wo noch offene 

eh» oder Schöpfbrunnen vorhanden find, muß der Brunnenkeſſel mit mins 
. Um hoher Einfaſſung verſehen und mit ſtarkem Gefälle umpflaſtert 
ein. 

Eiſerne Röhrenbrunnen müſſen mindeſtens 10 m Abſtand von Gruben 
und dergl. halten, ſofern die Waſſerentnahmeſchicht in weniger als 4 m Tiefe 
liegt. Das Maß von 10 m kann bis auf 5 m ermäßigt werden, wenn das 
Brunnenrohr durch undurchläſſige Bodenſchichten bis 10 m Tiefe geführt 
werden mußte, um die wa 1 Aeh chicht zu erreichen, Bei größerer 
Brunnentiefe kann das Abſtandmaß auch weniger als 5 m betragen. 


$ 22. Entwäſſerung und Beſeitigung der Abfallftoffe. 


ür jedes felbftändige W nd ede felbftändige Betriebs: 
Al ka er, re a Si jan —— . 
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Grundſtücken die Anlage der erforderlichen Anzahl von Aborten nicht moglich, 
ſo ſind Ausnahmen zuläſſig. 

Aborte . lo in der Regel unmittelbar von außen Luft und Licht in 
ausreichender nge erhalten. Die etwaige Anſammlung der 1 
muß ſtets in undurchläſſigen, dichtfchließenden, rechtzeitig zu räumenden Bez 
hältern (Tonnen, Gruben) in hinreichendem Abſtande von Waſſergewin⸗ 
e (ſiehe $ 21) erfolgen. 

uf Grundſtücken mit Ställen ſind zur Aufnahme von Stallabgängen 
Dünger⸗ und Jauchegruben vorzuſehen, für deren Anlage eine Friſt bis zu 
pr Jahren nach Inbenutzungnahme der Ställe gewährt werden fann; auch 
ann von der Forderung der Aulage einer 1 Düngerſtätte abgeſehen 
werden, wenn eine regelmäßige Abfuhr des Düngers unmittelbar vom Stall 
erfolgt. Dungſtätten müſſen einen undurchläſſigen Boden erhalten und mit 
ausreichend erhöhter r verſehen werden, fo daß eine Ver⸗ 
ſchmutzung der Umgebung der Düngerſtätte verhindert wird. Sau ruben 
ſind waſſerdicht herzuſtellen und abzudecken. Der Zufluß zu ſolchen Geuben 
aus den Ställen und Düngerftätten darf nur mittels waſſerdichter Rinnen 
oder Röhren erfolgen. 

Dungſtätten und Jauchegruben müſſen mindeſtens 5 m von Wohn: 
3 und Straßen und 2 m von der Nachbargrenze entfernt bleiben. 

usnahmen find zuläffig, wenn geſundheitspolizeiliche Bedenken nicht beſtehen. 
Bei Dungſtätten, die näher als 5 m an einer Straße liegen, kann, wenn 
das öffentliche Intereſſe es erfordert, ein undurchläſſiger Abſchluß von etwa 
Im Höhe verlangt werden. 


§ 23. Räucherkammern. 


Räucherfammern müſſen von Eiſen fein oder feuerbeftändige Wände, 
Fußboden und Decke haben; ihre Türen müffen aus Eiſen oder mit Eiſenblech 
bekleidet ſein. 

Räucherkammern, die nicht gewerblich, ſondern nur für die Hauswirt⸗ 
ſchaft oder nur vorübergehend benutzt werden, müſſen, wenn ſie über Holz⸗ 
balkendecken errichtet werden, einen mindeftens 10 em ſtarken, fugendichten, 
ſeuerbeſtändigen Fußbodenbelag, z. B. einen ſolchen mit einer Lehmſchicht 
auf Eiſenblechunterlage, haben. 

Wird der Rauch vom Küchenherd der Räucherkammer zugeführt, ſo 
müſſen die Abſperrſchieber in den Rauchkanälen zwangsläufig A eingerichtet 
werden, daß ftets ein Rauchabzug frei bleibt. Die Räucherkammer muß 
einen ſtets offenen Rauchabzug haben. 

Verſetzbare eiſerne Räucherkammern mit eigener Feuerung gelten als 
Feuerſtätten (§ 18). 


§ 24. Außere Geftaltung der baulichen Anlagen. 


Das Außere der baulichen Anlagen muß in bezug auf Bauart, Bauform, 
Bauſtoff und Farbe ſo beſchaffen ſein, daß es die einheitliche Geſtaltung des 
Straßenbildes nicht ſtört. 

Auf den N Na Bau: und Naturdenkmäler gegen Verunſtaltung und 

auf die heimiſche Bauweiſe iſt Rückſicht zu nehmen. 

Die von Straßen, Plätzen oder anderen öffentlichen Verkehrsflächen, ins⸗ 
beſondere Waſſerſtraßen, Eiſenbahnen, aus ſichtbaren äußeren Umfaſſungs⸗ 
wände ſind in dauernd gutem Zuſtande zu erhalten. 


Ér, 


N N ³˙ wq 
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§ 25. Einfriedigung der Grundſtücke. 
Es kann in befonderen Fällen gefordert werden, daß bebaute Grundſtücke 
an der Straße in ortsüblicher Weiſe eingefriedigt werden. 
Zu Einfriedigungen dürfen lebende Hecken verwendet und an Stelle von 
Vorgärten Grünſtreifen vor den Häuſern angelegt werden. 


$ 26. Räume zum dauernden Aufenthalt von Menſchen. 


Es werden unterſchieden Räume, die zum dauernden, und ſolche, die nicht 
zum dauernden Aufenthalt von Menſchen beftimme find, 

a) Als Räume zum dauernden Aufenthalt von Menſchen ohne Rückſicht 
auf die Dauer der katſächlichen Benutzung gelten Wohn-, Schlaf-, Arbeits: 
und Geſchäftsräume, Küchen, Geſindeſtuben, Werkſtätten, Verkaufsläden, 
Verſammlungsräume. 

b) Als Räume, die nicht zum dauernden Aufenthalt von Menſchen bez 
ftimmt find, gelten insbeſondere Gänge, Flure, Vorplätze, Treppen, Treppen- 
Kor Aborte, Badeftuben, Borratsräume, Keller- und Bodengelaffe, 

äucherkammern, Waſch⸗ und Futterküchen und für den Hausbedarf 
beſtimmte Werkſtätten. 

Alle Räume, die zum dauernden Aufenthalt von Menſchen beſtimmt ſind, 
müſſen gegen Feuchtigkeit und Witterungseinflüſſe in ausreichendem Maße 
geſchützt fein; fie en mit unmittelbar ins Freie führenden Fenſtern von 

olcher Zahl, Lage, Größe und Beſchaffenheit verſehen ſein, daß hinreichende 

gesbeleuchtung erzielt und genügende Lüftung möglich wird. Die Be⸗ 
lichtung von Räumen zum dauernden Aufenthalt von Menſchen iſt als 
ausreichend zu betrachten, wenn die Fenſteröffnung mindeſtens ein Zwölftel 
der Fußbodenfläche beträgt. 

Jede Wohnung muß wenigſtens einen durchſonnten Wohnraum haben. 
Nordlage einer Wohnung in allen ihren Teilen iſt verboten. Eine Ausnahme 
von der letzteren Vorſchrift ift zuläffig, falls die Durchführung der Bors 
ſchrift im Einzelfalle zu einer Härte führen würde und die ſonſtigen Licht⸗ 
und Luftverhältniſſe für die fragliche Wohnung günſtig ſind. 

Räume zum dauernden Aufenthalt von Menſchen müſſen eine lichte Höhe 
von mindeftens 2,50 m haben. Zubehörräume im Dachgeſchoß, die zum 
dauernden Aufenthalt von Menſchen zugelaſſen ſind, dürfen nicht . 
als 2,20 m lichte Höhe aufweiſen. Bei ungleichen Höhenlagen der De 
oder der Fußböden hat Durchſchnittsberechnung ſtattzufinden. Die borges 
ſchriebene Höhe muß mindeftens für die halbe Grundfläche des Raumes vor: 
handen ſein. Der unter der Dachſchräge liegende Raumteil, der weniger als 
1,50 m Höhe aufweiſt, bleibt bei der Berechnung außer Anſatz. Bei Um: 
bauten können auch geringere Abmeſſungen zugelaſſen werden. 

Der Fußboden jedes zum dauernden Aufenthalt von Menſchen beſtimmten 
4 08 muß mindeſtens 0,40 m über dem höchſten Grundwaſſerſtande 

egen. 

Die Fußböden der Räume zum dauernden Aufenthalt von Menſchen 
müſſen gedielt oder mit einem anderweitigen dichten und abwaſchbaren Belag 
ie werden. Bei Werkſtätten braucht der Fußboden nicht abwaſchbar 
zu ſein. 

Räume zum dauernden Aufenthalt von Menſchen dürfen über Stallungen 
und Lagerräumen nur eingerichtet werden, wenn die Decken der Räume 


N 
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darunter feuerhemmend und dunſtſicher hergeſtellt ſind und der Zugang in 
einem Raume mit feuerhemmenden Wänden und feuerhemmender Dede liegt. 


1 $ 27. Dach⸗ und Kellerwohnungen. 


Im Kellergeſchoß dürfen Räume zum dauernden Aufenthalt von Men: 
ſchen nicht eingerichtet werden. 

In Wohngebäuden mit zwei Vollgeſchoſſen darf das Dachgeſchoß zur 
Voß in Wohngebäuden mit nicht mehr als einem Vollgeſchoß ganz zu 

ohnzwecken ausgebaut werden. Dachgeſchoſſe, die in der Hauptſache für 
Wohnzwecke ausgebaut find, gelten als Vollgeſchoſſe. 

Im Dachgeſchoß dürfen Räume zum dauernden Aufenthalt von Men: 
ſchen nur unmittelbar über dem oberſten Vollgeſchoß angelegt werden. Aus⸗ 
nahmen ſind bei Umbauten zuläſſig. 

Von der ee Ar una gebildete Decken⸗ und Wandflächen find mit 

iſchenböden, Auffüllung, Schalung und Verputz oder einer gleichwertigen 

folierung zu en 

Im Dachboden über dem Kehlgebälk (Spitzboden) dürfen Trocken und 
Schuttböden untergebracht werden. Die Ausnutzung ſolcher Räume für 
Wohnzwecke darf nur ausnahmsweiſe bei Umbauten geſtattet werden. 


2 § 28. Scheunen und andere Gebäude zur Lagerung leicht entzündlicher Stoffe 
oder Gegenftände. 

Scheunen und ähnliche zur Lagerung leicht brennender Vorräte beftimmte 
Gebäude, die mehr als 1000 cbm Faſſungsraum enthalten, müſſen von 
Nachbargrenzen und anderen Gebäuden folgende Abſtände halten: 

a) bei feuerhemmender Bedachung: 
von 1000 bis 1500 cbm Faſſungsraum 6 m, für je angefangene 
weitere 500 cbm 1 m mehr, 
b) bei nicht feuerhemmender Bedachung: 
die doppelte Entfernung wie unter a). 
Außerhalb der geſchloſſenen me priri und bei Ergänzungsbauten zu vor⸗ 
N Gebäuden, auch innerhalb derſelben, kann der Abſtand von der 
achbargrenze ausnahmsweiſe bis auf 5 m herabgeſetzt werden, wenn Gez 
bäude auf dem Nachbargrundſtück in einem Abſtand von 10 m von der 
Grenze nicht vorhanden And, Aus zwingenden Gründen können weitere 
Erleichterungen zugelaſſen werden. 

Scheunen und bauliche Anlagen, die zur Lagerung leicht entzündlicher 
Stoffe oder Gegenſtände dienen, dee) müſſen in der Regel die gleichen eh 
nungen bon en ($ 8d) wie bauliche Anlagen mit nicht — eii er 
Bedachung ($ 16 Abf. 3) einhalten. Abgeſehen von der der Bahn abgekehrten 
Seite find in den Außenwänden Öffnungen nur zuläffig, falls dieſe durch 
ein mindeſtens 1 em ſtarkes, nach allen Seiten jeft eingemauertes Glas 
abgeſchloſſen ſind. Bei Verwendung von Drahtglas oder einem anderen 
411 iii en feuerbeftändigen Glaſe kann eine geringere Glasſtärke zugez 
affen werden. Als ab kehrte Außenwand ift eine ſolche anzuſehen, deren 
Richtungslinie mit der Bahnachſe einen Winkel von mehr als 90° bildet. 
Ausnahmen ſind nach Benehmen mit der Bahnverwaltung zuläſſig. 


202) alfo auch Scheunen ohne uUmwandung. 


4 
| 
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$ 29. Schmieden, Schloſſereien uſw. 


Werkſtätten mit offenen Schmiedefeuern dürfen nur in feuerhemmend 
eingedeckten Gebäuden mit feuerbeſtändigen Umfaſſungswänden eingerichtet 
werden. 

Die Schmiedeeſſen müffen entfernt fein 
a) von feuerhemmend eingedeckten Gebäuden, mit Ausnahme der Scheunen, 

5 m, 

b) von feuerhemmend eingedeckten Scheunen 15 m, 

o) von allen weichgedeckten Gebäuden 30 m. 

Die Schmiederäume müſſen mit Wänden aus Stein, Beton oder einer f pria 
wertigen maffiven Bauart oder auch aus Lehm mit feuerhemmenden Decken 
verſehen ſein. 


$ 30. Viehſtälle. 


Viehſtälle ſind ausreichend zu belichten und zu belüften. Fehlen bei 
kleineren Stallanlagen er gi Lüftungseinrichtungen, 5 muß ein Teil 
gor mit Lüftungsflügeln verfeben fein, Die Fenſterfläche foll in der 

gel / bis %, muß aber mindeſtens ½/ der Stallgrundfläche betragen. 

Der Gtallfußboden 5 mit ausreichendem Gefälle herzuſtellen und 67755 
zu befeſtigen, daß eine Verſauchung des Untergrundes verhindert wird und 
die fluͤſſigen Stallabgänge in undurchläſſige Gruben abfließen. Für die Ber 
eſtigung des Fußbodens kann eine Friſt bis zu zwei Jahren gewaͤhrt werden. 

ür Kleintierſtälle, Schafſtälle, Jungviehlaufſtälle und Tiefſtälle find weitere 
usnahmen zuläſſig. 

Stallumfaſſungswände auf der Nachbargrenze und die Trennungswände 
bei zuſammengebauten Wohn und Stallräumen müſſen wenigſtens in 1 m 
Höhe gegen durchdringende Feuchtigkeit beſonders geſichert fein. 

Schweineſtälle, die aus Strohballen oder ähnlichen Bauſtoffen hergeſtellt 
werden, müſſen von Gebäuden mit Feuerungsanlagen einen Abſtand von 
mindeſtens 5 m haben. Die Außenwand des Schweineſtalles, die dem Ger 
bäude mit Feuerſtelle zugekehrt ift, muß feuerhemmend umkleidet werden, 


Abſchnitt III. 


$ 31. Schutzmaßregeln bei der Ausführung von Gebäuden 
und Arbeiterfürſorge. 


Die Bauausführenden (Bauunternehmer oder Bauleiter) haben die Bor: 
kehrungen zu treffen, die geeignet find, um Unglücksfälle der auf dem Bauz 
rundſtück beſchäftigten und dort ſonſt verkehrenden Perſonen zu verhüten 
Fock Verkehrsſtockungen auf der Bauſtelle und in ihrer Nähe vorzubeugen. 

Die Bauſtellen ſind, ſoweit es zur Verhütung von Unglücksfällen erfor— 
derlich iſt, während der Dunkelheit zu beleuchten. 

Bei der Ausführung von Bauten in der Nähe vorhandener Gebäude und 
baulichen Anlagen find die zur Sicherheit der letzteren notwendigen Vor: 
kehrungen 570 0 at Grundmauern in kurzen Strecken, Abſteifen 
oder Unterführen der Mauern anſtoßender Gebäude und dergl. zu treffen. 
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Abſchnitt IV. 
1 $ 32. Abbruch von Gebäuden. 

Sollen Gebäude abgebrochen werden, ſo iſt der Ortspolizeibehörde und 
dem Kulturamtsvorſteher vor Beginn des Abbruchs ſchriftlich Anzeige zu 
erſtatten. Die Anzeige muß enthalten: 

1. die genaue Bezeichnung des Gebäudes; 
2. Name, Stand und Wohnung des Abbruchsunternehmers. 


Abſchnitt V. 
Übergangs: und Schlußbeſtimmungen. 
§ 33. Inkrafttreten und Geltungsdauer. 


Dieſe Polizeiverordnung tritt am Tage der Veröffentlichung in Kraft; 
fie tritt am 31. Dezember 1936 außer Kraft. 


§ 34. 
Für jeden Fall der Nichtbefolgung der Vorſchriften dieſer Polizei 
verordnung wird, ſoweit nicht geſetzliche mn Anwendung 
nden, hiermit die Feſtſetzung eines Zwangsgeldes bis zu 150 RNM., im 
ichtbeitreibungsfalle die Feſtſetzung von Zwangshaft bis zwei Wochen 
angedroht. 
Berlin, den 15. Dezember 1931. 
Der Miniſter für Volkswohlfahrt. 


13. Polizeiverordnung über die Errichtung 
vorſtädtiſcher Kleinſiedlerſtellen 


2 Vom 4. Dezember 1931 (Preuß. Gef... S. 255). 
c Grund des § 25 des Polizeiverwaltungsgeſetzes vom 1. Juni 1931 
Heel amml, S. 77) wird in Ausführung von Teil 4 Kapitel 2 der Dritten 
erordnung des Reichspräſidenten vom 6. Oktober 1931 (Reichsgeſetzbl. I 
S. 551) im Benehmen mit dem Miniſter des Innern für den Umfang des 
preußiſchen Staatsgebiets folgende Polizeiverordnung erlaſſen: 
$ 1. Geltungsbereich. 


Diele DOREEN gilt für den Bau vorſtädtiſcher Kleinſiedlerſtellen, 
die nach Maßgabe der Richtlinien des Reichskommiſſars für die vorſtädtiſche 
Kleinſiedlung vom 10. November 1931 errichtet werden. 


§ 2 


$ 3. Gebrauchsabnahme. 


3 Die Gebäude dürfen vor Erteilung des Gebrauchsabnahmeſcheins in 
Benutzung genommen werden, wenn die Gebrauchsabnahme Beanftandungen 


nicht ergeben hat. 


209) § 2 u. 4 find durch Pollgelverordn. v. 18. 7. 34 aufgehoben. 
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§ 40 


§ 5. Verſorgungoleitungen. 


Ein Anſchluß der Kleinſiedlerſtellen an Berforgungsleitungen (Waſſer⸗ 
leitung, Lichtleitung, Entwäſſerungsanlage) darf nicht gefordert werden. 


§ 6. Einfriedigung der Grundſtücke. 
Einer Einfriedigung der einzelnen Siedlungsgrundſtücke bedarf es nicht. 


$ 7. Räume zum dauernden Aufenthalt von Menſchen. 


Für Räume zum dauernden Aufenthalte von Menſchen genügt eine lichte 
Höhe von 2,20 m. N 
8, 


Die den vorftehenden Vorſchriften widerſprechenden Vorſchriften in den 
Bauordnungen der Oberpräſidenten, Regierungspräſidenten, des Verbands⸗ 
räſidenten in Effen, der Landräte und Ortspolizeibehörden werden für den 
ltungsbereich dieſer Polizeiverordnung aufgehoben. 


89. 
Dieſe Polizeiverordnung tritt am 31. Dezember 1934 aufer- Kraft. oh 
Berlin, den 4. Dezember 1931. 


Der Preußiſche Miniſter für Volkswohlfahrt. 


14. Wohnlauben 
Poligeiverordnung betr. Errichten von Wohnlauben 
vom 20. 6. 33. (Amtsblatt St. 26) 


Auf Grund der $$ 14, 24, 25 pp. wird für den Umfang des Regierungs 
bezirks Breslau, jedoch mit Ausſchluß der Stadt Breslau?) und der Gemein: 
den Radvanitz und Klein-Sägewitz, beide im Kreiſe Breslau-Land, nach- 
ſtehende Polizeiverordnung über Wohnlauben erlaſſen: 

81. Wobnlauben find als Wohnhäuſer (Wohngebäude) im Sinne der 
$ 13 ff. des Geſetzes betreffend Gründung neuer Anfiedlungen in den 
ropinzen Oſtpreußen, Weſtpreußen, Brandenburg, Pommern, Poſen, 
chleſien, Sachſen und Weſtfalen vom 10. Auguft 1904 (OS. S. 227) 

und des § 12 des Geſetzes betreffend die Anlegung und Veränderung von 
Straßen und Plätzen in Städten und ländlichen Bet haften vom 2. Juli 
1875 (GS. S. 561) nicht anzuſehen, wenn ſie nur vorübergehend, und zwar 
böchftens für die Zeit vom 15. April bis 15. Oktober jedes Jahres zum 
Aufenthalt von Menſchen dienen und wenn die Bewohner anderwärts eine 
feſte Wohnung haben. 

204) Durch Pollzelverorbn. v. 7. 5. 38, Geſ.⸗S. S. 255, um 2 Jabre, bis 31. 12. 36 


verlängert. 
Sat E Fitr die Stadt Breslau ift die Verordnung vom 21. 6. 32 ergangen. (Var. $ 29 
e 
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§ 2. 1. Sie dürfen eine Grundfläche bis zu 30 qm und außerdem eine 
Veranda von höchſtens 10 qm erhalten. 

2. Die Entfernung der Wohnlauben von den Nachbargrenzen muß 
mindeſtens 5 m betragen. Wohnlauben dürfen auch unmittelbar an den 
Nachbargrenzen gebaut werden. Für aneinandergebaute Wohnlauben gilt 
2 — n Die Trennungswand kann % Stein ſtark oder als 

achwerkwand hergeſtellt werden. Von ihrer Überdachführung kann abge⸗ 
ſehen werden, wenn ſie durch beiderſeitigen ee, auch im Dachraume 
feuerhemmend und die Eindeckung des Daches feuerbeſtändig hergeſtellt iſt. 

Von der Vorſchrift der Mindeſtentfernung von den a 
kann die Ortspolizeibehörde Ausnahmen zulaſſen. 

8. Sie dürfen nur ein Geſchoß haben; jedoch ift die Anlage eines Bor» 
ratskellers in ſolchen Abmeſſungen zuläſſig, daß er nicht für Wohnzwecke 
benutzt werden kann. 

4. Die Umfaſſungswände der Wohnlauben dürfen aus . Var 
Bethe Eiſenblech, Drahtputz, Gipsdielen und ähnlichen Stoffen hergeſtellt 
werden. 

5. Wohnlauben müffen mit feuerhemmenden Stoffen gedeckt werden. 

6. Die Einrichtung einer 1 iſt zuläſſig; doch muß ſie in allen 
Teilen aus unverbrennlichen Bauſtoffen hergeſtellt werden. Unter Herden 
und Ofen ift der Fußboden, wenn er nicht aus unverbrennlichem Stoffe Hers 
geſtellt ift, durch eine feuerhemmende Bekleidung und darüber durch einen 
mindeſtens 0,05 m hohen, den Durchzug der Luft geſtattenden Hohlraum 
mit mindeftens 2 Luftöffnungen zu ſchützen und vor den Heizöffnungen in 
einem Vorſprunge von 0,50 m und in einer über die Fed nach 
beiden Seiten hin vortretenden Breite von 0,30 m feuerhemmend zu be: 
kleiden. Die Wand, an der die Feuerſtätte ſteht, muß in einer Ausdehnung 
der Feuerſtätte und mindeſtens 20 em ringsherum darüber hinaus aus feuer⸗ 
hemmendem Stoffe beſtehen oder in der angegebenen Ausdehnung feuer 
hemmend bekleidet werden. Eiſerne Feuerſtätten müſſen von freiem Holzwerk 
(Konſtruktionshölzern) mindeſtens 0,50 m entfernt fein. 

7. Der Rauch iſt von Feuerſtätten durch dichte, feuerhemmende Rohre 
unmittelbar durch das Dach ins Freie zu leiten. 1 des Abſtandes 
der Rauchrohre von Wänden und von freiem Holzwerk gelten dieſelben 
Beſtimmungen wie für Feuerſtätten. 

8. Als Nebenanlagen der Wohnlauben find außer Abortbuden Ställe 
ia Kleinvieh bis zu 10 qm Fläche zuläſſig. Menſchliche Auswurfſtoffe 
ürfen nur in ed Behältern oder Gruben geſammelt und auf⸗ 
bewahrt werden. 

9. Wohnlauben müſſen einen Abort haben. 

§ 3. In Ortſchaften, wo Wohnungsnot herrſcht, kann die ausſchließliche 
Benutzung einer Wohnlaube zum Wohnen von der der Ortspolizei vorge: 
ſetzten Behörde nach Anhören des Gemeindevorſtandes ausnahmsweiſe zuge⸗ 
laffen werden, ohne daß der Benutzer eine anderweite fefte Wohnung hat, 
jedoch nur ſolange, als ein unbedingtes Bedürfnis beſteht, und in der Regel 
nicht länger als 3 Jahre. 

Die Wohnlaube darf grundſätzlich nur einer Familie Unterkunft bieten. 

In Wohnlauben, die zum dauernden Bewohnen, auch während des 
Winters, zugelaffen find, dürfen außer der in § 2 Abſ. 6 erwähnten Feuers 
ſtelle (Koch 100 weitere Feuerſtätten angelegt werden. 


argrenzen 
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Š 4. Weitere Erleichterungen oder Befreiungen kann der Regierungs- 
präſident gewähren. 

§ 5. Unbeſchadet des Rechtes der Gemeinde auf Erhebung der Anlieger: 
beiträge und der Verpflichtung der Grundſtückseigentümer zu Anſiedlungs⸗ 
leiftungen für den Fall der endgültigen Bebauung der Grundſtücke, iſt eine 
Befeſtigung, Beleuchtung und Kanaliſation der Straßen, an denen Wohn⸗ 
lauben errichtet werden, im allgemeinen nicht erforderlich. 

$ 6. Für den Fall der Nichtbefolgung dieſer Polizeiverordnung wird 
hiermit die Feſtſetzung eines Zwangsgeldes in Höhe bis zu 150 NM., im 
Nichtbeitreibungsfalle die Feſtſetzung von Zwangshaft bis zu 3 Wochen 
angedroht. Soweit es ſich um Übertretungen der Vorſchriften des § 330, 
8 367 Alber 12 bis 15, § 368 Ziffer 8 und 4 Rh 369 Biffer 3 des Reiche: 
ſtrafgeſetzbuches handelt, tritt Beſtrafung nach Maßgabe dieſer Vorſchrift 


ein. 
1 7. Dieſe Polizeiverordnung tritt mit dem Tage ihrer Veröffentlichung 
in Kraft, fie tritt am 31. Dezember 1960 außer Kraft. 

Die Polizeiverordnung vom 10. Juli 1919 (Amtsblatt S. 232) wird 
hierdurch aufgehoben. 


Breslau, den 20. Juni 1988. 
Der komm. Regierungspräſident. 


15. Polizeiverordnung über den Bau und die 
Einrichtung von Waren- und Geſchaͤftshaͤuſern 
vom 8. Dezember 1931. (G. S. S. 277 ff.) 


Auf Grund der §§ 14, 25 und 33 des Polizeiverwaltungsgeſetzes vom 
1. Juni 1981 (Gefeßfammlung Seite 77) wird im Benehmen mit dem 
Miniſter des Innern für den e des Staatsgebiets folgende Polizei: 
verordnung erlaffen: 


I. Allgemeine Beftimmungen, 


$ 1. Geltungsbereich. oe) 207) 208) 


1. Die ii Beſtimmungen gelten unbeſchadet der allgemeinen 
baupolizeilichen Beſtimmungen für Warenbäuſer und für ſolche Gebäude, in 
denen ſich Verkaufsräume eines Geſchäfts des Einzelhandels über mehr als 
200) Die a a findet 9450 allgemein auf beſtehende Gebäude Anwendung (vgl. 

32 — fl. 2800/20. 12. 


25) — Exl. v. 8. 2. 
s m Hinfihtlih der überwachung der Warenhauſer durch die Ortspollgelbebörden und 


durch eine für ieden Regierungsbezirk eingefebte Überwachungskommiſſton, verbleibt ec bei 
De e des Runderlaſſes vom 11 re 1929 — IT O 06% ef. /11 D 1288/8 
Mog. / III 1551 M. f 2. 82 — 2800 12.) 


„ H. u. G. (Erl. v. 8. 2. 29, 12. 
riff „Warenhaus“ ſebt voraus, ba ea M um einen Betrieb handelt, der 

ein „ au 87 En U nen gefamten ie at und Be Lagerung zweckmäßigen Räu⸗ 

men umfaßt. 

Maßdebend find die tatſächliche Art und der Umfang des Betriebes, nicht fein Name. 


Auch ein als Kauſbaus bezeſchneter Vetrieb kann ein Warenhaus in typiſchem Sinne fein 
und umgekehrt. (Erl. v. 8. 7. 32 — II. 2300/14. 4.) 


— 
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zwei Geſchoſſe erſtrecken Sasar iy er) 6e) Nicht unter diefe Beſtimmun⸗ 
gen fallen diejenigen Waren» und Geſchäftshäuſer, deren Nutzfläche weniger 
als 1200 qm beträgt. Die Nußfläche wird errechnet durch Zuſammenzählen 
der Flächen der Geſchoſſe und Geſchoßteile, in denen fih Verkaufs- oder Ar- 
beitnehmerräume ($ 2) befinden. 

2. Von den allgemeinen baupolizeilichen Beſtimmungen treten für das 
Anwendungsgebiet dieſer Verordnung, ſoweit in ihr nicht ausdrücklich an⸗ 
deres beſtimmt ift, diejenigen Vorſchriften außer Kraft, die mit dieſer Berz 
ordnung in Widerſpruch ſtehen oder durch die gegenwärtigen Beſtimmungen 
überholt oder ſonſt gegenſtandslos werden. 


$ 2. Unterſcheidung der Räume. 


Es werden unterſchieden: 

a) Verkaufsräume: Dazu gehören alle für den Verkehr der Käu⸗ 

Pr beſtimmten Räume einſchließlich der Erfriſchungsräume für Käufer, 

er Kinderwarteräume ſowie einſchließlich der photographiſchen Ateliers, 

Friſeurräume; den Verkaufsräumen ſind gleichzuſtellen die für die Käu⸗ 

fer beſtimmten Treppen und Flure, Paketablagen, Fernſprechräume, 
afd: und Aborträume, Fahrradräume und dergleichen. 

b) Räume für Arbeitnehmer (Arbeitnehmer räume): 
Dazu gehören die Erfriſchungs- und ſonſtigen Wohlfahrtsräume für 
die Arbeitnehmer, die Küchen der Erfriſchungsräume für Käufer und 
Arbeitnehmer, die Treppen, Flure, Wafd- und Aborträume für Arbeit: 
nehmer, die Büros, Schreibſtuben, Expeditions- und Packräume, die 
Werkſtätten, in welchen Inſtandſetzungsarbeiten vorgenommen, Reklame: 
oder Ausſchmückungsanlagen bearbeitet werden, Fleiſcherei- und Bäckerei⸗ 
räume, Schneider⸗ und eee und dergl. 

e) Sonſtige Räume: Dazu gehören: Maſchinen- und Heizungs: 
räume, Flure, ſoweit dieſe nicht etwa noch zu anderen Zwecken als zum 
Verkehr der Arbeitnehmer und zum Warentransport dienen, ferner 
Akkumulatoren- und Hochſpannungsräume, Triebwerksräume für Auf⸗ 
züge und dergl. 


II. Geſchäftliche Beftimmungen. 
§ 3. Baugenehmigung. 


Jede neue Anlage bedarf der Baugenehmigung. Desgleichen bedarf jede 
Anderung einer vorhandenen Anlage, auch wenn in der örtlichen Bauordnung 
5 dieſe eine Na na nicht vorgeſehen ift, einer ſolchen, fofern in 

en nachfolgenden Bauvorſchriften für den zu ändernden oder neu zu ſchaf— 
fenden Bauteil Beſtimmungen gegeben ſind. 


§ 1. Bauvorlagen. 


1. In den Bauvorlagen iſt die Zweckbeſtimmung aller Räume anzugeben 
und au he eh der Baupolizeibehörde ſchriftlich zu erläutern. 

2. Aus den Zeichnungen wüſſen, abgeſehen von den in den örtlichen Baus 

ordnungen vorgeſehenen Y Feuerlöfch, und Feuermeldeeinrichtun⸗ 

200) Für F in deren Verkaufsräumen feine größeren Mengen brennbarer 

n ober in denen kein ftarfer Menſchenandrang zu erwarten ift, 


8 Atir IDebd de von den Vorſchriften dieſer Poligelverordnung Ausnahmen 
laſſen. a e 9 yi 


ngaben, die 
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en, 5 Notbeleuchtungsanlage ſowie die Be- und Entlüftungsanlage erkenn- 
ar ſein. 

3. Dem Bauantrag iſt eine Berechnung der Ausgänge, der Treppen und 
der Nutzfläche beizufügen. 

4. In die Grundriſſe der Geſchoſſe, die dem Verkehr der Käufer dienen 
ſollen, ſind die Breitenzahlen der Hauptverkehrswege einzutragen. Hierzu 
find Zeichnungen nicht unter 1: 100 vorzulegen. 

5. Die in Ab. 1, 2 und 4 geforderten Angaben brauchen erft nach Extei⸗ 
lung des Bauſcheins gemacht zu werden. Über fie ift ein Nachtragsgenehmi⸗ 
gungsſchein auszuſtellen. 


§ 5. Abnahmen. 


Außer den in den örtlichen Bauordnungen vorgeſehenen Abnahmen bez 
dürfen die Anderungen der Anlagen, Ir die in §§ 3 und 4 Abſ. 5 eine Bau: 
genehmigung vorgeſchrieben ift, Ir bnahme. 


$ 6. Ausnahmen und Befreiungen (Dispenfe). 


1. Alle Bauvorſchriften (Abſchnitt III A) gelten als zwingende, ſoweit 
nicht eine Ausnahme ausdrücklich zugelaſſen iſt. Über letztere, insbeſondere 
über die Erleichterungen im Falle des $ 24 Abſ. 2, hat die Baupolizeibehörde 
zu befinden. Auch von den zwingenden Vorſchriften kann Befreiung (Die: 
pens) erteilt werden, aber nur dann, wenn die Durchführung der Vorſchrift 
im Einzelfall zu einer nicht beabſichtigten Härte führen würde und die Ab: 
br ti von den Vorſchriften mit dem öffentlichen Intereſſe nicht unverein— 
bar iſt. 

2. Zuſtändig für die Erteilung der Dispenſe iſt der Regierungspräfident 
(im Gebiet des Siedlungsverbandes Ruhrkohlenbezirk der Verbandspräſi⸗ 
dent, in Berlin der Oberbürgermeiſter — Zentrale der Baupolizei —). 


III. Bauvorfchriften. 
A. Neue Anlagen. 210) 


§ 7. Zugänglichkeit der Grundſtücke und Lage der Gebäude. 
Waren: und Ge e dürfen nur an Straßen errichtet werden, 
welche für die Fahrzeuge der Ortsfeuerwehr ſicher befahrbar find, die unge: 
hinderte Verwendung der Feuerwehrgerätſchaften ermöglichen und mit 
Waſſerleitungen ausreichenden Querſchnitts verſehen ſind. 


$ 8. Ausnutzung der Gefchoffe. 


1. In Waren- und Geſchäftshäuſern find höchſtens vier Gefchoffe mit 
Verkaufsräumen zuläſſig; in Gebieten, in denen die Bauordnungen mehr 
als vier Vollgeſchoſſe zulaſſen, dürfen in Waren- und Geſchäftshäuſern 
höchſtens fünf Geſchoſſe als Verkaufsräume eingerichtet werden. Geſchoſſe, 
die im weſentlichen als Dachgärten ausgeſtattet ſind, rechnen in dieſem 
Sinne nicht als beſondere Geſchoſſe; dagegen werden fie bei der Berechnung 
der Treppen- und Ausgangsbreiten als beſondere Geſchoſſe gezählt. Über 
dem vierten (oder fünften) Geſchoſſe ſind Verkaufs- und Arbeitnehmerräume, 

AR Hlerzu gehört auch die Elnrichtung von Warenhaus und Geihäftsbetrieben von 


mehr als 1200 am Nupfläde 1) in beſtehenden Gebäuden oder die Erweiterung bes 
ſtehender Anlagen uber Meles Maß au, 2 
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ſoweit fie nach den Bauordnungen und nach dieſer Polizeiverordnung übers 
haupt zuläffig find, nur dann zuzulaſſen, wenn fie über mindeſtens eine 
Sicherheitstreppe ($ 15) verfügen und das Haus geſprinklert iſt. 

2. An Dachgärten find bezüglich der Rettungswege die gleichen Anfor⸗ 
derungen wie an Verkaufsräume zu ſtellen. 

3. In Kellergeſchoſſen ift die Einrichtung von Verkaufsräumen unzuläſſig; 
die den Verkaufsräumen gleichzuſtellenden Paketablagen, Fernſprecher⸗, 
Wafd: und Aborträume ſowie Arbeitnehmerräume dürfen nur untergebracht 
werden, ſofern fie ausreichend belichtet und ausreichend zu be- und entlüften 
ſind und fir fie mindeſtens eine Sicherheitstreppe ($ 15) verfügbar iſt. 
Dieſe Räume bleiben bei der Berechnung der zulaſſt 
rückſichtigt. 

4. Tiefkeller, d. h. Keller unter dem erſten Keller unter der Erdoberfläche, 
find nur für techniſche Anlagen und für die Lagerung von Warenvorräten 
gugelaffen, Tiefkeller dürfen innerhalb des Gebäudes in keiner unmittelbaren 

erbindung mit den darüberliegenden Kellern und Gefchoffen ſtehen, auch 
nicht durch Aufzüge, feuerbeſtändige Türen, Warenrutſchen oder dgl. Eine 
mittelbare Verbindung durch entlüftbare Sicherheitsſchleuſen ift zuläffig. 


gen Geſchoßzahl unbe: 


$ 9. Durchfahrten und Höfe. 


1. Ein- und Durchfahrten zu ſolchen Höfen, die nach den Bauordnungs⸗ 
vorſchriften erforderlich find, müſſen eine Breite und Höhe von mindeſtens 
je 3,50 m und zwiſchen Radabweiſern und Bordſchwellen eine freie Sohlen— 
breite von mindeſtens 2,30 m habenz in einer Höhe von 25 em über der 
Sohle muß eine lichte Breite von 2,5 m voll vorhanden fein. Sowelt die 
Durchfahrten nicht als Ausgang für 51 oder Arbeitnehmer in Frage 
kommen, genügen Abmeſſungen, die eine Benutzung für die Fahrzeuge der 
Feuerwehr geſtatten. Wenn in der Ausgangsbreitenberechnung berückſichtigte 
Ausgänge ($ 16 Abſ. 1) nach dem Hofe führen, fo müſſen die aus diefen 
Höfen führenden Durch und Zufahrten mindeftens auf einer Seite mit einem 
Fußſteige von 80 em Breite verſehen ſein. 

2. Bei Waren- und Geſchäftshäuſern mit mehr als 15 000 qm Nutz⸗ 
fläche (§ 1) iſt joe nad) der Bauordnung als befahrbar ee t e Hof, 
u welchem Verkaufs- oder . haben, mit Ein⸗ und 

usfahrt zu verſehenz Ein: und Ausfahrten follen fih an möglichſt entfernt 
voneinander liegenden Stellen befinden. 1 

3. Anbauten, Hofüberdachungen und dgl., ſofern ſie an Außenwänden 
mit Öffnungen liegen, find bis auf 5 m vom Gebäude entfernt feuerbeſtändig 
herzuſtellen und an den een mindeſtens 1 m breit begehbar abzu⸗ 
decken. Die begehbaren Zeile rle durch Treppen oder Leitern vom Hofe 
zugänglich zu machen. Dieſe Vorſchrift gilt nicht für Gerüſte an Außen⸗ 
aufzügen. 

4. Das Parken von Kraftwagen auf den zu Waren: und Geſchäfts⸗ 
häuſern gehörenden Höfen iſt nur an den hierfür von der Baupolizei aus: 
drücklich vorgeſchriebenen Stellen zuläſſig. 

211) Die Vorſchrift beſagt nicht, daß be es Durchfahrten nur als Einfahrt, andere 


nur als Ausfahrt benutzt werden dürfen. „v. 8. 7. 82. 
v. A 7023 Der und Entladen von Fahrzeugen ift nicht als Parken anzuſehen. Erl. 


1 ˙ ee ten Se 
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$ 10. Bauart einzelner Teile, 


1. Alle Gefchoffe find, ſoweit nicht ausdrücklich in dieſer Polizeiverordnung 
Ausnahmen zugelaſſen find, ohne Öffnungen feuerbeftändig voneinander zu 
trennen. 0) 

2. Die zur Standſicherheit und Tragfähigkeit erforderlichen Telle ſind 
feuerbeſtändig herzuſtellen. 

g. Höhenunterſchiede innerhalb der Verkehrswege in den Verkaufsräumen 
ſind, ſofern ſie weniger als drei Stufen betragen, durch Rampen auszu— 
gleichen, deren Steigung höchſtens 1: 10 betragen darf. 

4. Zwiſchen Unterkante Sturz eines Fenſters und Oberkante Fenſter⸗ 
brüſtung des darüberliegenden Geſchoſſes muß fidh ein mindeſtens 1 m breiter 
feuerbeftändiger Streifen befinden, 

5. Fenſterflächen in Dbergefchoffen find derartig unterzuteilen, daß die 
einzelnen Scheiben höchſtens 2 qm groß find. In den Geſchoſſen über dem 
Erdgeſchoß iſt etwa ein Drittel der Hater jedes Arbeitnehmerraums mit 
leicht . Flügeln von mindeftens 60 cm Breite und 1,60 m Höhe 
zu verſehen. 

6. Zwiſchenwände zwiſchen Arbeitnehmerräumen ſowie zwiſchen Arbeit: 
nehmerräumen und kleinen Lagerräumen für nicht leicht brennbare Gegen: 
ftände müſſen mindeſtens feuerhemmend fein. Die Unterteilung von Büro: 
räumen darf auch in Holz und einfachem Glas erfolgen. 


$ 11. Brandabſchnitte. 


1. Waren- und Geſchäftshäuſer von mehr als 2500 qm Nutzfläche in 
einem Geſchoſſe find in Brandabſchnitte einzuteilen, die durch Brandmauern 
in Abſtänden von 50 m zu trennen ſind. ae zwiſchen den einzelnen 
Brandabſchnitten ſind zuläſſig; doch ſind Einrichtungen zu ſchaffen, die die 
Brandabſchnitte durch feuerbeftändige Türen oder durch Stahlplattenrolläden 
im Abſtand von 50 m zu trennen vermögen. Die Offnungen müſſen in den 
Hauptberkehrswegen liegen und dürfen höchſtens 2,50 m breit und hoch fein. 

2. Lagerräume und Werkſtätten find in Brandabſchnitte von nicht über 
800 qm, in Kellern nicht über 500 qm Größe zu teilen. 

3. In Geſchäftsräumen von mehr als 1000 qm dar ige kann an 
hierfür befonders geeigneten Stellen die n von Trennungsſtreifen 
(ſogenannte Feuerſchürzen), die 1 m bis unter die Decke herabreichen, 
gefordert werden. 


$ 12. Offene Verbindung zwiſchen den Geſchoſſen. 


1. Lichthöfe: Räume, die durch zwei oder mehrere Geſchoſſe reichen 
— wie überdeckte Lichthöfſe, Eingangs- und Ausſtellungshallen —, dürfen 
unter folgenden Bedingungen in offener Verbindung mit ſeitlich anſchlie— 
ßenden Verkaufsräumen ſlehen: 
a) die Fläche der offen zufammenhängenden Geſchoſſe darf innerhalb eines 
Brandabſchnitts nicht mehr als 5000 qm betragen; 
b) die Höhe der Lichthofwände darf die Breite nur um die Hälfte über⸗ 


ſchreiten (4b tz) 
e) in der Decke des Lichthofs ift mindeſtens ein Rauchabzug anzulegen. 
219) Vergl. Anm. zu § 12 Abf. 2, 
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Die Rauchab ugeöffnung muß mindeſtens 5 % der Grundfläche groß 
und von ae Stelle im Erdgeſchoß aus bedienbar fein; fie muß 
von den Lichthofwänden allſeitig mindeftens 3 m entfernt fein; 

d) die Brüſtungen der Galerien in den mehrgeſchoſſigen Räumen ſind 
unverbrennlich Fier TüBeEn. Offnungen in ihnen ſind nur an den gel 
treppenanſchlußſtellen zuläſſig; 

e) offene Aufzüge, ) Zwiſchentreppen und Rolltreppen find in oder an 
Lichthöfen zuläffig. 

. Sonftige TEE zwiſchen Geſchoſſen, wie Waren: 
rutſchen, Müllſchächte und dgl., find mit feuerbeftändigen Wänden zu ver⸗ 
ſehen, desgleichen innere Verbindungstreppen, Fahrſchächte von Aufzügen 
und Rolltreppen, wenn fie fih in Brandabſchnitten befinden, in denen keine 
Lichthöſe vorhanden find. Für die Zugangstüren zu Fahrſchächten von Auf: 
zügen git § 6 der Aufzugsverordnung. 

3. Einzelne Räume bis zu 200 qm Fläche dürfen unabhängig von vor: 
ſtehenden Beſtimmungen in offener Verbindung mit dem darüber oder 
darunter liegenden Geſchoſſe ſtehen, wenn dieſe Räume mit öffnungsloſen 
feuerbeftändigen Wänden umgeben find und zwei feuerbeſtändige Treppen 
von je . Im Breite oder eine feuerbeſtändige Treppe von 1,50 m 
Breite zur Verbindung der beiden — 6 oſſe bochanden find. Es kommen 
hierbei in Frage Handgepäckablagen, Fernſprechzellen und dgl., nicht aber 
Aborte und Waſchräume. 


§ 13. Ausgänge im Erdgeſchoß und Kellergeſchoß. 
Erdgeſchoß. 

1. Aus dem Erdgeſchoſſe müſſen mindeſtens zwei Ausgänge auf die 
Straße oder auf einen Hof führen, der mit der Straße in geſicherter Berz 
bindung ſteht. 

2. Die Ausgänge müſſen fo verteilt fein, daß jeder Punkt des Erd: 
geſchoſſes höchſtens 25 m von einem Ausgange entfernt liegt. 

3. Notwendige Ausgänge müſſen mindeftens 1,50 m breit fein und 
dürfen nicht durch Treppenhaͤuſer führen. 

4. Nicht notwendige Ausgänge dürfen nur ſo in Treppenhäuſer münden, 
daß durch ſie der Abſtrom von der Treppe nicht behindert wird. 

5. In Wänden, welche Durchgänge oder Durchfahrten von 9 
räumen trennen, dürfen Fenſter oder andere Durchbrechungen nicht angelegt 
werden. Einzelne Türen find zuläffig, 

a) wenn fie feuerbeſtändig ausge übrt werden, 

b) wenn bei Aufſchlagen die vorgeſchriebene lichte Breite der Durchfahrt 
oder des Durchganges nicht vermindert wird, 

c) wenn die Durchfahrt an ihren Enden nicht oder nur durch Gittertore 
abgeſchloſſen iſt. 


214) Vergl. Hierau S 5 II ber a 

215) Da nach den Bestimmungen für die Türverſchlüſſe von Fahrſchachttüren ſtets nur 
die Titr offen fein kann, vor der N der Fahrſtuhl gerade befindet, fo ift die Übertragung 
eines Brandes durch einen ſeuerſicher umwehrten Fahrſchacht von einem abgeſchloſſenen 
Heſchoß in das andere ohne weiteres nicht möglich. Nur wen rſtuh 
einem Schacht nebenelnanderlauſen, ift diefe Möglichkeit gegeben. In einem ſolchen Falle 
wären ſeuerſichere Trennungswände FR Ya den einzelnen Fahrſtüblen oder in jedem 
Geſchoß llezende Fahrſchachttüren ordern. 

u offenen Belhollen nach Geſchoſſen führen, in denen 


euerſchleuſen oder ſelbſttatt 
u nn Fahrſtühle von geſch 
— a gehen eine Beuerihfeufe mit feoid Aufmlagenber BUGAN bhs aber 
eine teiden oneko Fahrſchachttür zu fordern, (Erl. ö. 8. 2. 32.) 
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6. Die Anlegung von Ausgängen in einen Hof iſt nur zuläſſig, wenn 
der Def mit der Straße in geficherter Verbindung ſteht. 

7. Die Ausgangstüren müſſen nach außen aufſchlagen. Schiebetüren in 
Ausgängen ſind verboten. Türverſchlüſſe müſſen durch einen einzigen Griff 
in Höhe von etwa 1,50 m über dem Fußboden von innen leicht zu öffnen 
fein. Kanten und Schubriegel find verboten, 

8. Drehtüren find als notwendige Ausgangstüren unzuläſſig. Sie dürfen 
jedoch im Erdgeſchoß über die notwendigen Türen hinaus unter folgenden 
Vorausſetzungen eingebaut werden: 

a) fie dürfen den Weg zu den notwendigen Ausgangstüren nicht behindern; 
b) fie müſſen mit einem Griffe in ganzer Breite öffenbar eingerichtet fein, 
Kellergeſchoß. 

9. Für die Zahl, Entfernung und Breite der Ausgänge gelten die gleichen 
Vorſchriften wie für das Erdgeſchoß. Für die Breite der Ausgange genügt 
ein Maß von 1,10 m. 

10. Jeder Brandabſchnitt muß in fidh zwei jederzeit erreichbare feuer 
beſtändig abgeſchloſſene Rettungswege haben. Dieſe müſſen unmittelbar 
ins Freie führen. Gemeinſam zwiſchen zwei Brandabſchnitten liegende Aus⸗ 
ſtiegtreppen ins Freie ſind zuläſſig. 

11. Liegen Kellerausgänge unmittelbar neben Geſchoßtreppen oder Eins 
gangsfluren, fo darf eine ſelbſtſchließende, rauchdichte Tür j den Verkehr 
der Arbeitnehmer zwiſchen Keller und den darüberliegenden Geſchoſſen in der 
Zwiſchenwand ausgeführt werden. 

$ 14. Hauptverkehrswege. ; 

Wege, die in den Verkaufsräumen zu Treppenhäuſern und Ausgängen 
führen oder dem Hauptverkehr der Käufer dienen ſollen, müſſen mindeſtens 
2 m breit fein, In beſonders ungünftigen Fällen kann die Baupolizei größere 
Gangbreiten fordern.) 

§ 15. Treppen. 

1. Die notwendigen Treppen müffen an Außenwänden liegen und 
unmittelbar ins Freie führen. 

2. Treppenläufe für die Käufer dürfen nicht unter 1,5 m und, falls fie 
nicht durch Zwiſchenteilung mit Handläufern verſehen werden, nicht @iber 
2 m breit fein. Beiderſeits find Handläufer anzubringen. Treppenpodeſte 
dürfen breiter als 2 m fein. Die Laufbreite der Treppen wird in Höhe des 
rap kg gemeſſen. Wandhandläufer bleiben für das Breitenmaß außer 

njak. 

3. Das Steigungsverhältnis aller notwendigen Treppen darf nicht fteiler 
fein als 17/28 cm. Die Bene geſchwungener Treppen müſſen auch an der 
ſchmalſten Stelle noch eine Auftrittsbreite von mindeſtens 23 em haben. 

4. Von jedem Punkte eines 5 müſſen zwei notwendige 
Treppen — davon eine in höchſtens 25 m Entfernung (gemeſſen bis zur 
Rare — erreichbar fein, 

5. Die Treppenhaustüren find feuerbefländi I 1 Der Ver⸗ 
ſchluß muß leicht öffenbar fein, Kanten: und Gchubr egel ſind unzuläſſig. 


216) Nicht notwendige Treppen und ange fallen nicht unter den 8 14. Die 
Sorberung . ee Z m en ber lege nur in Frage kommen, wenn 
E Ber. anföliehenen Ausgange und Treppen gleichfalls breiter als 2 m find, 

li) Die Worſchrift uber die Mindeft- und Höcftbreite der Treppen begtebt ſich nur au 
nottvenblae Arrenbens He nde alle nit Trepe Die nicht nolivendig find (4. . dich 
boftxeppen) keine Anwendung. 
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Feuerbeſtändige Verglaſung der Türen kann zugelaſſen werden, ſoweit ſie 
erſt 0,80 m über Fußboden beginnt, 

6. Treppenhäuſer find mit Vorrichtungen zu verſehen, die eine wirkſame 
Entlüftung ſicherſtellen, von geſicherter Stelle im Erdgeſchoß bedienbar und 
durch Aufſchrift an dieſen Stellen leicht auffindbar ſind. Dieſe Vorrichtung 
muß die Entqualmung nicht nur an der Decke des Treppenhauſes, ſondern 
in der Regel auch in jeder Geſchoßhöhe durch Offnen der Fenſter ermöglichen. 
Die Rauchabzugefläche an der Decke muß mindeſtens 5 % der Treppenhaus: 
grundfläche betragen. 

7. Verſchläge unter Treppen ſind verboten. 


Sicherheitstreppe fn. 

8. Für alle Geſchoſſe, die infolge ihrer Höhenlage mit den Leitern der 
Feuerwehr nicht erreichbar bb find außer den notwendigen Treppen Gicher: 
heitstreppen anzulegen. as gleiche gilt für Kellergeſchoſſe, die keine 
unmittelbar ins Freie führenden Fenſter befigen. 


9. Sicherheitstreppen müſſen hinſichtlich ihrer Bauart und Lage ſo be— 
ſchaffen ſein, daß ſie im Falle eines Brandes von Feuer und Rauch nicht 
beeinträchtigt werden können. 0 


218) Es Steht nichts im Wege, die Rauchabzuge in den Seitenwänden anzulegen. 

219) Die Sicherbeitstreppen, bie über die Zahl der notwendigen Treppen Hinaus ans 
ulegen find, ftellen gewiſſermaßen eine Verlängerung der Feuerwebrieiter dar, Gie 
ollen, wle blefi „ eine Rettungsm 7 ſchafſſen, wenn alle anderen Treppen nicht mehr 

enußbar find, bre Lage und Breite ift unter nn e ber jeweiligen örtlichen 
Verhältniffe und der vorſtehend angegebenen Zweckbeſtimmung ſeſtzulegen, 

220) Die im 15 Abf. 9 geſtellten Vorbedingungen für Sticherheltstreppen können 
unter 6 enden Be Ingunas als erfüllt betrachtet werden: 

a lcherhellslreppen aus den Ne ee Die Stcherhelts⸗ 
treppe muß fo gestaltet fein, daß das Sicherheltstreppenhaus feine unmittelbare Verbindung 
mit den einzelnen Stockwerken bat, ſondern der Zugang au ihm erſt durch das Freie erfolgt, 
8. B. Über ae Laufgänge, Baltone oder Logglen; dleſe ſollen keine größere Tiefe als 
4 m und mindeſtens 4 m Frontlänge aufmwelfen, 

Sit an ein Sicherbeitstreppenbaus nur ein Stockwerk angeſchloſſen, das über der von 
der Feuerwehr erreichbaren 2 e liegt, fo ift die unmittelbare Verbindung dleſes einen 
Stodwertes mit dem Sticherheltstrey ennhaus uläſſig, Toten eine unmittelbare Verbindung 
mit den darunterllegenden Stockwerken nicht beſteht, d. b. das Treppenhaus entweder ohne 
jede Verbindung mit dem tieſerltegenden St rte durchgeführt wird oder bet Beſtehen 
eines Unſchluſſes dleſer nur über offene Laufgänge, Balkone oder Logglen erfolgt. 

Die unterhalb ber den le gate Balkone oder Sog len, die ben Lesen su einem 
Sichexbeltstreppenhaus bilden, befindlichen Fenſter müſſen, um eine e durch 
beraubſchlagende Flammen zu vermeiden, ſeuerbeſtändig en rt fein. uf die Lauf ⸗ 
ange, Balkone oder Logglen mündende Türen müffen ebenfa euerbeftändig und felbfi» 


ein, 
Auch Außentreppen tönnen als Sticherheltstreppen gerechnet werden, fofern fie an 
Brandglebeln berabführen oder die Jenſter, an denen fie borbeiführen, gegen Heraus ⸗ 
chlagen von Flammen ſeuerbeſtändig Dt 198 Auch dle auf die Außentreppen mün 
enden Türen find ſeuerbeſtändig und ſelbſtſchlteßend berauftellen. 

Allgemein tonnen alle Sicherbeitstreppen und bie ngange u ihnen nur dann als 
geſichert angeſehen werden, wenn ſie von Frontwänden, die mit 2 75 und Türöffnun⸗ 
en verſehen find, mindestens 15 m entfernt liegen. Ein * en unter dieſe Ent- 
ernung ift nur zulaſſig, wenn die Sſcherheiltstrebpen ſelbſt in völlig ſeuerbeſtändig um 
chloſſenen Treppenhäuſern liegen, alfo auch die Fenſter dieſer Treppenhäuſer ſeuerbeſtändig 


ausgeführt find, 
5 1 — Wänden d e enbäufer müſſen an pöchſter Stelle 
eine i re söffnung von mindeſtens am beſitben, deren Bedienbarkeit von einer 
gesicherten Stelle des Erdgeſchoſſes aus gewährletſtet fit. 

Weim Vorliegen befonders günstiger Verbältniffe kann in Ausnahmefällen davon abs 
geſehen werden, die Stcherheitstreppen bis aum Erdboden berabzuführen, fofern es fiğ 
ermöglichen Ja die die Sicherheitstreppen benubenden Perſonen auf Dächer oder Galerien 
u reiten, die bereits wieder im Wereld der Feuerwehrleitern llegen und ihrer Lage und 

usführung nach eine Gewähr dafür bieten, daß dorthin gerettete Perſonen im Branbfalle 
für längere Zeit als gesichert angeſehen werden können. 

b) Slcher bell RU aus Kellergeſchoſſen. Die Sticherheltstreppen 
aus Räumen, die unter dem Erpgeſchoß liegen, miffen unmittelbar ins Freie geleitet Wers 
den. An derartige Treppen darf immer nur ein Geſchoß angeſchloſſen werden. 

Die I der Sicherheltstreppen richtet ſich nach der Ausdehnung des Gebäudes ſowie 
nach der Anordnung und Ausnüßungsart der einzelnen Räume. 


„ 
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$ 16. Berechnung der Ausgangstüren, Treppen und Slure, 
Türen. 


1. Die Breite der für die Entleerung erforderlichen Türen wird zwiſchen 
den geöffneten Türflügeln gemeſſen. Ausgänge nach Höfen zählen bei Be: 
rechnung der Ausgangsbreiten nur mit, wenn der betreffende Hof entweder 
eine Zus oder Durchfahrt von mindeſtens 4 m Breite oder zwei Durchfahrten 
oder Zufahrten von ſe mindeſtens 3,5 m Breite aufweiſt. Jeder in der 
Berechnung der Ausgangobreiten berückſichtigte Ausgang muß mindeſtens 
1 m breit fein. 

2. Die Geſamtbreite der für die Entleerung erforderlichen Türen im 
Erdgeſchoß wird derart ermittelt, daß auf jede angefangenen 100 qm Grund⸗ 
fläche 30 em lichte Weite entfallen. In den Obergeſchoſſen muß die Tür⸗ 
breite mindeſtens gleich der Treppenlaufbreite fein,” 


Treppen. 


3. Die Laufbreite der Treppen muß betragen, 
falls 1 Obergeſchoß an der Treppe liegt ER o m, 
„2 Obergeſchoſſe an der Treppe liegen. . . 1,60 m, 
9898 ” N 7 75 r ee dim, 
„ „ » BO 

Die Baupolizeibehörde kann zulaſſen, daß die Laufbreite der einzelnen 
Treppen unter Vermehrung der Treppenzahl bis auf 1,50 m herabgeſetzt 


wird, ſofern die nach obiger Berechnung erforderliche Geſamtbreite aller 
Treppen vorhanden iſt. 


4. Für die Arbeitnehmerräume genügen Treppen von je mindeſtens 1,20 m 
Breite, falls nicht mehr als etwa 200 erſonen auf die Treppen zuſammen 
angewieſen ſind. Bei einer größeren Zahl als 200 tritt Berechnung nach 
Abſatz 8 ein. 

5. Für Kellergeſchoßtreppen ſind für jede angefangene 100 qm Grund: 
8 wenn in den Kellergeſchoſſen Räume der im $ 8 Abf. 3 erwähnten 

rt liegen, 20 cm Treppenbreite anzuſetzen. 

6. Nicht notwendige Treppen bleiben bei Berechnung der Treppen außer 
Betracht. 

Flure. 

7. Die nach den Treppen führenden Flure unterliegen den gleichen Ber 

ſtimmungen wie die Treppen. 


$ 17. Schaufenſter. 

1. An oder in den Ausgängen liegende Schaufenſter find gegen die Ber: 
kaufsräume feuerbeftändig zu frennen, 

2. Wenn in ern leicht brennbare Stoffe ausgelegt und die 
Schaufenſter gegen die Verkaufsräume abgeſchloſſen werden, ſo muß der 
Abſchluß feuerbeſtändig en: im übrigen ift ein Abſchluß gen die 
Verkaufsräume fo auszuführen, dar eine ausreichende Ber und Entlüftung 
und ausreichende Belichtung dieſer Räume ſichergeſtellt iſt. 

3. Schaufenſter, die durch zwei Geſchoſſe reichen, find in einem Geſchoſſe 
feuerbeſtändig gegen die übrigen Räume abzuſchließen. 


221) Als Grundfläche ift bei der Merenung der Tiürbreiten im Erdgeſchoß nur bie 
Olache 92 Verkaufsräume zugrunde zu legen. ad 
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$ 18. Lichte und Kraftanlagen. ““ 


Elektriſche Anlagen. 

1. Ein Schaltungsſchema für die Fieber Licht⸗ und Kraftanlagen iſt 
in unmittelbarer Nähe der Hauptſchalttafel deutlich ſichtbar unterzubringen. 
Der Zugang zur Hauptſchalttafel darf bei Feuer oder Verqualmung in anz 
deren Räumen des Hauſes nicht gefährdet ſein. Er muß auf kürzeſtem Wege 
von außen jederzeit geſichert erreichbar ſein. Die elektriſchen Zuleitungen für 
Aufzüge dürfen nur vom Triebwerk aus unmittelbar abſchaltbar ſein. 

Freihängende Beleuchtungskörper müſſen ſorgfältig und, wenn fie 
ſchwer ſind oder ſo hoch hängen, daß Nr nicht ohne Hilfsmittel erreichbar 
ſind, wie z. B. die großen Beleuchtungskörper in Lichthöfen, an unverbrenn⸗ 
lichen Bauteilen doppelt befeſtigt fein, von denen die eine Befeſtigung unver⸗ 
brennlich ſein a: Stromleitungen dürfen nicht zum Aufhängen benutzt 
werden. Die in Verkehrswegen der Käufer und der Arbeitnehmer befind- 
lichen Beleuchtungskörper müſſen mit ihren Unterkanten mindeſtens 2 m 
hoch liegen. 

3. Die Anlage von Umformern mit Olſchaltern und ſonſtigen größeren 
Olbehältern, z. $. für Dieſelmotore unter Waren- und Geſchäftshäuſern, ift 
unzuläſſig. Derartige Anlagen dürfen nur in beſonderen, vom Hofe unmit⸗ 
telbar zugänglichen Räumen auf oder unter dem Hofe errichtet werden. ) 

4. Proviſoriſche F ſind nur mit Sufimmung der Bau⸗ 
polizeibehörde zuläſſig. Sie find in der Regel in gleicher Weiſe geſichert 
8 wie endgültige Anlagen. 

as. 

5. Gas darf zu Beleuchtungszwecken nicht verwendet werden. 

6. Jeder Gasbrenner muß einen eigenen Abſperrhahn haben. Bewegliche 
Gasarme und Schlauchanſchlüſſe find unzuläſſig. 

7. Ein Abſperrverſchluß muß die jederzeitige Abſperrung der Geſamtgas⸗ 
leitung ermöglichen; er iſt von der Straße aus leicht auffindbar anzulegen 
und außen kenntlich zu machen. 

8. Gasmeſſer dürfen nur in Räumen aufgeſtellt werden, die ausreichend 
hell und nach außen entlüftbar ſind. Hinter dem Gasmeſſer auf dem Grund— 
ſtück iſt ein Abſperrhahn anzulegen, welcher auch bei Feuer ſtets ungefährdet 
erreichbar iſt. 

Notbeleuchtung. 

9. Die Verkaufs-, Arbeits- und Wohlfahrtsräume für die Arbeitnehmer 
ſind mit einer Notbeleuchtungsanlage in ausreichender Lichtſtärke zu verſehen, 
die beim Verſagen der Hauptbeleuchtung ein ſicheres Zurechtfinden in jämt: 

222) Vergl. Poligelverordn. über Errichtung u. Betrieb elektr. Anlagen vom 15. 2. 85 
e Spiele Bestimmung weicht von den Vorſchriſten des Verbandes Deutſcher Elektro- 
techniter ab 1 8 denen jede Leitung an der 0 abſchaltbar und geſichert fein 
muß. Ste hat ibre Degranonng tn r Talſache, daß in der Regel von der Haupt = 


aus nicht einwandfrei ſeſtgeſte e u 
Beim Abſchalten der eleltriiden Zuleitung für frutat e bo 


wel Stockwerken befindet, fo daß die Perſonen den Fahrſtu 
Im Sale eines Brandes äußerft beben Mögl 


zuſtellen iſt, ob die Au 
Unbe erſe 


beit tope Wänden und Türen umſchloſſen Š 
224) Als „Umformer” im Sinne dieſer Veſtimmung gelten „Umſpanner“. 
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lichen Räumen, vor allem in den Rückzugswegen, gewährleiſtet. An den 
Kreuzungspunkten der Hauptverkehrswege iſt auf die Ausgangtüren und die 
Treppenhäuſer durch beleuchtete Schriften . hinzuweiſen. Derartige 
beleuchtete Schriften find an die Haupt- und Notbeleuchtung anzuſchließen. ) 

10. Die Ausgänge und Türen zu Treppenhäuſern ſind It euchtſchrif⸗ 
ten, die an die Notbeleuchtung angefchloffen find, beſonders kenntlich zu 
machen. Alle Lampen, die an die Notbeleuchtung angeſchloſſen ſind, ſind 
durch rote Farbſtreifen an der Faſſung kenntlich zu machen. ) 

11. Die Notbeleuchtung muß völlig unabhängig von der Hauptbeleuch⸗ 
tung ſein. 1 5 ſie ſind mindeſtens zwei Stromkreiſe derart anzulegen, daß 
auch beim Verſagen eines Stromkreiſes der Notbeleuchtung die Lampen des 
zweiten Stromkreiſes noch als Wegweiſer genügen. 

12. Die Kraftquellen und die Schaltanlage der Haupt- und Notbeleuch— 
tung müſſen feuerbeſtändig und getrennt voneinander untergebracht werden. 
Die Kabel beider Leitungen dürfen nicht zuſammenliegen. 

13. Als Stromquellen für die Notbeleuchtung können Verwendung finden: 

a) eine Zentralbatterie — Aufſtellung in einem feuerbeſtändig ab: 
eſchloſſenen Raume. Die 5 Mes der einzelnen Stromkreiſe 
ind voneinander unabhängig bis zur Batterie zu führen, ſo daß 
jeder Stromkreis einen Teil der Batterie als beſondere Stromquelle 
erhält — oder 

b) eine öffentliche Stromlieferungszentrale, ſofern ihr Leitungsnetz 
unabhängig von der Zentrale der allgemeinen Beleuchtung ift. 


$ 19. Heizung. 

1. Es ift Zentralheizung anzulegen. Umluftheizung ift — außer für 
die Portale — unzuläſſig. 

2. Die Aufſtellung von Feuerſtätten mit offener Feuerung in Verkaufs: 
und Arbeitnehmerräumen iſt verboten. 

3. In Büroräumen können, falls ſie von den übrigen Räumen feuer⸗ 
beſtändig getrennt ſind, ausnahmsweiſe Gasöfen, Kachelöfen oder eiſerne 
Dauerbrenner auf Antrag von der e zugelaſſen werden. 
Vor eiſernen Ofen ſind ſtarke, unverrückbare Ofenſchirme anzubringen. Die 
Rohrverbindungen mit dem Schornſteine find feuerbeſtändig herzuſtellen. 

4. Elektriſche Heizvorrichtungen müſſen unverrückbar auf feuerbeſtändi⸗ 
gen Unterlagen ſtehen. 

5. Heizkörper und Rohrleitungen, mit deren Erwärmung auf mehr als 
100 Grad zu rechnen iſt, ſind dort, wo Berührung mit leicht brennbaren 
Seoffen möglich ift, mit Drahtgeflecht oder dergl. A u umgeben, dağ die 
Berührung mit Gegenſtänden nicht möglich ift. Die Reinigungsmöglichkeit 
der Heizkörper und Rohre darf durch derartige Schutzmittel nicht beein: 
trächtigt werden. 


225) Wel der Forderung der Anbringung von Hinwelsſchlldern an den Kreugungs⸗ 
punſten der Sen Haben ſich die Baupoligeibebörden auf das 14100 Not⸗ 
nien. An e ber 


ber Bor 
Sentfürifien, die den beilſchen \ rbältniffen billigerweiſe entſprechen, etwa abgeändert 
werden müſſen. 
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6. Die Räume, in welchen Zentralheizungsanlagen und die zugehörigen 
Brennſtoffe untergebracht ſind, müſſen feuerbeſtändige Wände und Decken 
erhalten. Sie ſind mit dauernd ausreichender Entlüftung zu verſehen. Für 
das Bedienungsperſonal müſſen zwei voneinander unabhängige Rettungs⸗ 
wege verfügbar ſein. 


$ 20. Be- und Entlüftung. 


1. Alle Verkaufs- und Arbeitnehmerräume find, falls fie nicht ausreichend 
durch Fenſter natürliche Lüftung erhalten können, mit künſtlicher Be- und 
Entlüftung zu verſehen. 

2. Abgeſehen von den in Treppenhäuſern, Lichthöfen, Hallen uſw. zu 
fordernden Rauchabzugsöffnungen können für Räume, aus denen die Qualm⸗ 
beſeitigung im Brandfall beſondere Schwierigkeiten macht, wie z. B. für 
Kellerräume, welche keine oder unzureichende Fenſter haben, von der Bau: 
polizeibehörde unverbrennliche . oder Kanäle gefordert 
werden, deren Saugekraft gegebenenfalls durch mechaniſche Einrichtungen 
zu erhöhen und nachzuwelſen ift, 

3. Für Räume, in welchen mit Anſammlung brennbarer oder geſund— 
heitsſchädlicher Gaſe zu rechnen iſt, ſind, auch wenn für derartige Räume 
Sondervorſchriften nicht vorhanden ſind, naturliche oder künſtliche Lüftungs⸗ 
möglichkeiten zu ſchaffen. Die Entlüftungskanäle dieſer Räume dürfen Feine 
Verbindung mit anderen Räumen oder deren Entlüftungskanälen beſitzen. 


$ 21. Feuerlöſcheinrichtungen. 


1. Jedes Waren» oder ha muß eine Einrichtung haben, die 
jederzeit eine unmittelbare Benachrichtigung der Ortsfeuerwehr gewährleiſtet. 

2. Außerdem iſt in Waren» und Geſchäftshäuſern von mehr als 10 000 qm 
Nutzfläche ($ 1) eine Innenmeldeanlage und eine Alarmvorrichtung anzus 
legen. 

3. In jedem Waren- oder Geſchäftshauſe ſind in ausreichender Zahl 
Innenhydranten, die mit Schlauch und Strahlrohr air be find, anzu⸗ 
legen. Außerdem ift auf die Räume verteilt kleines Löſchgerät in aus- 
reichender Zahl zu halten. “) 


$ 22. Werbezeichen. 


1. Die Genehmigungspflicht der Werbezeichen richtet ſich nach den ört— 
lichen baupolizeilichen Vorſchriften. 

2. Die zu Werbungszwecken benutzten Stoffe ſind, auch wenn ſie nur 
aus befonderen Anläſſen, wie Ausverkäufen uſw., angebracht find, feuer— 
hemmend zu imprägnieren. Sie dürfen die Fenſterflächen nicht weſentlich 
verdecken. 


§ 23. Wohnungen und fremde Betriebe in Waren: oder Geſchäftshäuſern. 
1. ae in beſchränkter Zahl für Aufſichtsperſonal find zuläffig, 


wenn folgende Vorausſetzungen erfüllt find: 
227) Als kleines e kommen in erſter Linie Handſeuerlöſcher in Frage. Ein 


Vergeichnis der vom Preußiſchen Jeuerwehrbelrat geprüften und anerkannten Handſeuer⸗ 
loͤſcher tit im Preußiſchen Beſoldungsblatt 1931 S. 142 veröffentlicht. 


ea 
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a) die Wohnungen müſſen mindeſtens zwei Rettungswege haben, von 
denen einer von den Räumen des Waren- oder Geſchäftshauſes 
feuerbeſtändig abgeſchloſſen ift; 

b) die Wohnungen a Fenſter haben, die von der Straße oder 
Höfen aus mit den Leitern der Feuerwehr erreichbar ſind; 

c) liegen die Wohnungen in gleicher Höhe wie die Räume des Waren: 
oder Geſchäftshauſes, ſo ſind ſie von letzteren durch Brandmauern 
zu trennen. 

2. Bei der Einrichtung von Wohnungen und Betriebsſtätten fremder Be— 

triebe auf Waren- und Geſchäftshausgrundſtücken ſind die erforderlichen 
Sicherheitsmaßnahmen von der Baupolizeibehörde vorzuſchreiben. 


$ 24. Erleichterungen. 


J. Erleichterungen für Häuſer mit ſelbſttätiger Be⸗ 
tiefelung (Sprinkler). Bei Einrichtung einer von der Behörde ans 
erkannten ſelbſttätigen Berieſelungs-(Sprinkler-J Anlage ift es zuläſſig, daß 

a) die Zahl der gel für Verkaufsräume (§ 8 u: 1) in Gebie⸗ 
fen, in denen die Bauordnungen dieſe Gesche zulaſſen, 1 
echs erhöht wird; alsdann iſt die Laufbreite der Treppen ($ 1 

bſ. 3) um 10 cm für jedes Geſchoß zu erhöhen, 

b) die Breite der Feuerſchutzſtreifen ($ 10 ag 4) herabgeſetzt wird, 

c) die Entfernung der Brandmauern in den Brandabſchnitten ($ 11 
Abf. 1) auf 150 m erhöht wird, 

d) das Maß der offen zuſammenhängenden Geſchoßflächen ($ 12 
Abſ. 1) auf 15 000 qm erhöht wird, 

e) die Treppenhaustüren F ſtatt ſeuerbeſtändig ($ 15 
Abſ. 5) ausgeführt werden, 

f) von der Anlage von Innenhydranten ($ 21 Abſ. 3) abgeſehen wird, 
ſofern trockene Steigerohre und Schlauchkäſten in genügender Zahl 
bereitgehalten werden. 

Die ſelbſttätige Berieſelung muß fih auf das ganze Warenhaus erſtrecken 
mit Ausnahme folgender Räume: Treppen, deen, Aufzugsſchächte, 
Wafd: und Aborträume, Maſchinenräume ſowie Verkaufsräume, in denen 
keine leicht brennbaren Stoffe gelagert werden (z. B. Räume zum Verkauf 
von Lebensmitteln, Glas oder Porzellan). 

2. Sonſtige Erleichterungen Für Geſchäftshäuſer des Ein» 
zelhandels, bei denen weder ſtärkerer Menſchenandrang noch Anhäufung 
größerer Mengen leicht brennbarer Stoffe zu erwarten ift, können Erleichte⸗ 
rungen zugeſtanden werden. 0 


B. Beſtehende Anlagen. 


§ 25. Waren- und Geſchäftshäuſer, die beim Inkrafttreten dieſer Poli» 
zeiverordnung vorhanden find, unterliegen folgenden Beſtimmungen: 

a) 8 Veränderungen, Ergänzungen und Ulmbauten ir 
nach den Anforderungen an neue Anlagen . A) auszufüh⸗ 
ren. Abweichungen kann die Baupolizeibehörde zulaſſen. 

b) Sind die Erneuerungen, Veränderungen, Ergänzungen oder Umbaus 
ten erheblicher Art, kann die Baupolizeibehörde fordern, daß auch 


22) Zu den Räumen, in denen eine Sprinklerung nicht notwendig ift, gehören auch 
die Jernſprechzentralen. 


248 Waren» und Geſchäftsbäuſer 


die von dem Bauvorhaben nicht berührten Teile des Waren- oder 
Geſchäftshauſes, ſoweit ſie den Anforderungen des Abſchnitts A 
nicht entſprechen, mit dieſen in Übereinſtimmung gebracht werden. 
Auch unabhängig von den Vorausſetzungen unter a und b kann die 
Baupolizeibehörde verlangen, daß beſtehende Anlagen mit den Ans 
forderungen des % A in Übereinſtimmung gebracht wer: 
den, ſofern diefe Maßnahmen zur Beſeitigung einer Störung der 
öffentlichen Sicherheit oder Ordnung oder gur bwehr einer im ein: 
elnen Falle bevorſtehenden 9580 air die öffentliche Sicherheit oder 
Beha erforderlich ſind (P. V. G. § 41). 


IV. Sondervorſchriften. 


$ 26. Haus feuerwehr. 80) 


1. Für jedes Waren- oder Geſchäftshaus muß während der Betriebs: 
ſtunden eine im Verhältnis zur Zahl der in den Verkaufsräumen tätigen 
Arbeitnehmer ſtehende som euerwehr auf dem Grundſtück anweſend fein. 

2. Die Hausfeuerwehr nee ſich zufammen aus: 

a) uniformierten mit dem Feuerſchutzdienſte beauftragten Feuerwehr: 
leuten. Dieſe müſſen von der Ortsfeuerwehr ſchriftlich als genü— 
gend im Feuerſchutzdienſt ausgebildet und zum Feuerſchutzdienſt ge: 
eignet anerkannt ſein. In Häuſern mit über 1000 Arbeitnehmern 
ſollen ſie im allgemeinen ausſchließlich im Feuerſchutzdienſt beſchäftigt 
werden; 

b) nicht uniformierten ſonſtigen Arbeitnehmern des Hauſes, welche als 
Hilfsfeuerwehrleute durch wiederholte Übungen und Unterweiſung 
von den Feuerwehrleuten zu ſchulen ſind. Hilfsfeuerwehrleute dür⸗ 
fen nicht aus der Zahl der Arbeitnehmer genommen werden, die bei 
der Bedienung der Waſſer- und Gasverſorgungsvorrichtungen oder 
der elektriſchen Licht- oder e unabkömmlich ſind. 

g. Mindeſtens einmal im Jahre ift die Ortsfeuerwehr von beabſichtigten 
Übungen rechtzeitig zu benachrichtigen. 

4. Die Baupolizeibehörde ſetzt die gebt der Feuerwehrleute und Hilfe: 
feuerwehrleute im Benehmen mit der Ortsfeuerwehr feft. Im allgemeinen 
ſind bei Häuſern von 500 bis 1000 Arbeitnehmern 2 Feuerwehrleute und 
10 Hilfsfeuerwehrleute zu rechnen. Für jedes weitere 1000 Arbeitnehmer 
follen dabei 2 weitere Feuerwehrleute in Anſatz gebracht werden. Hinſicht⸗ 
lich der Hilfsfeuerwehrleute genügt es bei Häuſern von mehr als 1000 Ar: 
beitnehmern, wenn ihre Zahl im ganzen 20 beträgt. 

220) Es genügt nicht, daß ein beabſichtigter umbau eine günftige Gelegenbelt zur 
g n d e e E e 


S des g 14 P. B. G. notwendig fein, um einen bolizeilih unbaltbaren Zuftanb zu 
n. 


c 
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urch die Pollgelverordnun * die Veſtimmungen der Sonderanforderungen an 
Warenhäuſer vom 2. November foo überholt. Auch der Runderlaß bom 26. Junt 1929 
D 127 VUI M. d J. III IRB M * ò Samut DNAN 


— u O 1610 MIV., — II „ J. 0 . f H. — wir i A 
Ein porenges Elnſchreiten gegen Mißſtände im Betriebe ift nur bel Verſtoß gegen ſiraf⸗ 
dees N l 28008. er des Tatbeſtandes des § 41 P. B. 8. gegeben. 
230) Unter „Hausſeuerwehr“ ift ein Sicherheltsdlenſt, nicht etwa berufsmäßiger Feuer 
wehrdienſt, zu ver — Die verwendeten 1 aN find nicht mit 1 Lan allen 

der Örilden Feuerwehr begrifflich gleichguſtellen. 
Die Vermehrung eic I der Feuerwehrleute um weitere zwei tritt immer erft dann 
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5. Bei Waren- und Geſchäftshäuſern mit weniger als 500 Arbeitnehmern 
genügen 1 Feuerwehrmann und 10 Hilfsfeuerwehrleute. 

6. Bei Häuſern mit weniger als 250 Arbeitnehmern genügt es, wenn 
10 Arbeitnehmer als Hilfsfeuerwehrleute ausgebildet ſind, ſofern von dieſen 
1 Arbeitnehmer als geeignet zum Feuerſchutzdienſt von der Ortsfeuerwehr 
ſchriftlich anerkannt iE 

7. Bei Feſtſetzung der Stärke der Hausfeuerwehr im Verhältnis zur Zahl 
der Arbeitnehmer ſind nur die Arbeitnehmer zugrunde zu legen, die in den 
Verkaufsräumen tätig ſind. 

8. Die Hausfeuerwehr 2 während des Betriebs im allgemeinen in 
voller Stärke anweſend ſein. Bei vorübergehender Abweſenheit zum Zwecke 
des Einnehmens der Mahlzeiten muß dafür geſorgt werden, daß wahrend 
dieſer Zeit mindeſtens die Halfte der vorgeſchriebenen Zahl von Feuerwehr- 
leuten im Haufe anweſend ift. In Häuſern, in denen mehr als ein unifor: 
mierter Feuerwehrmann vorgeſchrieben iſt, darf hierbei auch von den unifor— 
mierten Feuerwehrleuten im Höchſtfall die Hälfte vorübergehend abweſend 
ſein. 

9. Im Erdgeſchoß ift an einem jederzeit für die Ortsfeuerwehr erreich- 
baren Raume ein ſtändig beleuchteter Grundriß auszuhängen im Maßſtab 
von mindeſtens 1: 250 der natürlichen Größe, aus welchem die Lage der 
Hydranten auf dem Grundſtücke, die Lage der Steigerohre mit Angabe der 
e die Treppen und Brandmauern leicht und deutlich zu er— 
ehen ſind. 

10. Für jedes Waren- oder Geſchäftshaus iſt im Einvernehmen mit der 
Ortsfeuerwehr eine el: aufzuſtellen. Mehrere Abdrucke 
von ihr ſind in den Verkaufs und Arbeitnehmerräumen auszuhängen, z. B. 
auch in den Treppenhäuſern und in den Erfriſchungsräumen. Jedem Auge. 
ſtellten ift bei Einſtellung ein Abdruck auszuhändigen. ) 


$ 27. Rauchverbot. 


1. Das Rauchen oder das Mitnehmen brennender Zigarren, Pfeifen oder 
Zigaretten und das Anzünden von Gtreichbhölzern oder 9 iſt 
in Waren- und Geſchäftshäuſern verboten. 

2. Ausnahmen können auf Widerruf von der Baupolizeibehörde für Bi 
garren- und Friſeurläden im Erdgeſchoß zugelaſſen werden, wenn ſie ummit⸗ 
telbar von der Straße aus zugänglich und feuerbeftändig eingebaut find, 

3. Das Rauchverbot iſt durch deutliche und dauerhafte Anſchrift an allen 
ugängen und an den von der Baupolizeibehörde weiterhin angegebenen 
tellen jedermann erſichtlich zu machen. In den Räumen, in denen das 

Rauchen ausdrücklich zugelaſſen ift, find an den Zugängen zu den Räumen, 
für die das Rauchverbot gilt, Einrichtungen und Anordnungen für Ablegen 
und Ablöfchen der Zigarren uſw. zu treffen. 


§ 28. Verwendung von Räumen für beſondere Zwecke. 


Größere Dekorationseinbauten für beſondere Veranſtaltungen, wie Mo— 
denſchauen, Weihnachtsausſtellungen, bedürfen * Genehmigung der 
Baupolizei. Die Genehmigung kann auf eine Reihe von Jahren erteilt 
werden. 

231) Das Aushängen der Feuerlöſchordnung und der Schilder über das Rauchverbot 


tit nt Din ledem der genannten Räume ee fondern je nach den örtlichen Ver⸗ 
bältniffen an geeigneter Stelle. Der Unternehmer ift vorher zu hören. 
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$ 29. Inſtandſetzungsarbeiten und Umbauten während des Betriebs. 


1. Werden für Inſtandſetzungsarbeiten Löt-, Schweiß- oder Schmiede⸗ 
feuer oder die vorübergehende Aufſtellung nicht funkenſicherer Motore oder 
dergl. erforderlich, ſo And vorher — insbeſondere auch auf den Höfen — 
alle brennbaren Gegenſtände auf mindeſtens 5 m Entfernung zu beſeitigen 
oder entſprechend zu ſchützen. 

2. Durch Um: oder Erweiterungsbauten dürfen Rettungswege, Verkehrs: 
wege im Innern und Außern, insbeſondere Hofflächen und Durchfahren, 
nur inſoweit in Anſpruch genommen werden, als ausreichender Erſatz für 
die Dauer der Bauarbeiten vorher der Baupolizeibehörde nachgewieſen wird. 

3. Bei Bauarbeiten kann ein die Feuerübertragung verhindernder Abs 
ſchluß der Neubauteile gegen das Waren-(Geſchäfts⸗Jhaus gefordert werden. 


V. Gtraſvorſchriften. 


$ 30. 


1. Für jeden Fall der Nichtbefolgung der Vorſchriften der §§ 3 bis 5, 
26 bis 29 wird, ſoweit nicht Stra nen Anwendung finden, hier⸗ 
mit die Feſtſetzung eines Zwangsgeldes bis zu 150 RNM., im Nichtbeitrei⸗ 
bungsfall die Betgun von Zwangshaft bis zu zwei Wochen angedroht. 

2. Daneben bleibt die Baupolizeibehörde ibn gemäß $ 41 des Polizei⸗ 
verwaltungsgeſetzes vom 1. Juli 1931 vorzugehen. 

3. Unberührt bleibt die Befugnis der zuſtändigen Behörden, im Wege 
polizeilicher Verfügungen für einzelne Waren- und Geſchäftshäuſer nach 
88 120 a—d und 139 g der Reichsgewerbeordnung weitergehende Anordnun⸗ 
gen zum Schutze des Lebens und der Geſundheit der Arbeiter zu treffen. 


Berlin, den 8. Dezember 1931. 


Zugleich für den Preußiſchen Miniſter des Innern. 
Der Preußiſche Miniſter für Volkswohlfahrt. 


16. Bürgerliches Geſetzbuch“ 


§ 906. Der Eigentümer eines Grundſtücks kann die Zuführung von 
Gaſen, Dämpfen, Gerüchen, Rauch, Ruß, Wärme, Geräuſch, Erſchütterun⸗ 
gen und ähnliche von einem anderen Grundſtück ausgehende Einwirkungen 
inſoweit nicht verbieten, als die Einwirkung die Benutzung feines Grundſtücks 
nicht oder nur unweſentlich beeinträchtigt oder durch eine e des an⸗ 
deren Grundſtücks herbeigeführt wird, die nach den örtlichen Verhältniſſen 
bei Grundſtücken dieſer Lage gewohnlich ift. Die Zuführung durch eine ber 
ſondere Leitung iſt unzuläſſig. 

$ 907. Ber Eigentümer eines Grundſtücks kann verlangen, daß auf 
den Nachbargrundſtuͤcken nicht Anlagen hergeſtellt oder gehalten werden, 
von denen mit Sicherheit vorauszuſehen ift, daß ihr Beſtand oder ihre Bes 
nutzung eine unzuläſſige Einwir ung auf fein Grundſtück zur Folge bat, 
Genügt eine Anlage den landesgeſetzli 


no Diefe Beltimmungen begründen nur pripatrechllſche A Die Pollzeibe- 
börben find weder berechtigt noch verpflichtet, derartige Anſprüche zu ſchützen. 


chen Vorſchriften, die einen beſtimmten 


u, — > 
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Abſtand von der Grenze oder ſonſtige Schutzmaßregeln vorſchreiben, ſo kann 
die Beſeitigung der Anlage erſt verlangt werden, wenn die unzuläſſige Ein⸗ 
wirkung lg? hervortritt. 

Bäume und Sträucher gehören nicht zu den Anlagen im Sinne dieſer 
Vorſchriften. 

§ 908. Droht einem Grundſtücke die Gefahr, daß es durch den Einſturz 
eines Gebäudes oder eines anderen Werkes, das mit einem Nachbargrund⸗ 
ſtücke verbunden iſt, oder durch die Ablöſung von Teilen des Gebäudes oder 
des Werkes beſchädigt wird, fo kann der Eigentümer von demjenigen, welcher 
nach dem $ 836 Abf. 1 oder den $$ 837, 838 für den eintretenden Schaden 
verantwortlich ſein würde, verlangen, daß er die zur Abwendung der Gefahr 
erforderliche Vorkehrung trifft. 

§ 909. Ein Grundſtück darf nicht in der Weiſe vertieft werden, daß der 
Boden des Nachbargrundſtücks die erforderliche Stütze verliert, es ſei denn, 
daß für eine genügende anderweitige Befeſtigung geſorgt iſt. 

$ 912. Hat der Eigentümer eines Grundſtücks bei der Errichtung eines 
Gebäudes über die Grenze gebaut, ohne daß ihm Vorſatz oder grobe Fahr: 
läſſigkeit zur Laſt fällt, jo hat der Nachbar den Überbau zu dulden, es fei 
denn, E: er vor oder ſofort nach der Grenzüberſchreitung Widerſpruch 
erhoben hat. 

Der Nachbar iſt durch eine Geldrente zu entſchädigen. Für die Höhe 
der Rente iſt die Zeit der Grenzüberſchreitung maßgebend. 


17. Auszug aus dem Polizeiverwaltungsgefeß 
vom 1. Juni 1931 (GS. ©. 77) 


§ 14.9) 1. Die A haben im Rahmen der geltenden Geſetze 
die nach pflichtmäßigem Ermeſſen notwendigen Maßnahmen zu treffen, um 
von der Allgemeinheit oder dem einzelnen Gefahren abzuwehren, durch die 
die öffentliche Sicherheit und Ordnung bedroht wird. 

2. Daneben haben die Polizeibehörden diejenigen Aufgaben zu erfüllen, 
die ihnen durch Geſetz beſonders übertragen ſind. 

§ 40. 1. Polizeiliche Verfügungen find Anordnungen der Polizeibehörden, 
die an beftimmte Perſonen oder an einen beſtimmten Perſonenkreis ergehen 
und ein Gebot oder Verbot oder die Verſagung, Einſchränkung oder Zurück⸗ 
a einer rechtlich vorgefehenen poltzellchen Erlaubnis oder Beſcheinigung 
enthalten. 

2. Die Anordnungen oder ſonſtigen Maßnahmen, welche die Polizei. 
behörden oder die Polizeibeamten auf Erſuchen einer Behörde, die nicht 
Polizei- oder Polizeiaufſichtsbehörde ift, AT, oder welche Polizeibeamte 
nur in ihrer Eigenſchaft als Hilfsbeamte der Staatsanwaltſchaft treffen 
können, find keine polizeilichen Verfügungen im Sinne dieſes Geſetzes. Das 
gilt nicht für die Fälle des è 17, ` 5 

§ 42. 1. Die Zurücknahme oder nachträgliche Einſchränkung einer polis 
zeilichen Erlaubnis oder Beſcheinigung ($ 400 iſt vorbehaltlich abweichender 


geſetzlicher Beſtimmung nur zuläſſig, 


239) Diefe Beftimmung ift an Stelle des $ 10 U. 17 des Allgem. Landrechts getreten. 
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a) wenn die Erteilung dem beſtehenden Rechte widerſprach; 
b) wenn die Erteilung auf Grund von Angaben des Antragſtellers erfolgt 
iſt, die in weſentlicher Beziehung unrichtig oder unvollſtändig waren; 

e) wenn und ſoweit im Falle der Anderung des beſtehenden Rechts von der 
Erlaubnis oder Beſcheinigung noch nicht Gebrauch gemacht worden iſt 
und Tatſachen vorliegen, die nach dem neuen Rechte deren Verſagung 
rechtfertigen würden; 

d) wenn Tatſachen nachträglich eintreten oder, abgeſehen von b), der 
. nachträglich bekannt werden, die die Polizeibehörden zur 

erſagung der erteilten Erlaubnis oder Beſcheinigung berechtigt haben 
würden, fofern ohne die e der Erlaubnis oder Beſcheinigung 

im einzelnen Falle eine Gefährdung polizeilich zu ſchützender Intereſſen 

eintreten würde. 

2. Die Zurücknahme oder nachträgliche Beſchränkung einer polizeilichen 
Erlaubnis oder Beſcheinigung kann im polizeilichen Intereſſe jederzeit 
erfolgen, wenn die Erteilung unter dem ausdrücklichen Vorbehalte des 

iderrufs erfolgt oder die Widerruflichkeit geſetzlich ausdrücklich vorge: 
ſchrieben iſt. 

§ 44. 1. Polizeiliche Verfügungen können mündlich, ſchriftlich oder durch 

eichen erlaſſen werden. Die unmittelbare en einer polizeilichen 

aßnahme ſteht dem Erlaß einer polizeilichen Verfügung gleich. 

2. Schriftlich erlaſſene polizeiliche Verfügungen ſind bei ihrem Erlaſſe 
ſchriftlich zu begründen. 

§ 45. 1. Gegen eine polizeiliche Verfügung ſteht demjenigen, in deſſen 
Rechte fie unmittelbar eingreift, innerhalb von zwei Wochen, ne) nachdem die 
polizeiliche Verfügung ihm zugeſtellt, zugegangen oder zu ſeiner Kenntnis 
ekommen ift, die Beſchwerde zu. Die Beſchwerde ift ſchriftlich oder zu 
Protokoll bei derjenigen Stelle einzulegen, welche die Verfügung erlaffen 
at. 00) 

2. Iſt die Verfügung von einem Beamten der ſtaatlichen Landjägerei 
oder einem andern auf Grund des § 7 einer Polizeibehörde zugeteilten ftaat: 
lichen Polizeibeamten erlaſſen worden, ſo iſt die Beſchwerde bei dem Leiter 
der zuſtändigen Polizeibehörde einzulegen. 

3. Die Beſchwerdefriſt gilt als gewahrt, wenn die Befchwerde?) rechtzeitig 
bei einer unzuſtändigen Polizeibehörde eingelegt iſt. In dieſen Fällen iſt die 
Beſchwerde unverzüglich an die zuſtändige Polizeibehörde weiterzuleiten. 

§ 46. Mit der Beſchwerde kann ſowohl die Rechtsmäßigkeit als auch 
die Zweckmäßigkeit der polizeilichen Verfugung angefochten werden. 

§ 47. 1. Die nach § 45 zur Entgegennahme zuſtändige Behörde hat, 
falls ſie nicht ſelbſt für 1 ſorgt und einen entſprechenden Beſcheid 
erteilt, die Beſchwerde der zur Entſcheidung zuſtändigen Behörde vorzulegen. 

2. Zur Entfcheidung über die Beſchwerde ift zuſtändig: 

a) gegen Verfügungen der Ortspolizeibehörden in kreisangehörigen Städten 
und Landgemeinden der Landrat, ſofern er nicht ſelbſt Ortspolizei⸗ 
behörde iſt; 

(erl. * a ee DE ME vn 115 nur anzumelden, ſondern auch zu begründen. 

235 e find von der Verwaltung fab befreit. (Erlaß v. 15, 8. 25. 


Peſold. B. 1.) Dieſer Eria at auch na rlaß der Gebührenordnung vom 
90. 12. 20 Gultigkett. el. v. 8. 1 a Veſold.⸗Bl. S. 3. p ę 
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b) gegen Verfügungen der Ortspolizeibehörden in Stadtkreiſen, gegen Ver⸗ 
fügungen der Landräte als Ortspolizeibehörden und gegen Verfügungen 
der ſtaatlichen Polizeibehörden der Regierungspräſident; 

c) gegen Verfügungen der Sreispolizeibehörden der Regierungspräſident; 

d) gegen Verfügungen des Oberbürgermeiſters in Berlin und gegen Ber: 
fügungen des Polizeipräſidenten in Berlin als Orts- und Kreispolizei⸗ 
behörde der Oberpräſident von Berlin; 

e) gegen Verfügungen der Regierungspräſidenten und des Polizeipräſidenten 
in Berlin als Landespolizeibehörde der Dberpräfident. 


$ 48. Ein abweiſender Beſchwerdebeſcheid in den Fällen des § 47 iſt 
ſchriftlich zu erteilen. Er ſoll mit Gründen verſehen fein und eine den Bor: 
ſchriften des § 49 entſprechende Rechtsmittelbelehrung enthalten. Entſpricht 
ein abweichender Beſchwerdebeſcheid dieſen Vorſchriften nicht, ſo iſt die Ein⸗ 
legung eines weiteren Rechtsmittels an eine Friſt nicht gebunden. 


§ 49, Gegen einen abweiſenden Beſchwerdebeſcheid iſt binnen zwei 
Wochende die Klage im Verwaltun sflreitverfahren in den Fällen des N 47 
Abf. 3 zu a) bis 8 bei dem Besleksberwelkiingsgericht, im Falle des § 47 
Abſ. 3 zu e) beim Oberverwaltungsgericht gegeben.“) Gofern ein Mitglied 
des Bezirksverwaltungsgerichts bei der Bearbeitung der anhängigen Ange: 
legenheit beteiligt geweſen iſt, gilt es als behindert. Die Klage iſt gegen 
diejenige Behörde zu richten, die den Beſchwerdebeſcheid erlaſſen hat. 


$ 50. 1. Die Klage kann nur darauf geſtützt werden, daß der ange— 
maes Beſcheid den Kläger in feinen Rechten beeinträchtige, weil der 
eſcheid das geltende Recht verletze. 


2. Eine unrichtige Anwendung der geltenden riste liegt auch dann vor, 
wenn die Tatſachen nicht gegeben find, die ein inſchreiten der Behörde 
gerechtfertigt haben würden. 


$ 51. Gegen die Entſcheidung des Bezirksausſchuſſes findet das Rechts⸗ 
mittel der Reviſion beim Oberverwaltungsgericht ſtatt. 


$ 52. Die Entſcheidung im Beſchwerde⸗ und Verwaltungsſtreitverfahren 
erfolgt ag Kae aller privatrechtlichen Verhältniſſe. 
§ 53. Die Einlegung eines Rechtsmittels hat aufſchiebende Wirkung, 


ſoweit nicht das a ausdrücklich etwas anderes beſtimmt oder diejenige 
Behörde, welche die Verfügung erlaſſen hat, aus überwiegenden Gruͤnden 
des öffentlichen Intereſſes die ſofortige Ausführung verlangt. 


230) Vergl. Anm. zu 8 48. 
237) Gegen einen abwelſenden Beſcheld ſteht gemäß EE 40, 50 des Pol.⸗Berw.⸗ eh 
vom 1. Jun 1931 — G. S. S. — binnen 2 Wochen vom Tage der Zuſtellung a 
gerechnet die bei dem Vesirksverwaltungsgericht einzurelchende Klage im Verwaltungs- 
ſtreitberfahren ojien, 05 
Die Klage bat den Erſorderniſſen bes U 03 L. V, G. vom 30. Jult 1883 G. S. 4 1 
1 r b. es {ft in ihr ein deſtlmmter Antrag zu ſtenen, die Perſon Dos 
lagten, Datum und Gefbäflsselden den an peu poli main 1 8 e 


Die Klage kann fachlich nur Erfolg Yaben, wenn nachgewleſen wird, daß der ans 
H bci Peschel 5 iber in einen edlen beeinträchtigt, weil der Veſcheid das 


eltende M verlebt 50 Abf. ol.⸗Berw.⸗Geſ.). 
Miaegenstveifung ohne ſachlſche Prüfung wegen riftverfäumnis muß erfolgen, wenn 
innerhalb der Fe eine dlefen tforberniffen entſprechende eng bei ber 
Aura den Stelle n Wund 1 155 wenn u ag en eh): 4 4 5 
elne egründun zugnabme a * 

Waden Begründung fonn Nairi. durch das Verbale serch auf Antrag gewährt 
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18. Geſetz über baupolizeiliche Zuſtändigkeiten 
vom 15. Dezember 1933 (G. S. S. 431) 


Das Staatsminiſterium hat das folgende Geſetz beſchloſſen: 


9 100 


(1) Für die Seipel Erlaubnis (Baugenehmigungd: 9 und die baus 
polizeilichen Abnahmen ſind 


a) in Landkreiſen die Kreispolizeibehörden, 
b) in Stadtkreiſen die Drtspolizeibehörden 
zuſtändig. b) 
(2) Der zuſtändige Miniſter kann für einzelne Verwaltungsbezirke eine 
abweichende . treffen. 
Zu § 1. 
a) Landtretſe. 


Zuftändig für bie Erteilung ber Bangenshmigu ung und fir bie a 1 i 
gern t in den Landtrelſen bie Krelspolzelbebürde ‚d) n nicht gem Tilda 
ulm) ach a r einzelne Verwaltungsbesitte en Städte, Kane 
u getroffen 


Mit dem Inkrafttreten des Gef. (1. 4. 1934) geben in n Landkreiſen die bisher 
von — Ortspolizelbehörden wahrgenommenen Angelegenheiten 


* der Baugenehmigung und Batspollgelfiche Rohbau⸗ und Bebraudhd- 


abnabme: 
auf bie Arster 1977 lelche ie zus 5 . . 
(Orundmauerabnahme ſchrieben Solange eine abwe 010 812 
nicht ee > ben Oinanemintfies getroffen ae m It bie 


0 L of a mio 


8, Alle e die das Gef. nicht ausdrücklich der Kreispoligelbehörde 

aip W der Ortspoligelbehörde; insbeſondere bleibt die Ortspoltgelbehörde 
füe bie Mey R anite dae e uberwachung baulider Anlagen während 
Nan 1 ens (Bauausführungen), für das Elnſchretten gegen Mißſtande an beftehenden 
2 a Anlagen ſowie sur Ertellung des Abbruchsſcheines (G 34 Einbeitsbauordnung) 
0 


gur die Erteilung der Baugenehmigung und die Erteilung von Aus: 
nahmen (Dispenſen) ſind zuſtändig: 


Die Dberbürgermeifter (Baupolizel) in Breslau, Brieg, 
Schweidnitz, Waldenburg, 


die Landräte des Bezirks, 


die Bürgermeifter in Bernſtadt, 1 Freiburg, Glatz, 
Gottesberg, Habelſchwerdt, Landeck, Langenbielau, Münſterberg, Namslau, 
Neurode, Oels, Ohlau, Reichenbach, Reinerz, Steinau, Strehlen, Striegau, 
Trebnitz, die Amts vorſteher in Bro au, Hermsdorf, Weißſtein. 


a) Ausf.⸗Beſt. d. Im. v. 10. 2. 1934 — a 98 2400/14 — zum Gef. über baupolt⸗ 
zelliche And feiten v. 15, 12. 1033 (GS. 92 
m ebe Falle al eine vonianbige" une Kae des Vauſchelnes für die Baus 
poll leer eräufieten. e Wufftellung und Ausfe jung des Baufdeines ift allein 
auge N, ungsbebörbe 8. 7. 35. Sonderdr. aus 
Zentralbl. d. Vauberord. 5. Da örg. Heft 28. Setar. Tha ior. 10 u. 17 der Ausf.⸗Beſt.) 
d) D. t. der Dante 
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4. Soweit die Pauordnungen vorſehen, daß auf Antrag bei geringfügigen baulichen 
Anlagen von der Einholung der Bau: enehmigung abgeſehen und eine Wauanzeige für 
ausreihend erachtet werden kann, liegt die Entiheidung über den Antrag ber Krelspoltzet⸗ 
behörde ob. Dleſe ift andererſeits Ende Dei nicht genehmigungspflichligen Bauten und 
Bauarbeiten eine Pauanzelge oder Einholung der Baugenehmigung au verlangen. Iſt 
durch Bauordnung in gewiſſen Fallen lediglich Vauanzelge vorgeſchrieben, fo tft fie Det der 
Nell, e f de au erſtalten; hält diefe die Einholung der Baugenehmigung für erfor» 
derlich, jo ift die Angelegenbelt an die Streißpolizelbehörde abzugeben. 


5. Die Übertragung der Aar f von Pauanträgen auf unterſtellte Poltzet⸗ 
behörden durch dle Krelspoltgetbebörde ift unguläffig; fie kann auch nicht durch die übers 
geordnete Pollgelaufſichtsbebörde erfolgen. 

6. Die techniſche Bearbeitung der den Krelspollgelbebhörden zugewieſenen Vaupoltzel— 
geschäfte obliegt grundſäßzlich den Staatshochbauamtern. e) Sie find hierfür von den Kreis⸗ 
bollzeibehdrben unmittelbar in Anſpruch zu nehmen. 


7, Steht der Ntreispoltzeibehörbe ein von dem Krelskommunalverbande elngerichtetes 
Kretsbauamt gur Verfügung, fo tann der Negierungspräfident (Verbandspräſtdent) auf 
Antrag unter jederzeitigem Widerruf genehmigen, daß bie u e Beratung der Kreis- 

0 t 


baueg, des Denkmal“ und Helmal 
öftheit‘ de orderungen durchzuführen. 

„ Die Kreispollgelbehörden find berechtigt, die baupolizellichen Abnahmen den 
Ihrer Auffiht unterſtellten RPolſgeibebörden zu Übertragen (§ 11 Pol.⸗Verw.⸗Geſ. v. 1. 6. 
1931).1) Eine ſolche Übertragung wird im allgemeinen zu beſchränten fein auf kleinere 
Wohngebäude, elnſache landwirtſchaſtliche Vaulen (Ställe, Scheunen, Speicher uſw.) in 
Ublicher Bauart, Zus und Abflußleitungen, fliegende Bauten (Karuſſels, aufelrüber, 
Rutſchbahnen, Schaubuden uſw.) und auf geringfügige bauliche Anlagen, bei denen eine 
Rohbau⸗ oder Gebrauchsabnahme für erforderlich each 


ber die Notwendigkett der Mitwirkung entſcheldet der Landrat. 

(2) Die Mitwirkung des Staatsbochbauamtes erfolgt unentgertlich. 

10. Die Anträge auf Ertellung der Baugenehmigung find grundſätlich durch bie 
a ar A einzureiden und bon biefer aufammen mit den Unterlagen ungeſäumt 
an bie Kreispoltgetbehörde welterzuleiten, Auch die Anträge für die vorgeſchrlebenen 
Abnahmen find Dei der Drispolizeibehörbe zu peust und bon dleſer, fans fie nicht ſelbſt 
mit den Abnahmen betraut worden ift, an dle Kreispollgelbehörbe welterzulelten. Das 
Nähere regelt der Neglerungspräftbent. 

17 III. n 0 2 185 PM 10 der Ausführungsbeſtimmungen vom 10, Februar 

welfe n auf folgen n: 

Nalcage ar Erteilung der Baugenehmigung find grunbfählih als Eilfaden 
gu behandeln. Das vordringlichſte Biel der Reichsreglerung, Urbeit und Verdlenſtmöglich⸗ 
eiten für die Volksgenoſſen 42 chaſſen, verträgt feine e n bei der Prüfung 
ber Bauanträge und deren Genehmigung. Die ange Bearbe 2 0 der Bauanträge 
muß ſich bei aller Sorgfalt der Bebandlung don bürofratiiher Umftändlichteit unter allen 
Umſtänden freihalten. Ich em AWO u. a. eine allgemeine Regelung für den dortigen Meaiet 
dahln gu treffen, daß — ſowelt für die Streispolizelbehörben bie techniſche Bearbeltung der Maus 
poltzeigeſchäfle durch die Staatsvochbaudmter RER ift — bie en e 0. 
gleich je ein Stück der mit dem Wauantrage eingehenden Bauborlagen Qe gent 
rechnungen uſw.) unmittelbar an das auft he Staatsho Nn Ye 
einem fursen Unſchrelben (gaf. Biweltausfertigung des Bauantraged) me erle bie 

ag Original des Wauantrages ſelbſt nebſt den übrigen Unterlagen ift glei ei 0 — ii 
ee mit elner Titran noate ee tolaivelt bam, Ne haeibebörden 
nterlagen bereits augegangen find, einzürelchen. — 
au besaniaffen fein, Laß fe beim Sedlen der nach $ 2 ber Einbeitsbauordnungen ggf. 
— 


n den Streifen Preslau, Milltſch und Waldenburg tft die techniſche Beratung 
e E ORA E a E 
, amslau, „ au, Hen N ’ , + 
denz 19 Woblau den Stadtbauämtern, in Hermsdorf und Meipftein den Gemeinde 
DOREEN. le E 77 ar er S. 251 
. tO, ©. „ . . 
Erl. v. 20. 0. ind die baupoltgelllchen Abnahmen den Ortspoltzel⸗ 
bepörhen Di a Grenze der Ermächtigung in Ziff. 8 der Ausfübrungsbeſtimmungen 
au rtragen. 


h) Hierzu tft in dem Erlaß vom 10. 2. 34 (Sonderdruck aus „Zentralbl. der Bau- 
verw.) bestimmt: 
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erforderlichen e des Gemelndevorſtehers über die übereinſtimmung der eins 
getragenen Fluchtlinlen und Höhenmarlen mit dem Bebauungsplan diefe von ſich aus 
ungeläumt nachſordern. 

Schließlich mache ich es allen beteiligten Dienſtſtellen zur Pflicht, insbeſondere in der 
Zelt des Überganges, unter Anſpannung aller Kräfte für eine beſchleunigte und reibungs⸗ 
loſe Bearbeitung der Baupolize pogieornpelten beforgt au fein. ufgabe der Herren Re⸗ 
dann wird es weiterhin fein, zwiſchen den Kreitspoltzelbehörden und Staats- 
ochbauämtern in ledem Falle eine berftändnispole Zuſammenarbeit berbelzuführen. 

11. Alle Bauvorlagen find (abgeſehen von dem Pauaniean) künftig in ie drei Stücken 
einzureichen; ſoweit die Bauordnung Abweichendes beſtimmt, tit fie zu ändern. Bon den 
Bauvorlagen ift je ein Stück zuſammen mit dem Bauſchein dem Baueren auszuhändigen, 
eine Abſchrift des Bauſchelnes und je eln Stück der genehmigten Bauvorlagen erhält die 
auftändige Ortspoltzeibehörde zum Zwecke der laufenden überwachung der Bauausführung 
uſw. o ber Landrat gleichgelllg Drispollzelbebördbe (Proving Hannover) ift, und 
wo Ortspollzelbehörden gemäß 3 1 Abſ. 2 die Zuſtändigkeiten aus Abſ. 1 aaO. übertragen 
find, find awet Stucke ausreichend. 

12. (1) par die Genehm pung der Bauanträge einſchl. der Rohbau⸗ und Gebraudis- 
abnahmen find von den Kreispolizeibebörben Verwaltungsgebühren nach Mags 
gabe der e Nan v. 30. 12. 1920 (06, S. 327 .) und 
Gebe . ergangenen oder noch ergebenden Anderungsbeſtimmungen zur Staatskaſſe au 
erheben. 
(2) Wirtt ein kommunales Kreisbauamt in den der Kreispoltzelbehörde zugewieſenen 
Vaupollgeigeſchäſten mit, fo wird dem Kreiskommunalverbande ein Anteil an den aufkom⸗ 
menden ftaatliben Verwaltungsgebühren überwieſen, über deffen Höhe der Finanzminiſter 
allgemeine Beſtimmungen erlalfen wird. 


b) Stabtfreife 


13. In den Stadtkreiſen tritt gegenuber dem vor dieſem Gef. geltenden ſtande 
feine Veränderung ein. Tem Oberbürgermeiſter obliegt wie bisher als Ortspolizeibehörde 
die Waupoltzet in Ihrer Geſamtheit. 


82. 

(1) Über Befreiungen (Dispenfe) von Beſtimmungen der Baupolizeiver⸗ 
ordnungen (Bauordnungen) beſchließen die Baugenehmigungsbehörden G. 
(2) Für Befreiungen von Beſtimmungen hinſichtlich der baulichen Aus⸗ 
nutzbarkeit der Grunbſtäcke in der Fläche, Höhe und Heſboßzg bl, der 
Benutzungsart (Wohngebiet, Induſtriegebiet u. dgl.) und der Bauweiſe 
Ggefen offene, offene Bauweiſe) ſowie beim Bau von Theatern, öffentlichen 
erfammlungsräumen, Waren- und Geſchäftshäuſern bedarf die Bau⸗ 
genehmigungsbehörde der Zuſtimmung des Regierungspräſidenten. Das 
gleiche gilt in allen Fällen bei Befreiungen für Bauten, die ganz oder keilweiſe 

für Rechnung von Gemeinden (Gemeindeverbänden) ausgeführt werden. 


(3) Die nach Abf. 2 erteilte Zuſtimmung bindet die zuſtimmende Behörde 
nicht im Beſchwerdeverfahren. 


(4) Gegen die Beſchlüſſe der Kreispolizeibehoͤrde und des Bürgermeiſters 
als Ortspolizeibehörde, durch die eine a ig ＋ oder nur bedingt 
erteilt wird, ſteht dem Bauherrn innerhalb zweier Wochen die Beſchwerde 
an den Regierungspräſidenten zu. Die Beſchwerdeentſcheidung ift endgültig. 


Zu $ 2. 

14. Die Vewilllgung von Befreiungen (Dispenfen) von zwingenden baupoltzeilichen 
Vorſchriſten tft in Zukunft zuſammen mit der . der mice ee einbeitiid 
in die Hand der Baugenehmigungsbebörde gelegt. Solche Belrelungen kommen nur in 
Frage, wenn die Durchführung dieſer Vorſchriſten im Einzelfalle zu einer offenbar nicht 
beabſichtigten Härte führen würde und die Abweichung mit den öffentlichen Belangen vers 
einbar tft, oder wenn Gründe des allgemeinen Wohles eine Anderung erfordern (vgl. 
$ 5 Einheltsbauordnung).4) Ein Rechtsanſpruch auf Erteilung einer Bertelung beſteht nicht. 

15, Soweit gewiſſe Verwaltungsbegirke (Städte, Amter u. ) gemäß $ 1 Abf. 2 
des Gef. durch den Finanzminiſter kemi worden find, die Be e aus 8 1 vr 
and, 19.0 250 ſtebt auch ihnen die Dispensbeſu ia! u. eff n 

16, (1) Liegt ein Antrag auf Ertellung einer Vefre ung im Zuſammenbang mit einem 
Baugntrage vor, fo bat die Baugenehmigungsbebörde in jedem Fale ihre Iſcheldung 
in orm eines Peſchluſſes zu treffen. Das gleiche allt, wenn ein Bauantrag aus Grün» 
den des Öffentlichen Wohles elne ee erfordert. 

(2) Aus dem Weſchluſſe muß bervorgehen, von walgen Vorſchriſten der Vauordnung. 
und gegebenenfalls unter welchen Bedingungen die Befrelung erteilt wird. 


r 


E+HÄRTEL 


Baugeschäft 


Breslau 1, Mauritiusstr. 16 
Telefon: 24445, Telegr.-Adr.: Bauhärtel 


Feuerungsbau 


Schornsteinbau 


Industriebau 


Eisenbetonbau 


Beratungen und Besuch kostenlos! Hoch- u. Tiefbau 


Adolf Hunisch 


DACHPAPPENFABRIK / GEGRÜNDET 1862 


Breslau 10 


Trebnitzer Straße 76 


liefert billigst: 


Asphalt, Teerdachpappen, Bitumendachpappen, Teer- und teer- 
freie Produkte, heiß- und kaltstreichbare Isolier-Anstriche. Carbo- 
lineum, Oberbauschraubenteer 


führt in eigener Regie aus: 


Asphaltarbeiten, Abdichtungsarbeiten mit Dichtungsbahnen aus 
Wollfilzpappe, Tecuta -Bronzeband und Jutegeweben den Vor- 
schriften der A. I. B. entsprechend 


Alle Arten von Dach- und Klempnerarbeiten 


Kalksandsteinwerk 
Ohlau 


Ohlauer Hafenbahn- und Lagerei-A.-G. 


Kalkſandſteine nach Din 106 


Jahresproduktion 1935: ca. 15 Millionen 


Bruno Schultz 


r . . Tee N 
Schilder-u. Lichtreklame - herſtellet 
Buchftaben aller Art 
NEON -LEUCHTBUCHSTABEN 


Transparente +Markifen 


Schaukaften 
Breslau 13 Ruf: 39880 


Kaiser-Wilhelm-Straße 8 
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§ 3. 


(1) Der zuftändige Miniſter kann auch von anderen als den im § 2 Abf. 2 
genannten Beſtimmungen der Bauordnungen die Befreiung von der Zuftim: 
mung des Regierungspräſidenten abhängig machen. 


(2) Der Regierungspräſident kann feine Zuſtimmung gemäß $ 2 Abſ. 2 
Satz 1 für genau umgrenzte Fälle allgemein geben. 


17. Wird die Befreiung erteilt, fo ift auch in dem Bauſchein anzugeben, auf welche 
Vorſchriſten ſich die Befreiung erſtreckt. 

18, Wird dle Befreiung verſagt, oder wird fie unter eng erteilt, fo bat bie 
Baugenebmigungsbebörte den Dispensbeſchluß dem n tellen, Es empfiehlt 
o, pen Beſchluß zu begründen. Auf das gegebene Rechtsmitlel (§ 2 Ubf. 4) ift bin» 
zuwelſen. 


19, (1) Eine Beſchwerde der e fommt nicht mehr in rage, 
nachdem Baugenehmigung und Welreiung bei derſelben Behörde zuſammengeſaßt find, 


(2) Der Geſetgeber hat auch davon abge ehen, dem Nachbar ein Beſchwerderecht 
gegen die Dispenserkellung zu geben. Die Dispensbebörde ilt indeſſen verpflichtet, zu 
prüfen, ob durch eine Welrelung berechtigte Intereſſen der Nachbargrundſtilcke berührt 
werden. In dieſem Falle ift dem Nachbar vor der Entſcheldung Gelegenheit zur Stellung- 
nahme zu geben. 

(8) Die Beſchwerde im Auſſichtswege bleibt unberührt. 

20, Beſtimmte Dlepensfälle von beſonderer Bedeutung bat der Fre an das 
vor n Einverſtändnis des Regierungspräſtdenten gebunden (8 2 Abf. 2). Es 
handelt ſich dabei im weſentlichen um Veſrelungen von den Beſtimmüngen der 7-9 
der Einheitsbauordnung),) den Reſtimmungen der Sonderpollgelverordnungen r den 
Bau von Theatern, fenti en Berfammlungsräumen und Birtusaniagen, i) Lichtſpiel⸗ 
theatern,i) Waren- und Geſchäftshäuſernk) fowie um Befreiungen bei Bauten, die gana 
oder teiliwelfe für Rechnung von Gemeinden (Gemeindeverbänden) ausgeführt werden. 


21. Der ͤ w tann 6 Zustimmung auch an Bedingungen fnüpfen. 
Diefe find von der Baugenehmigungsbebörde zu berlckſichtigen. 0 

22. (1) Die Zuſtimmung des Negierungspräfidenten ift zwingend vorgeſchrieben. 
Fehlt die Buftimmung, fo Hit oder Dispens LAAN 45 1 oein 

(2) Die N eee at forglältig au prüfen, ob ein Zuſtimmungsſall 
gegeben ijt; fie ift ber borgefebten Plenſtbehörde gegenüber inſowelt — unbeſchadet 
etwaiger zivilrechtlicher Haftung — voll verantwortlich. 

23. Die Zuſtandigtelt des ‚ah, e un ibenten im Zuſtimmungsverſahren kann 

f 


wot dadurch eingeſchränkt werden, daß Oris- und Nrelöpolizeibebörben ohne Genehmigung 
des Regierungspräfidenten die elnſch gigen Vauordnungsvorſchriſten ändern. 


24. Weil der Reglerungspräſident ſchon bei beſtimmten Dispensfällen im Zuſtim⸗ 
mungsverſahren mitwirkt, war ess notwendig, vorzuſchrelben, daß die zuſtimmende Ber 
hörde nicht für das Beſchwerdeverſahren gebunden ift. Die Beſchwerdeinſtang wird gegen⸗ 
über einer fruheren Zuftimmung insbeſondere dann ohne weiteres abweichen können, 
wenn ihr neue ha . im Beſchwerdeverſahren vorgetragen werden. as im Zu⸗ 
adden e ren tätig geweſene Mitglied der Neglerung gilt für das Veſchwerdever⸗ 
ahren nicht als behindert. 


25. Die ii für engen richten ſich nach der Verwaltungsgebührenord⸗ 
nung v. 30. 12. 1926 (G. S. 327 ff.) und der dazu ergangenen oder noch zu ergehen⸗ 
den Anderungsbeſtimmungen. 


Zu 5 8. 


20. Mit der Vorſchriſt des $ 3 Abſ. 2 ift an Fälle gedacht, die nur eine geringfügige 
Anderung gegenüber den geltenden baupoltgellichen Vorſchriſten bedeuten und deren Er⸗ 
ledigung ohne Beeinträchtt ung eines öffentlichen Intereſſes den Baugenebmigungsbebör- 
den zur ſelbſtändigen Entſcheidung überlaſſen werden kann. Beſrelungen von erheblicher 
Tragweite und von grundſäblcher Bedeutung fallen nicht darunter. 

27. Befreiungen für Bauten, die gang oder tellwelſe auf Rechnung von Gemeinden 
(Bemeindeverbänden) ausgeführt werden, bebürfen in jedem Falle der Zuftimmung des 

eglerungspräfidenten. 

28. Die Entſcheidung im alte des $ 3 Abf. 2 unterliegt dem pflichtgemäßen Ermeſſen 
des Negierungspräfldenten. e Fälle find genau gu umgrengen. erfügungsentmwiürfe 
find von dem Negierungspräfidenten perſönlich oder von feinem Vertreter zu gelchnen. 


i) Vergl. W über die bauliche Anlage uſw. von Theatern uf. (vergl. 
Grteger, Lichtſpielbaus u. Theater 2. Aufl, 1990), 


b k) Poligetverordn. über Bau u. Einrichtung von Waren- und Geſchäftshäuſern vom 
8S. 12. 31 (Geſ.⸗S. S. 277), hier abgedruckt S. 235. 


Grieger, Baupolizeilide Vorſchriſten. 17 
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84. 

Soweit in dieſem Geſetze die Zuſtändigkeit des Regierungspräſidenten 
vorgeſehen iſt, tritt an ſeine Stelle im Verwaltungsbereich der Stadt Berlin 
der Oberpräſident und im Verwaltungsbereich des Siedlungsverbandes 
Ruhrkohlenbezirk der Verbandspräſident. 


§ 5. 
Die Ausführungsbeſtimmungen erläßt der zuſtändige Minifter, 


§ 6. 
5 Dieſes Geſetz tritt am 1. April 1934 in Kraft. 
2) Mit dem Zeitpunkte des Inkrafttretens dieſes Geſetzes treten ent 
gegenſtehende Beſtimmungen, insbeſondere die ŞE 143 bis 145 des Geſetzes 
über die Zuſtändigkeit der Verwaltungs- und Verwaltungsgerichtsbehoͤrden 
vom 1. Auguſt 1883 (Geſetzſamml. S. 237), außer Kraft. 


Berlin, den 15. Dezember 19833. 
Das Preußiſche Staatsminiſterium. 


Sonſtige Vorſchriſten. 


29. Soweit bei den Gemeinden (Gemelndeverbänden) Beamte borbanden find, bie 
infolge ber . Baupoli Pi von den Orispolizelbehörben auf bie Kreis: 
ollaeibebörbe bei den Gemeinden (Veme en 
m Einzelfall eine 6 . den Finangminiſter im Benehmen mit dem Mintiter 
bes Innern getroffen. Die orie riften des Kap. V des N o ang v. 30. 6. 1938 (MS I. I 
„ 433) finden Anwendung. waige Berichte find auf dem Dienſtwege den beiden be» 
teiligten Mintſtern vorzulegen. 
30, Wie Angeſtellten von Gemeinden (Gemeindeverbänden), dle infolge der Übers 
[peung der Paupoligelge gas von den Ortspollgetbehörden auf die Kretspoligelbebörde 
i ihren bisberlgen Beſchäftigungsſtellen entbehrlich werden, folen, ſoweit wie möglich, 
bei den unterſtellten Behörden im Mereih der preußiſchen Staatsbochbauverwaltung im 
Bertragsverbältnis welter beſchäftigt werden. Das Nähere regelt der Finangmintſter. 


19. Beſtimmungen der Reichsgewerbeordnung 


1. Anlagen, welche einer beſonderen Genehmigung 
bedürfen. 


§ 16. Zur 5 von Anlagen, welche durch die örtliche Lage oder 
die Beſchaffenheit der Betrieboſtätte für die Beſitzer oder Bewohner der 
benachbarten Grundſtücke oder für das Publikum überhaupt erhebliche Nach⸗ 
teile, Gefahren oder Beläſtigungen . können, iſt die Genehmigung 
der nach den Landesgeſetzen zuftändigen Behörde erforderlich. 
Es gehören dahin: 
Schießpulverfabriken, Anlagen zur Feuerwerkerei und zur Bereitung von 
Ace en aller Art, Gasbereitungs und . 
nftalten zur Deftillation von Erdöl, Anlagen zur Bereitung von Braun: 
kohlenteer, Steinkohlenteer und Koks, 9 0 fie außerhalb der Gewinnungs⸗ 
orte des Materials errichtet werden, Glas- und Rußhütten, e Dt 
und Gipsöfen, Anlagen zur Gewinnung roher Metalle, Röftöfen, Metall- 
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gießereien, fofern fie nicht bloße Tiegelgießereien find, mmerwerke, 
chemiſche Fabriken aller Art, Schnellbleichen, Firnisfiedereien, Stärkefabriken 
mit Ausnahme der Fabriken zur Bereitung von Kartoffelſtärke, Stärkeſirup⸗ 
poeren Wachstuch⸗, Darmſaiten-, Dachpappen⸗ und Dachfilzfabriken, 
eim, ran: und Geifenfiedereien, Knochenbrennereien, Knochendarren, 
Knochenkochereien und Knochenbleichen, Zubereitungsanſtalten für Tierhaare, 
Talgſchmelzen, Schlächtereſen, Gerbereien, Abdedereien, Poudretten und 
Düngpulverfabriken, Stauanlagen für Waſſertriebwerke ($ 23), Hopfen: 
Schweſeldörren, Aſphaltkochereſen und Pechſiedereien, ſoweit fie außerhalb 
der Gewinnungsorte des Materials errichtet werden, Strohpapierſtoff⸗ 
fabriken, Darmzubereitungsanſtalten, Fabriken, in welchen Dampfkeſſel oder 
andere Blechgefäße durch Vernieten hergeſtellt werden, Kalifabriken und 
Anſtalten zum Imprägnieren von Holz mit erhitzten Teerölen, Kunſtwolle— 
5 — 5 95 zur Herſtellung von Zelluloid und Degrasfabriken, 
abriken, in welchen Röhren aus Blech durch Vernieten hergeſtellt werden, 
. die Anlagen zur n eiſerner Schiffe, zur r eiſerner 
rücken oder ſonſtiger eiſerner Baukonſtruktionen, die Anlagen zur Deftil- 
lation oder zur Verarbeitung von Teer und von Teerwaſſer, die Anlagen, 
in welchen aus Holz oder ähnlichem Faſermaterial auf chemiſchem Wege 
Papierſtoff her efell wird (Zelluloſefabriken), die Anlagen, in welchen 
Albuminpapier bergeſtellt wird, die Anſtalten E a Trocknen und Einfalzen 
ungegerbter Tierfelle, ſowie die Verbleiungs⸗, VBerzinnungs: und Verzinkungs⸗ 
anjtalten, die Anlagen zur Herſtellung von Gußſtahlkugeln mittels Kugel- 
ſchrotmühlen (Kugelfräsmaf inen), die Anlagen zur Herſtellung von Zünd: 
ſchnüren und elektriſchen Zündern, 

Das vorſtehende Verzeichnis kann, je nach Eintritt oder Wegfall der 
im Eingang gedachten Borausfegung, durch ergg des Bundesrates, 
3 der Genehmigung des nächſtfolgenden Reichstages, abgeändert 
werden. 


20. Feld» und Forſtpolizeigeſetz 
vom 1. April 1880 (G. S. ©. 320) 


in der Faſſung des Geſetzes vom 21. Januar 1926 (G . S. 83). 


§ 43. Wer in der Umgebung einer Waldung, welche mehr als fünf 
Hektar in räumlichem Zuſammenhang umfaßt, innerhalb einer Entfernung 
von fünfundſiebzig Meter eine Feuerſtelle errichten will, bedarf einer Ge: 
nehm 5 derjenigen Behörde, welche für die Erteilung der Genehmigung 
ur Errichtung von Feuerſtellen suftändig ift. Vor der Aushändigung der 
enehmigung darf die polizeiliche Bauerlaubnis nicht erteilt werden. 

8.44, 1. Die Genehmigung der Behörde ( 43) darf 9 5 oder an 
Bedingungen, welche die Verhuͤtung von Feuersgefahr bezwecken, geknüpft 
werden, wenn aus der Errichtung B Feuerſtelle eine Feuersgefahr für die 
Waldung zu beſorgen ift. 

2. Die Genehmigung darf nicht verſagt werden, wenn die Feuerſtelle 
innerhalb einer im Zuſammenhange gebauten Ortſchaft, oder vom Wald— 
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eigentümer, oder in der Ausführung eines Enteignungsrechts errichtet werden 
foll; jedoch darf die Genehmigung an Bedingungen geknüpft werden, welche 
die Verhütung von Feuersgefahr bezwecken. 
$ 45. 1. Der Antrag auf Erteilung der Genehmigung iſt dem Wald— 
eigentümer, falls dieſer nicht der Bauherr iſt, mit dem Bemerken bekannt 
gu machen, 755 er innerhalb einer Friſt von einundzwanzig Tagen bei der 
ehörde ($ 43) Einſpruch erheben könne. 

Der erhobene Einſpruch iſt von der Behörde ($ 43), geeignetenfalls 
nach Anhörung des Antragſtellers und des Waldeigentümers, ſowie nach 
Aufnahme des Beweiſes zu prüfen. 

$ 46. 1. Die Verſagung der Genehmigung, die Erteilung der Geneh⸗ 
migung unter Bedingungen, ſowie die Zurückweiſung des oben Ein: 
ſpruchs erfolgt durch einen Beſcheid der Behörde, welcher mit Gründen zu 
verſehen und dem Antragſteller, ſowie dem Waldeigentümer zu eröffnen iſt. 
2. Gegen den Beſcheid ſteht dem Antragſteller, ſowie dem Waldeigen: 
tümer innerhalb einer Grift von zwei Wochen die Klage im Verwaltungs⸗ 
ftreitverfahren offen. 
Zuſtändig ift: 
a) das Kreisverwaltungsgericht, wenn der Beſcheid von der Ortspolizei— 
behörde eines Landkreiſes erteilt worden iſt; 
b) das Bezirksverwaltungsgericht, wenn der Beſcheid vom Landrate oder 
von der 3 eines Stadtkreiſes erteilt worden iſt. 
§ 47. Wer vor Erteilung der vorgeſchriebenen Genehmigung mit der 
Errichtung einer Feuerſtelle beginnt, wird mit Geldſtrafe bis zu 150 RM. 
oder mit Haft beſtraft. Auch kann die Behörde (8 400 die Weiterführung 
der Anlage verhindern und die Wegſchaffung der errichteten Anlage anordnen. 
ei Die Beſtimmungen der Geſetze vom 10. Auguſt 1904 ( S. S. 227), 
1. März 1923 (GS. ©. 49) über die Gründung neuer Anſiedlungen werden 
durch dieſes Geſetz nicht berührt. 


21. Geſetz betreffend Gründung neuer Anſiedlungen 


in den Provinzen Oſtpreußen, Weſtpreußen, Brandenburg, N N 
ee Wellen, PR le 
Vom 10. Auguſt 1904 (GS. S. 227). 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen uſw. verordnen 
mit Zuſtimmung beider Häuſer des Landtags Unferer Monarchie für die 
Provinzen Oſtpreußen, Weſtpreußen, Brandenburg, Pommern, Poſen, 
Schleſien, Sachſen und Weſtfalen, was folgt: 

Artikel J. 

Der Abſchnitt II des Geſetzes, 80 die Verteilung der öffentlichen 
Laſten bei Grundſtücksteilungen und die Gründung neuer Anſiedlungen in den 
Provinzen Preußen, Brandenburg, Pommern, e en, Gchlefien, Sachſen und 
Weſtfalen, vom 25. Auguft 1876 — GS. ©. 405 — (Gründung neuer 
Anſiedlungen) erhält unter Berückſichtigung des Ergänzungsgefeßes vom 
16. September 1899 (GS. S. 497) nachſtehende Faſſung: 
pp. 
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§ 13. Wer außerhalb einer im Zuſammenhange gebauten Ortſchaft ein 
Wohnhaus errichten oder ein vorhandenes Gebäude zum Wohnhaus einrichten 
will, bedarf einer vom Kreisverwaltungsgericht, in Stadtkreiſen von der 
Ortspolizeibehörde zu erteilenden Anſiedlungsgenehmigung. Vor deren Aus: 
bändigung darf die polizeiliche Bauerlaubnis nicht erteilt werden. 

Die Anſiedlungsgenehmigung ift nicht erforderlich für Wohnhäuſer, die 
in den Grenzen eines nach dem Geſetze, betreffend die 0 und Ver⸗ 
änderung non Straßen und Plätzen in Städten und in ländlichen Ortſchaften, 
vom 2. Juli 1875 (GS. S. 561) feſtgeſtellten Bebauungsplans oder die 
auf einem bereits bebauten Grundſtück im Zuſammenhange mit bewohnten 
Gebäuden errichtet oder eingerichtet werden ſollen. 

$ 13a) Die Anſiedlungsgenehmigung ift ferner erforderlich, wenn infolge 
oder zum Zwecke der Umwandlung eines Landgutes oder eines Teils eines 
ſolchen in mehrere ländliche Stellen innerhalb einer im Zuſammenhange 
gebauten Ortſchaft oder in den Fällen des Re Abſ. 2 ein Wohnhaus 
errichtet oder ein vorhandenes Gebäude zum Wohnhaus eingerichtet werden 


foll, 

$ 18b) 4 

§ 14. Die Anſiedlungsgenehmigung ift zu verſagen, wenn nicht nach⸗ 
gewieſen iſt, daß der Platz, auf welchem die Anſiedlung gegründet werden 

oll, durch einen jederzeit offenen fahrbaren Weg zugäng ich oder daß die 

eſchaffung eines ſolchen Wi geſichert iſt. Kann nur der letzte Nachweis 

erbracht werden, ſo iſt bei Erteilung der Anſiedlungsgenehmigung für die 

Beſchaffung des Weges eine Friſt zu beſtimmen, nach deren fruchtloſem 

Ablaufe das polizeiliche Zwangsverfahren eintritt. 

Von der e der Fahrbarkeit des Weges kann unter befonderen 

Umſtänden abgeſehen werden. 

Auch zur Erhaltung der ununterbrochenen Zugänglichkeit der Anſiedlung 
ift die Anwendung des polizeilichen N vangsbeffaß ren zuläſſig. 

n Moorgegenden ift die Anſiedlungsgenehmigung zu verſagen, ſolange 
die Entwäſſerung des Bodens, auf dem die Anſiedlung gegründet werden ſoll, 
nicht geregelt iſt. 

15. Die Anſiedlungsgenehmigung kann verſagt werden, wenn gegen 
die Anſiedlung von dem Eigentuͤmer, dem Nutzungs- oder Gebrauchsberech⸗ 
ligten oder dem Pächter eines benachbarten Grundſtücks oder dem Vorſteher 
des Gemeinde-(Guts⸗) Bezirkes, zu welchem das zu beſiedelnde Grundſtück 
gehört, oder von einem Vorſteher derjenigen Gemeinde -(Guts⸗) Bezirke, an 
die es grenzt, Einſpruch erhoben und der Einſpruch durch Tatſachen 
begründet wird, welche die Annahme rechtfertigen, daß die Anſiedlung den 
Schutz der Nutzungen benachbarter Grundſtücke aus der Qand: oder Forſt⸗ 
wirtſchaft, aus dem Gartenbaue, der Jagd oder der Fiſcherei gefährden werde. 

$ 15a) Die Anſiedlungsgenehmigung kann ferner verſagt werden, wenn 
die gegen die Anfiedlung von dem eſitzer eines Bergwerkes, welches unter 
dem zu beſiedelnden Grundſtück oder in deſſen Nähe belegen ift, inſpruch 
erhoben und durch Tatſachen begründet wird, welche die Annahme recht: 
rtigen: 

a) daß durch den Betrieb des Bergwerkes in abſehbarer Zeit Beſchädi⸗ 
gungen der Oberfläche des zu beſiedelnden Grundſtückes eintreten können, 
denen im Intereſſe der perſönlichen Sicherheit und des öffentlichen Ver: 
kehrs durch bergpolizeilich anzuordnendes Stehenlaſſen von Sicherheits⸗ 
pfeilern vorzubeugen fein würde, 
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b) daß die wirtſchaftliche Bedeutung des uneingeſchränkten Abbaues der 
Mineralien die der Anſiedlung überwiegt. 

$ 16. Vor Erteilung der Anſiedlungsgenehmigung find die beteiligten 
Gemeinde⸗(Guts⸗)Vorſteher ($ 15) von dem Antrag in Kenntnis zu ſetzen. 
Dieſe haben zu prüfen, ob für ſie Anlaß vorliegt, Einſpruch gemäß § 15 

u erheben, wofür die im nächſten Satze vorgeſehene Ausſchlußfriſt gilt. Sie 

5 ferner den Antrag alsbald innerhalb ihrer Gemeinden (Gutsbezirke) 
auf ortsübliche Art mit dem Bemerken bekannt zu machen, daß gegen den 
Antrag von den Eigentümern, Nutzungs-, Gebrauchsberechtigten und 
Pächtern der benachbarten Grundſtücke innerhalb einer Ausſchlußfriſt von 
21 Tagen bei der beſonders zu bezeichnenden Genehmigungsbehörde Einſpruch 
erhoben werden könne, wenn der Einſpruch ſich durch Tatſachen der im $ 15 
bezeichneten Art begründen laſſe. 

Geht Bergbau unter dem zu beſiedelnden Grundſtück oder in deſſen Nähe 
um, ſo iſt von dem Antrag auch der zuſtändige Bergrevierbeamte in Kenntnis 
zu ia Diefer hat den beteiligten Bergwerksbeſitzern eine Mitteilung von 
dem Antrage zuzuſtellen, unter Hinweis auf die N innerhalb einer 
Grift von einundzwanzig Tagen vom Tage der Zuſtellung ab Einſpruch auf 

rund des § 15a bei ih beſonders zu bezeichnenden Genehmigungsbehörde 
zu erheben. 

Die Einſprüche ſind von der Genehmigungsbehörde, geeignetenfalls nach 
Anhörung des Antragſtellers und derjenigen, welche Einſpruch erhoben haben, 
ſowie nach Aufnahme des Beweiſes zu prüfen. 

Wenn der Einſpruch auf Grund des $ 15a erhoben wird, fo ift die 
Genehmigungsbehörde zur Einholung einer gutachtlichen Außerung der zus 
ſtändigen Bergpolizeibehörde verpflichtet. 

§ 17. Iſt anzunehmen, daß infolge der Anſiedlung eine Anderung oder 

Neuordnung der Gemeinde-, Kirchen- oder Schulverhältniſſe erforderlich wird, 
fo find die beteiligten Gemeinde-(Buts-JBorfteher und die Vorſtände der 
eteiligten Kirchen- und Schulgemeinden (Schulverbände, Schulſozietäten 
uſw.) von dem Antrage mit dem Eröffnen in Kenntnis zu Lana aß ſie 
binnen einer Ausſchlußfriſt von einundzwanzig Tagen bei der Genehmigungs⸗ 
behörde die Feſtſetzung beſonderer Leiſtungen des Antragſtellers für den Zweck 
dieſer Anderung oder Neuordnung beantragen können. 

Erachtet die Genehmigungsbehörde eine ſolche Leiftung für erforderlich, 
ſo hat ſie dieſe in dem Beſcheide feſtzuſetzen oder ihre Feſtſetzung einem 
weiteren Beſcheide vorzubehalten. Sie iſt hierbei an die etwa geſtellten 
Anträge nicht gebunden. 

Die e eee kann von dem Nachweiſe, daß die Leiſtung 
erfüllt iſt, oder von der Beſtellung einer Sicherheit, die für die Erfüllung 
haftet, abhängig gemacht werden. 

Macht der Antragſteller von der Anſiedlungsgenehmigung Gebrauch, ſo 
iſt er zu den Leiſtungen verpflichtet. 

$ 17a) Sind für die Anfiedlung im öffentlichen Intereſſe Anlagen 
erforderlich, ſo kann die Anſiedlungsgenehmigung verſagt werden, ſolange 
der Antragſteller nicht diefe Anlagen nach Umfang und Art ihrer Ausführung, 
a e unter Beifügung einer Zeichnung, darlegt und nachweiſt, daß 

ie zu ihrer ordnungsmäßigen Ausführung nötigen Nittel vorhanden ſind, 
und ir künftige Unterhaltung dem öffentlichen Intereſſe entſprechend 
geregelt iſt. 
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In dem Beſcheide find die dem Antragſteller zu dieſem Zwecke auf⸗ 
zuerlegenden Leiſtungen feſtzuſetzen. 

Bei Anlagen, die dem Landeskulturintereſſe erforderlich find, ift in 
geeigneten Fällen vor Erteilung des Beſcheids die Auseinanderſetzungsbehörde 
gutachtlich zu hören. 

Die e e eee kann von der Beſtellung einer Sicherheit, 
die für die Erfüllung der Leiſtungen des Antragſtellers haftet, abhängig 
gemacht werden. 

Macht der Antragſteller von der Anſiedlungsgenehmigung Gebrauch, 
fo ift er zu dieſen Leiſtungen verpflichtet. 

§ 17 b) Wird eine Sicherheit nach Maßgabe vorſtehender Vorſchriften 
beſtellt, fo iſt die Genehmigungsbehörde zuſtändig für die Entſcheidung über 
Anträge infrac oder teilweiſe Freigabe der Sicherheit. 

§ 18. ird die Anſiedlungsgenehmigung verſagt oder nicht ſchlechthin 
erteilt oder werden Einſprüche (§8 15, 15 a, 16) zurückgewieſen, fo ift der 
Beſcheid mit Gründen zu verſehen und dem Antragſteller ſowie denjenigen, 
die Einſpruch erhoben 2 55 zu eröffnen. 

Desen ſteht innerhalb zwei Wochen gegen den Beſcheid des Kreisaus⸗ 
ſchuſſes der Antrag auf mündliche Verhandlung im Verwaltungsſtreitver— 
fahren, gegen den Beſcheid der Drtspolizeibehörde eines Stadtkreiſes die 
Klage bei bem Bezirksverwaltungsgericht offen. Im erſteren Falle hat der 
Vorſitzende des Kreisausſchuſſes einen Verkreter des öffentlichen Intereſſes 
zu beſtellen. 

Inſoweit der Befcheid Feſtſetzungen nach den 88 17 und 17a enthält, 
ſteht dem Antragſteller innerhalb zwei Wochen nur die Beſchwerde an das 
Bezirksverwaltungsgericht und gegen deffen Beſcheid innerhalb gleicher Grift - 
die weitere Beſchwerde an den Provimzialrat offen. 

Die Beſchwerde ſteht aus Gründen des öffentlichen Intereſſes auch dem 
Vorſitzenden des Kreisverwaltungogerichts zu, ſofern er die Feſtſetzungen 
für unzureichend erachtet oder die Anſiedlungsgenehmigung ohne ſolche 
erteilt iſt. 

Wud nach den vorſtehenden Vorſchriften ein Befcheid gleichzeitig im 
Beſchwerde- und im Verwaltungeſtreitverfahren angefochten, fo ift das 
Beſchwerdeverfahren vorab durchzuführen. 

Eine Nachprüfung der nach den $$ 17 und 17 a getroffenen Feſtſetzungen 
findet im Verwaltungsſtreitverfahren nicht ſtatt. 

Erfolgt die Zurückweiſung des Einſpruchs im Falle des § 15a aus dem 
Grunde, weil die Bergpolizeibehörde das Stehenlaſſen von Sicherheitspfei⸗ 
um nicht für notwendig erachtet, fo unterliegt der Befcheid keiner weiteren 

ufechtung. 

$ 19. Auf den dem Grundeigentume durch die Verſagung der Anfied: 
lungsgenehmigung zugefügten Schaden finden, ſofern ſich dieſe Verſagung 
81 einen Einſpeuch deb $ 15 a dieſes Geſetzes ſtützt, die . der 
$ 148—151 des Allgemeinen Berggeſetzes vom 24. Juni 1865 (OĞ, S. 705) 
in der Faſſung des Geſetzes vom 7, Sali 1902 (GS. S. 255) Anwendung. 

Die Verjährung des Anſpruchs auf Schadenerſatz beginnt mit Ablauf des 
Tages, an welchem der Verſagungsbeſcheld endgültig wird. \ 

Der Grundſtückseigentümer ift verpflichtet, auf Verlangen des Berg: 
werksbeſitzers die Eintragung eines Vermerkes in das Grundbuch dahin zu 
bewilligen: 
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daß und für welche ee — die Anſiedlungsgenehmigung auf Cin- 
ſpruch des Bergwerksbeſitzers verſagt und welche Entſchädigung gez 
zahlt worden iſt. 
§ 20. Wer vor Erteilung der Anſiedlungsgenehmigung mit einer An: 
ſiedlung beginnt, wird mit 1 bis 150 KIN, oder Haft beſtraft. Auch 
kann die Ortspolizeibehörde die Weiterführung der Anfiedlung verhindern 
und die Wegſchaffung der errichteten Anlagen anordnen. 


Artikel II. 
Der zweite Abſatz des $ 52 des Feld- und Forſtpolizeigeſetzes vom 1. April 
1880 (GS. ©. 230) wird aufgehoben. 


Artikel III. 

Auf Anſiedlungen, die durch Rentengutsbildung unter Vermittlung der 
Generalkommiſſion nach dem Geſetze, betreffend die a aA der Er⸗ 
richtung von Rentengütern, vom 7. Juli 1891 (GS. S. 297) entſtehen, 
inden die $$ 13 bis 16, 17 b, 19, 20 in der durch Artikel I vorgeſchriebenen 
7 mit der Maßgabe Anwendung, daß Genehmigungsbehörde die Ge- 
neralkommiſſion iſt. 

In dieſem Falle treten an die Stelle der §§ 17, 17 a, 18 des Artikels I 
folgende Vorſchriften: 

$ 17. Die beteiligten Gemeinde-(Guts⸗)Vorſteher und die Verbände der 
beteiligten Kirchen- und Schulgemeinden (Schulverbände, Schulſozietäten 
uſw.) ſind von dem Antrage mit dem Eröffnen in Kenntnis zu ſetzen, daß ſie, 
falls infolge der Anſiedlung eine Anderung oder Neuordnung der Gemeinde, 
Kirchen- oder Gchulverhältniffe erforderlich werden ſollte, binnen einer Aug: 
ſchlußfriſt von einundzwanzig Tagen bei der Genehmigungsbehörde die Feſt⸗ 
ſetzung beſonderer Leiſtungen des Antragſtellers für den Zweck dieſer Andes 
rung oder Neuordnung beantragen können. 

Die Genehmigungsbehörde hat das Ergebnis der Bekanntmachung dem 
Kreisausſchuß, in Stadtkreiſen der Drtspoligeibehörde, unter Beifügung der 
Akten mitzuteilen. 

Erachtet das Kreisverwaltungsgericht oder die r eine 
ſolche Leiſtung für erforderlich, ſo n fie diefe in einem Beſcheide feftzus 
ſetzen oder ihre Feſtſetzung einem weiteren Befcheide vorzubehalten. Sie find 
hierbei in die etwa geſtellten Anträge nicht gebunden. 

Gegen den Beſcheid ſteht dem Antragſteller innerhalb zwei Wochen nur 
die Beſchwerde an das Bezirksverwaltungsgericht und gegen deffen Beſcheid 
innerhalb gleicher Friſt die weitere Beſchwerde an den Provinzialrat offen. 

Aus Gründen des 1 8 Intereſſes iſt auch dem Vorſitzenden des 
Kreisausſchuſſes die Beſchwerde gegeben, wenn er die Feſtſetzung für ungu: 
reichend hält oder wenn eine Leiſtung nicht für erforderlich erachtet wor: 


den iſt. 

i Generalkommiſſion kann die Anſiedlungsgenehmigung von dem Nach⸗ 
weiſe, daß die Leiſtung erfüllt iſt, oder von der Beſtellung einer Sicherheit, 
die = die Erfüllung haftet, abhängig machen. 

acht der Antragſteller von der Anſiedlungsgenehmigung Gebrauch, ſo 
iſt er zu der Leiſtung verpflichtet. 

$ 17a. Sind für die Anfiedlung im öffentlichen Intereſſe Anlagen pe 
derlich, fo kann die Anſiedlungsgenehmigung Ben t werden, folange der An⸗ 
tragſteller nicht diefe Anlagen nach Umfang und Art ihrer Ausführung, gez 
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gebenenfalls unter Beifügung einer Zeichnung, darlegt und nachweiſt, daß 
die zu ihrer ordnungsmäßigen Ausführung nötigen Mittel vorhanden ſind, 
und daß ihre künftige Unterhaltung dem öffentlichen Intereſſe entſprechend 
Beregele iſt. 

ie zu dieſem Zwecke dem Antragſteller aufzuerlegenden Leiſtungen ſind 
von der Generalkommiſſion durch Beſcheid feftzufegen, 

Vor Erlaß des Beſcheides ift das Kreisverwaltungsgericht, in Stadt⸗ 
kreiſen die Ortspolizeibehörde, zu hören. Der Beſcheid ift dieſen Behörden 
zuzuſtellen. 

ie Generalkommiſſion kann die Anſiedlungsgenehmigung von der Be: 
ſtellung einer Sicherheit, die für die Erfüllung der Leiſtungen des Antrag: 
ſtellers haftet, abhängig machen. 

Macht der Antragſteller von der Anſiedlungsgenehmigung Gebrauch, ſo 
iſt er zu 2 Leiſtungen verpflichtet. 

§ 18. Bis zur Neuordnung der Einrichtung und des Verfahrens der 
ee. greifen die folgenden Beſtimmungen Platz: 

Soll die Anſiedlungsgenehmigung auf Grund der § 14—16 verfagt 
oder je fie nicht ſchlechthin erteilt, oder follen Einſprüche (88 15, 15 a, 16) 
zurückgewieſen werden, fo ift dem Antragſteller ſowie denjenigen, die Eins 
ſpruch erhoben haben, von der Generalkommiſſion durch den zuſtändigen 

pezialkommiſſar ein Vorbeſcheid mit Gründen zu erteilen. 

Vor Erteilung des Vorbeſcheides iſt über die Einſprüche der Kreisaus— 
schuß, in Stadtkreiſen die Ortspolizeibehörde, zu hören. 

egen den Vorbeſcheid ſteht dem Antragſteller ſowie denjenigen, die Cin- 
ſpruch erhoben haben, die Klage beim Bezir koverwaltungsgericht zu. Sie ift 
innerhalb zwei Wochen nach Erteilung des Vorbeſcheides anzubringen. Im 
erwaltungsſtreitverfahren ift das öffentliche Intereſſe von der Generalkom— 
miſſion als Partei wahrzunehmen. 

Gegen den Beſcheid des § 17 a ſteht dem Antragſteller innerhalb zwei 
Wochen die Beſchwerde an den Miniſter für Landwirtſchaft, Domänen und 
Forſten zu. Aus Gründen des öffentlichen b ift auch dem Vorſitzen⸗ 
den des Kreisausſchuſſes, in Stadtkreiſen der rtspolizeibehörde, binnen 
gleicher Grift die Beſchwerde gegeben, wenn die Feſiſetzung für unzureichend 
erachtet wird oder wenn eine Leiſtung nicht für erforderlich erachtet worden iſt. 

Eine Nachprüfung der nach den SS 17, 17 a getroffenen Feſtſetzungen fin: 
det im Verwaltungsſtreitverfahren nicht ſtatt. 

Erfolgt die Zurückweiſung des Einſpruchs im Falle des § 15 à aus dem 
Grund, weil die Berpolizeibebörde das Stehenlaſſen von Gicherbeitspfeilern 
nicht für notwendig erachtet, fo unterliegt der Beſcheid keiner weiteren An 

tung. 
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22. Fluchtlinjengeſetz 


Geſetz, betr. die Anlegung und Veränderung von Straßen und Plätzen in 
Städten und ländlichen Ortſchaften vom 2. 7. 1875 (GE, ©. 561). 


In der Faſſung des Art. I des Wohnungsgeſetzes vom 28. März 1918 
(GE. 209. 


Wir Wilhelm uſw. verordnen, mit Zuſtimmung beider Häuſer des Land- 
tages, fuͤr den ganzen Umfang der Monarchie, was folgt: 

§ 1. Für die Anlegung oder Veränderung von Straßen und Plätzen 
(auch Gartenanlagen, Spiel- und Erholungsplätzen) in Städten und länd⸗ 
lichen Ortſchaften find die Straßen- und Baufluchtlinien vom Gemeindevor⸗ 
ftande im Einverftändniffe mit der Gemeinde, bezüglich deren Vertretung, dem 
öffentlichen Bedürfniſſe entſprechend unter e der Ortspolizei⸗ 
behörde feſtzuſetzen. 

Die Ortspolizeibehörde kann die Feſtſetzung von Fluchtlinien verlangen, 
wenn die von ihr wahrzunehmenden polizeilichen Rückſichten oder ein hervor: 
getretenes Bedürfnis nach Klein- oder Mittelwohnungen die Feſtſetzungen forz 
dern, in letzterem Falle bedarf fie jedoch der Einverſtändniserklärung der Kom 
munalaufſichtsbehörde. Å 

3u einer Straße im Sinne dieſes Geſetzes gehört der Straßendamm und 
der Bürgerſteig. 

Die Straßenfluchtlinien bilden regelmäßig zugleich die Baufluchtlinien, 
das heißt die Grenzen, über welche hinaus die Bebauung ausgeſchloſſen ift. 
Aus blonden Gründen kann aber eine hinter die Straßenfluchtlinie zurück⸗ 
weichende Baufluchtlinie feſigeſetzt werden. 

§ 2. Die Feſtſetzung von Fluchtlinien ($ 1) kann für einzelne Straßen, 
Straßenteile und Plätze (auch Gartenanlagen, Spiel- und Erholungsplätze) 
oder, nach dem vorausſichtlichen Bedürfniſſe der näheren Zukunft, durch Auf- 
ſtellung von Bebauungsplänen für größere Grundflächen erfolgen. 


Handelt es ſich infolge von umfaſſenden Zerſtörungen durch Brand oder 
andere Ereignifje um die Wiederbebauung ganzer Ortsteile, fo ift die Ges 
meinde verpflichtet, ſchleunigſt darüber zu befchließen, ob und inwiefern für 
den betreffenden Ortsteil ein neuer Bebauungsplan en ift und ein⸗ 
Se die unverzügliche Seftftellung des neuen Bebauungsplanes zu 

ewirken. 

88. Bei Fe fekung der Sluchtlinien ift auf das Wohnbedürfnis ſowie die 
. des Verkehrs, der Feuerſicherheit und der öffentlichen Geſundheit 

edacht zu nehmen, auch darauf zu halten, daß eine Verunſtaltung der Stra⸗ 
ßen und Plätze ſowie des Orts- und Landſchaftsbildes nicht eintritt. 

Es iſt deshalb für die Herſtellung einer genügenden Breite der Straßen 
und einer guten Verbindung der neuen Bauanlagen mit den bereits beftehen- 
den 3 zu tragen. Im Intereſſe des orte Dire aiil ift ferner 
darauf Bedacht zu nehmen, daß in ausgiebiger Zahl und Größe Plätze Saug 
Gartenanlagen, Spiel- und Erholungsplätze) vorhanden find, daß die Mög⸗ 
lichkeit gegeben ift, an geeigneter Stelle Kirchen- und Schulbauten zu errich— 

Die blerzu . „Vorſchriſten für die Aufſtellung von 1 nen und 
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fen, daß für Wohnzwecke Baublöcke von angemeſſener Tiefe und Straßen 
von geringerer Breite entſprechend dem verſchiedenartigen Wohnungsbeduͤrf⸗ 
niſſe geſchaffen werden, und daß durch die Feſtſetzung Baugelände ent⸗ 
ſprechend dem Wohnungsbedürfniſſe der Bebauung erſchloſſen wird. 

§ 4. Jede Feſtſetzung von Fluchtlinien ($ 1) muß eine genaue Bezeich⸗ 
nung der davon betroffenen Grundſtücke und Grundſtücksteile und eine Be⸗ 
ſtimmung der Höhenlage, ſowie der beabſichtigten Entwäſſerung der betref— 
fenden Straßen und Plätze enthalten. 

§ 5. Die Zuſtimmung der Ortspolizeibehörde ($ 1) darf nur verſagt 
werden, wenn die von ihr wahrzunehmenden olizeilichen Rückſichten oder ein 
bervorgetretenes Bedürfnis nach Klein- oder ittelwohnungen ($ 3 Abſ. 3) 
die Verſagung fordern. Soweit ö wegen eines hervorgetre— 
tenen Bedürfniffes nach Klein- oder Mittelwohnungen verſagt wird, bedarf 
es des Einverſtändniſſes der Kommunalaufſichtsbehörde. 

Will ſich der Gemeindevorſtand bei der Verſagung nicht beruhigen, ſo 
beſchließt auf ſein Anſuchen der e AT 

Derſelbe beſchließt auf Anfuchen der Ortspolizeibehörde über die Bedürf⸗ 
nisfrage, wenn der Gemeindevorſtand die von der Drtspolizeibehörde ver- 
langte Feſtſetzung (§ 1 Abf. 2) ablehnt. Soweit ein folches Anfuchen auf ein 
bervorgetretenes Bedürfnis nach Klein- oder Mittelwohnungen geſtützt wird, 
darf es nur im Einper Andai mit der Kommunalauffichtsbehörde ergehen. 

$6. Betrifft der Plan der beabſichtigten Feſtſetzungen (§ 4) eine Feſtung, 
oder fallen in ee öffentliche Flüſſe, Chauſſeen, Eifenbahnen oder Bahn: 
böfe, fo hat die Ortspolizeibehoͤrde dafür zu forgen, daß den beteiligten Bes 
hörden rechtzeitig zur Wahrung ihrer Inkereſſen Gelegenheit gegeben wird. 

§ 7. Nach erfolgter Zuſtimmung der Drtspolizeibehörde, beziehentlich des 
Kreisausſchuſſes ($ 5), hat der Gemeindevorſtand den Plan zu jedermanns 
Einſicht offen gi legen. Wie letzteres geſchehen foll, wird in der ortsüblichen 
Art mit dem Bemerken bekannt gemacht, daß Einwendungen gegen den Plan 
innerhalb einer beſtimmt zu bezeichnenden präflufivifchen Sin bon mindeſtens 
bier Wochen bei dem Gemeindevorſtande anzubringen find. 

Handelt es ſich um Feſtſetzungen, welche nur einzelne Grundſtücke betref⸗ 
ſen, ſo genügt ſtatt der Offenlegung und Bekanntmachung eine Mitteilung 
an die beteiligten Grundeigentümer. 

$ 8. Über die erhobenen Einwendungen ($ 7) hat, ſoweit dieſelben nicht 
durch Verhandlung zwiſchen dem Gemelindevorſtande und den Beſchwerde⸗ 
ührern zur Erledigung gekommen, der Kreisausſchuß zu i Sind 

inwendungen nicht erhoben, oder ift über U endgültig ( 16) bez 
ſchloſſen, fo hat der Gemeindevorſtand den Plan förmlich fe ee zu 
jedermanns Einſicht offen zu legen und, wie dies geſchehen ſoll, ortsüblich 
bekannt zu machen. 

$ 9. Sind bei Feſtſetzung von Fluchtlinien mehrere Ortſchaften beteiligt, 
ſo hat eine Verhandlung darüber zwiſchen den betreffenden Gemeindevorſtän— 
den ſtattzufinden. 

ber die Punkte, hinſichtlich deren eine Einigung nicht zu erzielen ift, be— 
ſchließt das Bezirksverwaltungsgericht. 

$ 10. Jede, ſowohl vor als nach Exlaß dieſes Geſetzes getroffene Feſt⸗ 
ſetzung von Fluchtlinſen kann nur nach Maßgabe der vorſtehenden Beftim: 
mungen aufgehoben oder abgeändert werden. 

— — 2 


guſt.-Geſ ) u 5 5 Abl. 2, 66.7, 8, 9. In Stadttreiſen der Begirksausſchuß ( 146 Ab. 2 
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Zur Feſtſetzung neuer oder Abänderung ſchon beſtehender Bebauungs⸗ 
pläne in den Städten Berlin, Potsdam, Charlottenburg und deren nächſter 
Umgebung bedarf es königlicher Genehmigung. 

$ 11. Mit dem Tage, an welchem die im $ 8 vorgeſchriebene Offen⸗ 
legung beginnt, tritt die Beſchränkung des Grundeigentümers, daß Neubau: 
ten, Um: und Ausbauten über die Fluchtlinie hinaus verſagt werden können, 
endgültig ein. Gleichzeitig erhält die Gemeinde das Recht, die durch die feft- 
geſetzten Straßenfluchtlinien für Straßen und Plätze (auch Gartenanlagen, 
Spiel- und Erholungsplätze) beftimmte Grundfläche dem Eigentümer zu ent- 
iehen. 0 
i § 12. Durch Ortsſtatut kann feftgeftellt werden, daß an Straßen oder 
. welche noch nicht gemäß der baupolizeilichen Beſtimmungen 
des Orts für den öffentlichen Verkehr und den Anbau fertig hergeſtellt ſind, 
Wohngebäude, die nach dieſen Straßen einen Ausgang haben, nicht errichtet 
werden dürfen. 

Das Ortsſtatut hat die näheren Beſtimmungen innerhalb der Grenze vor- 
ſtehender Vorſchriften feſtzuſetzen und bedarf der Beſtätigung des Bezirksver⸗ 
waltungsgerichts. Gegen den Beſchluß des Bezirksverwaltungsgerichts iſt 
innerhalb einer Ausſchlußfriſt von zwei Wochen die Beſchwerde bei dem Pro: 
vinzialrate zuläffig. 

Nach erfolgter Beſtätigung ift das Statut in orfsüblicher Art bekannt 
zu machen. 

Von dem Verbote kann Dispens erteilt werden, falls ein Bedürfnis für 
Klein: oder Mittelwohnungen beſteht, begründete Ausſicht vorhanden ift, daß 
der Eigentümer dieſem Bedürfniſſe durch den Bau entſprechender, geſunder 
und zweckmäßig eingerichteter Wohnungen Rechnung trägt, und falls kein 
überwiegendes berechtigtes Gemeindeintereſſe entgegenſteht. yes h die Ge: 
meinde nach, daß . Maßnahmen ergriffen find, um dem Bedürfniffe 
für Klein- oder Mittelwohnungen durch Errichtung von Käufern mit höch⸗ 
ſtens einem u über dem Erdgeſchoß ausreichend Rechnung zu tras 
gen, und iſt die Gewähr gegeben, daß dieſe Maßnahmen auch zur Hurth⸗ 
führung gelangen werden, ſo darf der Dispens zur Errichtung von Gebäuden 
mit mehr Stockwerken nicht erteilt werden. 

ft durch Gemeindebeſchluß beſtimmt, daß erft nach Zahlung oder Sicher— 
ſtellung der gemäß $ 15 dieſes Geſetzes oder gemäß § 9 des Kommunal: 
abgabengeſetzes vom 14. Juli 1893 (GS. ©, 152) von der Gemeinde feft- 
geſetzten Beiträge Wohngebäude errichtet werden dürfen, fo darf der Dispens 
vor erfolgter Zahlung oder Sicherſtellung nicht erteilt werden. 

Pr die Erteilung des Dispenſes beſchließt im Streitfalle der Bezirks: 
ausſchuß. 

Unter den gleichen Vorausſetzungen kann der Bezirksausſchuß beſchließen, 
daß die Gemeinde, ſoweit ſie eine öffentliche Waſſerlettung, Ableitung der 
Schmutzwäſſer oder Beleuchtung als Gemeindeanſtalt unterhält, den Eigen: 
tümern nach Maßgabe der allgemeinen örtlichen Beſtimmungen die Benutzung 
dieſer Anſtalt gewährt, 

240) Zu § 11: 
a) Ob.⸗Verw.⸗Ger.⸗Entſch. Bd. VIII S. 294. Unter Reparaturbau ift der gelat ain 


8 * abg mal gewordener Bauteile au verſtehen; bei einem Umbau Hanbel 
18 um eine das Bauwerk tellweiſe umgeſtaltende Anderung der Subſtanz im 


ubern oder Innern; 
b) Ob.⸗Verw.⸗Ger.⸗Entſch. Bd. XV S. 379. Umsäunungen, auch wenn fie fiğ ihrer 
Konſtruttton nach als Bauten darſtellen, falen nicht unter $ 11. 
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§ 13. Eine Entſchädigung kann wegen der nach den Beſtimmungen des 
12 eintretenden Beſchränkung der Baufreiheit überhaupt nicht, und wegen 
ee . Beſchränkung des von der Falles geß neuer Fluchtlinien bes 


troffenen Grundeigentums nur in folgenden Fällen gefordert werden: 


1. wenn die zu Straßen und Plätzen (auch Gartenanlagen, Spiel und 
Erholungsplägen) beſtimmten Grundflächen auf Verlangen der Ge: 
meinde für den öffentlichen Verkehr abgetreten werden; 

2. wenn die Straßen- oder Baufluchtlinie vorhandene Gebäude trifft und 
das Grundſtück bis zur neuen Fluchtlinie von Gebäuden freigelegt wird; 

3. wenn die Straßen ſuchtlinte einer neu anzulegenden Straße ein unbes 
bautes, aber zur Bebauung geeignetes Grundſtück trifft, welches zur 
Zeit der Feſtſtellung dieſer Fluchtlinie an einer bereits beſtehenden 
und für den öffentlichen Verkehr und den Anbau fertiggeſtellten an— 
deren Straße belegen iſt und die Bebauung in der Sluchelinie der neuen 
Straße erfolgt. 

Die Entſchädigung wird in allen Fällen wegen der zu Straßen und 
Plätzen (auch Gartenanlagen, Spiel und Erholungsplätzen) beſtimmten 
Grundfläche für Entziehung des Grundeigentums gewährt. Außerdem wird 
in denjenigen Fällen der Nr. 2, in welchen es fi) um eine Beſchränkung des 
Grundeigentums infolge der Feſiſetzung einer von der Straßenfluchtlinie bers 
ſchiedenen Baufluchtlinie handelt, für die Beſchränkung des bebaut geweſe— 
nen Teiles des Grundeigentums ( 12 des Geſetzes über Enteignung von 
Grundeigentum vom 11. Juni 1874) Entſchädigung gewährt. 

In allen oben gedachten Fällen kann der Eigentümer die Übernahme des 
ganzen Grundſtücks verlangen, wenn dasſelbe durch die e entweder 
ganz oder fo weit in Anfpruch genommen wird, daß das Reſtgrundſtück nach 
m baupolizeilichen Vorſchriften des Ortes nicht mehr zur Bebauung ger 
eignet ift. 

Bei den Vorſchriften dieſes Paragraphen iſt unter der Bezeichnung 
Grundſtück jeder im Zuſammenhange ſtehende Grundbeſitz des nämlichen 
Eigentümers begriffen. 

§ 13a. Mit dem Zeitpunkt, an dem für eine Straße, einen Straßenteil 
oder Platz die Fluchtlinien förmlich fegt ſind, erhält die Gemeinde das 
Recht, ein an die Fluchtlinie der Straße, des Straßenteils oder des Platzes 
angrenzendes Grundſtück, ſoweit es nach den baupolizeilichen Vorſchriften des 
Ortes nicht zur Bebauung geeignet iſt, dem Eigentümer gegen Entſchädigung 
zu entziehen. Bei Straßen, Straßenteilen oder Plätzen, für die Fluchtlinien 
nicht förmlich feftgeftellt find, entſteht das Recht der Gemeinde mit dem Beits 
punkt, an dem die Straße, der Straßenteil oder der Platz gemäß den bauz 
polizeilichen Vorſchriften des Ortes für den öffentlichen Verkehr und für den 
Anbau fertig hergeſtellt ift. Will die Gemeinde dieſes Recht ausüben, fo hat 
fie dies unter genauer Bezeichnung der zu enteignenden Fläche dem Eigen— 
tümer mitzuteilen mit dem Hinweiſe, daß Einwendungen gegen die Entziehung 
binnen einer Ausſchlußfriſt von vier Wochen bei dem Gemeindevorſtand anz 
zubringen ſind. Über Einwendungen beſchließen die im § 8 dieſes Geſetzes 
und im § 146 des Geſetzes über die Zuſtändigkeit der Verwaltungs- und Ber: 
. vom 1. Auguft 1883 (GS. ©. 237) berufenen Be: 
orden. 

Sind die nach Abf. 1 entzogenen Grundflächen weder zuſammen noch in 
Verbindung mit anderen der Gemeinde gehörigen Grundſtücken zur Bebauung 
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eeignet, fo ift die Gemeinde verpflichtet, die entzogenen Grundflächen den 

igentümern der angrenzenden Grundſtücke auf ihr Verlangen gegen Erſtat⸗ 
tung der Aufwendungen nebſt Zinſen zu übereignen. Sie hat, wenn mehrere 
Grundſtücke angrenzen und eine Vereinbarung mit den Eigentümern nicht er⸗ 
zielt wird, einen Plan für die zweckmäßige 7 der entzogenen Grund» 
flächen ſowie eine Roflenverteilung aufzuſtellen. Der Plan und die Koften- 
verteilung ſind zur Einſicht der Beteiligten offenzulegen. Die Offenlegung iſt 
ortsüblich bekannt zu machen mit dem 8 daß Einwendungen binnen 
einer Ausſchlußfriſt von vier Wochen ſeit dem Tage der Bekanntmachung bei 
dem Gemeindevorſtand anzubringen find, Den aus dem Grundbuch erſicht⸗ 
lichen Eigentümern iſt, ſoweit tunlich, beſondere Mitteilung zu machen. Über 
die Einwendungen beſchließen die im Abf, 1 bezeichneten orden. 

Die im Abſ. 2 Satz 1 der Gemeinde auferlegte Verpflichtung erliſcht 

egenüber denjenigen Eigentümern, welche fich nicht binnen drei Monaten feit 
ede der Gemeinde zur Übernahme der Grundfläche verpflichten. 

Der § 13 Abſ. 4 findet bei den Vorſchriften dieſes Paragraphen gleich: 
falls Anwendung. 

Die vorſtehenden Beſtimmungen finden auch Anwendung, wenn für eine 
Straße, einen Straßenteil oder Diag vor Inkrafttreten dieſer Vorſchrift die 
Fluchtlinien förmlich feſtgeſtellt ſind. 

Das gleiche gilt, wenn bei Straßen, Straßenteilen oder Plätzen, für die 
Fluchtlinten nicht förmlich feſtgeſtellt find, die Straße, der Straßenteil oder 
der Platz vor 8 dieſer Vorſchrift gemäß den baupolizeilichen Bor: 
b W ctes für den öffentlichen Verkehr und den Anbau fertig ber: 
geſtellt iſt. 

$ 14. Für die Feſtſtellung der nach $ 13 und § 13 a Abſ. 1 zu gewähren: 
den Entſchädigungen und die Vollziehung der Enteignung kommen die 88 24 ff. 
des Geſetzes über Enteignung von Grundeigentum vom 11. Juni 1874 zur An- 
wendung. 

Streitigkeiten über Fälligkeit des Anſpruchs auf Entſchädigung gehören 
zur gerichtlichen Entſcheidung. 

Die Entſchädigungen ſind, ſoweit nicht ein aus beſonderen Rechtstiteln 
Verpflichteter dafür aufzukommen hat, von der Gemeinde aufzubringen, in⸗ 
nerhalb deren Bezirk das betreffende Grundſtück belegen iſt. 

$ 14 a. Das Geſetz, betrefflad die Umlegung von Grundſtücken in Frank⸗ 
furt a. M., vom 28. Juli 1902 (GG. S. 273) und das Geſetz wegen Ab: 
änderung des § 13 des vorbenannten Geſetzes vom 8. Juli 1907 (G8. ©. 
259) können für den Bezirk einer Gemeinde durch Ortsſtatut eingeführt wer⸗ 
aP Das Drtsftatut bedarf der Beſtätigung durch das Bezirksverwaltungs⸗ 
gericht, h 

§ 15. Durch Ortsſtatut kann feftgefeßt werden, daß bei der Anlegung 
einer neuen oder bei der Verlängerung einer ſchon beſtehenden Straße, wenn 
ſolche zur Bebauung beſtimmt if ſowie bei dem Anbau an ſchon vorhande: 
nen, bisher unbebauten Straßen und Straßenteilen von dem Unternehmer 
der neuen Anlage oder von den angrenzenden Eigentümern — von letzteren, 
ſobald ſie Gebäude an der neuen Straße errichten — die Freilegung, erſte 
Einrichtung, Entwäſſerung und Beleuchtungsvorrichtung der Straße in der 
dem Bedürfniſſe entſprechenden Weiſe beſchafft, ſowie deren n höch⸗ 
ſtens jedoch fünfjährige Unterhaltung, bzw. ein verhältnismäßiger Beitrag 
oder der Erſatz der zu allen dieſen Maßnahmen erforderlichen Koſten ge— 
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leiftet werde. Zu dieſen Verpflichtungen können die angrenzenden Eigentü- 
mer nicht für mehr als die Hälfte der Straßenbreite, und wenn die Straße 
breiter als 26 Meter iſt, nicht für mehr als 13 Meter der Straßenbreite 
herangezogen werden. 

Bei Berechnung der Koſten ſind die Koſten der geſamten Straßenanlage 
und beziehungsiveife deren Unterhaltung zuſammenzurechnen und den Eigen: 
tümern nach Verhältnis der Länge ihrer die Straße berührenden Grenze zur 
Laſt zu legen. Wird die Straßengrenze eines Grundſtücks, deſſen Eigentümer 
u Straßenkoſten herangezogen ift, ſpäter dadurch verlängert, daß mit dem 

rundſtuck eine Grundfläche wirtſchaftlich vereinigt wird, für welche die 
Straßenkoſten noch nicht bezahlt find, fo find dem Eigentümer die auf die 
erlängerung entfallenden &tcaßentoften nachträglich zur Laſt zu legen. 

Das Ortsſtatut hat die näheren Beſtimmungen innerhalb der Grenze vor: 
ſtehender Vorſchrift feſtzuſetzen. Bezüglich feiner Beſtätigung, Anfechtbar⸗ 
keit und Bekanntmachung gelten die im § 12 gegebenen Vorſchriften. 

Für die Haupt- und Meſſdenzſiadt Berlin bewendet es bei dem Zuſtande⸗ 
kommen eines ſolchen Status bei den Beſtimmungen des Regulativs vom 
31. Dezember 1838. 

$ 15a. Durch Ortsſtatut kann beſtimmt werden, daß die im 1 i 
den Paragraphen und im § 9 des Kommunalabgabengeſetzes vom 14. Juli 
1899 6055 2 152) geregelten Beiträge ſowie die im $ 6 daſelbſt bezeich- 
neten Gebühren für Gebäude an Straßen, die ihrer Lage und Ausſtattung 
nach für Wohnungen der Minderbemittelten beſonders Fe erscheinen und 
p: den Ausbau mit Häuſern mit höchſtens einem Obergeſchoß über dem 
Erdgeſchoſſe beſtimmt find . ganz oder teilweiſe er» 
laſſen oder geſtundet werden können, ſofern die Gebäude hauptſächlich für 
Wohnungen der bezeichneten Art oder für gemeinnützige Einrichtungen zu— 
gunften der Minderbemittelten (Kinderfürforge, Fortbildung, Erholung und 

tgl.) beſtimmt find. Wird die Zweckbeſtimmung der Gebäude ſpäter ge⸗ 
ändert, ſo können von dem jeweiligen Eigentümer des Grundſtücks die Bei⸗ 
träge und Gebühren nachträglich verlangt werden, ſoweit ſie erlaſſen oder 
noch geſtundet find, 

Das Ortsſtatut kann hinſichtlich der Straßen, der Gebäude und der 
Wohnungen die Vorausſetzungen näher feſtſetzen, unter denen die Vergünſti⸗ 
gung eintritt. 

16. Gegen die Beſchlüſſe des Kreisverwaltungsgerichts ſteht dem Be: 
teiligten in den Fällen der ŞÖ 5, 8, 9 die Beſchwerde bei dem Bezirksrate 
innerhalb einer Präkluſwfriſt von einundzwanzig Tagen zu. 

In den Fällen, in denen es ſich um Wiederbrbauung ganzer durch Brand 
oder andere Ereigniffe zerſtörter Ortsteile handelt, tritt an die Stelle diefer 
Praklufiofeift eine ſolche von einer Woche. 

88 17 und 18 find aufgehoben durch § 146 des Zuſt.⸗Geſetzes vom 
1. Auguft 188g. 

$ 19. Alle den Beſtimmungen dieſes Geſetzes entgegenſtehenden allgez 
meinen und befonderen geſetzlichen Vorſchriften werden hierdurch aufgehoben. 

Alle Beſtimmungen der im Verwaltungswege erlaſſenen Bauordnungen, 
ſonſtigen polizeilichen Anordnungen und Drtsftatuten, welche mit den Vor: 
ſchriften dieſes Geſetzes im Widerſpruch ſtehen, treten außer Kraft. 

20. r Miniſter der öffentlichen Arbeiten wird mit der Ausführung 
dieſes Geſetzes beauftragt, 

Urkundlich, den 2. Juli 1875. 
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23. Statiſche Berechnungen 


Erlaß, betreffend Prüfungsverfahren für ſchwierige ſtatiſche Berechnungen 
vom 3. Dezember 1926. 
(Zentralbl. der Bauverwaltung Nr. 7 für 1927.) 


I. Soweit die ſtädtiſchen und ländlichen Baupolizeibehörden nicht in der 
Lage find, ſelbſt ſchwierige ſtatiſche Berechnungen zu prüfen, haben ſie dieſe 
dem für ihren Bezirk zuſtändigen, von mir für die Prüfung ſtatiſcher Be⸗ 
a zugelaſſenen kommunalen ſtatiſchen Büro zur Prüfung zugehen 
u laſſen. 

Es ſind bisher folgende von den Gemeinden eingerichtete ſtatiſche Büros 
zur baupolizeilichen Prüfung ſtatiſcher Berechnungen eingerichtet, die fih zur 
Übernahme dieſer Arbeiten mit meinem Einvernehmen auch für die Bau⸗ 
polizeibehörden anderer Gemeinden bereiterklärt haben: Königsberg, Berlin, 
Frankfurt a. d. Oder, Kottbus, Stettin, Breslau, Oppeln, Beuthen, Hildes⸗ 
heim, Kiel, Dortmund, Bielefeld, Eſſen, Köln, Frankfurt a. Main. 

Die Zulaſſung weiterer ſarchen Büros für den gedachten Zweck bedarf 
meiner Genehmigung. 

II. Die Regierungspräſidenten können 12 ihre Bezirke zulaſſen, daß 
Bauherren oder deren Beauftragte (ausführende Firmen oder beratende 
Ingenieure) ſchon mit der Vorlage des Bauentwurfes an die Baupoltzei⸗ 
behörde eine von Prüfungsingenieuren (Ziffer VI) geprüfte ſtatiſche Ber 
rechnung vorlegen. Vorausſetzung für eine derartige Zulaſſung ift, daß die 
Stadtgemeinde, die das ſtatiſche Büro für die Baupolizeibehörden der Provinz 
oder des Regierungsbezirks eingerichtet hat, hiermit einverſtanden iſt. Die 
von den Prüfingenieuren e ſtatiſchen Berechnungen ſind von den 
Baupolizeibehörden den für den Bezirk beſtehenden kommunalen ſtatiſchen 
Büros zur Nachprüfung zuzuleiten; jedoch können die Regierungspräſidenten 
an Stelle der kommunalen ſtatiſchen Büros ſolche Baupoli eibehörden des 
Bezirks, die eigene zur Nachprüfung geeignete Statiker angeſtell haben, mit 
dieſer Nachprüfung betrauen. 

III. Für Bauanträge auf Errichtung der nach den s$ 16 ff. der Reiche: 
ewerbeordnun e e gewerblichen 85 ſowie für 
auanträge, für welche die Baugenehmigung durch ſtaatliche Organe (Land- 

räte, Diſtriktskommiſſare) erteilt wird, können Bauherren oder ihre Beauf⸗ 
tragte (ausführende Firmen oder beratende Ingenieure) ſtets mit der Bor: 
lage an die Baupolizelbehörde eine von Prüfingenieuren (Ziffer VI) geprüfte 
ſtatiſche Berechnung vorlegen. 

n dieſem Falle find die ſtatiſchen Berechnungen von den Hochbauämtern 
bzw. Landräten (Diſtriktskommiſſaren) der bei der Bau- und Finanzdirektion 
in Berlin NW 40, Invalidenſtraße 52, eingerichteten ſtaatlichen Pehfanss⸗ 
ftelle p ſtatiſche Berechnungen zur Nachprüfung (Ziffer IV) zuzuleiten. 

IV. u die Nachprüfung wird folgendes beſtimmt: 

1. Es iſt zu prüfen, 

a) ob bei der Vorprüfung die amtlichen Beſtimmungen beachtet find; 

63 ob die angewandten Rechnungs- und Prüfungsmethoden den 

allgemein anerkannten Regeln der Statik ent rechenz 
e) ob die ſtatiſchen Berechnungen mit den Ausführungszeichnungen 

übereinftimmen; 
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d) ob ferner alle in Betracht kommenden Bauteile ſtatiſch unterfucht 
nd 


fi . 

2. Erforderlichenfalls ift die rechneriſche Vorprüfung durch Stichproben 
u kontrollieren. 

8. Bei erheblichen Unrichtigkeiten oder Unſtimmigkeiten ſind die Unter⸗ 
lagen dem Bauherrn oder dem Vorprüfer zurückzugeben, die Mängel 
oder ſonſtige erhebliche Unzuträglichkeiten 98 be Aufſichtsbehörde 
bekannt zu geben, damit fie rechtzeitig ein Vorgehen gegen den Bor: 
prüfer erwägen kann. 

V. Für die Nachprüfung werden im allgemeinen den ſtaatlichen und 
kommunalen ſtatiſchen Teafangeſtelen 33 ½ v. H. der bisher nach den 
geltenden Gebührenordnungen zuläſſigen Prüfungsgebühren vorzubehalten 
fein, während 66 ¼ v. H. an die Prü . abzuführen ſind. 

Über die Erfahrungen, die mit den Prüfungen der acer Berechnungen 
durch Prüfingenieure gemacht find, erfuche ich um Bericht binnen zwei Jahren. 

r. 486. 


II. 9. N 
Der Preußiſche Miniſter für Volkswohlfahrt. 


Hierzu ift durch RdErl. d. . bom 22. 2. 1984, betreffend ſchwierige 
dee ingen (V 19. 2250 I) Gentralbl. der Saldern welter 
angeordnet: 

Das Geſetz über baupolizeiliche Zuſtändigkeiten vom 15. 12. 1988 
Den. ©. 491; Zentralbl. d. Bauverw. S. 671 u. 674) hat in den Qand: 
reiſen die Erteilung der Bauerlaubnis und die baupolizeilichen Abnahmen 
vom 1. 4. 1984 ab den Kreispolizeibehörden übertragen. Soweit die preus 
ßiſchen Staatshochbauämter oder die kommunalen Krelsbauämter, die den 
Kreispolizeibehörden bei der techniſchen Bearbeitung der genannten Baupolis 
eigeſchäfte zur Seite ſtehen, nicht in der Lage ſind, die anfallenden ſchwierigen 
flalſſchen Berechnungen or verantwortlich nachzuprüfen, find diefe Stand⸗ 
5 der a in Ziff. III des Nundirle es des Miniſters 
fi olkswohlfahrt vom 8. 12, 1926 — II 9 Nr. 486 — (VMBI. Sp. 1129; 

ntralbl. d. Bauverw. 1927, ©. 68) entſprechend der Staatlichen Prüfungs: 
ſtelle für ſtatiſche Berechnungen bei der Preußiſchen Baus und Finanzdirektion, 
Berlin NW 40, Invalidenſtr. 52, vorzulegen, 

Ebenſo iſt zu verfahren 
a) wenn die Bauanträge dem Genehmigungsverfahren nach $ 16 der 

Reichsgewerbeordnung unterliegen und 
b) wenn eine Drtspolizeibehörde auf Grund der Ermächtigung aus $ 1 

Abſ. 2 obengenannten Gef. Baugenehmigungsbehörde ift und ihr ein 

Sele hehe taatshochbauamt bei der kechniſchen Bearbeitung zur 

eite ſteht. 

Die Vorſtände der Preußiſchen Staatshochbauämter und der kommunalen 
Kreisbauämter müſſen in jedem Einzelfalle ſelbſt entſcheiden, ob ſie ſich die 
= ung der „ſchwierigen“ ſtatiſchen Berechnungen zutrauen oder nicht. Eine 
atiſche Berechnung wird nicht ſchon dadurch zu einer „ſchwierigen“, daß ſie 
auf eigene Verantwortung durch einen Prüfingenieur nach der Anweiſung 
vom 8. 12. 1926 geprüft worden ift. Die Staatliche Prüfungsſtelle wird 
deshalb ſolche Standfeſligkeitsnachweiſe zur Eigenbearbeitung an die ein⸗ 
ſendenden Amtsſtellen zurückgeben, wenn es fo fatfächli um einfache und 
in konſtruktiver Beziehung leicht zu überſehende Berechnungen handelt. 
Sollen dagegen bei Bauten neuere Konſtruktionen in Stahl, Eiſenbeton, 


Grieger, Baupolizellide Vorſchriſten. 18 
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Holz und dergl. ausgeführt werden, zu deren Beurteilung große Erfahrungen 
und weitgehende Kenntniſſe auf dem Gebiete der Bautechnik Vorausſetzung 
find, wird die Staatliche Prüfungsftelle en enen ſein. 

Die Prüfungsgebühren der Staatlichen Prüfungsſtelle ſind, ſoweit Ver⸗ 
waltungsgebühren nach Tarifſtelle 2 oder 18 der ee DAENS 
ordnung erhoben werden, neben dieſen als bare Auslagen unter Beachtung 
der Beſtimmungen in Seller 2e und 13 II, 8 einzuziehen. In den Fällen 
des zweiten Abſatzes Buchſtabe b dieſer Verfügung find die Vorſchriften 
der & 3 und 4 der Gebührenordnung für die se A der Staat⸗ 
lichen Prüfungsftelle vom 18. 11. 1923 — II 9 Nr. 675 — (Zentralbl. d. 
Bauverw. S. 563) zu beachten. 


24. Beſtimmungen über die bei Hochbauten 


anzunehmenden Belaſtungen und Beanſpruchungen 
(Stahl, Holz, Mauerwerk.) 
Erl. des Preuß. Finanzmin. vom 30. 8. 34 — V. 19. 6200 f. 


1. Für die Feſtſetzung der zuläſſigen Belaſtung des Baugrundes find die 

örtlichen Erfahrungen über die Beſchaffenheit und Tragfähigkeit der verſchie⸗ 

denen Bodenarten (nach örtlicher Bezeichnung) maßgebend. Für die üblichen 

Hochbauten und für einen gleichmäßigen Boden von ausreichender, d. h. in 

der Regel von mindeſtens 2 m Mächtigkeit find als Erfahrungswerte an ver⸗ 

ſchiedenen Stellen in froſtfreier, d. h. in der Regel 80 cm, Tiefe folgende Zah⸗ 

len anzunehmen: 

A. nicht gewachſener Boden: je nach feiner Beſchaffenheit 0,2—1,5 kg / ems; 

B. gewachſener (offenſichtlich unberührter) Boden: 

n einfand 1,5 kg/cm?; 

b ittelfand, feſtgelagerter trockener Ton, Lehm ſowie Kies mit Schich⸗ 
ten von geringem Sandgehalt 3,0 kg / ems; 

RI Grobſand, Kies, feſter trockener Mergel 4,5 kg/cm?; 

d ir Fels, ½ der für das betreffende Geſtein feſtgeſetzten zuläffigen 

uckſpannung (ſiehe DIN 1053 — Beanſpruchungen von Baus 
teilen aus natürlichen und künſtlichen Steinen —). 

Wenn bei der Berechnung der Kantenpreſſung alle Belaſtungseinflüſſe 
berückſichtigt worden find, dürfen die vorſtehenden Werte bei gewachſenem 
Boden (B) um ½ erhoht werden. 

2. Liegt die Gründungsſohle tiefer als 2 m unter Gelände (3. B. bei Pfei⸗ 
lers, Brunnen: oder Kaſtengründungen), dann darf die zuläſſige Belaſtung um 
die Preſſung erhöht werden, die durch die dauernd über der Bauſohle lagern⸗ 
den Bodenmaſſen ausgeübt wird. 

8. In Zweifelsfällen entſcheiden Probebelaſtungen oder bodenphyſikaliſche 
Unterſuchungen (ſiehe Vorſchläge und Richtlinien für Probebelaſtungen des 
Deutſchen Baugrundausſchuſſes), falls beſondere Begründungen ſie nicht ent⸗ 
behrlich erſcheinen lies 

4. Bei Pfahlgründungen iſt ſtets die oe der Pfähle an Hand 
von Erfahrungswerten für den anſtehenden Baugrund (Fußwiderſtand, 
Mantelreibung) oder, wenn ſolche nicht vorliegen, durch Probebelaſtungen 


nachzuprüfen. 
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Belaſtungsannahmen im Hochbau. 
Erl. des Preuß. Finanzmin. v. 30. 8. 34 — V. 19. 6200 0/9. 
(Für Schneelaſt, Winddruck und Mauerwerk f. Erl. v. 24. 12. 1919. S. 16.) 
A. Raumgewichte von Bau- und Lagerſtoffen. 


Für die Berechnung find die Gewichte nach Spalte 4 maßgebend. Abweſchun⸗ 
gen vom Berechnungsgewicht ſind nur auf Grund beſond. Nachweiſe zuläſſig. 


A 2 ENEAN 
Be⸗ 
Nr. Gegenſtand Be Bemerkungen 
gericht 
a) Füllſtoſſe in gejchüttelem Zuſtand. 
1 a Sand, Lehm 
CCC 1700 bis 2500 | 2100 
dae pog 5% Waſſer enth.) | 1200 bis 2000 | 1800 
N RR EU Re LEERE 1400 bis 1800 | 1600 
3 gles, 7 „ 1900 bis 2100 2000 
Aenne 5 0% a . . | 1500 bis 1900 | 1700 
eee a eg rete 600 bis 850 700 
3 lee VRR LE 700 bis 1000 | 1000 Sale Nr. 2: 
ochofenſchlacke, acke er it für 
Körnung von Eſſenbahnſchotter .. 1250 bis 1700 1500 * — 
8 ve lade,granulierter Schlacken⸗ 
VVV 500 bis 1400 1000 
9 Raa munſchlacke 350 bis 750 700 
10 Sean e 400 bis 900 700 
b) Werhflüche und Mauerwerk aus nalürs 
lichen Sleinen. 
111 Granit, Gnels, Syenit Porphyr . . | 2400 bis 2800 | 2600 
set.. Ee, a a y 2700 bis 3300 | 8000 
lee E E U 1800 big 3000 | 2800 
14| Ba altlava, * A 1500 bis 2000 1800 
iie neri PEATE Ie O Las eier 2600 bis 2800 | 2700 
16 | Kalkſteine, dicht e 2500 bis 2700 2600 
hne. 1800 bis 2400 2200 
,, e a CaA a e Da 2500 big 2800 | 2600 
19| Grauwacke und . . . 2500 bis 2800 2700 
20 En bi nl aae a R . . | 2000 bis 2600 | 2400 
Scherr 2500 bis 2800 2700 
22 Surf rel und dichter Kaittuff 1600 bis 2200 2000 
dagen era ana 2300 bis 2600 | 2400 
24 Bin teln, Leuzit⸗ und lockerer Kalktuff 900 bis 1400 | 1200 
c) Mauerwerk aus hünfllichen Steinen 
in Normalformat, 
25 Klinkte . | 1800 bis 2000 | 1900 
26 4 005 M 1700 bis 1900 | 1800 
r e. e.» . . 41350 bis 1550 1450 
28 tegel, porlgnge | 1000 bis 1200 | 1100 
29 | Hohlglegel, borlde > > . 900 bis 1100 | 1000 
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3 u. Hochofenſchwemmſt. 
Korkſtein 


N EEE A 
unten 
Schlackenſ teme REN 
Hochofenſchlackenmauerſteine 8 
d) Mörtel, 

ementmörtel und ed 
alkzementmörtel und Kalktraßmörtel 


Kaltmörtel und Kalkgipsmörtel . 
Gipsmörtel. 
e) Beton aus: 


Kies, Granitſchotter u. dgl. 
desgl. mit Stahleinlagen 


Reael mit Sand lab. 
hlenſchlacke m andzuſa 
Bimskies mit Sandzuſa a 


desgl. mit Stahleinlagen $ 
Hochofenſchlacke 


f ölzer, (euti 

E e u 
Sicht (Role . 
Sau ottanne) . See täten 
anne (Weißtanne) . 


tief Bit % 
Pad tipio en RER 
55 REE 


AET ET 


tbuche 5 
Ausländische Hatthölzer 
g) Melalle. 

8 EN 3795 
Schweißeiſen und hei e 
ae und Stahlguß . AEP 
luminium ; 
Blei a AT 
Kupfer, gewalzt. 
Bronze PEGS 
ink, gegoſſen aa 
i !!!! 
inn, gewal ge 
C5U½ꝛd; Äñ? 


h) Lagerſtoſſe. 

1. Brennſtoffe. 

olz, in Scheitenn 9° 
raunkohlf ee 


Gewichts⸗ 
grenzen 


kg/m? 


900 bis 1100 
500 bis 700 
1700 bis 1900 
2000 bis 2200 
1200 bis 1500 
1600 bis 2100 


2000 bis 2200 
1800 bis 2000 
1650 bis 1800 

900 bis 1500 


1800 bis 2400 


1500 bis 2000 
1200 bis 1900 
1450 bis 1750 
1650 bis 1950 
1800 bis 2400 


ernten 


SE 
se 


u Nr. 26 und 32: 
Nft das Gewicht 
der Biegelfteine 


lich geringer als 
f o tann 


Bue): Die Baus 

polizei ift bered: 

tigt, Kai 8 
onach⸗ 


zu verlangen. 


uD: Bei Obl⸗ 
De ay 


wicht um 50 kg/m 
höher ae 
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Gegenſtand Gewichts⸗ 


grenzen 


Kohle (Steinkohle)ʒ 
One 500 
71 Koks, Gaskoks eh 450 
RA WERREDDIEN NE. Lae aa agieren 1000 
TT 300 bis 900 600 
. e I A S 690 
75 Gras und Klee 350 
, ee e E R E OIS O T 550 

70 


280 oil pu eroa S m 
ackhöhe. 


FREIE 


den 
57 5 in zylindriſchen Hop Be 


81| Hopfen, in Fir Form 

fe e Bias ober echt — 290 
82 Hülfenfrüchte (r fen, Bohnen) — 850 
. r e eee — 750 
( N En re 580 
Die E E T FA — 200 
o T EANN = 350 
BT DRODOEIDE A EN na e — 680 
OB e — 650 
89 Zuckerrübenſchnitzen. — 800 
h — 45 gu Nr. 90: 
Alete hre — 280 Bit zu etwa 3m 
DEU De a... — 760 dende 

8. ne Lagerſtoffe. 
93 gi 8 chränke mit Inhalt in 
cada en U uſw. — 600 ae i 

94 Asche CH TR SEN a S — 900 
E — 920 
hh!!! — 660 
97 affe FFF De er — 700 
98| Kalk, 8 in Stücken — 1000 
99 — I — 1000 
100 TER a A : — 500 
101 15 6 URBAN N — 500 u Kr 
102 Papier Eea aser RT — 1100 |4 Saag m 1 m 
1010 2 T 920 Torfftreu, Torſmu 3 1250 Fun 

orf, lofe (Torfſtreu, Torfmull — see. 106 
105 orh miei a) = 300 | ut ala 
106 Wo r — 450 
107 | Wolle, gepreßt re — 1300 
108 | Zement, lole s e 1000 bis 1300 1200 
109 Zement, et . 1800 bis 2000 1900 
e eee eee — 750 
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B. Eigengewichte von Bauteilen. 


Für die Berechnung find die Gewichte nach Spalte 3 Mahler en ne 
achweiſe zuläffig 


von diefen Gewichten find nur auf Grund befonderer 
2 


wicht Bemerkungen 


Gegenſtand 
kg/m? 


2 1 SierernbDla un Sonne ine cos. T E 6 u Nr. 1 bis 8: 
er aaa) u N ER 8 en 3 
F De Pr er 7 pewid fi fite 55 
„ a A a A TA 16 
i e E S N 26 | pe! aan 
6 Sa und GStampfafphalt . . . 22 zu 
e ea te 18 

S nnn E E A A 20 

Si Tonen NE KES 20 

10 penan ober Zementflieſen 22 

11 aten und Torſplatten (als Unterlage) 3 

ett EN Aha a ee are 5 


13 Amal „ % . . . je mm Dicke 


b) Puh, Drahl⸗ und Rohrpuß. 
14 | Rohrdeckenputz oder Spalterdedenpu nou er Dide 
einfehlteht Rohr 5 * gj e . ii satana ES E ei Se ah 


15 Gpemörtel „ .. 
16 Kalkmörtel und Kalkgipsmörtel 18 
17 Kalkzementmörtel und Kalktraßmörtel . . je cm 
18 . und een. 8 Dicke 


— 
* 


19 abit» oder e e 
20 K oder Zemen rahtpug re 
iie. 
21 Fr lade ober ag en a 
22 | Kohlenſchlackenbeton mit © t $ je cm 
g a ober PA iiA uml EN vn Dide 
SR NE E Y 
d) Zwiſchendechen von Solzbalhendechen (ohne Balken). 
26 | Stülpdecke 
Bretter 8 om bickk 20° 18 kg/m? 
Lehmſchlag 8 cm dick N 128 „ 
146 kg/m? 
27 | Geſtreckter Windelboden (15 cm dick) 
Schleetſtangen 7 cm Durchmeſſer . 25 kg/m? 
Lehm und Stroh dazu „480 i 
g/m 
28 | Halber 0 ei (15 cm bid) 
Stakhölzer 3 aa DIE M AO 18 kg/m? 
Latten 4/6 wm 8 „ 


Lehmſchlag mit Stroh 12 cm bid. . 192 
508 Km? 210 
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2 
Gegenſtand 


Ganzer Windelboden (24 om dick) 
Stakhölzer 4 m dicke 17 kg/m? 

Latten 6 m O A 3 

Lehmſchlag mit Stroh 20 cm dick 


Stakung mit Koksaſchenſchüttung 
Stakhölzer 3 om dicktgk 13 kg/m? 
Latten 4/6 cm . I 32 
Lehmverſtrich 2 cm a EE 833 „ 

Aſchenſchüttung 8 om dick 


Stakung mit Lehmſchüttung 
Stathöl 5 3 Ario Dis near 13 kg/m? 
% A a. eine 8 >» 

Lehmiſchdleung EET 


Einſchubdecke 
Laren d , ar ° 8 kg/m? 

S warteneinfchub , A EITA Au 18 7 

o RER DAS 


e) Holzballendechen, Beiſplele: 
für Stakung mit Lehmſchüttung 
Stieferner Bretterfußboden 2,5 cm bid . 15 kg/m? 


Balken 18/24 cm bei 0,9 m Abſtand 1 
Mitte bis Mitte 0,18- 0,24 - 600 - 20 „ 2 Fed 8 
i 10 kgms bei 
Stakung mit Lehmſchüttung 2 — 
(Mr, 31) 0% 160-0 14 
Rohrdeckenputz einſchließl. Rohr . . - È 20 „ 
208 kg/m? 


für Stakung mit Koksaſchenſchüttung 


Kleferner Bretterfußboden 2,5 em dick 15 kg/m? 
Balken 16/20 cm bei 0,9 m Abſtand von 


Mitte bis Mitte 0,16-0,20- 600 05 2 „ 
Stakung mit Koksaſchenſchüttung 

Nr (30) 054.100. 5 87 „ 
Rohrdeckenputz einſchließlich Rohr 


288888 2 888888 


Belaftungen im Hochbau 


Gegenſtand 


f) Gewölble Dechen (ohne Trägergewicht). 
Kappengewölbe bis 2 m Stüßweite, einſchließl. Hinter- 
mauerung, aus: 

Mauerzlegeln und Kalkſandſteinen .. ½ Stein dick 


goblalegei 1a Stein did 

chwemmſteinen u. porigen Hohl ziegeln ½¼ Stein dick 

Decke aus Rabitz in Gewölbeform 5 cm dick (in der 
Grundfläche gemeſſen) bei Verwendung leichter Bu 
ſchlagſtoſfe 

Für 1 em Mehrdicke 


g) Ebene Eiſenbelon⸗, Steine und Sleineiſendechen (ohne 
Trägergewicht). 

Betondecke, einſchließlich Stahleinlagen 10 om dick 

Ebene Steindecken obne Stahleinlagen (Bauart Kleine 
und ähnliche) aus 
porigen Hohlziegeln und Zementmörtel T cm dick 


vollen Hartbrandziegeln in Zementmörtel 12 „ 
Schwemmſteinen in Zementmörtel iS. 7223 
Ebene Steindeden mit Stahleinlagen (Bauart Kleine 
en ahnliche) aus: 
en Hohlziegeln in Zementmörtel, 9 
Aie F ata 


20 . 
vollen Hartbrandziegeln in Zementmörtel, bc 
Stahleinlagen 1 i 
Schwemmſteinen in Zementmörtel, ene ae 
einlagen 
n in Zementmörtel, en Ba 1 
einlagen 6 cm dick 


Stegzementdielen mit Stahleinlagen 


8 a iegelbad aus Biberſchwä (365 155 

nfa e8 ege! a erſchwänzen mm, 
IN ) dachi Latten = N EN: 

bent, in voller Mörtelbettung gede cke 

Doppeldach aus Bliberſchwänzen, wie Nr. 59 

desgl., in voller Mörtelbettung gedeckte 

Kronendach, einſchlleßlich Latten ORS 


desgl. in voller Mörtelbettung gedeckt 


u Nr. a9 bis og: 
8ßewi 


d: Für alle 
. 
5 das Gewicht 
nachzuweiſen. 


Zu h: Die Ge⸗ 
wigte gelten für 
1 m! 2 
Ru. DE "Dat 


ein lichte, — 
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. 2 
Ge⸗ 

Nr. Gegenſtand wicht Bemerkungen 
kg/m? 

65 


Pfannendach -ani uf Bi Wa in holländiſche Pfannen 
(860 - in voller Mörtelbettung 
gedeckt, einſchlleßlich S/ OR 
66 | Falzziegeldach (15 Ziegel je ma, einſchließlich Latten. 
67 | Monch⸗ und Nonnendach, e Latten 
68 | desgl., in voller Mörtelbettun g pede 
69 Deutsches Schieferdach auf Schalung, einſchließl. Papp- 
unterlage und Schalung 
mit großen Steinen (etwa 350. 250 mm) 
70 mit kleinen Steinen (etwa 200 - 150 mm) 
71 Engliſches Schieferdach 


auf Lattung, N SOLL N EE A 
12 e Schalung, einſchließlich Schalung 
73 Aſbeſtzementplattendach 

auf Lattung, einſchlleßlich Latten 
74 auf Schalung, einſchließlich Schalung 


75 | Aſbeſtzementwelldach, einſchließlich Sparren 
76 . in ehitenbedung, acer Salim (Bint 


„ wT 


77 
18 gen tles 06 mm bil) eee ee. 
70 kabiproftesn, einſchlleßich Wintel ... 
80 
81 Inne Dobpelfalzbiechen (0,63 mm 
. und Schalung. 
82 | Einfaches Teerpappdach, elnſchließlich Schalung e 
83 Doppelteerpappdach, einſchlleßlich Schalung... 
8⁴ desgl, mit Bekie fung „ N ha 4 bas C Geni t 
85 | Holzzementdach, einſchließlich Schalun ng (8,5 * dich um je 8 Ka 
Kiesſchicht (7 cm dick), Sparren (14/18 em) 
86 Schindeldach, einſchlleßlich Latten 
87 | Rohrdach, einſchließlich Latten 
88 Strohdach, einſchließlich Latten 
89 ich Sproſſen und 
glas 5 mm dick 
90 glas 6 5 
S N ES 
Fur r debes weitere mm Roh und banas s Depts 
N ͤ.ñ!! 
90 Beltleinenwanddbäder - 2 2 2 m care u Nr A 
Döne Teagton- 


91 Platten aus Holzicliff und ahnlichen Stoff 

atten aus Ho und ähn en 

92 Hate u 0 belbwolt, . Dem 
preßtem Stroh, Torf uw. 


282 Belaftungen im Hochbau 


C. Verkehrslaſten. 
Vorbemerkung. 


Ständige Laft ift die Summe der unveränderlichen Laſten, alfo das 
Gewicht der tragenden oder ſtützenden Bauteile und die unveränderlichen, 
von den tragenden Bauteilen dauernd aufzunehmenden Laſten (3. B. Auf 
füllungen, Fußbodenbeläge, Putz u. dur 5 

Verkehrs laſt ift die veränderliche oder bewegliche Belaſtung des 
Bauteiles (z. B. Perfonen, Einrichtungsſtücke, Lagerſtoffe, Riemenantriebe, 
Kranlaſten, Wind, Schnee). 


J. Allgemeine Beſtimmungen. 
$ 1. Bekanntgabe der zuläffigen Verkehrslaſt. 


In Werkſtätten, Fabriken, Lagerräumen u. dergl. iſt die der Berechnung 
zugrunde gelegte Verkehrslaſt, in Räumen zur Unterbringung von Kraft: 
wagen Sei en), in Durchfahrten und für 1 9 1 Hofkellerdecken ſind 
die zuläſſigen Gewichte der Fahrzeuge nach der I § 3, 9 in jedem Einzel: 
alle an Ort und Stelle durch eine leicht erkennbare und dauerhafte Auf. 
chrift für jede Decke den Benutzern bekanntzugeben. 


$ 2. Berückſichtigung leichter Teilungswände. 


Statt eines genauen Nachweiſes des Einfluſſes der Gewichte leichter 
Teilungswände a B. gepußter Holzwände, Gipsdielen: und Drahtputz ⸗ 
wände und ähnlicher W 


andanordnungen) kann ein gleichmäßig verteilter 
Zuſchlag zur Verkehrslaſt eingeführt werden. Er muß bei Wänden bis 
6,5 em Dicke mindeſtens 75 k 755 bei Wänden über 6,5 em bis 10 em 
Dicke mindeſtens 125 kg/m? und bei Wänden über 10 cm bis 18 cm Dicke 
mindeftens 150 k J tragen. Bei Verkehrslaſten von 500 kg/m? und 
darüber iſt ein fola r Zuſchlag nicht nötig, 


n. Verkehrslaſten, Stoßzuſchläge, 
Verkehrslaſtver minderung. 


$ 3. Verkehrslaſten. 


Die der Berechnung eines Bauteiles zugrunde zu legenden Verkehrslaſten 
werden durch die Nutzungsart der baulichen Anlagen beſtimmt; bei ihrer 
Ermittlung find mindeſlens die folgenden Annahmen zu machen. Die Angaben 
unter 2 und 3 gelten für Belaſtung durch Menſchen, Möbel, Geräte, unbe» 
trächtliche Warenmengen u. dgl.; bei in einzelnen Räumen etwa vors 
kommenden beſonderen Belaſtungen durch Akten, Bücher, Warenvorräte, 
leichte Maſchinen uſw. iſt ein genauer Nachweis für dieſe Belaſtungen nicht 
erforderlich, wenn zu den für dieſe Räume angenommenen Verkehrslaſten 
ein Bufhlag von 300 Keps eingeführt wird. 

1. Waagerechte oder bis 1:20 igte Dächer, wenn gaits 
welliger Aufenthalt von Menschen, z. B. zu Spiel-, Be- 
obachtungs⸗ oder Erholungsziweden nicht ausgeſchloſſen ift 
Wind: oder Schneelaſt find außerdem zu berückſichtigen) . 200 kg/m? 

2. Wohnungen, Büro- und Dienſträume einſchließlich der Flure; 
Dachbodenräume; 

Ausſtellun und Verkaufsräume (Läden) bis 50 m? 
Grundfläche; 


228 


Räume in Keontenblefn u Nelken Anſtalten ein: 


„Tribünen ohne fefte Sitzplätze . 
Waagerechte Seitenkraft an Brüftungen und Geländern in 
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Kleinviehſtallungen y ..... 200 kg/m? 
2 

ſchließlich der Flure e 300 kg/m? 

(fiehe auch 8 2 


Treppen ein 2 en der pn und Treppen⸗ 


zugänge in Wohnhäuſernz 
. ind: Mae ae es 
erfammlungsräume, Kirchen, Theater- und Lichtſpielſäle, 
Tanzſäle, Turnhallen; 
Tribünen mit feſten Sitzplätzen; 
gua zu Hörſälen und Klaſſenzimmernz 
alkone und offene, gegen die Innenräume abgeſchloſſene 
Hauslauben (Loggien); 
Ausſtellungs- und Verkaufsräume (Läden) von mehr als 
50 m? Grundfläche; 
Er ki a Warenhäuſer (Kaufhäuſer); 
Büchereien, Archive, Aktenräume, ſoweit nicht Ermittlung 
nach Abſchnitt A, Raumgewichte von Bau- und Lager» 
fer en, einen höheren Wert ergibt; 
aſtwirtſchaften, Schlächterelen, Bädereien; 
1 7 7 und Werkſtätten mit leichtem Betrieb; 
icht N Saek Hofkellerdecken; 
Treppen, e „Treppenzugänge und Vorplätze 
jeglicher Art mit Ausnahme der unter Ziffer 4 bezeichneten; 
Großviehſtallungen . : 500 kg/m? 
750 kg/m? 


350 kg/m? 


Holmhöhe: 
a) bei Treppen mit Ausnahme der unter b) bezeichneten, 

ſowie bei Balkonen und offenen Hauslauben . 50 kg / m 
b) in Verſammlungsräumen, Kirchen, Schulen, Theater⸗ 

und Lichtſpielſälen, Vergnügungsſtätten, Sportbauten 

und Tribünen 100 Kg /m 
Bei Dächern iſt in der Mitte der einzelnen Pfetten, Sparren oder 
Stahlſproſſen, ſofern die auf fie entfallende Wind: und Schneelaſt 
weniger als 200 kg beträgt, unter Außerachtlaſſung dieſes Schnee⸗ und 
Winddruckes eine inzellaſt von 100 kg anzunehmen für Perſonen, die 
das Dach bei Reinigungs⸗ und Wiederher ungsarbeiten betreten. 
Gleiches gilt für die Dachhaut, ſoweit fie 1 begangen werden 
kann. Hierbei ift die Vertellungsbreite bei Eiſenbetonplatten und Stein⸗ 
eiſendecken nach dem Erlaß vom 27. 3. 1988 — III 19. 6201 a/8 —), 
A. Beſtimmungen für Ausführung von Bauwerken aus Eifenbeton — 
B. Beſtimmungen für Ausführung von Steineiſendecken, bei fabrikmäßig 
hergeſtellten Platten, Dielen uſw. zu 2 Plattenbreiten, jedoch nicht 
breiter als 1 m anzunehmen. 
Leichte Stahlſproſſen dürfen mit einer Einzellaſt von 50 kg berechnet 

en, wenn die Dächer nur mit Hilfe von Bohlen r Leitern 
begehbar ſind. 


24) Zentralbl. d. Vauverw. 1983, S. 204. 


Pe 
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Für Gewächshäuſer, die der Aufzucht dienen und nicht zum Aufenthalt 
von Menſchen beſtimmt ſind, iſt die Einführung der Schneelaſt und 
der Einzellaſt von 100 kg nicht erforderlich. 

9. Räume zur Unterbringung von Kraftwagen (Garagen): je nach dem 
Geſamtgewicht (Onmid des Wagens, der Ausrüftung, der Betriebs: 
ftoffe und der Ladung) der unterzubringenden Wagen find die in der 


folgenden Tafel aufgeführten Regelfahrzeuge in ungünftigfter Stellung 
neben und hintereinander (wenn nötig auch in verſchiedener Fahrt⸗ 
richtung) anzuordnen. Hierbei find entlaſtend wirkende Rad» oder Achs- 
laſten unberückſichtigt zu laffen. Soweit in Räume für leichtere Kraft- 
fahrzeuge Feuerwehrfahrzeuge einfahren können, iſt hierfür ein einzelner 
9 t⸗Wagen in Rechnung zu ſtellen. 


Geſamt⸗ 
gewicht 


2 

2,5 
2,5 
2,5 


10. Durchfahrten und befahrbare Hofkellerdecken find für Belaſtungen 
mäß Ziffer 9, jedoch mindeſtens für 6 t⸗Wagen in ungünſtigſter Gtel- 
ung zu berechnen. 

11 Gür Werkſtätten und Fabriken mit ſchwerem Betrieb, für ſtark belaſtete 

agerräume uſw. iſt die Verkehrslaſt in jedem en G. beſtimmen. 
Bremskraft von Kranen ift mindeſtens zu // des größten Geſamtdruckes 
der abgebremſten Räder anzunehmen. 

12. Schrägzug von Kranen ift mindeſtens zu /e des größten Geſamtdruckes 
der abgebremſten Räder anzunehmen; bei mehreren übereinanderliegenden 
Kranbahnen ift nur der Schrägzug eines Kranes, und zwar desjenigen, 
der die ungünftigfte Belaſtung . zu berückſichtigen. 


$ 1. Eloßzuſchläge. 
Bei ſtoßweiſe wirkenden Erſchütterungen, 75 durch Maſchinen, iſt von 


all zu Fall ein Stoßzuſchlag?“) feſtzuſetzen. Es empfiehlt fidh, die Höhe des 
toßzuſchlages mit der Baupolizei vorher zu vereinbaren. 


ug vertritt in ungünſtig Aufſtellung bei Stu ten bis 
raten 


242) Das 12 t-Negelf — 
u 10 m au . ahrzeuge, ſoweit diefe der ichs-Slt. berkehrsordnung vom 
8. 5. 1084 (N Bl. I S. 457) entfpreden. Kommen ausnahmswelfe größere Stuhwelten 
in Betracht, fo find die tatſächlich zu erwartenden ſchwereren Fahrzeuge der Berechnung 
nc u legen 


Sper tit mit Stogzuſchlagen von 25—100 % gerechnet worden. 
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Bei den in § 3, Ziff. 1 bis 9 angegebenen Nutzlaſten find Stoßzuſchläge 
nicht mehr zu berückſichtigen. 

Bei Durchfahrten und befahrbaren Hofkellerdecken (§ 3, Ziff. 10) iſt ein 
Stoßzuſchlag von 40 % der erkehrslaſt zu berückſichtigen. Für das Ein⸗ 
fahren von Feuerwehrfahrzeugen (ſiehe § 3, Ziff. 9) braucht kein Stoß · 
zuſchlag berückſichtigt zu werden. 


§ 5. Verminderung der Verkehrslaſten. 


Bei der Bemeſſung von Bauteilen, die die ya bon mehr als drei Ge: 
ſchoſſen aufnehmen, wie Stützen, Unterzüge, Wand feiler, Grundmauern 
u. dgl. und bei der Ermittlung der entſprechenden Bodenpreſſungen braucht 
die durch Zuſammenzählen der Verkehrslaſten der einzelnen W ſich 
ergebende Geſamtverkehrslaſt im allgemeinen nicht mit dem vollen Betrage 
in Rechnung geſtellt zu werden; fie darf vielmehr nach Maßgabe der 5 
ſtehenden Regeln ermäßigt werden. 

Die Laſten der drei den Bauteil am ſtärkſten belaſtenden . ſind 
mit dem vollen Betrage einzuſetzen, dagegen darf von den auf dieſen Bauteil 
wirkenden Verkehrslaſten der anderen Geſchoſſe, bei ungleichen Laſten 
ee nach deren Größe in abſteigender Folge, ein um einen beſtimmten 
8 wachſender Betrag in Abzug gebracht werden. Dieſer Bruchteil 

eträgt: 

a) bei Wohngebäuden, Büro» und Geſchäftshäuſern 20 % bis zum Höchſt⸗ 
betrage von 80 %, 

b) bei Werkſtätten mit leichtem Betrieb und Warenhäuſern (Kaufhäuſern) 
ſowie bei Gebäuden, die zum Teil als Werkſtätten oder Warenh uſer 
dienen, 10 % bis zum Höchſtbetrage von 40 %. 

Die Verminderung der geſamten auf einem ſolchen Bauteil ruhenden 
Verkehrslaſt darf aber bei den unter a) genannten Gebäuden 40 %, bei den 
unter b) genannten 20 % nicht überfchreiten, 

Sind die von den einzelnen Geſchoſſen herrührenden Verkehrslaſten 
einander gleich, fo ergeben fih daraus die nachſtehend in den Zeilen 1 und 3 
in 9% angegebenen Abzüge und für die auf die Geſamtverkehrslaſt bezogene 
Minderungszahl a (d. i. das Verhältnis der in Rechnung zu ſtellenden Ver⸗ 


. zur Geſamtverkehrslaſt) die in den Zeilen 2 und 4 angegebenen 
erte: 


eee 


Wohngebäude uſw. nach a) 


1. Abzüge in %% ..| O | O | O 20 40 60 | 80 | 80 | 80 | 40 | 40 40 
2. Minderungszaßla| 1 | 1 | 1 0950.88 0,800.74 0.65 0,60 |0,60 0,60| 0,60 


Werkſtätten uſw. nach b) 


3. Abzüge in %% ..| O 001020 30 40 | 40 40 20 2020 
4. a: 1 | 1 10,975[0,94|0,90 0,85700,825|0,80 0,80 a 
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Bel Speichern, Lagerräumen und Werkſtätten mit ſchwerem Betrieb iſt 
eine ſolche Laſtverminderung unzuläffig. 
Berlin, den 30. Auguft 1934. 


Der preußiſche Finanzminiſter. 
Im Auftrage 
V 19. 6200 ¢/9. Dr. Schindowski. 


Beſtimmungen 
vom 24. 12. 1919 — St. 6. 588 — betr. die bei Hochbauten anzu 
Belaſtungen und die zuläſſigen Beanſpruchungen der Bauſtoffe 
(gültig nur noch für Winddruck, Schneelaſt und Mauerwerk). 


Die Abſchnitte A, B und C, Abf. a, find durch Erlaß vom 30. Auguſt 1934 

erſetzt (S. 4). 
C. Belaſtungen. 
b) Schneelaſt. $ 

1. Die Schneebelaſtung einer wagerechten Fläche ift zu mindeftens 
75 kgigm anzunehmen. 

2. Bei Dachflächen mit erheblicher Neigung kann die Schneelaſt, fofern 
nicht etwa einzelne Dachteile Schneeſäcke bilden, geringer angenommen, bei 
einer Neigung von mehr als 45“ ganz außer acht gelaſſen werden. 

3. Die auf das qm der waagerechten Projektion einer Dachfläche ent: 
allende Schneelaſt S ift dabei mindeftens nach Maßgabe der nachfolgenden 

fammenftellung zu bemeſſen, in der a den Neigungswinkel der fläche 
gegen die Waagerechte bedeutet. 

a e a N u" 
S=75 70 65 60 55 50 0 kg/qm. 


Zwiſchenwerte find geradlinig einzuſchalten. 

4. Die Möglichkeit einer Bildung von Schneeſäcken ift zu prüfen und 
gegebenenfalls bei erheblichem Gewicht zu berückſichtigen. 

5. Die lichkeit einer vollen ur einer einſeitigen Schneebelaſtung 
ift zu berückſichtigen. 

6. Bei Bauten im Gebirge ift die Schneelaſt den örtlichen Verhältniſſen 
entſprechend hoͤher anzunehmen. 

7. Wegen der bel Gewächshausbauten zu gewährenden Erleichterungen 
ſiehe Bemerkung zu Ziffer 9 des Abſchnittes . a. 


c) Winddruck. 


1. Die Windrichtung kann im allgemeinen wagerecht angenommen 
werden. 

2. Bezeichnet w, den Winddruck auf das qm einer zur Windrichtung 
ſenkrechten ebenen 1957 F, fo ift bei beliebigem Anfallswinkel a der auf F 
entfallende, ſenkrecht zu ihr wirkende Winddruck mit W=w,.F.sin’a in 
Rechnung zu ſtellen. 

3. Für w, gelten folgende Werte: 


a ya Vage ka 
, panonia M zu einer Hohe è 4 Nr. 1 angegebene ert 11 Wind: 
t an e 
2 Wandteile in der Höhe von 15 Windſchuß entſprechend ermäßigt werben, 
bis 25 m und Dächer in went» ledoch n 5 unter 75 kg/qm. k 
2. Bel ei ter 25 t U 
er als 25 m Hohe . . 815 Regel — Dernachläfftaung 88 
rechten Seitenkraft ein Zuſchlag zur fent- 
ENST rechten Belaſtung. 
4. die Berech lettri 
9 Ar te Nr u ngen ib bie Miormalien der; 
ndes beutf ektrotechniker maßgebend. 
Bud. Bei hohen Bauwerken mit 
kleiner Grundfläche kann dle finn- 
be Anwendung der unter Nr. 5 anges 
rten Beſtimmungen verlangt werben, 


bere 1 ig Cge den 


4. In Gegenden mit befonders großen Windſtärken, namentlich an der 
Küſte oder im Gebirge, find die Winddruckzahlen um 25 bis 50 v. H. zu 
erhöhen. 

5. Gebäude, die durch Wände und Decken hinreichend ausgeſteift ſind, 
brauchen in der Regel nicht auf Winddruck unterſucht zu werden. 

6. Bei offenen Hallen iſt ein auf Dach und Wände von innen nach 
außen wirkender, bei freiſtehenden Dächern ein von unten nach oben wirkender 
an von 60 kg für 1 qm rechtwinklig getroffener Fläche zu berück⸗ 

tigen. 


D. Zuläffige Beanſpruchung der Bauftoffe. 


Die Abfehnitte DI Biff. 1 bis 7 und II b find durch Erlaß vom 10. Juli 
1933 erſetzt (S. 20); f. ©. 291. 


II. Einzelbeſtimmungen. 
e) Mauerwerk aus natürlichen Steinen. 

1. Beſtimmte Mittelwerte für die Druckfeſtigkeit laffen ch bei der 
Berfchiedenbeit der e in at Nach und dort 
wieder in den einzelnen Schichten und Lagen — namentlich für Sandſtein — 
nicht angeben. 

2. Für Auflagerſteine ift eine. . 10 bis 15 Sicherheit 

A Alte und Gewölbe ift eine 15 „ 20 f ” 
ſchlanke Pfeiler u. Säulen 

ift eine . . 25 „ 80 „ ” 


5 5 4 ps 14 85 2 Pfeiler in Saulen, deren geringſte Stärke 
3. Wenn keine Feſtigkeitonachweiſe erbracht werden, find folgende Werte 
nicht zu überfchreiten: 


% Inzwischen durch Erlaß vom 20. März 1930 erſebt. 


. 
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zuläſſige Druckſpannung 
in kg/qem 
Nr. Geſteinsart eg PERPE | Bemerkungen 
Auf⸗ Pfeiler Schlanke 
lager⸗ und Pfeiler u. 
ſteine Gewölbe] Säulen 
444. BRIAN RT Bin 
11 Basalt 65 45 30 Die unter Ziffer 1 big 8 angegebenen 
a E N 60 40 25 Beanſpruchungszahlen. gelten für 
Quadern und behes Quadermauer⸗ 
3 Syenit „85 40 25 werk bei Beanſpruchung annähernd 
4 | Porphyr. tr 40 30 20 rechtwinklig zur Lagerfläche. 
5 Marmor 30 20 15 Bu 5. 8 7 vany Bat in 
er Nähe der Spaltrichtung keine 
6 5 5 8 IT 20 15 10 in Betracht Eoumenbe Neftakeit. 
7 | Sant ſtein a Rn 20 15 10 Zu 7. Bei der Verwendung von Sand- 
8 Tufſſtein — 10 7 ftein it beſondere VBorſicht geboten. 
9 Bruchſteine — 5—7 — Zu 9. Je nach Beſchaſſenheit. 


d) Mauerwerk aus künſtlichen Steine n“) 

Unter der Vorausſetzung kunſtgerechter und ſorgfältiger Ausführung 
ſowie ausreichender Erhärtung des Miörtels gelten für die zuläſſige Drud: 
beanſpruchung des Mauerwerks nachſtehende Werte. 

Die Baupolizei kann den Nachweis verlangen, daß die in Spalte 3 ge- 
forderten Mindeſtdruckfeſtigkeiten tatſächlich vorhanden find. 


„o Vergl. Erlaß vom 30. Juni 1925. II. 22. 484. S. 6, und Erlaß vom 14. Auguſt 
II. 0. Nr. 911. 


1924. 


Mindeſtdruckſeſtigteit 
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200 Freiſtehende Schornſtelne 


W. Grundlagen für die Berechnung 
der Standfeſtigkeit hoher frei ſtehender Schornſteine 


aus Mauerwerk und Eiſenbeton 


vom 26. März 1930. — II. C. 576/30 —. 


Im Anſchluß an den Erlaß vom 9. September 1929 — III c 2473, 
IIIb — II. C. 2708/29. 


Der Deutſche Normenausſchuß hat im Benehmen mit Wiſſenſchaft, In⸗ 
duſtrie und Behörden neue Grundlagen für die Berechnung der Standfeſtig⸗ 
keit hoher frei ſtehender Schornſteine (Din 1056) neb le 
mungen (Din 1058) aufgeſtellt. Unter Aufhebung aller bisher für die Be- 
rechnung von Schornſteinen ergangener Amveifungen beflimmen wir, daß 
dieſe neuen Berechnungsgrundlagen (Din 1056) bei der Prüfung von Baus 
geluchen allgemeiner Art ſowie von Geſuchen auf Erteilung der befonderen 

nehmigungen, welcher die in den §8 16, 24 und 25 der Reichsgewerbeord⸗ 
nung bezeichneten Anlagen bedürfen, ab 1. Mai d. J. in jedem Falle anzu⸗ 
wenden find, ferner daß bei der Abnahme der danach ausgeführten Anlagen 
die Erfüllung der Ausführungsbeſtimmungen nach Din 1058 unter Berück⸗ 
ſichtigung der nachſtehend zu § 5 a. a. O. gemachten Einſchränkungen nach⸗ 

uprüfen ift. Dabei ift der Beachtung folgender Punkte beſondere Aufmerk⸗ 
el widmen: 


1. Der Nachweis der ausreichenden Feſtigkeit der verwendeten Bauftoffe 
gemäß Din 1056, $$ 3 bis 5 ift als erbracht anzuſehen, wenn die 
entſprechenden Zeugniſſe vom 8 der Bauſtoffe in glaubwürdiger 
Form vorgelegt werden. Beſonderer Wert iſt auf dieſen Nachweis 
bei Verwendung von Kalkſandſteinen zu legen. 

2. Kalkſandſteine ſollten da nicht verwendet werden, wo eine baldige 

Zeeflöcung durch die Rauchgaſe zu erwarten ift. 

ie durch Fuchsöffnungen u. dergl. bedingten Querſchnittſchwächun⸗ 
gen des Sockels und Schaftes find gemäß Din 1056, $ 9 befonders 
zu berückſichtigen. 

Wir machen ausdrücklich darauf aufmerkſam, daß in den Din-Blättern 
nur die Berechnungsgrundlagen, nicht aber die Berechnungsart geregelt wor⸗ 
den ſind. Es muß daher den Bauherren bzw. Bauunternehmern überlaſſen 
bleiben, eine den anerkannten Regeln der Wiſſenſchaft und Technik ent- 
ſprechende Berechnungsart zu wählen. Fi gleicher Weiſe ſteht denſelben 
auch die Wahl der zu verwendenden Berechnungsvordrucke frei. 185 fordern 
iſt jedoch in jedem Falle, daß aus den eingereichten Unterlagen alle zur Prü⸗ 
fung der Berechnung erforderlichen Angaben eindeutig zu entnehmen pa 

Die Entſcheidung darüber, in welchem Umfange gemäß $ 5 der Aus⸗ 
E (Din 1058) eine Überwachung des Baues und eine 
Abnahme der Gchornfteine durch beſondere Sachverſtändige vorzuneh⸗ 
men ift, wird nach dem Inhalte der auf unſern (nicht veröffentlichten) Er- 
laß vom 9. September v. J. erſtatteten Berichte paag ki in Anlehnung an 
die bisherige Übung und nach Maßgabe der örtlichen Bedürfniſſe dem Er⸗ 
meſſen der für die Bauabnahme zuſtändigen Stellen überlaſſen. Gegebenen⸗ 
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falls find von den Abnahmeſtellen im Beſteigen der Schornſteine geübte Per⸗ 
onen hinzuzuziehen, deren Eignung und Unparteilichkeit außer Bene ſteht. 

ir behalten uns jedoch vor, noch beſondere Anweiſung bezüglich Durch⸗ 
führung des § 5 der Ausführungsbeſtimmungen ergehen zu laffen, wenn dies 
erforderlich werden ſollte. 


26. Erhöhung alter Schornſteine 


Erlaß vom 17. Dezember 1930. — III. 19. 6200 4/10. 


Im Anſchluß an meinen Erlaß vom 26. März 1930 — I. G. 398/30 — 
(MDB, S. 73). 


In Ergänzung des vorbezeichneten Erlaſſes beftimmen wir, daß auch bei 
Anträgen auf Erhöhung alter, vor dem Inkrafttreten der jetzt geltenden Be: 
fimmungen, alfo vor dem 1. Mai 1930, errichteter Schornſteine das Ber- 
rabren nach Maßgabe der mit diefem Erlaß bekannntgegebenen Grundlagen 
für die Berechnung der Standfeſtigkeit hoher frei ſtehender Schornſteine (Din 
1056) nebſt Ausführungsbeſtimmungen (Din 1058) durchzuführen iſt. Wir 
find aber damit einverſtanden, daß die Prüfung der vorbezeichneten Schorn⸗ 
ſteine nach den Beſtimmungen erfolgen kann, die vor dem 1. Mai 1930 zu 
beachten waren, ſofern die bereits beſtehende Schornſteinanlage den fetzt gel- 
tenden Beſtimmungen nicht genügt und kacag liy auch die geplante Er⸗ 
höhung nur unter Zugrundelegung der früheren Beftimmungen durchgeführt 
werden kann. 


27. Beſtimmungen für die Ausführung 
von Bauten in Holz 


vom 10. 7. 1933 — III. 19. 6200 4/10. 


Nachdem der Ausſchuß für Einheitliche techniſche Baupolizeibeſtimmungen 
im Deutſchen Normenausſchuß die „Beſtimmungen über die Aus» 
ee OR Bauwerken aus Holz im Hochbau“ endgültig 
erausgegeben hat, werden dieſe hiermit für Preußen mit ng N bom 
1. September 1933 förmlic) in Kraf gefeßt, Die 5 Abdrucke 
der Beſtimmungen werden demnächſt den Amtsblattſtellen der Regierungen 
und des Polizeipräfidiums Berlin zugehen. Die Herren Regierungspräfi: 
denten und den 5 7 räſidenten in Berlin erſuche ich, zu veranlaſſen, 
daß die Abdrucke den mtsblättern als Sonderdrucke beigefügt werden. 
Die neuen Beſtimmungen, die durch die Bekanntgabe im Amtsblatt mağ- 
ee Konſtruktionsvorſchriften im Sinne des § 11 der nach der Einheits⸗ 
auordnung aufgeſtellten Bauordnungen enthalten, treten an die Stelle der 
Abſchnitte DI Ziff. 1 bis 7 und 10 (vergl. Runderlaß vom 25. Mai 1925 
— II. 9. 156° —) und IIb der Beſtimmungen über die bei Hochbauten 
anzunehmenden 8 und über die zuläſſigen Beanſpruchungen der 
angel: vom 24. Dezember 1919 — St. 6. 588 —, die hiermit ebenfo 
wie die Runderlaſſe vom 10. Auguft 1924 — IL 9. 542 —, betreffend Aus⸗ 


— 


— 
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legung der Hochbaubelaſtungsbeſtimmungen, zum 1. September 1933 außer 
Kraft geſetzt werden. Der Erlaß wird im Zentralblatt der Bauverwaltung 
veröffentlicht. 


28. Standfeſtigkeit für fliegende Bauten 


Erlaß vom 13. 5. 29 — II. C. 1540/29. 
(Gemäß $ 1 der Beſtimmungen für die Ausführung von Bauwerken aus 
Holz im Hochbau gelten dieſe u. a. auch für fliegende Bauten.) 

Mit Rückſicht auf die Eigenart der fliegenden Bauten wird in Ergänzung 
der Beſtimmungen über die bei Hochbauten anzunehmenden Belaſtungen vom 
24. Dezember 1919 und über zuläſſige Beanſpruchungen von Flußſtahl uſw. 
vom 25. Februar 1925 für die Berechnung der Standſicherheit fliegender 
Bauwerke, wie Karuſſells, Schaukeln, Schaubuden, Zirkusanlagen u. dgl., 
bezüglich der Eigengewichte, der Belaſtungsannahmen und der Beanſpruchun⸗ 
gen der Bauteile folgendes beftimme; 

1. Eigengewichte. 

Für lufttrockene Hölzer, wie Kiefer, Fichte und Tanne, die durch geeignes 
ten Anſtrich gegen das Eindringen von 1 geſchützt find, ift, wenn 
nicht beſonderer Nachweis geführt wird, als Durchſchnittsgewicht 550 kg / me 


einzuſetzen. 
2. Belaſtungen. 

a) Nutzlaſten. 

Für Treppen, Podeſte, Fußböden ift, falls eine Anſammlung von Ghau: 
luſtigen ohne weiteres möglich ift, eine Belaſtung von 400 kg/m? zugrunde 
zu legen. 

In den Fällen (z. B. bei Schaukeln), wo die Belaſtung nur durch Einzel: 
perſonen erfolgen kann, find 75 kg pro Perſon anzunehmen. 

Bei abgegrenzten Zus und Abgängen ift eine Belaſtung von mindeftens 
zwei Perſonen, alfo 150 kg für das laufende Meter, einzuſetzen. 

Dieſe zuläſſigen Belaſtungen ſind an ſichtbarer Stelle und in dauerhafter 
Schrift durch Aushang bekanntzugeben. 

b) Winddruck. 

ei niedrigen Bauwerken kann ausnahmsweiſe bei geſchützter Lage bei 
der Unterſuchung der einzelnen Bauteile ein Winddruck (0 von 75 kg/m? 
angenommen werden. Bei größeren Bauwerken, wie Zirkusanlagen, ſind die 
Beſtimmungen unter Oo 3 Wer Belaſtungsbeſtimmungen zu beachten. 

Für die Berechnung der Standficherheit gegen Kippen, die je nach ört⸗ 
lichen Verhältniſſen 1,5, bis 2 fah betragen muß, und der Verankerung, die 
umfaſſend zu unterſuchen ift, wird ſtets ein Winddruck von 125 kg/m? an: 
zunehmen ein, 

3. Zuläſſige Beanſpruchungen. 
(Vgl. hierzu Erlaß, betr. Beſtimmungen für die Ausführungen von Bauten 

y g P in Holz vom 10. fati 1588) 

a) auf Zug und Biegung. 

ür Heiz (Kiefer, Tanne, Eiche) gelten bei ruhender Belaſtung die zus 
läſſigen Beanſpruchungen entſprechend IIb Ziffer 1 der Belaſtungsbeſtim⸗ 
mungen. Bei Stoßwirkung und ſtarker Abnutzung ermäßigen 0 diefe 
Werte um 20 v. H. 
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Für Stahl (St. 37) und hochwertigen Stahl (St. 48) gelten bei ruhen⸗ 
der Belaſtung die Beanſpruchungen entſprechend B Ziffer 1 und 2 der Be⸗ 
ſtimmungen vom 25. Februar 1925. Bel Stoßwirkung und ſtarker Ab: 
nutzung ermäßigen ſich dieſe Werte ebenfalls um 20 v. H. 

Die Beanſpruchung für St. 37 und St. 48 kann entſprechend B Ziffer 3 
der vorgenannten B bei der Berechnung der Aufhängung der 
Sitze an das Traggerüft der Schaukel, Karuſſell u. dgl. gefteigert werden, 
wenn bei doppelter Befeſtigung im Falle eines Bruches eine von dieſen 
ſelbſtändig wirken kann. 

b) auf Druck. 


Für Holz iſt bei ruhender Belaſtung nach Euler die ſiebenfache, bei Stoß⸗ 
wirkung und ſtarker Abnutzung die zehnfache Sicherheit nachzuweiſen. Sonſt 
a IIb Ziffer 1 der Belaſtungsbeſtimmungen ſinngemäß der vorſtehenden 
Ziffer 3 a. 

Für St. 37 und St. 48 gelten ſinngemäß ebenfalls die Höchſtbean⸗ 
feed gemäß Ziffer 3a, 

Der Schlankheitsgrad „ kann abweichend von CI Ziffer 3 der Beſtim⸗ 
mungen vom 25. Februar 1925 bei ruhender Belaſtung oder bei ſchwacher 
Stoßwirkung bis 250 gewählt werden. Bei ausgeſprochener Stoßwirkung 
dagegen verbleibt es beim Höchſtwert * = 150. 

Die Tabelle unter © II erfährt in ld. Nr. 1, 3 und 4 folgende Ergänzung: 


Schlankheitsgrad Knickzahl a 
* w Ar 
KK T ĩ 

160 6,05 0,073 
170 6,83 0,078 
180 7,66 0 
190 8,53 0,087 
200 9,46 0,098 
210 10,48 0,097 
220 11,44 0,101 
230 12,51 0,107 
240 18,62 0,111 
250 14,78 0,116 


o) Wechſelbeanſpruchung auf Zug und Druck. 


Für Holz, St. 37 und St. 48 ſind die Beanſpruchungen ſinngemäß wie 
bei Stoßioirkung uſw. maßgebend. 

Die vorſtehenden Erleichterungen ſind nur zuläſſig, wenn die verwendeten 
Bauftoffe einwandfrei beſchaffen ſind, die ſtatiſche een für die un: 
günſtigſte Belaſtung unter Berückſichtigung eines etwa vorhandenen außer- 
mittigen Kraftangriffs durchgeführt iſt und die einzelnen Bauteile vor jeder 
Neuaufſtellung daraufhin unterſucht werden, ob ſie infolge des Transportes 
oder der Abnutzung nicht ausgewecheſelt werden müſſen. Bei Neuanlagen 
iſt die doppelte Befeſtigung (debe Ziffer Z a), deren Verbindungsmittel gez 
gen Lockerung zweckmäßig zu ſichern find, ſtets zu fordern. 

Binnen Jahresfriſt erſuche ich, mir über die Erfahrungen bei der Durch: 
führung der Vorſchriften zu berichten. 
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20. Starkſtrom⸗Freileitungen 


Erlaß vom 22. 1. 31 — II. 6206/9. 12 —. 


Die vom Verband Deutſcher Elektrotechniker aufgeſtellten Vorſchriften 
für den Bau von Starkſtrom-Freileitungen (V. S. F. 1930) werden hiermit 
unter Aufhebung meines Erlafjes vom 21. April 1922 — II. 9. 267 — in 
baupolizeilicher Hunſicht anerkannt und haben künftig für die ſtatiſche Berech⸗ 
nung der Maſten für elektriſche Starkſtrom-Freileitungen als Richtlinien 
zu gelten. 


30. Rabitzdecken 


Erlaß vom 15. 12. 1930 — II. C. 2494 —. 


Unfälle, die durch Einſturz von Rabitzdecken entſtanden Jim, veranlaſſen 
mich, den Baupolizeibehörden eine beſonders forgfältige Beobachtung der 
Ausführung von Rabitzdecken zur Pflicht zu machen. 

Die Baupolizei der Stadt Berlin hat allgemeine baupolizeiliche Vor⸗ 
en ohi für die Ausführung von Rabitzdecken bekanntgegeben, die ſich in 

erlin bereits bewährt haben. 

Da die Ausführung von Rabitzdecken heute ie rer A ſelten vor⸗ 
kommt, ift von der Einführung der beiliegenden Vorſchriften als Polizeiver⸗ 
ordnung abzuſehen. Um die Durchführung der Vorſchriften zu erreichen, 
ſind ſie in gegebenen Fällen in den Bauſchein als Baubedingung aufzunehmen. 


Allgemeine baupolizeiliche Vorſchriften für die Ausführung von Rabitzdecken. 
A. Ebene Rabitzdecken. 
1. Unter Holzbalkendecken. 


In 8 von etwa 85 em werden gewöhnlich 7 mm ſtarke Rund: 
eiſen als Trageiſen an den Balken mittels kurzer Hängeeiſen von 5 mm 
Durchmeſſer an 2 zölligen Haken oder Krammen angehängt. Um beim 
Trocknen und Schwinden des Holzes ein Herausreißen zu verhüten, ſind die 
Haken oder Krammen an den Ceitenflächen der Holzbalken einzu⸗ 
[ohlagen. Rechtwinklig zu den Trageiſen werden 5 mm ſtarke Quereiſen, 
im Abſtande von etwa 35 cm, mit geglühtem Draht befeftigt, fo daß ein 
Gitterwerk gebildet wird. An dieſem Gitterwerk wird das Rabitzgewebe 
mit Draht angebunden und mit Gipsmörtel unter Zuſatz von Kälberhaaren 
und Leim ausgedrückt. Um an den Umfaſſungswänden des Raumes ſicheren 
Anſchluß zu erhalten, müffen die Rundeiſen etwa 2 cm in die Wände ein: 
greifen. 

Da, wo die Haken oder Krammen an den Seitenflächen der Holzbalken 
nicht befeſtigt werden können (vorhandene Balkenlage mit Dedenpuß), find 
mindeſtens 7 mm ſtarke Haken mit mindeſtens 5 cm langem e 
gewinde an der Unterfläche der Holzbalken zuläſſig. Die Schrauben müſſen 
mindeſtens 5 cm tief eingeſchraubt — nicht eingeſchlagen — werden. 
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2. Unter Steineiſendecken. 


Das Anhängen der 7:mm:Rundeifen a bier an den Trägern durch 
Schellen aus Flacheifen von 25/4 mm Querſchnitt oder Rundeiſen von 
8 mm Durchmeſſer. Unter den Hohlſteinen werden die 5 mm- Hängeeiſen, 
falls das möglich iſt, um die Bewehrungseiſen der a o herumgehakt 
oder an 10 bis 15 cm langen und 10 mm ſtarken Knebeln befeſtigt; die 
Knebel ſind nach vorſichtigem Einſchlagen der unteren Steinwandung in die 
Hohlräume der Steine hineinzuſtecken und durch Zementmörtel feftzulegen, 

Auf 1 m? Deckenfläche müſſen mindeſtens 3 bis 4 Hängeeiſen vorgeſehen 
werden. 

Im übrigen wird die Rabitzdecke, wie unter 1 beſchrieben, hergeſtellt. 


3. Unter Eiſenbetondecken. 


Hier müſſen die 5 mm ſtarken Hängeeiſen beim Herſtellen der Beton: 
decke um deren Bewehrungseiſen herumgehakt und mit einbetoniert werden. 
Die Anzahl der Abhängungen ſoll wie oben mindeftens 3 bis 4 auf 1 m? 
le befragen, 

r weitere Arbeitsvorgang iſt derſelbe wir vorher. 
Zu 1 bis g: 

Die Stärke der Rabitzdecken läßt ſich nicht einheitlich feſtlegen, ſie wird 
etwa 3,5 bis 4 cm betragen. 

Bei der Abmeſſung des Tragwerks ift für 1 em Rabitz oder Drahtputz 
ein Gewicht von 15 bis 22 kg/m? einzuſetzen, je nach dem Zuſatz von Sand 
und Zement für den Mörtel. 

Unter Maffivdeden (Ziff. 2 und 3) müſſen die Hängeeiſen aus verzink⸗ 
tem Draht 1 0 werden, wenn die Möglichkeit beſteht, daß ſich Feuch⸗ 
tigkeit niederſchlägt. 

Zu 2 und g: 

Wenn die Öfeineifene und Eiſenbetondecken den unmittelbaren e 
gegen die Außenluft bilden, was z. B. im Dachgeſchoß gewöhnlich der Fa 
ſein wird, ſo iſt ſtatt des Deckenputzes eine beſondere angehängte Rabitzdecke 
anzuordnen, denn durch das ſich bildende Kondenswaſſer würde eine bloße 
Putzſchicht von der Decke fih bald ablöſen. 


B. Gewölbeartige Rabitzdecken. 


1. Hat eine Rabitzdecke die Form eines Gewoͤlbes, fo wird fie nach Er- 
härten einen Teil ihres Gewichtes ſelbſt tragen und die Aufhängeſtellen ent⸗ 
laſten, alsdann aber einen Schub auf die Umfaſſunngswände ausüben. Die 
fer Horizontalſchub muß bei den Konſtruktionen berückſichtigt werden. 


2. Die Ausführung erfolgt ähnlich wie unter A. 


Mit Hilfe eines Lehrbogens werden die Rundeiſen in die vorgeſchriebene 
Gewölbeform gebogen und alle 40 em aufgehängt, 

Das Aufhängen an der tragenden Haupckenſtruktion mittels der Hänge⸗ 
drähte, das Beſpannen des Gitlerwerkes mit Drahtnetz, das Ausdrücken und 
Putzen geliebt wie oben beſchrieben. Die Hängedrähte find zu verzinken, 
ſobald Roſigefahr beſteht. Für genügende 3 in wagerechter Rich⸗ 
tung durch Eloben ſchräge Verſpannungen ift Sorge zu fragen. 
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ı 31. Baupolizeiliche Beſtimmungen über Feuerſchutz 


Erlaß vom 30. Auguſt 1934 — V. 18. 2130/17. 

Über die Widerſtandsfähigkeit von Bauſtoffen und Bauteilen gegen Feuer 
und Wärme ſind neue Beſtimmungen aufgeſtellt worden. Sie entſprechen im 
allgemeinen den vom Deutſchen Normenausſchuß (Ausſchuß für einheitliche 
techniſche Baupolizeibeſtimmungen) ausgearbeiteten gleichbezeichneten Bor: 
ſchriften (Din 4102 Blatt 1—3). 

ie neuen Beſtimmungen werden in den Amtsblättern bekanntgegeben 
und gelten damit unter Aufhebung des RdErl. des ehem. Miniſters für Volks⸗ 
wohlfahrt vom 12. März 1925 — II 9 Nr. 161 — Volkswohlfahrt Spalte 
130 — mit Wirkung vom 1. Oktober d. J. als Vorſchriften im Sinne des 
$ 10 der nach der Einheitsbauordnung aufgeſtellten Bauordnungen. 

Bei Neuaufſtellung, Ergänzung oder Anderung von Bauordnungen ſind 
die für Bauſtoffe und Bauteile eingeführten neuen Begriffsbezeichnungen, 
ſoweit ſie eine Anderung erfahren haben bzw. neu eingeführt ſind, anzuwenden. 


Widerſtands fähigkeit von Bauftoffen und Bauteilen gegen Feuer und Wärme. 
Begriffe. 
Die Anforderungen an die Widerſtandsfähigkeit von Bauſtoffen und 


Bauteilen gegen Feuer und Wärme werden durch folgende Begriffe ge⸗ 
kennzeichnet: 


Ba u fto ffet Bauteile. 
I. brennbar IV. feuerhemmend 
II. ſchwer brennbar V. feuerbeſtändi 
III. nicht brennbar. VI. eee 
„„ 
auftoffe, 


I. Brennbar. 

Als brennbar gelten Bauftoffe, die auf ihre Entzündungstemperatur ges 
bracht, bei atmoſphäriſcher Luft von ſelbſt weiterbrennen. 

Il. Schwer brennbar. 

Als ſchwer brennbar gelten Bauſtoffe, die unter Einwirkung von Feuer 
und Wärme zwar zur Entzündung gebracht werden können, ſo daß ſie ver⸗ 
kohlen, aber bei atmoſphäriſcher Laßt nicht von ſelbſt weiterbrennenz dabei 
iſt vorausgeſetzt, daß die der Erhitzung ausgeſetzten Teile des Bauſtoffes nach 

ortnahme der Wärmequelle nur kurze Zeit nachglühen und etwa entſtan⸗ 
dene Flammen von ſelbſt erlöſchen, ſo daß die Verbrennung im Bauſtoff 
nicht fortſchreitet. 

III. Nicht brennbar. 

Als nicht brennbar gelten Bauſtoffe, die bei atmoſphäriſcher Luft infolge 
ihrer natürlichen Eigenſchaften nicht zur Entzündung gebracht werden können. 
Bauteile. 

IV. Feuerhemmend. 

Als feuerhemmend gelten Bauteile, die beim Brandverſuch (ſiehe Abſchnitt 
ande sach während einer Prüfzeit von 4 Stunde nicht ſelbſt 
in Brand geraten, ihren Zuſammenhang nicht verlieren und den Durchgang 
des Feuers verhindern, derart, daß tragende Bauteile dabei ihre Tragfaͤhig⸗ 
keit nicht verlieren. 

240) Einſchl. Gewebe, Papler und dergleichen. 
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Einfeitig dem Feuer ausgeſetzte Bauteile dürfen auf der dem Feuer abge⸗ 
kehrten Geite während des Brandverſuches nicht wärmer als 130° werden. 

V. Feuerbeſtändig. 

Als feuerbeftändig gelten Bauteile aus nicht brennbaren Bauſtoffen, die 
bei einem Brandrerſuch (ſiehe Abſchnitt „Brandverſuche“) während 
einer Prüfzeit von 1% Stunden unter der Einwirkung des Feuers und des 
Löſchwaſſers ihr Gefüge nicht weſentlich ändern, ihre Standfeſtigkeit und 
Tragfähigkeit nicht verlieren und den Durchgang des Feuers verhindern. 

Cinfeitig dem Feuer ausgeſetzte Bauteile dürfen auf der dem Feuer abge: 
kehrten Seite während des ee R nicht wärmer als 180° werden. 

Allſeitig feuerbeſtändig ummantelte Bauteile dürfen ſich während des 
Brandverſuches auf höchſtens 250% erwärmen. 

VI. Hochfeuerbeſtändig. 

Als . gelten Bauteile, die den Anforderungen an feuer: 
beftändige Bauteile (Abſatz V) während einer Prüfzeit von 3 Stunden 
genügen, 

Einreihung in die Begriffe. 

Für a a und Bauteile, die im folgenden nicht beſonders genannt 
find, ift der Grad des Widerſtandes gegen Feuer und Wärme durch Brand: 
verſuche (ſiehe Abſchnitt „Brandverſuche“) nachzuweiſen. Der Nady 
weis erübrigt fih, wenn die Einreihung ohne weiteres durch die Begriffs: 
beſtimmungen gegeben iſt. 

I. Als brennbar gelten z. B. Holz, Magneſium, Papier, Pflanzen: 

faſerſtoffe, Stroh, at Zellhorn u. dgl. 
II. Als ſchwer brennbar gelten ohne beſonderen Nachweis 
reine Wolle. 
III. Als nicht brennbar gelten ohne beſonderen Nachweis Sand, 
Lehm, Kies, Schlacke, 
natürliche und künſtliche Steine, Mörtel und Beton, Glas, Aſbeſt, 
chemiſch reine Seide, 
Metalle in nicht fein verteilter Form, wie Blei, Gußeiſen, Kupfer, 
Stahl, Zink, Zinn. 
IV. Als feuerhemmend gelten ohne beſonderen Nachweis 
a) Bekleidungen aus 1% cm dickem, ſachgemäß ausgeführtem Putz 
und 2% cm dicken Eſtrichen aus Zement oder Gips. 
b) Wände 
I. aus vollfugig gemauerten Steinen, auch mit Hohlräumen (Mauer: 
ziegel, Kalkſandſteine, Schwemmſteine, kohlefreie Schlackenſteine) von 
mindeſtens 6 cm Dicke, 

2. aus mindeſtens 5 cm dickem Kiesſand⸗ oder Schlackenbeton oder aus 

gleich dicken Gipsdielen, 

g. aus Holz, beiderfeits feuerhemmend bekleidet. 

e) Decken 
1. Decken aus gleichen Bauſtoffen und in denſelben Mindeſtabmeſſungen 
wie bei b) 1 und 2, 
2. Holzbalkendecken in normaler Ausführung mit unterer feuerhemmender 
idung und Zwiſchendecke mit nicht brennbarer Ausfüllung. 
d) Aara Fani A yraa 
1. aus mindeftens 5 cm didem Beton oder Eifenbeton, 
2. aus Stahl oder Holz mit feuerhemmender Bekleidung. 
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Stahlkonſtruktionen können bei beſonderen baulichen Anordnungen auch 
ohne feuerhemmende Bekleidung zugelaſſen werden, wenn ſie aus Profilen 
beſtehen, bei denen das Verhaltnis von Umfang zu Querſchnitt kleiner 
als 1,5 cm/cm? ift. Ausreichenden Schutz gegen ‚glugfeuer und ſtrah⸗ 
lende Wärme bieten Dachdeckungen aus: Betonplatten, Aſbeſt⸗ 
ementplatten, Deckſtoffen aus natürlichen und künſtlichen Steinen ſowie 
etalldächer und Pappdächer (harte Bedachungen). 
e) Stützen 
aus Stahl oder b mit feuerhemmender Bekleidung. 
Stahlkonſtruktionen können bei befonderen baulichen Anordnungen auch 
ohne feuerhemmende Bekleidung zugelaſſen werden, wenn ſie aus 
Profilen beſtehen, bei denen das Verhaltnis von Umfang zu Querſchnitt 
kleiner als 1,5 cm/cm? ift. 
) Treppen 
1. Treppen aus Sandſtein, Stahl oder Hartholz (z. B. Eiche), 
2. ſonſtige Holztreppen und nicht rg ag Steintreppen, wenn 
beide unterſeitig feuerhemmend bekleidet ſind. 
g) Türen 
1. aus 4 em dickem Hartholz (3. B. Eiche), 
2. aus 2% cm dicken, geſpundeten Brettern mit aufgeſchraubter oder 
aufgenieteter, allſeitig dicht umhüllender Bekleidung von mindeſtens 
%4 mm dickem Stahlblech, 
wenn ſie ſelbſtändig zufallen, in Rahmen und Schwelle aus nicht brenn⸗ 
baren Stoffen mit mindeſtens 1% cm — bei der Schwelle 1 cm — 
Falz ſchlagen und rauchdicht ſchließen. 
V. dus feuerbeftändig gelten ohne befonderen Nachweis 
a) Wände 
I. aus vollfugig in Kalkzementmörtel gemauerten Steinen ohne Hohl 
räume (Ziegelſteine, Kalkſandſteine, Schwemmſteine, kohlefreie 
Schlackenſteine) von mindeſtens 12 em Dicke, 
5 mindeſtens 10 em dickem unbewehrtem oder bewehrtem Beton. 
b eden 
) aus den unter a) aufgeführten Steinen oder Bauſtoffen bei Innehaltung 
SEn Mindeſtdicke von 12 cm bei Steindecken und von 10 cm bei Beton» 
en, 
c) Unterzüge und Träger 
1. aus Eifenbeton, 
2. aus Stahl nur mit feuerbeftändiger Ummantelung. : 
Die SEINE Ummantelung wird durch alljeitiges Ausmauern 
oder Ausbetonieren der Profile erreicht. Die Flanſchflächen müffen dabei 
wenigſtens 3 em dicke Deckung von Beton mit eingelegtem Drahtgewebe 
oder von gebranntem Ton oder anderen gleichwertigen Stoffen erhalten. 
Bei freiliegenden Flanſchaußenflächen der Stahlprofile in feuerbeſtän⸗ 
digen Decken und in Stahlfachwerkswänden kann beſonderer Feuerſchutz 
im allgemeinen fehlen. 
d) Stützen und Pfeiler 
wenn ſie aus den unter a) aufgeführten Steinen oder Bauſtoffen bei 
Innehaltung einer Mindeftdide von 20 em hergeſtellt werden. Stützen 
aus Granit, Kalkſtein, Sandſtein und ähnlichen Naturſteinen gelten nicht 
als feuerbeſtändig. Stützen aus Stahl und Säulen aus Gußeiſen müffen 
allſeitig feuerbeſtändig ummantelt fein (ſiehe e). 
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e) Dachkonſtruktionen 
1. aus mindeftens 10 cm didem Beton oder Eifenbeton; 
2. aus Stahl nur mit feuerbeftändiger Ummantelung (ſiehe o). 
f) Treppen 
1. die nach b) hergeſtellt find, 
2. aus Betonwerkſteinen. 
Freitragende Treppenſtufen aus Naturſteinen gelten nicht als feuer: 
beſtändig. 
Türen 
bedürfen grundſätzlich eines beſonderen Nachweiſes nach Abſchnitt 
„Brandverſuche“. 
Verglaſungen. 
Geſtatten die örtlichen Verhältniſſe die Verwendung von Verglaſungen 
in feuerbeſtändigen Bauteilen, ſo müſſen dieſe 9 D in den 
vorgeſehenen Abmeſſungen der Prüfung nach Abſchnitt „Brand: 
verſuche“ entſprechen. 
VI. Als hochfeuerbeſtändig gelten ohne befonderen Nachweis 
Beiſpiele liegen zur Zeit noch nicht vor. 


Brandverſuche. Vorbemerkung. 

Für Bauſtoffe und Bauteile, die nicht ohne beſonderen Nachweis als 
chwer brennbar, feuerhemmend, feuerbeſtändig oder hochfeuerbeſtändig nach 
bſchnitt „Einreihung in die Begriffe“ gelten, kann der Nadz 

weis der geforderten Eigenſchaften durch die sag ebenen Brandverſuche 
erbracht werden. Die anzuwendenden Prüfverfahren 1 ſich im 
weſentlichen nur durch die Zeitdauer und die verſchiedene Temperatur bei 
den Brandverſuchen. 
A. Allgemeines. 

1. Temperaturen im Brandraum. 

Der Temperaturanſtieg im Brandverſuchsraum foll nach der Einheits. 
temperaturkurve verlaufen. Im Brandraum müſſen danach ungefähr die 
aus * Bild erſichtlichen Temperaturen eingehalten werden: 
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Dabei find anfangs 5 , ſpäter 3% Temperaturabweichungen von der 
mittleren Temperaturkurve zuläſſig. 

2. Temperaturmeſſungen. 

Im Brandraum ift die Temperatur an mindeftens drei Stellen möglichſi 
nahe am Verſuchskörper zu meſſen und hieraus das Mittel zu beſtimmen. 
An der dem 2 2 abgekehrten Seite des Verſuchskörpers ſind mindeſtens 
drei Meßſtellen annähernd gleichmäßig über die Oberfläche zu verteilen. 
Gemeſſen wird am zweckmäßigſten mit Thermoelementen (Platin » Platin- 
rhodium oder Nickel⸗Nickelchrom). 

Um das Einwirken der Außenluft zu vermeiden, ſind nach Möglichkeit 
abgeſchloſſene Beobachtungsräume anzuordnen, mindeſtens aber Maßnahmen 
zu treffen, die dieſen Einfluß einſchränken und beſonders den Windeinfall 
verhindern. 

8. Art der Feuerung. 

Gebrannt wird mit Holz, Gas oder Ol; dabei muß die Einheitstemperatur⸗ 
kurve eingehalten werden. 

4. Größe der Verſuchskörper. 

Die Verſuchskörper müſſen der beabſichtigten Ausführung entſprechen 
und in möglichſt großen Abmeſſungen geprüft werden, z. B. 

a) tragende Wände und Zwiſchenwände in einer Fläche von mindeſtens 

Am Xx 2 m, 

b) Decken und Dächer in einer Fläche von mindeſtens 2 m X 2 m, 
c) Unterzüge und Balken in einer Länge von mindeftens 3 m, 

Stützen und Pfeiler in einer Höhe von mindeſtens 3 m, 
Leichtbauplatten u. dgl. in einer Fläche von mindeſtens 1 m X 2 m, 
Treppen, Mindeſtlänge des Laufes 3 m, 

Türen und Klappen in natürlicher Größe, 

Schornſteine in 4 m Höhe, 

Verglaſungen in voller beabſichtigter Größe. 
5. Belaſtungen während des Brandverſuches. 
Alle tragenden Bauteile ſind unter Laſt zu prüfen. Die Größe der Be⸗ 
laſtung iſt möglichſt der Wirklichkeit anzupaſſen. 


B, Prüfverfahren. 
1. Prüfverfahren zum Nachweis der Schwerbrenn⸗ 
barkeit von . 
Die Schwerbrennbarkeit von Stoffen wird in der Regel durch Feuer⸗ 
ſchutzmittel erzielt, die auf ihre Eignung, Stoffe ſchwer brennbar zu machen, 
geprüft werden. Dabei ift feftzuftellen, ob die Schutzmittel giftige Beſtand⸗ 
kalle enthalten, beim Aufbringen oder beim Brandverſuch beläſtigende Gaſe 
entwickeln und Metalle angreifen. 
a rüfung von Geweben, Papier u, dal. 
2 Di Faun nente, die zum N von Geweben, Papier u. dgl. 
gegen Feuer angewendet werden, werden möglichſt an folgenden Stoffen 
Kor Kattun, Neſſel, Rupfen, Theaterleinen, Volle, Tüll, Papier, 


. 
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ppe und Strohhülſen. 

ie Abmeſſungen der Gewebeproben ſollen 1,5 m & 0,6 bis 0,8 m 
je nach der Stückbreite des Stoffes betragen. 
Für die Verſuche find aus jedem zur Prüfung gelangendem Stoff je 
zwei Proben glatt und je zwei Proben mit einer Längsfalte von 5 bis 
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10 cm zu verwenden. Die Längsfalte foll dem Feuer eine profete 
Angriffsmöglichkeit bieten. Die erſte Prüfung foll früheſtens 14 ge 
u beendeter Behandlung der Be ſtattfinden. Zur Seftftellung der 
Dauerwirkung des Schutzmittels ift die Prüfung nach 36 und 1 Jahr 
und möglichſt auch nach 3 Jahren zu wiederholen. 

Behandlung der Proben: Die Stoffe werden möglichſt von 

der Prüfanſtalt aus dem Handel gekauft und vom Antragſteller unter 

Aufſicht der Prüfanſtalt im Tauch- oder Spritzverfahren behandelt. 

Die getrockneten Proben werden vor und nach der Behandlung gewogen 

und die aufgenommene Menge des Schutzmittels feſtgeſtellt. Für die 

Dauerprüfung müſſen fie in einem Raum von Zimmertemperatur (etwa 
18 bis 20°) aufbewahrt und mindeſtens einmal im Monat aufgerollt 

und geſchüttelt werden. Die Proben dürfen dem Lagerraum erft un 

mittelbar vor der Prüfung entnommen werden. Sollen ſie auch auf 

Wetterbeſtändigkeit geprüft werden, fo müſſen fie im Freien aufbewahrt 
und der Witterung ausgeſetzt werden. 

Ausführung der Prüfung: Die 8 in einem 
eſchloſſenen Raum ſtatt. Die Proben werden zweckmäßig frei aufge⸗ 
ängt. Am unteren Ende wird eine abgewogene Menge Holzwolle von 
etwa 10% Feuchtigkeitsgehalt (bei 60% getrocknet) ausgebreitet und 
angezündet. Verwendet werden bei 


apier, Strohhülſen, Voile und Tüll . 100g olzwolle, 
heaterleinen, Neſſel, Kattunn n. 200 g Holzwolle, 
300 g Holzwolle. 


F 
e halbe Menge Holzwolle wird angezündet und der Reſt nach und 
nach zugegeben. Während des Verſuches wird die Feuerquelle 1 bis 2 mal 
für kurze Zeit entfernt, um feſtzuſtellen, ob an dem Stoff ſelbſt Flammen 
auftreten, wann ſie ae: ob fie weiter um ſich greifen oder ob der 
Stoff nachglüht. Nach Beendigung des Verſuches darf der Stoff weder 
brennen noch nachglühen. 
b) Prüfung von Holz. 
as Holz wird aus dem Handel beſchafft und auf 8 bis 10 % relativen 
uchtigkeitsgehalt vorgetrocknet. Aus 2,4 cm dicken, rauh geſpundeten 
ichten oder Kiefernholzbrettern werden Tafeln von etwa 1 m X 2 m 
läche gezimmert. Diefe werden unter Aufſicht der Prüfanftalt vom 
ntra fe er durch Spritzen, Streichen oder Tauchen (hierbei die Bretter 
einzeln) mit dem Feuerſchutzmittel behandelt. In gleicher Weiſe werden 
en: von 10 cm X 10 cm Querſchnitt und 2 m Länge behandelt. 
Die Tafeln werden in die Türleibung des Brandraumes, die Kanthölzer 
als Stiele freiſtehend in den Raum eingebaut. Í 
Ausführung der Prüfung: ch 5 und nach 10 Minuten 
Brenndauer wird das Feuer für 1 Minute unterbrochen und nach 
15 Minuten Brenndauer entfernt. In weiteren 5 Minuten müſſen die 
Flammen erloſchen fein, Dann werden Tafeln und Stiele heraus: 
genommen. Etwa noch glimmende Teile müffen nach weiteren 15 Miz 
nuten ebenfalls erlofchen fein. Eine Vergleichsprüfung mit nicht behan⸗ 
deltem Holz iſt erwünſcht. 
2. Prüfung zum Nachweis der feuer hemmenden 
Eigenſchaften. 
Bauteile, deren feuerhemmende 5 ie nachgewieſen werden follen, 
müſſen während einer halben Stunde der Einwirkung des Feuers und der 
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Wärme widerſtehen. Die Bauteile dürfen auf der dem Feuer abgekehrten 
Seite während des Brandverſuches nicht wärmer als 130“ werden. 

a) 3 von Wänden, Decken, Stützen, Treppen. 

ie zu prüfenden Bauteile werden in der Art der praktiſchen Anwendung 

in einen Brandraum eingeſetzt. Bei der Prüfung unter Belaſtung ſind 

Sonderkonſtruktionen erforderlich. 

b) Prüfung von Türen, 

n das Brandhaus wird die Tür in der der Praxis entſprechenden 

Bere eingeſetzt. Vor dem Verſuch wird durch Abbrennen einer 

Nebelbombe feſigeſtellt, ob die Tür rauchdicht ſchließt. Nach der 

5 wird un, ob die Tür noch rauchdicht und gangbar iſt. 
nmerfung: Prüfung von Dachdeckungen gegen Flug- 

feuer. Die Verſuche find an der Fe eingedeckten Bedachung vorzu⸗ 

nehmen. Verwendet werden mindeſtens 1,5 m? große Dachtafeln, die 
der Bedachungsart entſprechend unter beſtimmten Reigungswinkeln zu 
lagern find und zwar Ziegel, Schiefer und ähnliche Bedachungsteile 
unter etwa 25°, er unter 15 bis 20°, Strohdächer unter 

40 bis 45°, Die Prüfung durch die Stichflamme einer Lötlampe oder 

eines Gasgebläſes kann nur als Vorverſuch dienen. Die Widerſtands⸗ 

fähigkeit gegen Einwirkung eines Flugfeuers iſt wie De zu prüfen: 

1. Ein Bündel aus 200 g mit Petroleum getränkter Putzwolle wird am 
Firſt brennend auf das Dach gelegt und rollen gelaſſen. 

2. Ein Drahtkorb von 30 em X 30 em X 20 em wird mit 800 g Holz- 
wolle gefüllt, auf das Verſuchsdach geſtülpt und angezündet. Die 
Brennzeit beträgt etwa 3 Minuten; der Windeinfall if zu berück⸗ 
ſichtigen. 

3. Prüfung zum Nachweis der feuerbeſtändigen 

n 

auteile, deren feuerbeſtändige Eigenſchaften nachgewieſen werden ſollen, 
müſſen während 1% Stunden der Einwirkung des Feuers und der Wärme 
widerſtehen. Die Bauteile dürfen auf der Bos Feuer abgekehrten Seite 
während des Brandverſuches nicht wärmer als 180° werden. Allſeitig 
feuerbeſtändig ummantelte Bauteile dürfen ſich während des Brandverſuches 
auf höchſtens 250° erwärmen. 

Unmittelbar nach der Feuerbeanſpruchung iſt das Verſuchsſtück einem 
Waſſerſtrahl von mindeftens 2 kg/cm? aus 3 m Entfernung etwa 3 Minuten 
lang auszusetzen. Der end Aa des Mundſtückes beträgt 12 mm. 

a) Prüfung von Wänden, Decken, Unter zügen, Trå: 
pesn: füßen, Pfeilern, Dachkonſtruktionen und 
reppen vgl. B 2 a. 
b) Prüfung von Türen vgl. B 2 b. 
c 2 von Schornſteinen. 

e Schornſteine werden in ein Verſuchshaus eingebaut, und zwar 
einmal freiſtehend und einmal von zwei Seiten eingefaßt; beheizt werden 
kann auch durch einen vorgeſetzten Ofen mit Steinkohlenfeuerung. Die 
8 umfaßt drei Tage — hintereinander je 6 Stunden, und zwar am 
1. Tag bis etwa 300° (davon mindeſtens 2 Stunden 300 °), 

Das Glas wird in den für die Praxis gewünſchten Abmeſſungen in 

den Brandraum eingebaut. Die Dehauer beträgt eine Stunde. 

Bei der Prüfung müſſen die Verglaſungen den Einwirkungen des 
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Feuers und denen des Löſchwaſſers ſoviel Widerſtand bieten, daß 
während des Brandverſuches die Scheiben nicht ausbrechen oder der 
uſammenhang nicht verlorengeht. 
4. Prüfung zum Nachwels der hochfeuerbeſtändigen 
Eigenſchaften. 
Zu prüfen ift in gleicher Weife wie beim Nachweis der feuer beſtändigen 
Eigenſchaften, jedoch mit einer Prüfdauer von 3 Stunden. 
2. Tag bis etwa 600 » (davon mindeftens 2 Stunden 600 °), 
3. Tag bis etwa 1000 (davon mindeſtens 2 Stunden 1000 °). 
Anmerkung: Prüfung von Berglafungen. 


32. Baupolizeiliche Vorſchriften für Gasanlagen 


vom 30. 7. 32 (Amtsbl. S. 242 ff.) 
in der Faſſung der Bekanntmachung vom 11. 1. 34 (Amtsbl. G. 18). 


Der Herr Miniſter für Volkswohlfahrt hat durch Erlaß vom 24. 11. 
1932 II. C. 91/30 für die Aufſtellung von Gas-Feuerſtätten und Geräten 
Richtlinien e t. Dieſe Richtlinien werden nachſtehend veröffentlicht. 
Sie ſollen den Baupolizeibehörden bei der Prüfung der Bauvorhaben und 
bei Br Reviſionsgängen (Bauabnahmen, Brandſchau⸗Kontrollgängen ufro.) 
als Richtſchnur dienen. Diefen Richtlinien etwa entgegenſtehende ältere Be: 
ſtimmungen werden durch die Richtlinien außer Kraft geſetzt. 


Richtlinien für die Aufftellung von Gas- Feuerſtätten und Geräten. 


I. Anſchluß an die Gaszuleitung. 


1. Gas⸗Feuerſtätten und Geräte wie Heizöfen, Herde, Warmwaſſer⸗ 
bereiter und gewerbliche Gasfeuerftätten, die ihren Standort nicht zu wechſeln 
brauchen, find feſt⸗ und gasdicht an die Gasleitung anzuſchließen. 

2. Bei kleinen verſetzbaren Kochern, Bratöfen, Bügeleiſen im Haushalt 
und bei gasbeheizten Werkzeugen wie Lötkolben, Lötpiſtolen, Schweiß ⸗ und 
Schneidbrennern uſw. können Schläuche verwendet werden, wenn vor ihnen 
in der feſten Leitung ein Abſchlußhahn, der bei Abſtellung der Gasfeuerung 
gelehlo en werden muß, angebracht ift und die Enden der Schläuche auf den 

chlauchtüllen durch Schellen, Klammern oder ähnliche Vorrichtungen gegen 
Abrutſchen geſichert ſind. 

3. Gasfeuerſtätten mit beſonderer Zündflamme müffen eine Verriegelung 

zwiſchen Brennerhahn und Zündflammenhahn beſitzen. 


II. Rohre für die Ableitung der Abgaſe (Abgasrohre). 
1. Als Abgasrohre eignen 100 Rohre aus verbleitem Blech,) Aluminium 
12 aus Formſtücken von ea Holzzement oder Ton, die durch 
alze einwandfrei gedichtet ſind. Am unteren Code der Rohre aus Ton und 
aus Holzzement ift eine Vorrichtung zur Entnahme ſich etwa anſammelnden 
Niederfi e vorzuſehen. Die Weiten der Abgasrohre find der fol: 
genden Zahlentafel zu entnehmen: 


247) Nach dem Biegen verbleit. 


— 
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Weiten der Abgasrohre: 
Minutliche Leiſtung Erforderl. Querſchnitt gewählter 1. Durchmeſſer 
in W. E. 


cm? cm 
120 63 9,0 
240 98 11,0 
320 135 13,0 
650 176 15,0 


2. Bei quadratiſchem Querſchnitt der Rohre muß die Seitenlänge gleich 
dem oben angegebenen Durchmeſſer ſein. 

8. Die Aögasrohre ſind ohne genügende Iſolierung nicht an oder in 
Außenwänden oder in kalten Dachböden zu verlegen. 


III. Abführung der Abgaſe. ' 
1. Die Verbindung zwiſchen Gasgerät und Schornſtein muß moͤglichſt 


kurz ſein. 

2. Es ift darauf hinzuwirken, daß für je 2 Gasfeuerſtätten ein Schorn⸗ 
ftein von rd. 200 dem 1. Querſchnitt (14X14) angelegt wird. 

3. Die Abführung der Re von geſchloſſenen Gasherden, Brat und 
Backſchränken, Suppenkeſſeln, Wurft- und Schinkenkeſſeln, Ladier- und 
Trockenofen, Brot- und Konditorbadöfen, Dampfkeſſeln uſw. in gewerblichen 
Betrieben in Schornſteine ift anzuſtreben. ft dies unmöglich, fo ift für eine 
ausreichende Belüftung und Entlüftung der Arbeitsräume zu ſorgen. 

4. Badeöfen und alle größeren Waſſererhitzer, wozu auch die Warm⸗ 
waſſerautomaten für ganze Gebäude oder einzelne Stockwerke gehören, find 
ausnahmslos an ornſteine anzuſchließen. 

5. Bei ſehr kleinen Badezimmern empfiehlt ſich die Aufſtellung der Gas⸗ 
badeöfen oder der Stromautomaten in einem Nebenraum, z. B. der Küche 
oder dem Flur, ſofern dadurch die Warmwaſſerleitung nicht übermäßig vers 
längert wird. 

6. Werden Badeöfen oder überhaupt Warmwaſſerbereiter in Badezim⸗ 
mern aufgeſtellt, ſo iſt nicht nur für die Abführung der Verbrennungsgaſe, 
ſondern auch für die Zuführung friſcher Luft zum Baderaum zu ſorgen. 
Da ein Gasbadeofen oe Verbrennung des für ein Vollbad notwendigen 
Gafes in 15 bis 20 Minuten mindeſtens 6 cbm Luft braucht, find minder 
ſtens unten an der Tür Schlitze oder Löcher anzubringen, die ſo gelegen ſein 
müſſen, daß ſie nicht verſtopft werden. 

7. Keines Abzugs Dr wegen ihres geringen und vorübergehenden 
Gasverbrauchs die unter I? aufgeführten Gasfeuerſtätten und «Geräte, 
Ebenſo bedürfen keines Abzugs Vorratserwärmer bis zu 10 Liter Waſſer 
Waſſerinhalt, ſowie kleinere Durchflußerwärmer bis zu 130 W. E. minut: 
licher kog fofern fie nur minutenweiſe betrieben werden und in gut 
entlüftbaren Räumen untergebracht ſind. 

8. Die Gasſchornſteine find über Dach zu führen, Ausnahmsweiſe kann 
ihre Entlüftung in einen unbenutzten, gut entlüfteten Dachraum zugelaſſen 
werden, wenn dafür geſorgt iſt, daß die Ausmündungen der ornſteine 
nicht verſtopft werden können. Bei Zulaſſung von Ausnahmen erſuche ich 
darauf zu achten, daß 

1. das Volumen des Dachbodens mindeſtens 20 mal ſo ge wie das 

Volumen der ſtündlich im Höchſtfall verbrauchten Gasmenge der 
Geräte ſein muß, 
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2. der Dachboden für andere cke nicht benutzt wird, 

3. die Entlüftung bei allen Witterungsverhältniſſen und Windrichtun⸗ 
gen gleichmäßig iſt, ſo daß ſtets ein Druckausgleich at 

4. die Lüftungsöffnungen bali feſiſtehend mit Jalouſien verſehen 
ei fo groß find, wie der zwanzigfache Querſchnitt des Gasabzugs⸗ 
rohres, 

5. die Mündungen der Abgasrohre mit Rückſicht auf etwaige nady: 
trägliche bauliche Veränderungen mindeftens 2,50 m über dem Fuß⸗ 
boden des Dachraumes liegen und gegen Verſtopfung geſichert ſind. 

9. In Ergänzung des Runderlaſſes des Miniſters für Velkewoblfahrt 
vom 26. Januar 1929 — II C 1064 — (Volkswohlfahrt S. 139) wird 
für beſtehende Gebäude bee bemerkt: 

Iſt bei beſtehenden Gebäuden ein freies Schornſteinrohr nicht vorhan⸗ 
den und kann nach Angabe des Bezirksſchornſteinfegermeiſters durch Ber: 
legen der Anſchlüſſe ein Schornſteinrohr nicht freigemacht werden, ſo kann 
die Einführung der Abgaſe dieſer Gasfeuerſtätten in Schornſteine, an die 
ſchon Kohlenfeuerſtätten — jedoch höchſtens 2 — angeſchloſſen find, ause 
nahmsweiſe und auf Widerruf zugelaſſen werden. Befinden ſich die Kohlen: 
feuerftätten im unmittelbar darunters oder darüberliegenden Stockwerk, fo 
ift der Anſchluß der Gasfeuerſtätten nur zuläſſig, wenn eine örtliche Unter: 
ſuchung dies unbedenklich erſcheinen läßt. er Anſchluß von Gas: und 
Kohlenſeuerſtätten des gleichen Stockwerks an einen gemeinſamen Schorn— 
ſtein iſt unzuläſſig. 

An einen von keiner Kohlenfeuerſtätte beanſpruchten Schornſtein dür: 
fen in der Regel nicht mehr als 2 Gasheizöfen oder 3 Badeöfen uſw., und 
wenn in den Gchornftein bereits eine Kohlenfeuerung eingeführt ift, nicht 
mehr als 1 Gasheizofen oder 2 Badeöfen uſw. angeſchloſſen werden. 

Die Abführun r Abgaſe von geſchloſſenen Gasherden uſw. (III 
Ziff. 3) iſt in a Kt Gebäuden auch an ein von einer Kohlenfeuer⸗ 
ſtätte beanſpruchtes Schornſteinrohr suläffig. 

Beſteigbare Schornſteine dürfen für die Gasableitung nicht benutzt werden. 


IV. Rückſtromſicherung. 

Ausmündungen der Abgasrohre durch die Außenwand ins Freie find 
tunlichſt zu vermeiden. Erfolgt diefe Ausführung, fo find zur Unſchädlich⸗ 
machung der Windſtöße in der ſenkrechten Strecke des inneren Abgasrohres 
Nüdftromficherungen anzubringen, ſofern die Gasfeuerftätten (Heizöfen, 
Badeöfen uſw.) fie nicht bereits beſitzen. Sie können bei Abgasrohren und 
Schornſteinen, die über Dach führen, gefordert werden, wenn infolge der 
Lage des Hauſes zu Nachbargebäuden, Aubsben, hohen Bäumen uſw. durch 
Windſtöße die Flammen zum Erlöfchen gebracht werden könnten. Anſtelle 
der Rüͤckſtromſicherungen find auch ſicher wirkende Windſchutzhauben (Shorn: 
fteinauffäße), die nicht im Gebiet des ruhenden Winddrucks liegen dürfen, 


zuläffig. 

V. Weitergehende Beſtimmungen. 

Für Theater, öffentliche Verſammlungsräume, Zirkusanlagen, Lichtfpiel: 
theater, Waren: und Geſchäftshäuſer ſowie feuergefährliche Betriebe find 
außerdem die Ze geltenden Einzelvorſchriften zu beachten. 

An ſämtliche Ortspolizeibehörden (Baupolizei). 

Breslau, 30, 7. 1932. (11. 1. 34. I. 41/34. 122. T. 1002/427.) 

Der Regierungspräfident. 
Grieger, Baupolizeiliche Vorſchriſten. 20 
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33. RdErl. d. FM. (Kommd N) vom 27.3.1933 
betr. Eiſenbetonbauten und Steineiſendecken, 


(in 19. 2601 a 8. I. Ang.). 


Nachdem der deutſche Ausſchuß für Eiſenbeton die Beſtimmungen über 

A. Ausführung von Bauwerken aus Eiſenbeton, 

B. Ausführung von Steineiſendecken, 

C. Ausführung von Bauwerken aus Beton, 

D. Steifeprüfungen und für Druckverſuche an Würfeln bei Ausführung 

5 pae Bauwerken aus Beton und Eiſenbeton 
neu bearbeitet und im vergangenen Jahre fertiggeſtellt hat, werden dieſe hier⸗ 
mit für Preußen förmlich. in — 8 ee, eee Abdrucke der 
Beſtimmungen werden demnächſt den Amtsblattſtellen der Regierungen und 
des Polizeipräſidiums Berlin zugehen. Die Herren r 
und den Herrn Polizeipräfidenten in Berlin erſuche ich, zu veranlaſſen, daß 
die Abdrucke den Amtsblättern als Sonderdrucke beigefügt werden.““) 

Die neuen Beſtimmungen, die durch die Bekanntgabe im Regierungs: 
blatt maßgebende Konſtruktionsvorſchriften im Sinne des § 11 der nach 
der Einheitsbauordnung aufgeſtellten Bauordnungen werden, treten an die 
Stelle der vom Preußſſchen Miniſter für Volkswohlfahrt am 9. 9. 1925 
— II 9. 653 — veröffentlichten gleichartigen Vorſchriften, die mit Aus 
nahme der Beſtimmungen unter B (Ausführung ebener Steindecken) hier⸗ 
mit außer Kraft geſetzt werden. Die Beſlimmungen unter B vom 9. 9. 1925 
können auch weiterhin verwendet werden; dem Bauherrn ift es alfo frei 
geſtellt, ob er die Steineiſendecken nach den alten oder den neuen Beſtimmun⸗ 
gen berechnen will. 

Der Erlaß des Herrn Minifters für Volkswohlfahrt vom 9. 9. 1925 
— II 9. 653 — ſelbſt (alfo ohne feine Anlagen) findet auch auf die neuen 
Vorſchriften ſinngemäß Anwendung. 

u § 7 Ziff. 1 der Eiſenbetonbeſtimmungen bemerke ich noch, daß der 
Herr Reichsverkehrsminiſter durch Erlaß vom 2. 5. 1932 — W. T. 3. 58. 
2. Ang. — 117 die Verwendung von Zement die ebenfalls neu bearbeiteten 
„Deutſchen Normen für Portlandzement, Eiſenportlandzement und och⸗ 
ofenzement“ von 1992 anerkannt hat. Sie treten nunmehr an die Stelle 
der mit Erlaß des Herrn Miniſters der öffentlichen Arbeiten vom 16. 3. 1910 
— III 295 A/B — überfandten „Deutſchen Normen für einheitliche Lies 
ferung und Prüfung von Portlandzement Dezember 1909“. Abdrucke der 
neuen Normenvorſchriften gehen den Amtsblattftellen der Regierungen und 
des Polizeipräfidiums Berlin gleichfalls zur Beifügung bei den Amtsblät⸗ 
tern zu. inſichtlich der Verwendung von „Naturzementen“ behalten die 
Erlaſſe des Miniſters für Volkswohlfahrt vom 11. 4. 1929 — II 0 742 — 
und vom 7. 4. 1932 — II 6202/12. 3. — vorläufig ihre Gültigkeit. 

Nach den neuen Beſtimmungen werden unter gewiſſen Vorausſetzungen 
„höhere Spannungen“ augelaffen (vgl. A § 29, 2 und B 8 18 letzter Abſatz). 
Bei der Anwendung dieſer Beſtimmungen ift befondere Sorgfalt geboten. 
Ich verkenne nicht, daß die einſchränkende Vorſchrift hinſichtlich der Unter: 
nehmer bei der Durchführung zu Schwierigkeiten Anlaß geben kann. 


24s) Beilage zum Amtsblatt 193g. 
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erfuche daher, mir über die Erfahrungen bis zum 1. Oktober 1934 zu be: 
richten und gegebenenfalls Vorſchläge für die Anderung dieſer Beſtimmung 
zu machen. 0 

Der Kommiſſar des Reiches. 


34. Polizeiverordnung über Abbruch von Gebäuden 


vom 25, 10. 16 (Amtsbl. S. 450). 


Auf Grund der pp. wird für den Regierungsbezirk Breslau mit Zu: 
ſtimmung des Bezirksausſchuſſes folgende Polizeiverordnung erlaſſen: 

$ 1. Späteſtens eine Woche vor dem Beginn des Abbruchs eines Ge: 
bäudes iſt der Baupolizeibehörde behufs Erteilung der Abbruchserlaubnis 
(Abbruchſcheins) ſchriftlich Anzeige in zwei Stücken zu erſtatten. Die An⸗ 
zeige muß enthalten: 

1. die genaue Bezeichnung des Gebäudes, 

2. die Angabe, ob darin 
53 eiſerne e Y 
b) mit Eiſen bewehrte Bauteile aus Stein oder Beton 

vorhanden ſind, 

3. Name, Stand und Wohnung des Abbruchunternehmers. 

§ 2. Vor Behändigung des Abbruchſcheins darf mit dem Abbruch nicht 
begonnen werden. 

y den Abbruchſchein find als Bedingungen die zum Schutz der Arbeiter 
bei! Ng erforderlichen Unfallverhütungsvorſchriften aufzunehmen. 
§ 3, Übertretungen der Vorſchriften dieſer Polizeiverordnung und der 
Beſtimmungen des Abbruchſcheines werden, ſoweit nicht weitergehende 
ee e Anwendung finden, mit Geldſtrafe bis zu 60 Mark oder 
im Unvermögensfalle mit entſprechender Haft beſtraft. 

Breslau, den 25. Oktober 1916. 

Der Regierungspräfident. 


35. Polizeiverordnung betr. Schutzvorrichtungen 
bei Bauten 


vom 29. 9. 25 (Amtsbl. S. 367). 


Auf Grund der pp. wird mit Zuſtimmung des Bezirksausſchuſſes für den 
geſamten Regierungsbezirk Breslau folgendes verordnet: 

1. Das Überdie-Sand-mauern (Mauern von Innengerüſten aus) 
bei Gebäuden von mehr als 6 m Höhe bis zum Dachgeſims oder von mehr 
als 10 m bis zum Dachfirſt iſt verboten. ; 

Ausgenommen hiervon ift das Mauern von hohen Schornſteinen. Aus: 
nahmen iS je zuläffig, falls die Ortspolizeibehörde glaubt, in Gemäß; 
heit des § 2 Abſatz 4 von der Forderung eines feſten Standgerüftes Abſtand 
nehmen zu können. 

§ 2. Bei der Errichtung von Gebäuden von mehr als 6 m Höhe — ge⸗ 
rechnet bis zum Dachgefims — find an den Aufenfeiten je nach dem Fort- 
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ſchreiten des Baues feſte Standgerüſte (Mauergerüfte) bis zur Höhe des 
Dachgefimfes anzubringen. In jeder Stockwerkshöhe ift ein Gerüftboden 
herzuſtellen. Vor Beginn der Dacharbeiten ift auf dem Standgeruͤſt eine 
Schußrüftung für die Dacharbeiten herzuſtellen. 

Das Standgerüſt iſt tragfähig auszuführen und muß den Arbeiter gegen 
Abſturz ſichern. 

Die gleichen Vorſchriften gelten auch bei der Ausführung von Umbauten 
und baulichen Veränderungen an den Außenſeiten der im Abſatz 1 bezeich 
neten Gebäude. 

Bei außergewöhnlichen Berhältniffen, insbeſondere aus Verkehrsrückſich⸗ 
ten, kann die . von der Forderung der Anbringung eines 
feften Gtandgerüftes Abſtand nehmen und anderweitige Maßnahmen an: 
ordnen, die ſie nach Lage der Sache zur Sicherung der Arbeiter und des 
Verkehrs auf der Bauſtelle und in ihrer Nähe für notwendig erachtet. 

§ 3. Die Standgerüſte müſſen bis zur Fertigſtellung ſämtlicher Arbeiten 
an und auf dem Dache ſtehenbleiben. Wo infolge ae Ani Umftände 
das fefte Se in früher entfernt werden muß, muß durch ein leichtes 
Stangen- oder Leitergerüſt Erſatz geboten werden. 

$ 4. Bei Bauten von mehr als 6 m Höhe, in denen das Dach un: 
mittelbar die Raumdecke bildet (Hallen, Säle uſw.), müffen auch im Syn: 
nern fortlaufend mit der Höherführung der vf. zum mindeſten 
einfache Gerüſte angebracht werden. Bor dem Aufbringen der Dachkon⸗ 
ſtruktion und der Ansführung ſonſtiger Dacharbeiten iſt ein bis an die 
Arbeitsſtellen reichendes feſtſtehendes Gerüſt im Innern des Gebäudes zu 
errichten und mit einer vollſtändigen oberen Abdeckung zu verſehen. Iſt die 
Errichtung eines ſolchen Gerüſtes nach Lage der Verhältniſſe nicht angängig, 
fo find die beim Dachaufbau und an der Decke befchäftigten Perſonen auf 
andere Weiſe gegen Abſturzgefahren zu ſchützen. Unberührt bleiben die 
Vorſchriften der ene Poligeiverorbnung vom 2. Juli 1917, betref⸗ 
fend den Schutz der Arbeiter bei Eifenbauten mit über 6 m hohen Räumen, 

§ 5. Der Bauherr ift dafür verantwortlich, daß die in den 88 2—4 vor» 

eſehenen Gerüſte angebracht werden. Zur Herſtellung der Gerüſte iſt der 
5 der vom Bauherrn den Auftrag zur Bauausfühung oder 
zur Herſtellung der Gerüſte erhalten hat, verpflichtet. 

Dieſer hat auch die Höherführung und den Ausbau der Schutzgerüſte 
(Fanagerüſt) für Dacharbeiten auszuführen. Hierdurch werden aber die 
Unternehmer für die n EA nicht von der Verpflichtung hen für 
die zum Schutze ihrer Arbeiter notwendigen anderweitigen Schutzmittel 
(Dachhaken, Sicherheitsgürtel mit Leine, Schneefänge uſw.) zu ſorgen. 

$ 6. Unberührt bleiben im übrigen die weitergehenden Unfallver⸗ 
huͤtungsvorſchriften der Berufsgenoſſenſchaften. 

§ 7. Übertretungen der Vorſchriften dieſer Polizelverordnung werden, fo: 
weit nicht weitergehende Gtrafbeftimmungen Anwendung finden, mit Geld- 
8 zu 60 Mark, bei deren Unbeitreiblichkeit mit entſprechender Haft 
geahndet. 

$ 8. Dieſe Polizeiverordnung tritt 3 Monate nach dem Tage ihrer 
Veröffentlichung in Kraft. — I. 41. 34. XXII. 1496. 


Breslau, 29. 9. 1925. 
Der Regierungspräfident. 
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36. Schutz der Arbeiter bei Eiſenbauten 


Polizeiverordnung vom 2. 7. 1917 (Amtsbl. S. 365) 
betreffend den Schutz der i Eiſenbauten mit über 6 m hohen 
Räumen, 


Auf Grund der pp. wird nach Anhörung der Vorſtände der Schleſiſch⸗ 
Poſenſchen Baugewerks- und der Schleſiſchen Eifen und Stahl-Berufs⸗ 
E en und mit Zuimmung des Provinzialrats für den Umfang 
der Provinz Schleſien verordnet: 


Artikel J. 


Bei der Errichtung von Eiſenbauten mit über 6 m hohen Räumen find 
neben den berufsgenoſſenſchaftlichen Unfallverhütungsvorſchriften, die für 
die am Bau beteiligten Betriebe maßgebend find? — folgende Gondervor: 
ſchriften zu beachten. 


A. Allgemeine Beſtimmungen. 


$ 1. Vor der Aufſtellung und dem Zuſammenſetzen (Vernieten oder 
Verſchrauben) der Eiſenteile auf der Bauftelle find die Richt⸗(Montage⸗) 
pläne und die e ia der zu verwendenden Arbeits: und Schutz⸗ 
rüſtungen der zuſtändigen Baupolizeibehörde zur Prüfung vorzulegen. Die 
Anordnung und die im Verlaufe der Aufrichtung etwa notwendigen Um⸗ 
ſtellungen oder baulichen Veränderungen der Gerüſte find ſchriftlich zu 
erläutern. Hierbei iſt auch anzugeben, in welcher Weiſe bzw. mit welchen 
Hilfsmitteln die eiſernen Dachbinder und Pfetten zuſammengeſetzt und 
welche Vorkehrungen bei dieſen beſonders gefährlichen Arbeiten zum Schutze 
der Arbeiter gegen Abſturzgefahr getroffen werden follen, Hält die Polizei: 
behörde die vom Unternehmer beabſichtigten Gerüſte und ſonſtigen Unfall: 
verhütungsmaßnahmen — insbeſondere auch zur Verhütung eines Abſturzes 
nach den Außenſeiten des Baues zu — acht für ausreichend, fo hat fie 
weitergehende Anforderungen zu ftellen, 

§ 2. Die Standsicherheit und Tragfähigkeit der Rüſtungen, insbeſondere 
ſolcher Gerüſte, auf denen Krane, Winden, Kraft: und Arbeitsmaſchinen 
und dgl. aufgeſtellt werden follen oder die zur Lagerung und zur Beför⸗ 
derung ſchwerer Bauſtoffe dienen, ift durch eine Feſligkeitsberechnung unter 
Berückſichtigung der für die Beanſpruchung der Bauſtoffe maßgebenden 
Beſtimmungen nachzuweiſen. 

§ 3. Alle Gerüſte dürfen erft nach erfolgter Genehmigung und Abnahme 
durch die Rr in Benutzung genommen werden. 

§ 4. Die an der Bauausführung beteiligten Unternehmer ſind für die 
gute Ausführung und Sicherheit der von ihnen oder in ihrem Auftrage ber: 
brain Arbeits- und Schutzgerüſte verantwortlich und haben den in diefer 

eziehung an fie ergehenden Anforderungen und Weiſungen der Polizei 

behörde Folge zu leiften (ſ. Abſchn. 7 
Der Name des verantwortlichen Bauleiters und feines für die betref- 
fende Bauſtelle zu beftimmenden örtlichen Vertreters ift der Baupolizeibehörde 
bei Beginn der Bauarbeiten ſchriftlich anzugeigen; ein Wechſel ift ſogleich mit: 
zufeilen, Während der ganzen Dauer der Bauausführung muß entweder der 
verantwortliche Bauleiter oder ſein Vertreter auf der Bauſtelle anweſend ſein. 
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Die Polizeibehörde ift im übrigen berechtigt, eine Probebelaſtung des 
erſtmalig fertiggeftellten oder des umgeſtellten Gerüftes anzuordnen. Hierbei 
werden die in der Feſtigkeitsberechnung angenommenen Belaſtungen ange: 
wendet; es bleibt aber der abnehmenden Behörde vorbehalten, einen ent⸗ 
ſprechenden Zuſchlag für die Höchſtbelaſtung und Beanſpruchung des Gez 
rüſtes durch Winddruck zu machen. 

§ 5. Alle an der Leitung oder 8 von Eiſenbauten beteiligten 
8 8 rs Bauführer, onteure, Poliere, Vorarbeiter und 

rbeiter) find verpflichtet, die nachſtehenden Vorſchriften zu befolgen und 
auch, ſoweit in den Vorſchriften beſondere Beſtimmungen nicht 1 ja 
ſind, ihre Aufmerkſamkeit darauf zu richten, daß Unglücksfälle auf der Ar⸗ 
beitsſtätte und in deren Gefahrenbereich vermieden werden. 

§ 6. Der Betriebsunternehmer oder deffen Vertreter hat dafür zu 
forgen, daß jeder am Bau beſchäftigte Arbeiter bei feiner F 
von den drohenden Gefahren und den Vorſchriften dieſer Verordnung Kennt⸗ 
nis erhält und daß der für die ia gg der Arbeiterſchutzbeſtimmungen 
verantwortliche Bauleiter allen auf der Bauſtelle beſchäftigten Perſonen 
durch Anſchlag oder Aushändigung eines Schriftſtücks bekanntgegeben wird. 
Erfolgt die Bekanntgabe nicht, ſo bafe der Unternehmer, in deffen Auftrage 
die Arbeiten geleiftet werden, nach Maßgabe der geltenden Strafbeſtimmun⸗ 
gen allein 6 die Befolgung der Vorſchriften. 

8.7 e Beſchäftigung aller an der Bauausführung beteiligten Per- 
Esr darf nur in einer — körperlichen Beſchaffenheit entſprechenden 

eife erfolgen. Angetrunkene Arbeiter dürfen auf der Bauſtelle nicht ger 
duldet werden. 

Das Mitbringen alkoholhaltiger Getränke zur Bauſtelle und das Feil⸗ 
halten ſolcher Getränke iſt verboten. 

§ 8. Gefährliche Arbeiten, bei denen zur Verhütung von Unfällen eine 
befondere Vorſicht des Arbeiters notwendig ift, wie z. B. die Zuſammen⸗ 
etzung der Eiſenteile, falls ſie nicht am Boden oder 9 feſten Ar⸗ 

itsbühne vorgenommen wird, ferner Dacharbeiten jeder Art, Arbeiten auf 

Leitern und Leitergerüſten, Arbeiten an oder in unmittelbarer Nähe von 

Starkſtromleitungen und dgl., ſowie Arbeiten, die bei künſtlicher Beleuch- 

tung verrichtet werden, dürfen nicht in Stückverding (Akkord) ausgeführt 

werden. Es ift auch verboten, bei ſolchen Arbeiten Perſonen zu beſchäftigen, 

8 die unter 17 Jahre alt ſind, 

b) die nicht ſchwindelfrei oder geiftig geſchwächt find oder an körperlichen 
Schwächen, wie Fallſucht, Schwerhörigkeit, Kurzſichtigkeit oder anderen 
Gebrechen leiden, wodurch ſie ſtändig oder zeitweiſe an der freien Be⸗ 
nutzung aller oder einzelner Sinne und Gliedmaßen behindert ſind. Ar⸗ 
beiter, die an derartigen krankhaften ee leiden, haben bei be⸗ 
zuͤglichem Auftrage eine dahingehende Erklärung abzugeben; 

c) die nicht imſtande find, die Unfallverhütungsvorſchriften oder gegebene 

Befehle, Zurufe und Zeichen zu verſtehen. 

B. Verkehrs- und Beförderungswege, Zufahrten und 

Arbeitsſtellen. 


8 9. Die Verkehrs- und Beförderungswege, Zufahrten und Zugänge 
zu den Arbeitsſtellen, ſowie die Arbeitsftellen ſelbſt find in gutem ulande 
zu erhalten und dürfen weder durch Anhäufung von Bauftoffen noch in 
anderer Weiſe verſperrt werden. Gegen herabfallende Gegenſtände müſſen 
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die Arbeitsftellen und Verkehrswege durch ea Abdeckung oder durch 
Schutzdächer geſichert werden. Räume unter Arbeitsgerüften, Beitern, Lauf⸗ 
gängen uſw., die nicht durch beſondere Schutzgerüſte geſichert find, dürfen 
weder gur Beförderung, noch zum Verkehr, noch zu irgendeinem anderen 
Zweck betreten werden. Sie ſind in zweckmäßiger Weise abzuſperren. 

$ 10. Arbeitsſtellen und Verkehrswege find ausreichend zu beleuchten, 
ſolange ſie nachts oder bei ungenügendem Tageslichte benutzt werden. 

§ 11. Bei Beförderungen mittels Hand-, Schienen: oder ſonſtiger Wa⸗ 
en iſt auf ordnungsmäßige Verladung der Stücke zu achten. Dieſe muß 
ſo erfolgen, daß die Stücke möglichſt im Gleichgewicht liegen, daß fie ferner 
beim Fahren nicht gegen feſte Gegenſtände anſtoßen können und auch gegen 
0 Rollen, Rutſchen uſw. geſichert ſind. 

uf abſchüſſigen Wegen ſind die Wagen zu bremſen. 

Das Auf und Abfteigen auf Wagen jeder Art während der Fahrt iſt 
verboten. 

$ 12. Werden Transporte durch das Zuſammenwirken mehrerer Per: 
fonen ansgeitbet, fo ift ein geeigneter Arbeiter als Rottenführer zu ernen— 
nen, deſſen Anordnungen und Befehlen die anderen Folge zu leiſten haben. 


OC. Gerüſte. 


§ 13. Die Arbeitsſtellen müſſen den auf ihnen beſchäftigten Perfonen 
einen ſolchen Stand bieten, daß die Arbeiten mit Sicherheit ausgeführt 
werden können. 


Sofern das Dach zugleich die Decke des Raumes bildet, ift vor dem Auf- 
bringen der Dachkonſtruktion ein geeignetes, bis an die Arbeitsſtellen reichen: 
des feſtſtehendes Gerüſt im Innern des Gebäudes zu errichten und ſo weit 
mit einer oberen Abdeckung zu verſehen, daß de Bujammenfegung der Dach⸗ 
teile ohne allzu große Gefahr bewirkt werden kann. 

Iſt die Errichtung eines ſolchen Gerüftes nach Lage der Verhältniſſe 
nicht angängig, ſo ſind die beim Dachaufbau beſchäftigten Perſonen auf 
andere Weiſe gegen Abſturzgefahr zu ſchützen. In ſolchen Fällen müſſen zur 
Anwendung kommen: 

a) fahrbare Gerüfte, die dem Fortſchreiten der Arbeit entſprechend 
vorrücken und eine vollſtändige Abdeckung erhalten müſſen, um unten 
Phi Perfonen gegen das Herabfallen von Bauſtoffen u. dgl. zu 
ſchuͤtzen oder 

b) Leiter- und Stangengerüſte (für leichtere Arbeiten). Sie 
müſſen unfallſicher gebaut ſein und dürfen nicht mit Bauſtoffen belaſtet 
werden. Hire Benutzung zur n iſt unzuläffig, oder 

) Hängegerüfte — erforderlichenfalls mit ſtufenförmigen, aber nicht 
mit anſteigenden Arbeitsböden —, die an enügend ſtarken und nach 
ihrer Form geeigneten Tragteilen des Daches aufgehängt und gegen 

chwankungen und Abgleiten gut geſichert ſind. Sie beſtehen im all⸗ 
emeinen aus Traghaken, hölzernen Tragbäumen, darauf verlegten und 
cher befeſtigten nen Unterzügen und Rüſtböden aus Brettern mit 

Geländerſchu erbrennbare Aufhängevorrichtungen dürfen nicht an⸗ 

gewendet werden. Die Bretter müffen fo verlegt und befeſtigt fein, daß fie 

nicht aufkippen oder bei ſtärkerer Einzelbelaſtung infolge Durchbiegens 
nicht abgleiten. Hängegerüſte kommen im allgemeinen nur in Betracht 
bei nachträglichen kleineren Arbeiten und Ausbeſſerungen. Sie dürfen 
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ebenſowenig wie die Leitergerüſte mit Bauſtoffen belaſtet oder zu deren 

Beförderung benutzt werden. Zur Aufrichtung und Zuſammenſetzung 

ſchwerer Eiſenteile ſind ſie nicht zuläſſig. 

Für die Beſchaffenheit der Gerüſte und die bei ihrer Aufführung zu 
beobachtenden Vorſichtsmaßnahmen gelten im übrigen die entſprechenden 
Beſtimmungen der Unfallverhütungsvorſchriften der zuſtändigen Baugewerks⸗ 
e piar Ea DO 

§ 14. Unter ſolchen Arbeitsſtellen, unter denen aus betriebstechniſchen 
oder anderen Gründen die Herſtellung von feſtſtehenden, fahrbaren Leiter: 
oder hängenden Gerüſten nicht möglich iſt, ſind Fangnetze oder 
Sprungtücher auszuſpannen, die von genügender Größe und ſo ſtark 
und dichtmaſchig fein müſſen, daß abſtürzende Arbeiter ſicher aufgenommen 
werden. 

$ 15. Geringfügige Arbeiten und Ausbeſſerungen, die nur kurze Zeit in 
Anſpruch nehmen, dürfen auch mit Hilfe verſtellbarer Feuerwehrleitern aus: 
gefübre werden, fofern die Leitern oben mit einer fejten, durch Bordwand und 

ruſtwehr geſicherten Plattform verſehen ſind. 

16. Bei Arbeiten an und auf Dächern mit einer Dachneigung von mehr 
als 1 zu 3 und mehr als 3 m Traufhöhe über dem Erdboden ſowie bei 
ſonſtigen Arbeiten auf erhöhten Standorten, auf denen ein Verlieren des 
Gleichgewichts oder des Haltepunktes einen Abſturz zur Folge haben kann, 
müſſen fih die Arbeiter durch Anfeilen ſchützen. Die Betriebsunternehmer 
haben zu dieſem Zwecke die erforderliche Anzahl von (mindeſtens 1 cm ſtarken) 
Fangleinen mit Leibgurt und Sicherheitshaken auf der Bauſtelle bereitzuhalten. 

Bu Sicherung der Dacharbeiter bei Inſtandſetzungen iſt am Fuße des 
Daches eine Borkehrung anzubringen, die die Befeſtigung eines mindeſtens 
0,30 m breiten Brettes oder Eiſengitters (ſogen. Schneefang) ermöglicht, 
um das Abrutſchen pon Menſchen und Gegenſtänden zu verhindern. 

An den oberen Teilen des Daches müſſen zum Anhängen der Dachleitern 
oder zum Befeſtigen von Sicherheitsleinen in Abſtänden von höchſtens 2,00 m 

ut verzinkte und nicht unter 20 mm ſtarke Dachhaken aus miedeeiſen 
cher angebracht werden. Die Dachhaken müſſen von einer von innen leicht 
dei Ausfteigöffnung e a erreichbar fein. 

$ 17. Die zur Herſtellung der Arbeits- und Schutzgerüſte erforderlichen 
Bauſtoffe ſind vom Betriebsunternehmer in genügender Menge und in gutem 
Zuſtande zu liefern. Träger, Bohlen, Dielen uſw. müſſen aus geſundem und 
kernigem Holze beſtehen und müſſen frei ſein von vorſtehenden Nägeln. 
Seile, Taue, Ketten, Schrauben, Haken u. dgl. müſſen, wenn fie zum Gerüſt⸗ 
bau verwendet werden follen, in einmwandfreiem, gebrauchsfähigem Zuſtande 
ſein. 

Die Gerüſte dürfen nur unter der Leitung von fachkundigen Perſonen 
hergeſtellt und verändert werden. Sie find, dem jeweiligen Zweck entſprechend, 
in genügender Feſtigkeit und Breite auszuführen und müſſen während des 
Baues in gutem Zuſtande erhalten werden. Das eigenmächtige Entfernen 
von Gerüſttellen oder Schutzvorrichtungen durch Arbeiter ift verboten. 

Alle Gerüſtgeſchoſſe, auf denen gearbeitet wird oder die dem Verkehr 
dienen, müſſen an den freien, nicht von feſten Wänden begrenzten Seiten mit 
dichtſchließenden Bordbrettern von mindeſtens 0,20 m Höhe, vom Gerüftboden 
gemeſſen, verſehen ſein. Außerdem ſind ausreichend kräftige Bruſtwehren in 
1,00 m Höhe über dem Rüſtbelag an den Gerüſtbäumen zu feſtigen. Die 
Zugänge zum Gerüſt und ſeinen einzelnen Geſchoſſen ſowie 1 yra en 
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Wagen müſſen gebremjt werden können. Alle eee mit 
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für die Bauſtoffbeförderung müſſen in derfelben Weife gegen Abſturzgefahren 
efichert werden. Soweit das bei den Aufzugsöffnungen nicht moglich ift, 
find diefe während der Zeit der Nichtbenutzung abzudecken. 

$ 18. Zum Schutze gegen Ausgleiten find die Arbeitsgerüfte, die Verkehrs⸗ 
und Beförderungswege bei Froſt- und Regenwetter mit Sand, Aſche oder dgl. 
zu beſtreuen. Bei ſtarkem Sturm ift das Arbeiten auf den Gerüften verboten, 

§ 19. An beſonders in die Augen fallenden Stellen der zur Aufrichtung 
der Eiſenteile dienenden Gerüſte ſind vom Unternehmer Schilder mit deutlicher 
Schrift anzubringen, welche die höchfte zuläffige Geſamtbelaſtung eines jeden 
Rüſtbodens und die Höchſtzahl der en die dort beiſammen ſtehen 
dürfen, angeben ſowie nicht zuläſſige Belaſtungen und Benutzungsarten unter» 
ſagen. Auf keinem Gerüſtboden 1 mehr Perſonen ſtehen, wie hiernach 
ugelaſſen ſind. Springen auf den Gerüſtböden iſt verboten. Soweit Bau⸗ 
Hoffe auf den Rüſtungen gelagert werden, find fie vorſichtig abzuſetzen. Sie 
dürfen unter keinen Umſtanden abgeworfen werden. 

§ 20. Bockgerüſte dürfen nur zu Rüſtungen bis zu 3 m Höhe benutzt 
werden, müſſen mit genügenden Kreuzverſtrebungen verſehen und gegen Um: 
kippen ausreichend geſichert ſein. 


D. Leitern, Hebezeuge, Aufzüge uſw. 

$ 21. Das Auf- und Abſteigen zu und von den Arbeitsgerüſten darf nur 
mittels Leitern oder Treppen erfolgen, die in Höhenabſchnitten von nicht mehr 
als 5 m durch Abſätze (Podeſte) unterbrochen fein müſſen. Bauſtoffaufzüge 
dürfen zum Auf- und Niederfahren von Perſonen nicht benutzt werden. 

§ 22. Es dürfen nur ſolche Leitern benutzt werden, die fih in gutem 

uſtande befinden und genügend ſtark und lang ſind. Gegen Schwanken und 

ippen find fie durch Streben, Stützen, Anbinden u. dgl. zu ſichern. Sie 
müſſen fo aufgeſtellt werden, daß fie nicht abrutſchen können, und über den 
Gerüſtboden, zu dem ſie führen, mindeſtens 1,00 m hinausragen, falls nicht 
eine andere Vorrichtung genügende Sicherheit für das Hinauf- und Hinab⸗ 
ſteigen bietet. 

§ 23. Die bei der Zuſammenſetzung der Eiſenteile zur Verwendung 
kommenden Beförderungsmittel, Kraft- und Arbeitsmaſchinen, Aufzüge mit 
Motorbetrieb, Hebezeuge, Krane, Winden, Flaſchenzüge, Rollen, Sabeftäble 
uſw. ſowie die dazu gebräuchlichen Hilfsmittel, wie Ketten, Geile, Taue, 
Haken, Klauen uſw., müſſen ſtets in genügender a auf der Bauſtelle 
vorhanden ſein, ſich in gutem, N Zuſtande befinden und mit 
den allgemein üblichen und vorgeſchriebenen Sicherheitsvorrichtungen ver⸗ 
ſehen ſein. 

§ 24. Alle Aufzüge und Hebezeuge müſſen eine Bremsvorrichtung Ken, 

ugs 
nahme der Seilflaſchenzüge (Kloben) müffen mit einer deutlich ſichtbaren 
Aufſchrift verſehen ſein, die das nee ihrer Tragfähigkeit angibt, und 
dürfen niemals über diefe höchſtzuläſſige Belaſtung hinaus in Anſpruch 
genommen werden. 

§ 25. Für die an Aufzügen zum Abnehmen der Bauſtoffe beſchäftigten 
Arbeiter muß ein augen breiter und ſicherer Stand vorhanden ſein. Der 
Stand muß mit Bordbrett und Bruſtwehr, wie fie bei den Gerüſten vorge 
ſchrieben ſind, verſehen ſein. 
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§ 26. Die Beſchäftigung von Arbeitern oder der Aufenthalt unter Auf⸗ 

1 oder ſonſtigen Hebezeugen während ihres Betriebes iſt verboten. Sind 
rbeiten unterhalb der Laſt erforderlich, ſo muß dieſe vorher ſicher unter⸗ 
fangen werden. 

§ 27. Das Anhängen der zu hebenden Gegenſtände hat in ſicherer Weiſe 
zu erfolgen; insbeſondere iſt darauf zu achten, daß fie in Ketten oder Seilen 
nicht rutſchen können. Stücke von großer Länge (Balken, Träger, zuſammen⸗ 
geſetzte Teile der Dachbinder u. dgl.) ſind mit Leitſeilen zu verſehen. 

§ 28. Die Aufzugwinden müſſen in einem ſolchen Abſtande von den Auf⸗ 
zugſtellen ſtehen, daß eine abflürzende Laſt die Winde nicht treffen kann. 

§ 29. Vor jeder neuen Inbetriebnahme von Hebevorrichtungen haben 
ſich die mit ihrer Bedienung und Beaufſichtigung betrauten in Non zu über: 
zeugen, daß alle in Anſpruch genommenen beweglichen Teile (Ketten, Geile, 
Haken, Sperräder und Sperrklinken, Bremſen, Zahnräder, Kurbeln) ſich in 

utem Zuſtande befinden. Wenn Fehler nicht alsbald beſeitigt werden können, 
fo ift dem Vorgeſetzten fofort Meldung zu machen. 

Elektriſche n ſind ſachgemäß gegen die Berührung 
in ſicherer Weiſe durch Umkleiden uſw. zu ſchützen. 

Art. II. Die Ortspolizeibehörden ſind berechtigt, von der Erfüllung der 
ee die für den einzelnen Fall nicht geeignet ſind oder zu weit 
gehende Anforderungen ſtellen, Abſtand zu nehmen, im übrigen verpflichtet, 
weitergehende Maßnahmen anzuordnen, die ſie nach Lage der Sache zur 
Sicherung der Geſundheit und des Lebens der Arbeiter für notwendig erachten. 

Art. III. Die Ortspolizeibehörden ſind verpflichtet, ſich vor Beginn der 
Bauausführung den Nachweis führen zu laffen, daß für Leben und Gefund: 
heit aller zu beſchäftigenden Arbeiter, insbeſondere auch der in einem ſpäteren 
Stadium tätigen a der Dacharbeiter), in angemeſſener Weiſe ges 
ſorgt iſt. Gegebenenfalls iſt der Nachweis zu verlangen, daß ſich die ver⸗ 
ſchiedenen Arbeitgeber über die Vorhaltung und Belaſſung der Gerüfte 
untereinander geeinigt haben. 

Soweit eine ausreichende Gewähr für den Schutz der Arbeiter von vorn» 
herein nicht gegeben iſt, ſind die Ortspolizeibehörden berechtigt, nötigenfalls 
den Beginn der Bauausführung zu unterſagen. Ebenſo kann die Weiterarbeit 
an den Bauausführungen unterſagt werden, wenn ſich nachträglich ergibt, 
daß die Sicherheit für Leben und Geſundheit der Arbeiter gefährdet iſt. 

Art. IV. Übertretungen dieſer Polizeiverordnung durch Arbeitgeber oder 
Arbeitnehmer werden, ſoweit nicht nach den Strafgeſetzen eine höhere Strafe 
eintritt, mit Geldbuße von 30 bis 60 RM., im . mit ent⸗ 
ſprechender Haft, beſtraft. 

Breslau, den 2. Juli 1917. 


Der Dberpräfident der Provinz Schleſien. 


Demnächſt erſcheint vom Verſaſſer dieſes Buches in gleichem Berlage 


Baupolizeilihe Vorſchriften über Lichtſpielhäuſer und Theater. 
Mitzi 2. v und RL, ý 
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37. Vorſchriften über die Beſtellung 
von Baukontrolleuren 


Sobald die Bautätigkeit wieder in verſtärktem Maße einſetzt, iſt es 
eboten, daß der Überwachung der Bauten in bezug auf die Einhaltung der 
eſtehenden Arbeiterſchutzbeſtimmungen (Unfallverhütungsvorfchriften, Poli, 
. über die e e e auf Bauten, Gerüſtordnungen, 
rbeiterſchutzbeſtimmungen in den Bauor eg erneut eine erhöhte Auf. 
merkſamkeit zugewendet wird. Es gilt, mit allen räften darauf hinzuwirken, 
daß den zahlreichen Menſchenverluſten und körperlichen Beſchaͤdigungen, die 
der Krieg mit ſich gebracht hat, nicht neue durch Unfälle auf Bauten hinzu⸗ 
gefügt werden. Diefe auf eine Mindeftzahl zu beſchränken, muß das iel 
jeder für die Sicherheit auf Bauten verantwortlichen Behörde ſein. 

Die mehrfachen Erlaſſe des Miniſters der öffentlichen Arbeiten, die dieſen 
Gegenſtand betrafen (zu vergl. Erlaſſe vom 27. Februar 1903 — II 1910 —, 
24. Juli 1903 — III B 290 —, 15. April 1907 — III B 8. 128 —, 
22. März 1910 — III B 121 —, 14. Oktober 1910 — III B 599 B —), 
haben bereits erfreuliche Fortſchritte hinſichtlich der Zunahme der 
außerterminlichen Kontrollen in räumlicher und zahlenmäßiger Hinſicht, 
ſowie . in der Abnahme der Unfälle gezeitigt; ſie ſind erneut den 
unteren Behörden in Erinnerung zu bringen. Wo, wie wohl faſt überall, 
die Bautenkontrolle während des Krieges geruht hat, ift ihre alsbaldige 
Wiedereinführung in die Wege zu leiten. Gleichzeitig wird erneut auf die 
Einrichtung von Unterrichtskurſen für die Baupolizeiorgane Bedacht zu 
nehmen ſein. Sodann wird den wiederholten Anregungen auf eine Aus⸗ 
dehnung der Kontrolle auf örtliche Gebiete, in denen ſie bisher noch nicht 
eingeführt war, a eine Zunahme der Zahl der Kontrollen dort, wo bereits 
Kontrollbeamte vorhanden find, ſowie auf die Hinzuziehung von Bauarbeitern 
zur Kontrolle ſtattzugeben ſein. 

Zu letzterem Zwecke erſuche ich, die e PEES zu veranlaſſen, 
daß fie in Orten, in denen bereits amtlich beftelltes Baupolizeiperfonal für 
die Bautenkontrolle vorhanden iſt, neben dieſem — gegebenenfalls auch unter 
Einſchränkung der Perſonenzahl dieſes — ein oder mehrere aus dem Bau: 
arbeiterſtande hervorgegangene 8 als Baukontrolleure anſtellen, deren 
Aufgabe es ſein ſoll, die den Bau kontrollierenden Baubeamten zu unter⸗ 
ſtützen. Daneben follen fie befugt fein, auch ſelbſtändig Reviſionen vorzu: 
nehmen. Hierbei haben fie die Abſtellung der Tee e 
handlungen gegen die beſtehenden Arbeiterſchu a lagat en durch Benehmen 
mit den Bauleitern und gegebenenfalls dur nzeige bel der Ortspolizei⸗ 
behörde herbeizuführen. 

Für die Tätigkeit eines Baukontrolleurs aus dem Arbeiterftande würden 
in erſter Linie San die ihren Beruf nicht mehr ausüben können, 

insbefondere Kriegsbeſchädigte, heranzuziehen fein. Für ihre Auswahl ea 
in der Regel die Bermittlun der gewerkſchaftlichen Organiſationen in Une 
pruch genommen werden. Die Vorſchläge dieſer find tunlichſt zu berück⸗ 

tigen. Vorausſetzung für die Auswahl der Kontrolleure muß ſein, daß 
es fih um Arbeiter handelt, die eine Lehrlingszeit im Baugewerbe durch⸗ 
gemacht und mindeftens fünf Jahre auf ten praktiſch gearbeitet haben. 
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Die Baukontrolleure find amtlich zu verpflichten und mit einem amtlichen 
Ausweis darüber zu verſehen, daß fie zur Vornahme von Reviſionen auf 
den Bauten berechtigt ſind. Die Ortspolizeibehörden werden ihre Dienſt⸗ 
obliegenheiten durch beſondere Vorſchriften näher zu regeln haben. ) In 
dieſen iſt eine Beſtimmung aufzunehmen, daß ſie für die Dauer ihres Amtes 
das Bauhandwerk nicht ausüben ker und Vorſorge zu ey daf ihnen 
eine von den Arbeitgebern und Arbeitern unabhängige Stellung gefichert 
bleibt. 

Aber auch in Bezirken, wo eine außerterminliche Bautenkontrolle mangels 
nicht vollſtändiger Ausnutzung einer Arbeitskraft bisher nur gelegentlich 
gehandhabt wurde oder überhaupt nicht eingeführt war, ift eine Heranziehung 
von Vertrauensleuten aus dem Arbeiterſtande anzuſtreben. Auch in dieſen 
Fällen werden die Dienſtobliegenheiten dieſer dar befondere Vorſchriften, 
die inhaltlich den obengenannten VBorfchriften entſprechen, näher zu regeln 
ſein. 

Für ihre Tätigkeit ſind den Baukontrolleuren Tagegelder und bei aus⸗ 
wärtigen pestir kizi Reiſekoſten und erhöhte Tagegelder zu gewähren. 
Wo eine erhebliche Zeitinanſpruchnahme des Arbeiters, insbeſondere aber 
eine berufsmäßige, ſtändige Heranziehung erfolgt, kann eine fefte jährliche 
Vergütung vereinbart werden. 

erſuche, den Ausbau der Bautenkontrolle im Sinne vorſtehender 
Ausführungen alsbald in yem Bezirke durchzuführen und mir über die 
mit den Bauarbeitern als Baukontrolleuren gemachten Erfahrungen binnen 
einem Jahr zu berichten. 

Berlin W 66, den 13. Dezember 1918. 

Der Staatskommiſſar für das Wohnungsweſen. 


38. Muſter einer Dienſtanweiſung 


für Baupolizeiorgane, die zur Durchführung des Arbeiterſchutzes 
mit der Überwachung der Bauten betraut ſind (Baukontrolleure). 


$ 1. Die Baukontrolleure find Organe der Baupolizeibehörde. Ihre 
Vorgeſetzten ſind: 


Der Oberbürgermeiſter, Landrat, Bürgermeiſter), 
2.. Dezernent für 8 
3. Der Leiter der Baupolizeibehörde). 


Sie haben die von dieſen gegebenen Anweiſungen zu beachten und ſind 
zur . Erfüllung ihrer Aufgaben verpflichtet. 

2. Die Baufontrolleure haben die Aufgabe, die Bauarbeiten jeder Art 
im Gemeinde ⸗(Stadt⸗, Kreis-) Gebiet, gleichviel in weſſen Auftrage und von 
wem ſie ausgeführt werden, ob ſie nach den Geſetzen oder der Bauordnung 
der Genehmigung bedürfen oder nicht, nach den in § 3 genannten Geſichts⸗ 
punkten zu überwachen. 

Zu dieſen Bauten gehören u. a.: die Neus, Um: und Erweiterungsbauten 
über und unter der Erde (Hoch- und Tiefbauten), Inſtandſetzungsarbeiten, 
Abbruchsarbeiten, Bodenbewegungen, Straßenbauarbeiten, die tftellung 
= ae Buden, Schutzdächern, Gerüften, Schalungen, Abfteifungen 
u 


240) Mufter für eine Dienftanwelfung ſiebe folgenden Abſchnitt. 


* 
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§ 3. Die Überwachung der in § 2 bezeichneten Bauarbeiten hat fid) in 
erſter Linie darauf zu erſtrecken, daß 

1. die im ll der Unfallverhütung und der Geſundheit und Stittlich⸗ 
keit der Arbeiter und zum Schutze des Publikums erlaſſenen Vorſchriften 
1 1 85 Bauſtellen durchgeführt werden und ſie ſonſt zum Schutze der 
Arbeiter und des Publikums notwendigen Maßnahmen getroffen werden, 

2. die zur Verwendung kommenden Bauftoffe, wie natürliche und künſtliche 
Steine, die verſchiedenen Mörtelarten und die hierzu verwendeten Bauz 
ſtoffe, ferner Holz, Eiſen uſw. von ſolcher Beſchaffenheit ſind, daß ſie 
eine ſichere 3 gewährleiſten, 

3. Gerüſte und Geräte, Rampen, Böcke, Bolzen, Leitern, Bindezeug, Tau: 
werk, Flaſchenzüge, Rollen, Winden, Aufzüge, kurz alle Hilfskonſtruk⸗ 
tionen und Baumaſchinen in ſolchem Zuſtande ſind und derart benutzt 
werden, daß eine Unfallgefahr moͤglichſt ausgeſchloſſen ift, 

4. die Gerüſte vorſchriftsmäßig hergeſtellt und vor allem gut verbunden, 
Überlaftungen von Bauteilen, Gerüsten, Hebezeugen uſw. vermieden 
werden, 

5. bei Abbruchsarbeiten mit beſonderer Vorſicht verfahren wird. 

§ 4. Die Baukontrolleure haben Och vor jeder Beſichtigung mit dem 
verantwortlichen Bauleiter oder deffen Stellvertreter ins Benehmen zu feen; 
ſie ſind berechtigt, die nötigen Auskünfte zu fordern. 

Iſt bei der Bauſtelle eine Betriebsvertretung (Baudelegierter) vorhanden, 
ſo hat ſich der Baukontrolleur auch mit dieſer in Verbindung zu ſetzen und 
ſie an geeigneter Stelle zur Defichtigung heranzuziehen und von den borger 
1 Mängeln und den zu ihrer Beſeitigung geforderten Maßnahmen 

er Betriebsvertretung Mitteilung zu machen. 

§ 5. Nach Feſtſtellung von Mängeln follen die Baukontrolleure zunächſt 
verſuchen, durch gütliche perſönliche Einwirkung auf den verantwortlichen 
Bauleiter oder feinen Stellvertreter, die Abſtellung der Mängel zu veran⸗ 
laſſen. Wenn dies nicht gelingt, haben fie dem Leiter der Baupolizeibehörde 
über die Mängel und die Weigerung des Bauleiters pp., ſie zu beſeitigen, 
Bericht zu e und gleichzeitig den verantwortlichen Bauleiter von 
ihrem Vorhaben zu verſtändigen. 

Bei allen dienſtlichen Meldungen haben die Baukontrolleure ſorgfältig 
darauf zu achten, daß ſie dem tatſächlichen Befund genau entſprechen, da ſie 
die Unterlagen zu polizeilichem, u. II. gerichtlichem Einſchreiten bilden. 

§ 6. Bei Bauten des Reichs, des Staates, der Gemeinde und der weiteren 
Kommunalverbände ſind Verſtöße, I en deren Abſtellung nicht Jam: auf 
der Bauſtelle zu erreichen iſt, zunä Pi unmittelbar der örtlichen Bauleitung 
der betreffenden Behörde bekanntzugeben. 

§ 7. Bei augenſcheinlicher und unmittelbarer Gefahr find die Baus 
kontrolleure befugt, ſelbſt Anordnungen zur Beſeitigung der Gefahr zu treffen 
oder die Bauarbeiten ganz oder teilweiſe einzuſtellen. In dieſem Falle ift 
dem Leiter der Baupolizeibehörde und im Falle des $ 6 der Bauleitung auf 
dem kürzeſten Wege n fernmündlich) Mitteilung zu machen. 

Die aus der Einſtellung der Arbeiten entſtehende finanzielle und perſönliche 
Verantwortung muß die Baukontrolleure zur Knaller en Prüfung ver: 
anlafjen, ob ihnen nicht der Zuſtand auf dem Bau noch Zeit zur vorherigen 
ſofortigen Benachrichtigung ihrer vor en Dienftftelle läßt. Dürfen fie 
dies bejahen, haben fie für ihre Ag deren Zuſtimmung zu erbitten. 
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§ 8. Die Baukontrolleure find verpflichtet, alle die Sicherheit gefährden: 
den Baumängel, welche ihnen in Neu- und Umbauten und beſtehenden Bau⸗ 
werken bei Beſichtigung ihrer Bezirke oder ſonſtwie bekannt werden, ſowie 
Bauarbeiten, welche ohne Erlaubnis oder Anzeige vorgenommen werden oder 
bereits ausgeführt ſind, zur Kenntnis der Behörde zu bringen. 

§ 9. Die Baukontrolleure follen fih in ihrer Tätigkeit nicht auf die 
Überwachung der Arbeitsſtellen und die Abſtellung von Mängeln beſchränken 
g 8 und $ 8), fondern in ſteter Fühlungnahme mit den Bauarbeitern ihre 

rfahrungen zu deren eure über die Berufsgefahren verwerten. 

Bei der Erkenntnis von Lücken in den Schutzbeſtimmungen haben die 
Kontrolleure ihrer Dienſtſtelle ihre Beobachtungen ſchriftlich mitzuteilen. 

$ 10. Die Baukontrolleure haben ein Tagebuch zu führen, in welches 
die beſichtigten Bauten, Tag und Stunde der Beſichtigung, die Beanſtan⸗ 
dungen und Anordnungen einzutragen ſind. 

§ 11. Die Tätigkeit der Baukontrolleure beſteht in der Hauptſache im 
Außendienſt. Die reine Arbeitszeit beträgt.... Stunden. Die Baukon⸗ 
trolleure haben fih wöchentlich .... mal bei ihrer vorgeſetzten Dienſtſtelle 
zwiſchen ... und ... Uhr zur Berichterſtattung über ihre Tätigkeit und 
zur Entgegennahme von Aufträgen und Anweiſungen einzufinden. 

$ 12. Das Tagebuch ift am Ende jeder Woche dem Leiter der Baupolizei 
vorzulegen. 

§ 18. Die Beſichtigung aller wichtigen Bauſtellen hat mindeſtens einmal 
wöchentlich zu erfolgen. Befonders gefahrvolle oder raſchen Veränderungen 
unterliegende Bauſtellen ſind in kürzeren Zeiträumen zu beſichtigen. 

§ 14. Die Baukontrolleure haben fid) eine genaue Kenntnis der ein⸗ 
ſchlaͤgigen Geſetze, Verordnungen und Unfallverhütungsvorſchriften anzu⸗ 
eignen. Sie haben ſich ferner mit der Fortentwicklung der für ihren Arbeits 
bereich in Frage kommenden Bauweiſen ſtets vertraut zu machen. Wegen 
der Beſchaffung der für den Dienſtgebrauch erforderlichen Geſetze und 
fonftigen Vorſchriften haben fie fih an ihre vorgeſetzte Dienftbehörde zu 
wenden. 

§ 15. Die Baukontrolleure haben ſtets einen amtlichen, mit dem Stempel 
der Baupolizeibehörde verſehenen Ausweis bei ſich zu eee 

§ 16. Im Innen- und Außendienſt haben fih die Baukontrolleure eines 
Verhaltens zu befleißigen, welches geeignet iſt, das Vertrauen in eine ſtreng 
ſachliche Handhabung ihrer Obliegenheiten zu erwecken. Alles, was geeignet 
ift, dieſes Vertrauen zu beeinträchtigen, ift ſorgfältig zu vermeiden. Insbe⸗ 
ſondere haben ſie alle Anordnungen in maßvoller aber beſtimmter Form zu 
treffen. Sie ſind zur Verſchwiegenheit in allen dienſtlichen Angelegenheiten 
verpflichtet. 

g ift ihnen verboten, fih im Baugewerbe zu betätigen. Zur Übernahme 
ſonſtiger Nebenarbeiten bedürfen ſie der Genehmigung, die nur in begründeten 
Ausnahmefällen erteilt wird. ei Zuwiderhandlungen werden die Bau: 
kontrolleure zur Verantwortung gezogen. 


Keine Annone ohne Ole Jii 
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39. Verunſtaltungsgeſetz 


Ge die B lt land I nde nden. 
een de dan. VEE G. lch. en 


Wir Wilhelm pp. verordnen unter Zuſtimmung beider Häufer des Land: 
tages Unſerer Monarchie, was folgt: 

Die Landespolizeibehörden find befugt, zur Verhinderung der Verunſtal⸗ 
tung landſchaftlich hervorragender Gegenden ſolche Reklamefchilder und 
ſonſtige Auffchriften und Abbildungen, welche das Landſchaftsbild verun⸗ 
ieren, außerhalb der geſchloſſenen Dr haften durch Polizeiverordnung auf 
Grund des Geſetzes über die allgemeine Landesverwaltung vom 30. Juli 1883 
(GS. G. 1000 zu verbieten, und zwar auch für einzelne Kreiſe oder Teile 
derſelben. 

Urkundlich pp., den 2. Juni 1902. 


40. Verunſtaltungsgeſetz 


Geſetz gegen die Verunſtaltung von Ortſchaften und landſchaftlich 
hervorragenden Gegenden. Vom 15. Juli 1907 (GE. G. 260). 


Wir Wilhelm pp. verordnen, mit Zuſtimmung der beiden Häuſer des 
Landtages der Monarchie, was folgt: 

§ 1. Die baupolizeiliche Genehmigung zur Ausführung von Bauten und 
baulichen Anderungen iſt zu verſagen, wenn dadurch Straßen oder Plätze der 
Ortſchaft oder das Ortsbild gröblich verunſtaltet würden. 

\ 2. Durch Ortsſtatut 5 kk beftimmte Straßen und Plätze von 
gef ichtlicher oder künſtleriſcher Bedeutung vorgeſchrieben werden, daß die 

aupolizeiliche Genehmigung zur Ausführung von Bauten und baulichen 
Anderungen zu verſagen ift, wenn dadurch die Eigenart des Orts oder Gira: 
ßenbildes beeinträchtigt werden würde. Ferner kann durch Ortsſtatut vor- 
be werden, daß die baupolizeiliche Genehmigung pur Ausführun 
aulicher Anderungen an einzelnen Bauwerken von geſchichtlicher oder kanſt⸗ 
leriſcher Bedeutung und zur Ausführung von Bauten und baulichen Ande 
rungen in der Umgebung ſolcher Bauwerke n) 29) zu verſagen ift, wenn ihre 
Eigenart oder der Eindruck, den ſie hervorrufen, durch die Bauausführung 
beeinträchtigt werden würde. 

Wenn die 8 nach dem Bauentwurſe dem Gepräge der 
Umgebung der Bauſtelle im weſentlichen entſprechen würde und die Koſten 
der trotzdem auf Grund des Ortsſtatuts geforderten Anderungen in keinem 
angemeſſenen Verhältniſſe zu den dem Bauherrn zur Laſt fallenden Koſten der 
Bauausführung ſtehen würden, fo ift von der Anwendung des Drtsftatuts 
abzuſehen. 

250) Wegen der Unguläffigtelt von Retlamen an Telegraphenſtangen vgl. Erl. d. M. f. 
Bolsw. v. 11. 6. 28 — I, 5. 970. 

i. erl. 2 Megen een, vn ede an Naturſchönbelten oder hervorragenden Bauten 

252) Verunftaltung von Baudentmalern durch Fabritſchornſteine und Startſtromanlagen 
ne f. Boltsm. v. 8. 7. 30 — I O 1540 und d. M. f. H. u. G. v. 20. 1. 31 
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$ 3. Durch Ortsſtatut kann vorgeſchrieben werden, daß die Anbringung 
von Reklameſchildern, Schaukäſten, Muffi ten und Abbildungen der Ger 
uehmigung der Baupolizeibehörde bedarf. Die Genehmigung ift unter den 
ea peono engen zu verſagen, unter denen nach den 88 1 und 2 die 
enehmigung zu Bauausführungen zu verſagen iſt. 

§ 4. Durch Ortsſtatut können für die Bebauung beftimmter Flächen, wie 
Landhausviertel, Badeorte, Prachtſtraßen, beſondere, über das ſonſt bau⸗ 
polizeilich zuläſſige Maß hinausgehende Anforderungen geſtellt werden. 


§ 5. Der Beſchlußfaſſung über das Ortsſtatut hat in den Fällen der 
88 2 und 4 eine Anhörung Sachverſtändiger vorauszugehen. 

§ 6. Soſern in dem auf Grund des $ 2 erlaſſenen Ortsſtatute keine 
anderen Beſtimmungen an werden, find vor Erteilung oder Verſagung 
der Genehmigung Sachverſtändige und der Gemeindevorſtand zu hören. Will 
die Baupolizeibehörde die Genehmigung gegen den Antrag des Gemeindevor⸗ 
ſtandes erteilen, ſo hat ſie ihm dieſes durch Beſcheid mitzuteilen. Gegen den 
Beſcheid ſteht dem Gemeindevorſtand innerhalb zwei Wochen die Beſchwerde 
an die Auffichtsbehörde zu. In Gemeinden, in denen der Gemeindevorſtand 
nicht aus einer Mehrheit von Perſonen beſteht und der Gemeindevorſleher 
e zugleich Ortspolizeiverwalter ift, tritt an die Stelle des 

emeindevorftandes, fofern nicht in dem Ortsſtatut etwas anderes beſtimmt 
wird, der Gemeindebeamte, welcher den Gemeindevorſteher in Behinderungs⸗ 
fällen zu vertreten hat. 

$ 7. Für ſelbſtändige Gutsbezirke können die dem Ortsſtatute vorbehal⸗ 
tenen Vorſchriften nach Anhörung des Gutsvorſtehers von dem Kreisaus⸗ 
ſchuß erlaſſen werden. Der Beſchluß des Kreisausſchuſſes bedarf der Ber 
ſtätigung des Bezirksausſchuſſes. Die Beſtimmungen des $ 2 Abſ. 2, $ 5 
und § 6 finden ſinngemäß Anwendung. 

8 8. Der Regierungspräſident ift befugt, mit Zuſtimmung des Bezirks. 
ausſchuſſes für 1 hervorragende Teile des Regierungsbezirkes 
vorzuſchreiben, daß die baupolizeiliche Boa zur Ausführung bon 
Bauten und baulichen Anderungen außerhalb der Detfepaften verſagt wer⸗ 
den kann, wenn dadurch das Pandichaftsbild röblich verunſtaltet werden 
würde und dies durch die Wahl eines anderen Bauplatzes oder eine andere 
8 oder die Verwendung anderen Baumaterials vermieden wer⸗ 

en kann. 


Vor Verſagung der Genehmigung ſind Sachverſtändige und der Ge⸗ 
meinde vorſtand 1 5585 In Gemeinden, in denen der Gemeindevorſtand 
nicht aus einer Mehrheit von Perſonen beſteht und der Gemeindevorſteher 
(Bürgermeiſter) zugleich Ortspolizelverwalter ift, tritt an die Stelle des Ger 
meindevorſtandes, ſofern nicht durch Ortsſtatut etwas anderes beſtimmt wird, 
der Gemeindebeamte, welcher den Gemeindevorſteher in Behinderungsfällen 
zu vertreten hat. 


Urkundlich pp., den 15. Juli 1907. 


Zur Beſorgung von antiquariſchen Büchern empfiehlt ſich die Buchhandlung 


Maruschke & Berendt 


Breslau 1 Ruf 59954 Ring 6 
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41. Baupolizeilihe Genehmigung 
von Straßenzapfſtellen 


Erl. d. Min. f. Volksw. vom 8, 10. 26 — II. 9. 436 


Jufolge des immer mehr zunehmenden Automobilverkehrs ſind viele 
Straßenzapfſtellen für Betriebsſtoffentnahme angelegt. 

Wenn auch Aufſtellungsort und Anſtrich der ſichtbaren Zapfkörper ge⸗ 
wiſſen verkehrstechniſchen Bedingungen unterworfen find, fo lehrt die Er: 
ahrung, daß trotzdem durch verfehlte Anlage und Farbgebung unliebſame 

inträchtigungen des Orts- oder Landſchaftsbildes entſtehen. Erhöhte Auf⸗ 
merkſamkeit der nach dem Geſetze vom 15. Juli 1907 dazu berufenen Bau⸗ 
polizeibehörden iſt daher geboten, um weiteren Verunſtaltungen in Stadt 
und Land durch derartige 5 Anlagen rechtzeitig vorzubeugen. 

nsbeſondere ift zu befürchten, daß durch die Anlage von Tankſtellen in 
der Nähe von Bau- und Kunſidenkmälern deren pietätvoll zu wahrender 
Eindruck 7 0 untragbarer Weiſe geſchädigt wird, wenn die zur Wahrneh: 
mung der Denkmalpflege berufenen Konſervatoren von den Baupolizeibehör⸗ 
den nicht rechtzeitg zugezogen werden. 

Bei dieſer Gelegenheit mache ich darauf aufmerkſam, daß Straßenzapf⸗ 
ſtellen als bauliche Ankagen im Sinne der örtlichen Bauordnungen anzu⸗ 
[eben find. Sie bedürfen — neben der gewerbepolizeilichen Genehmigung nach 

aßgabe des Runderlaſſes der Miniſter für Fandel und Gewerbe, des 
Innern und für Volkswohlfahrt vom 19. Auguft d. J. einer Baugeneh⸗ 
migung. 

Beide 8 (die gewerbepolizeiliche und die baupolizeiliche) find 
gemeinſam in einem Bauſchein zu erteilen. 

Die ſes 3 ift dort ohne Schwierigkeiten, wo die Gewerbe polizei 
und die Baupolizei in einer Hand liegen. 

Wo dies nicht der Fall ift, die Gewerbe polizei vielmehr einem ſtaatlichen 
Polizeipräfidenten obliegt, überlaſſe ich Ihnen die Regelung des erfahrens 
bei Genehmigung d Re ſolcher Tankanlagen. 

In Berlin haben der Herr Miniſter 55 Handel und Gewerbe und ich, 
wie ich nachdrücklich bemerke, folgendem erfahren zugeſtimmt: 

Als Drtspolizeibehörde für die Genehmigung von Mineralöllagerungen 
ift die ſtädtiſche Baupolizei beſtimmt. Alle Genehmigungsgeſuche, auch die 
landespolizeilicher Art, werden vom e an die ſtädtiſche Baupolizei 
eingereicht, die vor der Genehmigung eine rung der noch in Frage fom: 
menden Dienſtſtellen (Gewerbeaufſichtsamt, Feuerwehr, Straßen“ und Ver: 
kehrspolizei) einzuholen und, falls die landespolizeiliche Genehmigung erfor⸗ 
derlich ift, die Unterlagen der Landespolizeibe hörde einzureichen hat. Da der 
Gewerberat in allen Fallen entſcheidend mitzuwirken hat, empfiehlt es fidh, 
daß die Baupolizeibehörde den Antragſtellern je nach Lage der Falles im In⸗ 
tereſſe der befchleunigten Erledigung der Angelegenheit nahelegt, ſich ſogleich 
auch unmittelbar perſönlich mit dem Gewerberat ins Benehmen zu ſetzen. 


Grieger, Paupoligelliche Vorſchriſten 21 
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42. Grundſätze für die Errichtung 
von Straßenzapfſtellen 


Mitgeteilt vom Min, f. Volkes. durch Erl. v. 3. 8. 28 — II. 8. 1067 —. 


I, Mit dem ſteigenden Kraftwagenbetrieb müſſen die damit untrennbar 
verbundenen Begleiterſcheinungen in Kauf genommen werden. Eine notwen⸗ 
dige, zugleich aber auch zweckmäßige Begleiterſcheinung iſt die Aufſtellung 


Weiße 

Soweit Zapfſtänder einzelner Firmen typiſche Form und Farbe haben, 
kann den Firmen nicht zugemutet werden, dieſe Ständer jeweils der örtlichen 
Geſchmacksrichtung anzupaſſen. Derartige Ständer ſind unverändert zu⸗ 
zulaſſen. Sie wirken dann an ſich als Reklame, und es bedarf dann dafür 
regelmäßig keiner weiteren örtlichen Reklame mehr. 

Nur an Orten, an denen die angebrachten Ständer von Verkehrsſtraßen 
aus infolge ihrer Lage nicht ins Auge fallen, wird die Anbringung je einer 

inweistafel zugelaſſen. Auch die Hinweistafel ſoll das typiſche Zeichen der 
irma enthalten. Fahnenſchilder ſollen nur angebracht werden, wo ſie nicht 
zu vermeiden ſind. 

III. Zapfſtellen, Hinweistafeln und ⸗ſchilder dürfen nicht in unmittelbarer 
Umgebung von Bauwerken von geſchichtlicher oder künſtleriſcher Bedeutung 
angeordnet werden. Das Anbringen von Tafeln und Schildern an derarti⸗ 

en Bauwerken und an Bäumen iſt nicht geſtattet. Bei der Aufſtellung von 

pfſtellen und der Anbringung von Schildern ſind die jeweiligen auf Grund 
der Verunſtaltungsgeſetze von 1902 und 1907 erlaſſenen örtlichen Vorſchrif⸗ 
ten und die Beſtimmungen der Bauordnung zu beachten. 

IV. Die Großfirmen machen ſich verbindlich, ihre Reklameeinrichtungen 
(an der Zapfſtelle und pe] der Hinweistafel) grundſätzlich TE gut 
zu geſtalten und bei ihrer Anbringung im Einzelfalle die erforderliche Rückſicht 
auf das Straßen-, 4 Orts- und Landſchaftsbild zu nehmen. 

V. Gegen eine Beleuchtung des Zapfſtänders iſt nichts zu erinnern. Sie 
kann ſogar erwünſcht ſein. Doch ſoll die Beleuchtung geſchmackvoll ſein. 
Blinklicht iſt unter allen Umftänden auszuſchließen. 


43. Erl. des Min. f. Volksw. v. 8. 8. 32 - 


II. 2323/29. 6. 


iſchen dem Erdöl-Reichsverband und mir haben zur Verminderung der 
Reklame Verhandlungen ſtattgefunden, die zu einer Einigung über die in der 
Anlage beigefügten Richtlinien geführt haben. Von beſonderer Bedeutung 
find die Ziffern I und II, die auf eine völlige Beſeitigung der Reklameſchilder 
der Mineralöl: und Betriebsſtoffe in der freien Landſchaft hinzielen und die 
Anbringung von Hinweisſchildern gegenüber den age -ia nbringungs: 
möglichfeiten abweichend von II Abſ. 1 Satz 3 und Abf. 2 Satz 1 der Grund» 
ſätze für die Errichtung von Straßenzapfſtellen vom 8. as. 1928 — II 
8. 1067 — (Volkswohlfahrt Sp. 840) anderweit regeln. Durch die neuen 


etroffen. 
f an Richtlinien haben folgende 9 zugeſtimmt: 
Deutſch⸗Amerikaniſche N Gt in Hamburg, 
Rhenania Oſſag. ineralölwerke A.-G. in Hamburg, 
Allgemeine Ol⸗Handels-Geſellſchaft m. b. H. in Hamburg, 
Deutſche Vacuum-Ol-Aktiengeſellſchaft in Hambur 
. Deutſche Benzin: und Petroleum-efellfchaft in Berlins 
chöneberg, 
Deutſche Gaſolin-⸗Aktiengeſellſchaft, Berlin-Charlottenbur 
Benzol⸗Vereinigung des Oſtens G. m. b. H. in Berlin NW 6, 
Benzol Verband 6. m. b. H. in Bochum, 
Reichskraftſprit⸗G. m. b. H. in Berlin W 9. 
Unter den Beteiligten beſtand Übereinftimmung, daß es zweckmäßig wäre, 
| den von den Heimatſchutzverbänden wiederholt vorgetragenen Wünſchen nach 
einer Einſchränkung des Reklameweſens auf und neben der Landſtraße in 
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Richtlinien wird nicht nur der Abſatz von . ſondern auch der 
] Abſatz von Autoölen, wie er fih normalerweiſe bei jeder Tankſtelle vollzieht, 


irgendeiner Form Rechnung zu tragen. 
Die Richtlinien ſind, ſoweit nicht etwa abweichende polizeiliche oder orts⸗ 
ſtatutariſche Vorſchriften beſtehen, dem Vorgehen der Polizeibehörden gegens 
über der Anbringung und neng von Schildern über Mineralöle und 
Betriebsftoffe nunmehr zugrunde zu legen, wobei der Abf. 1 meines Rund: 
erlaſſes vom 16. Januar 1930 — II © 4033/29 — zu beachten bleibt. 
it Vertretern des Bundes für 1 iſt vor Herausgabe der 
Richtlinien Fühlung genommen. Eine Erfüllung aller Bann der Hei⸗ 
matſchutzverbände war in den Verhandlungen mit den Vertretern der vorge: 
nannten Firmen nicht zu erreichen. Halten die Firmen die Richtlinien ein 
und ſtehen polizeiliche oder ortsſtatutariſche Vorſchriften der Aufſtellung und 
Anbringung ihrer Schilder nicht entgegen, bedarf es in Abweichung von den 
Beſtimmungen des Exlaſſes des Herrn Miniſters für Wiſſenſchaft, Kunſt 
und Volksbildung vom 1. Juni 1932 — U IV 5973 — (ZBI. U. V. S. 178 
Nr. 219) einer Anhörung der Organiſationen des Heimalſchutzes nicht mehr. 
Die Richtlinien find nicht engherzig gegenüber den Mineralöl: oder Betriebs: 
foffirmen zu handhaben; vielmehr bleibt dabei zu beachten, daß die Firmen 
von ſich aus aus freien Stücken das ganze Vorhaben eingeleitet haben. 


Richtlinien für die Aufftellung und Anbringung von Schildern über 
Mineralöle und Betriebsſtoffe. 

I. Reklameſchilder für Mineralöle und tell für ae. 
(d. h. ſolche Schilder, die keinen Hinweis auf eine beſtimmte Verkaufsſtelle 
ür Mineralöle und Betriebsſtoffe enthalten, die vielmehr der allgemeinen 

erbung von Kunden für Mineralöle und Betriebsſtoffe einer Firma dienen) 
ſollen außerhalb im Zuſammenhang gebauter Ortſchaften grundſätzlich nicht 
aufgeſtellt werden. 

Eine Neuaufſtellung oder Neuanbringung derartiger Schilder findet 
künftig nicht mehr ſtatt; vorhandene find innerhalb von 3 Jahren zu ent 
5 Eine Erneuerung beſtehender Schilder iſt während der Dauer zweier 

re zuläſſig. 

II. E Hinweisſchülder ger Mineralöle und Betriebsſtoffe (d. h. für 
er Schilder, die auf eine Verkaufsſtelle einer Firma für Mineralöle und 

etriebsſtoffe aufmerkſam machen) gelten folgende Beftimmungen: 


r r ar : 


— — u ne 


| 
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1. Außerhalb der Ortſchaften — alfo noch auf oder neben der Land: 
ſtraße — kann, ſofern Verkaufsſtellen für Mineralöle und Betriebs⸗ 
ſtoffe ſich innerhalb der Ortſchaften befinden, ein Hinweisſchild von 
beſcheidener . in eckiger, ovaler oder runder Form unmittelbar 
an oder in einer Entfernung — etwa bis zu 300 m vor dem Ortseingang 
aufgeſtellt werden. 

2. Liegen Verkaufsſtellen für Mineralöle und Betriebsſtoffe außerhalb 
im Zuſammenhang gebauter Ortſchaften im freien unbebauten Ge: 
lände, ſind ſie aber von angemeſſener Entfernung aus (etwa bis zu 
300 m) ſchwer ſichtbar, ſo kann durch Aufſtellung oder Anbringung 
eines Hinweisſchildes von e Größe”) in der Richtung, von 
der aus die Verkaufsſtellen ſchwer ſichtbar find, auf ihr Vorhanden⸗ 
2 aufmerkſam gemacht werden. 

3. Transparente Nachtbeleuchtung iſt in jeder Verkaufsſtelle für Mineral: 
öle und Betriebsſtoffe zuläſſig. 

4. Hinweisſchilder, die den Beſtimmungen unter 1. und 2. nicht ent⸗ 
ſprechen, ſind innerhalb von 3 Jahren zu entfernen. Bis zur Dauer 
von 2 Jahren können beſtehende Schilder dieſer Art erneuert werden. 

III. Im Innern der Ortſchaften ſind die Betriebsſtoff- und Mineral⸗ 

Olgeſellſchaften bei der Aufftellung von Reklame: und Hinweisſchildern für 
Mineralöle und Betriebsſtoffe nicht behindert, ſoweit nicht etwa beſondere 
Beſtümmungen entgegenſtehen. Jedenfalls foll eine Schlechterſtellung der 
Mineralöl: und Betriebsftoff-Firmen gegenüber anderen Reklametreibenden 
nicht ſtattfinden, insbeſondere kann, wenn Verkaufsſtellen für Mineralöle 
und Betriebsſtoffe im Innern der Ortſchaft verſteckt liegen, durch Anbringung 
und Aufſtellung von Hinweisſchildern auf ſie aufmerkſam gemacht werden. 


44. Polizeiverordnung betr. Schutz landſchaftlich 
hervorragender Gegenden des Zobtengebirges 


vom 21. Septbr. 1927 (Amtsbl. S. 371) 
in der Faſſung der Verordn. v. 26. 7. 1928 (Amtsbl. S. 324). 


$ 1. Für das nachſtehend näher bezeichnete, in den Kreiſen Schweidnitz, 
Reichenbach und Nimptſch gelegene Gebiet des Zobtengebirges kann die bauz 
polizeiliche Genehmigung zur Ausführung von Bauten und baulichen Ab- 
änderungen außerhalb der Ortſchaften verſagt werden, wenn dadurch das 
Landſchaftsbild gröblich verunftaltet werden würde und dies durch die Wahl 
eines anderen Bauplatzes oder einer anderen Baugeſtaltung oder die Ber: 
wendung anderen Baumaterials vermieden werden kann. 

Die Grenzen dieſes Gebietes verlaufen: 

1. Im Kreiſe weidnitz: 

An der Kreugung der Kreisgrenze Nimptſch—Schweidnitz mit der 


gi verſte f 
mehr als 1,5 qm bereits in Gebrauch Haben, diefe Schilder fernerhin verwandt werden 
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Bahndamm bis zu deffen Schnittpunkt mit der Weſigrenze der Gemeinde 
Ströbel und folgt dieſer Grenze bis zu ihrem Schnittpunkt mit der Land⸗ 
ſtraße Roſalienthal—Qualkau. Von hier deckt fie fidh mit der von Qualkau 
nach Klein-Bielau führenden Kunſtſtraße und geht in den von Klein-Bielau 
über Kaltenbrunn nach Groß-Wierau führenden Kommunikationsweg über. 
Vom Weſtausgange des Dorfes Groß⸗Wierau an deckt fie fih mit der von 
Tampadel nach Klein⸗Wierau führenden Kunſtſtraße. Vom Südausgange 
des Dorfes Klein⸗Wierau ab wird die Grenze von dem nach Goglau fag. 
renden Kommunikationswege gebildet und tritt ſüdlich des Ortes Goglau in 
den Kreis Reichenbach über. 

2. Im Kreiſe Reichenbach: 

Von Goglau an bildet der nach dem Weſtausgange von Pfaffendorf 
führende Kommunikationsweg die Grenze. Von Pfaffendorf aus deckt fie 
ſich mit der nach Költſchen führenden Kunſtſtraße und läuft von Költſchen 
auf der Kunſtſtraße Költſchen—Endersdorf bis zur Einmündung des ſüdlich 
des Langſeifersdorfer Forſtes entlangführenden Kommunikationsweges hin. 
Von hier an deckt ſie ſich mit dem genannten Kommunikationsweg bis Kolonie 
Straßenhäuſer und wird dann von der Einmündung dieſes Weges an von 
der nach Schlaupitz führenden Kreiskunſtſtraße gebildet und tritt bei Kolonie 
Grundhäuſer in den Kreis Nimptſch über, 

3. Im Kreiſe Nimptſch: 

Bei der Kreuzung der Kreisgrenze Nimptſch— Reichenbach, mit der Lan: 
genöls—Mellendorfer Kunſtſtraße, an der entlang die Grenze bis zum weſt⸗ 
lichen Dorfausgange von Langenöls führt, beginnend, folgt ſie dem in nord⸗ 
öſtlicher Richtung zur Salzmühle führenden Gemeindeweg, tritt hinter der 
erſten Brücke über das „Langenölſer Waſſer“ und führt mit dieſem bis an 
die Kunſtſtraße Ober⸗Panthenau—Gleinitz. Dieſer folgt fie bis zur Ab- 
bus dung des nach Karlsdorf führenden Gemeindeweges, 8 dieſem 

is zu feiner Einmündung in die Kunſtſtraße Petersdorf — Karlsdorf, an der 
fie erſt weſtlich, dann nördlich bis in die Ortslage Karlsdorf führt. Aus 
Karlsdorf verläuft die Grenze auf dem über Weinberg bis Schwentnig füh- 
reden Gemeindeweg, folgt dieſem nach Schwentnig bis zu ſeiner Einmündung 
in die Kunſtſtraße Sokdansmähl- Bobten und läuft an Biefer über Prſchiedro⸗ 
witz bis an die Kreisgrenze des Kreiſes Schweidnitz. 

$ 2. Vor einer etwaigen Verſagung der Baugenehmigung find Gady- 
verſtändige nach Maßgabe des 8 8 Absatz 2 des angezogenen Geſetzes vom 
15. Juli 1907 zu hören. 

3. Reklameſchilder und ſonſtige Aufſchriften und Abbildungen, die das 
Landſchaftsbild verunzieren, ſind außerhalb der geſchloſſenen Ortſchaften 
verboten. 


4.24) 
N 5. Anderung gemäß $ 76 PVG. vom 1. 6. 31: 
ür den Fall der Nichtbefolgung diefer ee T wird 
jermit die Feſtſetzung eines Zwangsge in Höhe bis zu 
150 RM., im Nichtbeitreibungsfalle die Feſtſetzung von Zwangs⸗ 
haft bis zu zwei Wochen angedroht. 
6. Dieſe . tritt mit dem Tage der Veröffentlichung 
im Regierungsamtsblatt in Kraft. 
Breslau, den 21. September 1927. 
Der Regierungspräſident. 
254) § 4 ift aufgehoben durch Pol.-Berordn. b. 27. 3. 1028 (Amtsbl. Stud 18). 
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45. Schutz des Gebietes der Grafſchaft Glatz 


Polizeiverordnung über den Schutz landſchaftlich hervorragender Gegenden 
vom 10. März 1928 (Amtsbl. S. 113). 


§ 1. Für das Gebiet der Kreiſe Glatz, Habelſchwerdt und Neurode kann 
die baupolizeiliche Genehmigung zur Ausführung von Bauten und baulichen 
Abänderungen außerhalb der Örtſchaften verſagt werden, wenn dadurch das 
Landſchaftsbild gröblich verunſtaltet werden wuͤrde und dies durch die Wahl 
eines anderen Bauplatzes oder einer anderen Baugeſtaltung oder die Ber- 
wendung anderen Baumaterials vermieden werden kann. 

$ 2. Vor einer etwaigen Verſagung der Baugenehmigung find Sachver⸗ 
ftändige nach ge des § 8 Abſatz 2 des angezogenen Geſetzes vom 
15. 1 1907 20 ren. ` 

8. Die Anbringung ſolcher Reklameſchilder und ſonſtiger Aufſchriften 
und Abbildungen, die das Landſchaftsbild verunzieren, ift außerhalb der ge: 
ſchloſſenen Ortſchaften in dem angegebenen Schutzgebiet verboten. 

$ 4. Anderung gemäß § 76 PBG. vom 1. 6. 31: Für den Fall der 
Nichtbefolgung dieſer Polizeiverordnung wird hiermit die Feftfeßung eines 
Zwangsgeldes in Höhe bis zu 150 RNE, im Nichtbeitreibungsfalle die Feſt⸗ 
ſetzung von Zwangshaft bis zu zwei Wochen angedroht. 

5 Diefe e tritt mit dem Tage der Veröffentlichung 
im Regierungsamtsblatt in Kraft. 


Breslau, den 10. März 1928. 
Der Regierungspräſident. 


46. Polizeiverordnung betr. Reklamen an Eiſen⸗ 
bahnen, der Oder und Durchfahrtſtraßen 


vom 28. Oktober 1927 (Amtsbl. S. 447). 


§ 1. Die Anbringung ſolcher Reklameſchilder und ſonſtiger Aufſchriften 
und Abbildungen, die das Landſchaftsbild verunzieren, se) ift außerhalb der 
geſchloſſenen Ortſchaften verboten: 
1. auf beiden Seiten von Eiſenbahnſtrecken, bis ee eine Entfernung bon 
300 Meter vom Bahnkörper ab gerechnet, in fo Bene Kreiſen: 
Breslau:Land, Breslau⸗Stadt, Brieg⸗Land, Brieg⸗Stadt, Franken: 
ftein, Glatz, Habelſchwerdt, Neumarkt, Reichenbach, Schweidnitz⸗Land, 
Schweidnitz⸗Stadt, Strehlen, Trebnitz und Waldenburg; 
2. auf beiden Seiten des Oderſtroms, bis auf eine Entfernung von 300 m 
von den Ufern ab gerechnet, im Regierungsbezirk Breslau; 
8. auf beiden Seiten der Landſtraßen, bis auf eine Entfernung von 300 m 
vom Straßenrande ab gerechnet, in den unter 1 aufgeführten Kreiſen. 
255) Auch dle Anbringung von Schildern, die auf die Naturſchönbelten pp. binweiſen, 
pi — * de mit Reflameeinrihtungen verbunden werden — zu verhindern. Erl. d. 
r. Min. f. Voltsw. v. 31. 1. 20 ©. 1240. 
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§ 2. Bereits beſtehende Anlagen der in $ 1 genannten Art find binnen 
drei Monaten zu befeitigen, 
88. 9 § 76 P. V. G. v. 1. 6. 31: 
Für den Fall der Nichtbefolgung dieſer Polizeiverordnung wird 
hiermit die Feſtſetzung eines A eee in Höhe Bis zu 
150 RM., im Nichtbeitreibungsfalle die Feſtſetzung von 
Zwangshaft bis zu zwei Wochen angedroht. 
8 4. Diefe Polizeiverordnung tritt mit dem Tage der 1 
in Kraft. Die Polizeiverordnung vom 5. Oktober 1912 (Amtsbl. S. 397 
wird aufgehoben. 


Breslau, den 28. Oktober 1927. 
Der Regierungspräfident. 


47. Polizeiverordnung betr. Außenantennen 


vom 4. Februar 1931 (Amtsbl. S. 55). 


§ 1. Außenantennen, d. h. im Freien angeordnete Luftleiter, die zum 
Empfang der von einem Sender ausgeſtrahlten elektriſchen Wellen dienen, 
gehören zu denjenigen baulichen Anlagen im Sinne der Bauordnung, die einer 
polizeilichen e (Baugenehmigung) nicht ee Ihre Anlage 
unterliegt jedoch der Bauanzeige, wenn ſie öffentliche Verkehrsflächen, (Wege, 
Plätze, Grünanlagen, Waſſerſtraßen) ſowie Eiſenbahnkörper, Straßen⸗ 
bahnen, Freileitungen von Stark oder Schwachſtromanlagen, die öffent- 
lichen Intereſſen dienen, kreuzen, oder wenn ſie in einem gegen Beeinträchti⸗ 

me 5 Grund des Verunſtaltungsgeſehes vom 15. Juli 1907 geſchützten 
iete liegen. 

§ 2. Die Bauanzeige iſt mindeſtens 5 Tage vor Beginn der Ausführung 
ſchriftlich bei der Baupolizeibehörde einzureichen. Aus ihr müſſen die Lage 
des Grundſtücks und der Antenne ſowie die ausreichende Beſchreibung der 
für die Antenne benutzten Bauftoffe und Konſtruktionsteile hervorgehen. 

§ 3. Die Baupolizeibehörde ift befugt, im Einzelfalle die Einholung der 
Baugenehmigung zu verlangen, ſobald das öffentliche Intereſſe es erfordert. 
In dieſem Falle darf mit dem Bau der Anlage erſt nach erteilter Genehmi⸗ 
gung begonnen werden. Die Fertigſtellung der Anlage iſt binnen acht Tagen 
der Baupolizeibehörde zur Abnahmeprüfung ſchriftlich anzuzeigen. Mängel 
be innerhalb der von der Baupolizeibehörde vorgeſchriebenen Friſt zu 

eitigen. 

§ 4. Die Außenantennen find fo anzulegen, daß fie die Sicherheit der 
Allgemeinheit nicht gefährden und in einem gegen Beeinträchtigung auf Grund 
des Verunſtaltungsgeſetzes vom 15. Jul 1907 geſchützten Gebiet das 
Straßen-, Platz oder Ortsbild nicht beeinträchtigen. 

n 5. Die Anlagen find durch ihre Inhaber ordnungsgemäß inftand zu 


§ 6. Anderun gemäß 8 76 P. V. G. v. 1. 6. 81: 
ür den Fall der Nichtbefolgung dieſer Polizeiverordnung wird 
iermit die Seftfegum eines Zwangsgeldes in Höhe bis zu 
150 RM., im ie beitreibungsfalle die Feſtſetzung von 
Zwangshaft bis zu zwei Wochen angedroht. 
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§ 7. Dieſe Polizeiverordnung tritt vom Tage ihrer Veröffentlichung in 
Kraft. Vom gleichen Tage wird die Polizeiverordnung vom 1. März 1927 
(Amtsblatt S. 76) außer Kraft geſetzt. 


Breslau, den 4. Februar 1931. 
Der Regierungspräſident. 


48. Einrichtung von Bäckereien und Konditoreien 


Polizeiverordnung vom 23. Oktober 1907, betr. die Einrichtung und den 
Betrieb von Bäckereien und Konditoreien (Amtsbl. 1907, S. 369). 


Auf Grund pp. wird für den Umfang der Provinz Schleſien folgende 
Polizeiverordnung erlaſſen. 

§ 1. Der Fußboden der Arbeitsräume nai nicht tiefer als einen halben 
Meter unter dem ihn umgebenden Erdboden liegen. 

Das Maß von 0,50 m kann auf 1 m erhöht werden, wenn an der zuge⸗ 
hörigen Außenwand ein durchgehender Licht- und Lüftungsgraben hergeſtellt 
wird. Der Graben muß mindeſtens 1 m breit fein und mit feiner gut zu 
entwäſſernden Sohle mindeftens 0,15 m tiefer als der Fußboden der 
anſtoßenden Räume liegen. 

Durch den Regierungspräſidenten können auf Antrag Ausnahmen zuge: 
laffen werden, wenn auf andere Weiſe durch zweckmäßige Iſolierung des 
Bodens und ausreichende Licht- und Luftzufuhr den geſundheitlichen Anfor⸗ 
derungen entſprochen iſt. 

§ 2. Die Arbeitsräume müffen mindeſtens 3 m hoch und mit Fenſtern 
verſehen ſein, welche nach Zahl und Größe genügen, um für alle Teile der 
Räume Luft und Licht in ausreichendem Maße zu gewähren. 

Die Fenſter müſſen unmittelbar ins Freie führen und ſo eingerichtet ſein, 
daß ſie zum Zwecke der Lüftung ausreichend geöffnet werden können. 

r Regierungspräſident kann auf Antrag, abweichend von den vor⸗ 
ſtehenden Vorſchriften, ausnahmsweiſe die Benutzung von Arbeitsräumen 
bis zu einer Mindeſthöhe von 2,50 im geſtatten, ſoweit nicht das örtliche 
Baurecht an Räume, die zum dauernden Aufenthalt von Menſchen beſtimmt 
find, höhere Anforderungen ftellt, 

§ 3. Die Räume müffen mit einem dichten und feſten Fußboden verfehen 
und gegen das Eindringen von Erdfeuchtigkeit hinreichend gefchüßt fein. 

ie Wände und Decken müſſen, ſoweit ſie nicht mit einer glatten, ab⸗ 
waſchbaren Bekleidung oder mit einem waſſerdichten Anſtriche verſehen ſind, 
jährlich mindeſtens einmal mit Kalk friſch angeſtrichen werden. Der waſſer⸗ 
dichte Anſtrich muß mindeſtens alle 5 Jahre erneuert werden. 

$ 4. Die Arbeitsräume dürfen nicht in unmittelbarer Verbindung mit 
den Bedürfnisanſtalten, Dungſtätten oder Viehſtällen ſtehen. 

Die Abfallröhren der Ausgüſſe und Kloſetts dürfen nicht durch die 
Arbeitsräume geführt werden. 

§ 5. In Arbeitsräumen, in denen die Herſtellung von Backwaren erfolgt, 
muß die Zahl der darin beſchäftigten Perſonen ſo bemeſſen ſein, daß auf jede 
wenigſtens 15 cbm Luftraum entfallen. Zur Befriedigung eines bei Feſten 
oder ſonſtigen beſonderen Gelegenheiten hervortretenden Bedürfniſſes iſt eine 


r 
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dichtere Belegung der Arbeitsräume geftattet, jedoch mit der Maßgabe, daß 
wenigſtens 10 cbm Luftraum auf die Perſon entfallen müffen. 
§ 6. Den Arbeitern muß Gelegenheit gegeben werden, ihre Kleider ſauber 


zu verwahren und ſich an einem ausreichend erwärmten Orte zu waſchen und 
umzukleiden. 


$ 7. Vor dem Zurichten und Teigmachen haben die dabei beſchäftigten 
Perſonen Hände und Arme mit reinem Waſſer gründlich zu reinigen. 

Zu dieſem Zwecke find ausreichende und mit Seife ausgeſtattete Wafd- 
einrichtungen zur Verfügung zu ſtellen. Für jeden Arbeiter ſind mindeſtens 
wöchentlich zwei reine Handtücher zu liefern. Soweit nicht Waſcheinrichtungen 
mit fließendem Waſſer vorhanden ſind, muß 5 höchſtens je drei Arbeiter 
eine Waſchgelegenheit eingerichtet werden. 0 5 ferner dafür geſorgt 
werden, daß bei der Waſcheinrichtung ſtets reines Waſſer in ausreichender 
Menge vorhanden iſt und daß das gebrauchte Waſſer an Ort und Stelle 
oder von einem Nebenraum aus abgeleitet oder, wo das nicht angängig iſt, 
ſonſt entfernt werden kann. 


88, Die Mehlvorräte find an trockenen, vor Verunreinigungen geſchützten 
Orten * taR: Die Aufbewahrung in Schlafräumen iſt verboten. 

Das Bearbeiten des Teiges mit den Füßen iſt verboten. 

Das zum Streichen des Brotes benutzte Waſſer muß ſauber ſein und 
bei jedem vorkommenden Schuß Brot, mindeſtens aber täglich einmal erneuert 
werden. Die Backware darf nicht auf dem bloßen Fußboden gelagert werden. 
Das Auslegen des Teiges zum Garen im Freien darf nur auf Garböden 
erfolgen, welche mit Schutzdächern verſehen ſind. 

§ 9. Das Sitzen und Liegen auf den zur Herſtellung und Lagerung von 
Backwaren beftimmten Tiſchen und dergleichen und auf den Mehlvorräten 
iſt unterſagt. Die Betriebsunternehmer haben für ausreichende Sitzgelegenheit 
in den Arbeitsräumen zu ſorgen. 

$ 10. In den Arbeitsräumen find täglich zu reinigende Spucknäpfe, 
und zwar in jedem Arbeitsraume mindeſtens einer, 7 5 Die Spuck⸗ 
näpfe müſſen in einer Höhe von etwa 80 em über dem Fußboden und ſo 
angebracht ſein, daß ſie nicht umgeſtoßen werden können. 

Das Ausſpucken auf den Fußboden iſt verboten. 

Das Rauchen, 55 und Kauen von Tabak iſt in den Arbeits⸗ 
räumen und während der Arbeit verboten. 


$ 11. Die Arbeitsräume dürfen zu anderen mit dem ordnungsmäßigen 
Betriebe nicht zu vereinbarenden Zwecken, insbeſondere als Wafd, Schlaf⸗ 
oder Wohnräume, nicht benutzt werden, fie dürfen auch nicht mit Schlaf⸗ 
räumen in ele Verbindung ſtehen. Etwa vorhandene Verbindungstüren 
ſind ſtets verſchloſſen zu halten. 

$ 12. Die Inhaber von Bäckereien und Konditoreien find verpflichtet, 
regelmäßig alle diejenigen Vorkehrungen und Maßnahmen zu treffen, welche 
ur Vertilgung des in der Bäckerei fidh vorfindenden Ulngeziefers erforderlich 
find. Die Bäckereien und Konditoreien find dauernd in reinlichem Zuſtande 
u halten und täglich mindeſtens einmal gründlich zu lüften. Die Fußböden 
er Arbeitsräume, welche nur aus feſtem, abwaſchbarem Material (Zement, 
Beton oder harten, feſtgefugten Dielen) beſtehen dürfen, müſſen täglich, 
die Wände, ſoweit fie nicht mit Kalk geſtrichen find ($ 3), vierteljährlich 
mindeſtens einmal abgewaſchen und danach gut abgetrocknet werden. 
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Die im Betriebe verwendeten Tiſche, Geräte, Gefäße, Tücher und der⸗ 
gleichen dürfen nicht zu anderen als zu Betriebszwecken benutzt und müſſen 
in reinlichem Zuſtand erhalten werden. 

$ 18. Die im Betriebe tätigen Perſonen müſſen während der Arbeit 
mindeſtens mit einem Beinkleid und einem Hemde bekleidet ſein. 

§ 14. Perſonen mit anſteckenden oder ekelerregenden Krankheiten dürfen 
nicht beſchäftigt werden. 

§ 15. In jedem Arbeitsraum, in welchem die Herſtellung von Backwaren 
erfolgt, iſt ein Abdruck dieſer Verordnung und ein von der Betspoligeibehörde 
zur eftätigung der Richtigkeit feines Inhalts unterzeichneter Aushang anzu⸗ 

ringen, aus dem erfichtlich iſt 
9 die Länge, Breite und Höhe des Raumes, 


b) der Inhalt des Luftraumes in Kubikmetern, 
c) die Zahl der Perſonen, die nach § 5 oder nach $ 16 in den Arbeits: 

räumen regelmäßig beſchäftigt werden darf. 

§ 16. Der Regierungspräſident ift befugt, auf Antrag für beſtehende 
Anlagen, ebe ſie nicht eine weſentliche Erweiterung oder einen Umbau 
erfahren, Ausnahmen von §§ 2, 4 und 5 zuzulaſſen, wenn darin die Arbeiter 
in anderer Weiſe gegen Gefahren für ihre Geſundheit fo weit geſchützt find, 
wie es die Natur des Betriebes geſtattet. 

$ 17. Zuwiderhandlungen gegen diefe Beſtimmungen werden mit Geld: 
firafe bis zu 60 Mark und im Falle des Unvermögens mit entſprechender 
Haft beſtraft, ſoweit nicht nach anderen Beſtimmungen ſchwerere Strafen 
verwirkt ſind. 

§ 18. Dieſe Polizeiverordnung tritt am 1. Januar 1908 in Kraft. Mit 
dieſem Zeitpunkte treten alle ihre etwa entgegenſtehenden Verordnungen 
außer Wirkſamkeit. 


Breslau, den 23. Oktober 1907. 
Der Oberpräſident. 


49. Anlage von öffentlichen Krankenanſtalten 


Polizeiverordnung vom 19. Auguft 1920 (Amtsbl. S. 301), in der Faſſung 
der Verordnung vom 23. März 1923 (Amtsbl. S. 195) 
über Anlage, Bau und Einrichtung von öffentlichen Kranken“, Heil: 
und Pflegeanſtalten, ſowie von öffentlichen indungsanſtalten und 
Säuglingsheimen, 
d. h. Jong: Anſtalten und Heime, welche den Charakter von Wohltätigkeits⸗ 
anſtalten tragen oder von öffentlichen Korporationen (Kommunalverbänden, 
Kreiſen, Gemeinden uſw.) errichtet werden und einer Konzeſſionspflicht im 
Sinne des § 30 der Reichsgewerbeordnung nicht unterliegen und zwar auch 
dann nicht, wenn ſie gewerbsmäßig betrieben werden. 

Auf Grund der pp. wird für den Umfang der Provinz Niederſchleſien 
folgendes verordnet: 

§ 1. Als kleine Krankenanſtalten im Sinne der nachſtehenden Vorſchriften 
ſind Anſtalten mit einer Höchſtzahl von 50 Betten, als mittlere ſolche mit 
einer Zahl von mehr als 50 bis 150 Betten, als große Anſtalten diejenigen 
mit mehr als 150 Betten anzuſehen. 
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J. Allgemeine Vorſchriften. 

§ 2. 1. Die Krankenanſtalt muß frei und entfernt von Betrieben liegen, 
die geeignet ſind, den Zweck der Anſtalt zu beeinträchtigen. Der Bauplatz 
muß eine Durchſchnittsgröße von 75 qm — auf ein Bett berechnet — haben. 
Der Baugrund ſoll in geſundheitlicher Beziehung einwandfrei ſein. 

2. Die Fenſterwände derjenigen Krankenräume, die zum dauernden Auf: 
enthalt von Kranken beftimmt find, müſſen von anderen Gebäuden mindeftens 
14 m, die übrigen wenigſtens 9 m entfernt fein. 


3. Alle Krankenräume müſſen durch unmittelbares Himmelslicht genügend 
erhellt ſein. Dieſe Bedingung gilt als erfüllt, wenn auf jeden Punkt des 
n ein Lichteinfallswinkel von mindeſtens 5 Grad Höhe einwirken 
ann. 

Die Scheitel der kleinſten Lichteinfallswinkel liegen in den vom 
Fenſterlicht am weiteſten entfernten Punkten des Fußbodens, während 
der obere Schenkel durch den Fenſterſturz, der untere durch die den 
Lichteinfall behindernde Kante des gegenüberliegenden Hinderniſſes 
(Haus, Berg oder dgl.) beſtimmt wird. 

Sind die Nachbargrundſtücke noch nicht fo weit bebaut, als es die Bau: 
ordnung zuläßt, fo ift bei Neubauten von Krankenhäuſern vorzuſorgen, daß 
obige Bedingung erfüllt bleibt. 

4. Die Anlage von rings durch Gebäude umſchloſſenen Höfen iſt im 
allgemeinen unzuläſſig. 

5. Jedes Stockwerk, das für mehr als 40 Betten beſtimmt iſt, muß zwei 
Treppen mit Ausgängen ins Freie haben. 

6. In mittleren und großen Krankenanſtalten muß für die Aufnahme 
von Kranken eine Beobachtungsabteilung mit befonderem Eingang von 
außen vorhanden ſein. 

§ 3. 1. Flure und Gänge müſſen bei mehr als 5 m Länge mindeftens 
1,8 m breit, im übrigen immer gut belichtet, lüft⸗ und heizbar fein. 

2. Flure und Gänge, an denen Krankenräume liegen, ſind bei mehr als 
25 m Länge einſeitig anzulegen, och können an der den Krankenräumen 
egenüberliegenden Seite Nebenräume (Anrichteküche, Bade-, Aborträume, 
ne für Pflegeperſonal uſw.) bis zur Hälfte der Länge des Ganges 
angebracht werden. 

N. 4. 1. Die für Kranke beſtimmten Räume müſſen in der ganzen Grund: 
fläche gegen das Eindringen von Bodenfeuchtigkeit geſichert ſein. 

2. Räume, deren Fußboden nicht mindeſtens 30 em über der anſchlie— 
ßenden Erdoberfläche liegt, dürfen mit Kranken nicht belegt werden. 


3. Krankenzimmer, die das Tageslicht nur von einer Seite erhalten, 


dürfen nicht nach Norden liegen. 


4. Die Wände in allen Krankenzimmern follen glatt, in Operations- 
und Entbindungszimmern ſowie in ſolchen Räumen, in denen Perſonen mit 
übertragbaren Neankheiten untergebracht werden, abwaſchbar und mit aug: 
gerundeten Ecken hergeſtellt ſein. 

5. Die Türen und Fenſter ſollen mit einfacher, abgerundeter Profilierung 
ſowie abwaſchbar hergerichtet ſein. 

§ 5. 1. Die Haupttreppen für Stockwerke mit mehr als 25 Betten follen 
feuerfeſt im Sinne der Bauordnung ſein. Für Stockwerke bis zu 25 Betten 
genügen Treppen, die feuerſicher im Sinne der Bauordnung ſind. 
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2. Die Haupttreppen ſollen ohne Wendelſtufen und mit geraden, ihnen 
an Breite gleichen e 1 und mindeſtens 1,3 m breit fein, die 
Stufen follen wenigſtens 28 em Auftrittsbreite und höchftens 18 cm teigung 
haben. Die Treppenhäuſer müſſen Licht und Luft unmittelbar von außen 
erhalten. 

3. Die Fußböden aller von Kranken benutzten Räume find möglichſt 
waſſerdicht und ſo herzuſtellen, daß die Kranken vor Abkühlung geſchützt ſind. 

§ 6. 1. Die Krankenzimmer, alle von den Kranken benutzten Nebenräume, 
Anrichteküchen, Flure, Gänge und Treppenhäuſer müſſen mit Fenſtern ver: 
ſehen werden, die unmittelbar ins Freie führen, die Fenſterfläche ſoll in mehr⸗ 
bettigen Krankenzinnnern mindeſtens / der Bodenfläche, in einbettigen Zim- 
mern (Einzelzimmern) mindeſtens 2 qm betragen. 

2. Für Räume, in denen Kranke mit übertragbaren Krankheiten oder 
bettlägerige Sieche untergebracht werden, kann eine größere Fenſterfläche 
vorgeſchrieben werden. 

3. Die Fenſter müſſen mit geeigneten Einrichtungen zum Schutz gegen 
Sonnenſtrahlen verſehen ſein. 

8 7. 1. In mehrbettigen Zimmern muß für jedes Bett ein Luftraum von 
wenigſtens 25 cbm auf 7,5 qm Bodenfläche und in einbettigen Zimmern 
ein Luftraum von wenigſtens 35 cbm auf 10 qm Bodenfläche vorhanden 
ſeinz für Kinder unter 14 Jahren genügt in mehr a Zimmern ein Luft⸗ 
raum von 15 ebm auf 5 qm Bodenfläche für jedes Bett. 

Rs Mehr als 30 Betten dürfen in einem Krankenraum nicht aufgeftellt 
werden. 

§ 8. 1. In jeder Krankenanſtalt muß für jede Abteilung oder für jedes 
Geſchoß mindeſtens ein geeigneter Tageraum für zeitweife nicht bettlägerige, 
in gemeinſamer Pflege befindliche Kranke eingerichtet werden, deſſen Größe 
auf etwa 2 qm für jeden Kranken, mindeſtens aber auf 20 qm zu bemeſſen 
ift. Veranden, die geſchloſſen und ausreichend erwärmt werden können, 
können als Tageräume angerechnet werden. 

2. Außerdem muß ein mit Gartenanlagen verſehener Erholungsplatz von 
angemeſſener Größe, in der Regel von 10 qm Fläche für jedes Krankenbett, 
vorgeſehen werden. 

$9. 1. Alle Krankenzimmer und von Kranken benutzten Räume müſſen 
in einwandfreier Weiſe geheizt, gelüftet und beleuchtet werden können. 

2. Die Fenſter der von den Kranken benutzten Räume, der Flure, Gänge 
und Treppen ſollen leicht zu öffnen und mit Lüftungseinrichtungen verſehen 
ſein. 

3. Für alle von Kranken benutzten Räume, Flure und Gänge muß eine 
ausreichende Erwärmung vorgeſehen fein. Hierbei ift der Beläſtigung durch 
ſtrahlende Wärme vorzubeugen, Staubentwicklung von der Heizeinrichtung 
aus und Überhitzung der Luft an den Heizflächen zu vermeiden, jede Bei 
mengung von Rauchgaſen auszuſchließen. 

10. Zur Verſorgung der Anſtalt mit geſundheitlich einwandfreiem 
Waſſer müſſen täglich für ein Krankenbett durchſchnittlich 150 Liter Waſſer 
geliefert werden können. 

11. 1. Die Entwäſſerung und die Entfernung der Abfallſtoffe muß in 
geſundheitlich unſchädlicher Weife erfolgen. 

2. Auswurfs: und Abfallftoffe, für die der Verdacht beſteht, daß fie 
Krankheitserreger enthalten, müſſen ſofort unſchädlich gemacht werden. 
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$ 12. 1. Die Aborträume find in ausreichendem Umfang mit wenigſtens 
einem Abort für je 15 Betten der Männer- und je einem für 10 Betten der 
Frauenabteilung in der erforderlichen Ausſtattung und von den Kranken⸗ 
zimmern genügend getrennt anzulegen. Der Abort iſt mit einem Vorraum 
u verſehen, der, wie der Abort ſelbſt, mindeſtens ein ins Freie führendes 
enſter haben muß, ausreichend hell, ſtändig gelüftet und heizbar ſein ſoll. 
ür Männer find Piſſoire in einem beſonderen Abteil des Abortraumes 
anzubringen. 
2. Für das Pflegeperſonal ſind beſondere Aborträume, und zwar tunlichſt 
getrennt von den für die Kranken beſtimmten Aborten, einzurichten. 
§ 18. 1. In jeder Krankenanſtalt müſſen geeignete Räume und Ein: 
richtungen für Vollbäder vorhanden ſein. 


2. In mittleren und großen e foll auf jeder Abteilung mindeſtens 
ein Raum mit der erforderlichen Einrichtung für Vollbäder zur Reinigung 
der Kranken ſowie eine fahrbare Wanne . — — ſein. Ferner iſt min⸗ 
deſtens je ein Baderaum für das Pflegeperfonal und einer für anſteckende 
Kranke vorzuſehen, falls hierfür nicht in anderen Teilen der Anftalt aus: 
reichend geſorgt ift. 

§ 14. 1. In jeder Krankenanſtalt find je ein Raum für ärztliche Unter: 
ſuchungen, ein Raum für die Gewährung der „Erſten Hilfe“, der zugleich 
als Behandlungszimmer dienen kann, ſowie Einzelzimmer . in 
denen Kranke untergebracht werden können, deren Abſonderung — abgeſehen 
von den Fällen des § 19 — erforderlich wird. Auch iſt in jeder Anſtalt ein 
Raum zum Abſtellen und Erwärmen der Speiſen mit den erforderlichen 
Wärmevorrichtungen einzurichten. 

2. In mittleren und großen Krankenanſtalten müſſen derartige Räume 
etwa in einer den Abteilungen entſprechenden Zahl vorhanden ſein. 

§ 15. In Krankenanſtalten, in denen Operationen ausgeführt zu werden 
pflegen, ſind Operationszimmer mit der notwendigen Ausſtattung einzu— 
richten, in denen auch aſeptiſche Operationen unbedenklich vorgenommen 
werden können. 

§ 16. 1. Die Wirtſchaftsräume find fo anzulegen, daß Dünfte und 
Geräuſche aus ihnen nicht in die Krankenräume dringen können. 

2. Für große Krankenanſtalten ſind die Wirtſchaftsräume in einem 
beſonderen Gebäude oder Gebäudeteil unterzubringen. 

$ 17. 1. Jede Krankenanſtalt muß eine ausſchließlich für deren Inſaſſen 
beſtimmte Waſchküche haben. Infizierte Wäſche darf ohne vorherige Des: 
infektion nicht gereinigt werden. 

2. Für jede Krankenanſtalt ift in einem ausreichend abgeſonderten Ge: 
bäude oder Gebäudeteile eine geeignete Devinfektionseinrichtung vorzusehen, 
pen nicht am Orte eine öffentliche Desinfektionsanſtalt zur Verfügung 

eht. 

3. Zur Unterbringung von Leichen ift in jeder Krankenanſtalt ein befon- 
derer Raum einzurichten, der nur dieſem ecke dient und dem Anblick der 
Kranken möglichſt entzogen ift; fa große Anftalten ift ein befonderes Leichen: 
haus mit einem Raum für die Vornahme von Leichenöffnungen erforderlich. 

4. Waſchküche, Leichenhaus und Desinſektionshaus dürfen unter einem 
Dach angeordnet werden, wenn diefe Anlagen durch maffive Wände voll 
ſtändig voneinander getrennt werden. Nur die reine Seite der Desinfektions⸗ 
einrichtung darf mit der Waſchküche in Verbindung ſtehen. 
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$ 18. p" allen Krankenanſtalten müſſen ſämtliche männliche und weib⸗ 
liche Kranke, abgeſehen von Kindern bis zu zehn Jahren, in getrennten 
Räumen, in mittleren und großen Anſtalten in getrennten Abteilungen unter⸗ 
gebracht werden. 


$ 19. 1. Für die Unterbringung von Kranken, die an übertragbaren 
Krankheiten leiden, find die zur Verhütung einer Weiterverbreitung dieſer 
Krankheiten erforderlichen Abſonderungsräume nebſt Abort und Baderaum 
einzurichten. 

2. Dieſe Räume ſind für jede große Krankenanſtalt in einem beſonderen 
Gebäude unterzubringen, während in kleinen und mittleren Anſtalten die 
Einrichtung diefer Räume wenigſtens in einer abgeſonderten Abteilung des 
Gebäudes mit beſonderem Eingang von außen geſchehen muß. Soll die 
letztere Art der 3 in einem Obergeſchoß erfolgen, ſo iſt b 
wenn möglich, noch eine beſondere, mit keinem anderen Geſchoß in Verbin⸗ 
dung ſtehende, direkt von außen zugängliche Treppe vorzuſehen. 


II. Vorſchriften über beſondere Anſtalten. 
a) Anſtalten für Geiſteskranke, Epileptiſche und Schwachſinnige. 

$ 20. Abteilungen und Räume für dauernd oder zeitiveife auch am Tage 
bettlägerige, ferner für erregte oder unruhige oder einer beſonderen Pflege 
bedürftige, für hilfloſe oder unſaubere Kranke (Aufnahmehäuſer, Wachſäle, 
Lazarette, Siechenabteilungen, Säle für Bettruhe, Stationen für Unſaubere 
uſw.) fallen unter die Beſtimmungen der $$ 1—19. Doch find Abweichungen 
von den Vorſchriften in den Fällen zuläſſig, wo durch ihre Defolgung eine 
ſichere Bewahrung der Kranken oder die Überſichtlichkeit der Räume ver: 
hindert wird oder wo die beſonderen Verhältniſſe dieſer Anſtalten ſolche 
Abweichungen bedingen. Dies gilt im beſonderen von den Vorſchriften des 
> 3 Abſ. 2, § 4 Abf. 3, § 9 Abſ. 2, § 12 und § 13 Abf. 2. Au genügende 

lichtung und Heizung, namentlich aber auf ſorgfältige Entit tena ift in 
diefen Ausnahmefällen befonders zu achten. 

$ 21. 1. Für Kranke, die am Tage den Schlafräumen ganz fernbleiben, 
körperlich rüftig, nicht ftörend und völlig ſauber find, ift unter der Voraus: 
ſetzung genügender Lüftung und Belichtung eine Verminderung des Luft- 
raumes in den Schlafräumen auf 15 chm und der Grundfläche im Tages: 
raum auf etwa 1 qm für den Kranken zuläffig (§§ 7 und 8). Auch können 
mit Bezug auf die Größe der Fenſterfla e ($ 6) Ausnahmen zugelaſſen 
werden. N 

2. Die im $ 20 aufgeführten Abweichungen von den allgemeinen Vor: 
ſchriften finden auch für diefe Art Kranken ſinngemäße Anwendung. 

3. Arbeitsräume für dieſe Kranken können auch in hellen, trockenen und 
luftigen Kellerräumen untergebracht werden. 


$ 22. Bei allen nicht unter den § 20 fallenden Abteilungen, beſonders 
bei kolonialen Gebäuden, Landhäuſern und Villen für ruhige, körperlich 
rüſtige und regelmäßig beſchäftigte Kranke, bleiben die Vorſchriften der 
88 2—19 außer 8 Heizung, Lüftung, Belichtung, Wafferverfor: 
gung und Beſeitigung der Abfälle müffen jedoch ſowohl 5 die eigentlichen 
rankenräume als auch für die Beſchäfti ungsräume, Arbeitsſtätten und 
Nebengelaſſe ausreichend und derart eingerichtet werden, daß jede ungünftige 
Einwirkung auf die Geſundheit ausgeſchloſſen bleibt. 
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$ 28. Die ge be des § 22 gelten auch für Nervenheilanſtalten, 
Nervenheilſtätten, für Erholungsheime für Nervenkranke, Anſtalten den 
Alkoholkranke und ähnliche Anlagen. In jeder Nervenheilanſtalt uſw. müffen 
jedoch Räume für dauernd bettlägerige, körperlich hilfloſe und geſchwächte 
Kranke zur Verfügung ſtehen, für welche die Vorſchriften des § 20 gelten. 

$ 24. Bei allen in den $$ 22 und 23 erwähnten Anftalten und Abteilungen 
find ausreichende Badeeinrichtungen, die Moglichkeit der Beſchäftigung und 
eine genügende Fläche zur Bewegung im Freien vorzuſehen. 

$ 25. In den kleinen Anftalten für Geiſteskranke, Epileptiker oder 
Schwachſinnige (88 20 bis 28) muß wenigſtens ein paſſend gelegener und 
eingerichteter Raum von 40 cbm Luft ebalt ür die Abfonderung von 
Kranken vorhanden fein; in mittleren Anftalten en wenigſtens zwei ſolcher 
Räume vorzuſehen. 


In großen Anſtalten dieſer Art ſind entſprechend erweiterte Anlagen, 
namentlich auch zur Abſonderung von Perſonen mit übertragbaren Krank: 
heiten, einzurichten. 


b) Lungenheilſtätten. 


$ 26. Lungenheilſtätten und Abteilungen für Lungenkranke in allgemeinen 
Krankenanſtalten ib en unter die Vorſchriften der . In ſolchen 
Anſtalten und Abteilungen ſind Ne und Beſchäftigungsräume, 
ie überdachte Einrichtungen für die Liegekur im Freien in einer der Größe 
er Anſtalt oder Abteilung entſprechenden Art und Jahl vorzuſehen. Auf die 
im § 8 Abſ. 1 vorgeſchriebenen Tageräume können diefe Räume und Ein: 
richtungen in Anrechnung gebracht werden. 

$ 27. Für Kranke, die am Tage den Schlafräumen fernbleiben, iſt unter 
der Vorausſetzung genügender Lüftung, Belichtung und des Beſtehens aus⸗ 
reichender Tageräume eine Verminderung des Luftraums in den Gchlaf: 
zimmern für mehrere Kranke auf 20 cbm, bei Kindern unter 14 Jahren 
auf 12 cbm zuläſſig. 

§ 28. Für Erholungsſtätten, Walderholungsſtätten, Heime für Ferien: 
koloniſten und ähnliche Anftalten gelten die Vorſchriften der 88 22 bis 25. 


c) Entbindungsanftalten und Säuglingsheime. 


§ 29. In Entbindungsanſtalten, Wöchnerinnenaſylen, Wöchnerinnen: 
heimen, Säuglingsheimen, Kinderkrippen und ähnlichen Anſtalten oder Ab» 
teilungen dieſer Art in allgemeinen Krankenhäuſern gelten für diejenigen 
Räume, in denen 8 Wöchnerinnen und erkrankte Pfglinge unters 
gebracht werden, die Beſtimmungen der 88 1—19 mit der Maßgabe, daß 
in Zimmern für mehrere Wöchnerinnen für je eine Wöchnerin mit ihrem Kind 
wenigſtens 30 ebm und in Zimmern für nur eine Wöchnerin mit Kind 
wenigſtens 40 ebm in Anſatz zu bringen ſind. 

F 30, In Entbindungsanſtalten mit mehr als 4 Betten ift ein beſonderes 
Entbindungszimmer mit der nötigen Einrichtung vorzuſehen. In Entbin⸗ 
dungsanſtalten, die auch frauenärztlichen Zwecken dienen und nicht mehr als 
10 Betten haben, kann das Entbindungszimmer zugleich als Operations- 
zimmer benutzt werden. 

$ 31. Für die übrigen Räume, namentlich für diejenigen der Schwan 
geren, gelten die Beſtimmungen des § 22. 
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$ 32. 1. In Räumen für geſunde Säuglinge und Kleinkinder foll auf 
ein Bett wenigſtens ein Luftraum von 10 cbm vorhanden fein, 

2. Für erkrankte Säuglinge und Kleinkinder iſt auf ein Bett wenigſtens 
ein Luftraum von 15 cbm in Anſatz zu bringen. 


d) Sonſtige Beſtimmungen. 


§ 33. In beſonders gearteten Fällen kann bei Anftalten für beſtimmte 
Kranke, z. B. bei den Augenheilanſtalten, von den Vorſchriften des 8 17 
abgeſehen werden. 

§ 34. Für die Krüppelheilanſtalten, Heime und orthopädiſche Anftalten 
gelten ſinngemäß die Vorſchriften der 88 22 bis 25. 

$ 35. Von den Beſtimmungen des 1 Abſ. 1—6, § 3, § 4 Abſ. 2 und 8, 
8 6, 8 7 Abſ. 2, § 8 Abſ. 2, § 12 und $ 16 Abſ. 2 kann der Regierungs- 
präſident, für die Provinzialanftalten der Oberpräſident Ausnahmen zulaſſen. 
Dieſe Behörden ſind auch zur Genehmigung der nach den Vorſchriften der 
88 20 bis 33 zuläffigen Abänderungen befugt. 

In beſonders ſchwierig liegenden Einzelfällen kann der Miniſter für 
Volkswohlſahrt nach vorausgegangener Prüfung der Angelegenheit durch 
die unteren Verwaltungsbehörden ($ 35) noch weitere Abweichungen von 
den vorſtehenden Beſtimmungen zulaſſen, wenn dadurch eine befonders ins 
Gewicht fallende Koftenerfparnis beim Bau einer Krankenanſtalt zu erzielen 
iſt und die beantragte Abweichung nicht erheblichen geſundheitlichen Bedenken 
begegnet. 

7 36. Die vorſtehenden Vorſchriften finden auf Erweiterungs- und Um: 
bauten entſprechende Anwendung. Bei Umbauten können die in § 35 Abf. 1 
bezeichneten Behörden von allen Vorſchriften Dispenſe erteilen. Die im $ 35 
Abſ. 2 angegebenen Vorausſetzungen brauchen dabei nicht vorzuliegen, 

§ 37. Die Vorſchriften der Bauordnungen bleiben inſoweit in Kraft, 
als ſie nicht durch die vorſtehenden Beſtimmungen verſchärft werden. 

§ 38. Zuwiderhandlungen gegen diefe Polizeiverordnung werden, fofern 
nach den beſtehenden Geſetzen keine höhere Strafe verwirkt iſt, mit Geldſtrafe 
bis zu 150 Mark oder mit entſprechender Haftſtrafe geahndet. 

aneben bleibt die Polizeibehörde befugt, die Herſtellung vorfchrifts: 
mäßiger Zuſtände herbeizuführen. 


Breslau, den 19. Auguſt 1920/23. März 1923. 
Der Oberpräſident der Provinz Miederſchleſien. 


Erich Birkner 


Installateurmeister 
Gas-, Be- und Entwässerungsanlagen 


Sanitäre Einrichtungen, Brunnen- und 
Pumpenbau « Reparaturen 
Breslau16 Stieglitzweg 20 Ruf 45250 


Einſtellung von Kraftfahrzeugen 887 


50. Polizeiverordnung 
betr. Einftellung von Kraftfahrzeugen (Garagen) 


vom 2. November 1931 (Amtsbl. S. 351 ff.). 
(Verm.: Die Anmerkungen entſprechen dem Erl. d. Min. 
f. Volkswohlf. vom 22. 11. 31 — II. 2822/11. 11.) 


Vorbemerkung: Für die Herſtellung folder Räume find tunlichſte 
Erleichterungen zu gewähren. Es ift hierzu von dem Preuß. Finanzmin. u. 
dem Min. des Innern ſowie dem Miniſter f. Wirtſchaft und Arbeit in dem 
BEE vom 28. 11. 33 (Zentralbl. d. Bauverw. 1088) folgendes beſtimmt 
worden: 

1. Es liegt im volkswirtſchaftlichen Intereſſe, die Aufwendungen Eis die 
Kraftfahrzeughaltung von entbehrlichen Koften zu entlaſten. In Verfolg 
dieſes Zieles foll verſucht werden, die Ausgaben für die Einſtellung der Kraft- 
fahrzeuge möglichſt zu ermäßigen. Ihre Bemeſſung wird u. a. durch die 
Höhe der often bedingt, die durch Erfüllung der baupolizeilichen Anfor⸗ 
derungen an die Einſtellräume erwachſen. Ob die Forderungen Den ie 
verordnungen über die Einftellung von Kraftfahrzeugen (vgl. den u 
entwurf des derzeitigen Miniſters für Volkswohlfahrt vom 9. 5. 1931 — 
II 2322. 1. ae allgemein gemildert werden können, wird in einem beſon⸗ 
deren Verfahren gegenwärtig geprüft. 

2. Für kleiner Ennſtellrä une bietet den Baupolizeibehörden der § 20 der 
genannten a he ſchon jetzt die Handhabe, Erleichterungen zus 
zulaſſen. aß ſie ſich dabei nicht über die baupolizeilichen Beſtimmungen 
hinwegſetzen dürfen, iſt bereits im Runderlaß des derzeitigen Min. f. Volksw. 
vom 20., 11. 1931 — II 2822/11. — geſagt worden. Bei der Ausübung 
ihres Rechtes ſollen ſie aber „vertretbare“ Erleichterungen zulaſſen, alſo nicht 
etwa kleinlich verfahren. Für Einſtellräume bis zu 100 qm Grundfläche 
werden ſie ſolche Abweichungen genehmigen können, die weder in Nachbar⸗ 
rechte eingreifen noch den Feuerſchutz gefährden oder die allgemeine Sicher⸗ 
heit beeinträchtigen. Auf eine entſprechende Handhabung Ses Ausnahme: 
rechts wird feitens der Aufſichtsbehörden zu achten fein. 

3. Durch § 29 Abſ. 2 der gen. Polizeiverordnungen ift das Aufbewahren 
bon brennbaren Stoffen in A und feuergefährdeten Neben: 
räumen verboten worden. Eine Erleichterung ließ der vorerwähnte Rund» 

erlaß vom 20. 11. 1931 für Autoöl in kleineren Mengen zu. W der 
damals auf 2 Liter begrenzten Menge dürfen jetzt in den Einſtellräumen 
bis zu 25 Liter Autoöl gelagert werden, wenn die Aufbewahrung in gut ver⸗ 
ſchloſſenen Gefäßen erfolgt. 

4. Für einzelne Krafträder genügen nach $ 36 der gen. Polizeiverordnun- 
pen Einſtellräume, die ust gemäß § 4 nur zur e en“ Einftels 
ahl. benutzt werden duͤrfen, denen u. a. feuerbeſtändige Umfaſſungswände 
ſehlen. Dieſe Erleichterung gewinnt dadurch weitere Bedeutung, daß nach 
der Auffaff ung des Ausſchuſſes für den Verkehr mit brennbaren Fläſſigkeiten 
einzelne rafträder wi mit gefüllten Betriebsſtoffbehältern nicht etwa 
als unter § 7 eee über den Verkehr mit brennbaren 
Flüſſigkeiten dgl. Muſterentwurf der Miniſter für Handel und Gewerbe, 
des Innern und für Volkswohlfahrt vom 26. 11. 1920 — IIle 8271/ Mf Hu. 

Grieger, Baupoltgelliche VBorſchriflen. 22 
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IId 356 X. 29 Md J., II C 2558 1 allend anzuſehen find. Dieſe Aus: 
legung wird bei der Anwendung der ji raiskaa zu berückſichtigen fein. 

Ferner hat der Preuß. Finanzmin. in ſeinem Erlaſſe vom 29. 8. 34 (Min. 
i. V. Nr. 38) noch beſtimmt: 

1. Die von der Reichsregierung angeſtrebte weite Verbreitung billiger 
Kraftwagen, wofür allſeitig Verſtändnis beſteht, bedingt die e Her: 
ftellung von Unterſtellräumen mit einem möglichſt geringen Aufwande an 
Koften. Bei Schaffung neuer Siedlungen und Wohnhausgruppen wird die 
Anlage von Garagen bei der Planung der Gebäude zu berückſichtigen ſein. 
Dagegen wird bei der nachträglichen Einrichtung von Unterſtellräumen in 
vorhandenen Gebäuden vielfach, ſoweit techniſch durchführbar, auf verfüg⸗ 
baren Raum in den Untergeſchoſſen zurückgegriffen werden müſſen. 

2. Die Anlage von Garagen im Untergeſchoß ſetzt in der Regel eine 
Einſenkung im Vorgarten voraus, die nach den geltenden Baupolizeiverord: 
nungen nicht ohne weiteres zuläſſig iſt. Die an die Ausgeſtaltung von Vor⸗ 

ärten geſtellten Forderungen ſind zwar zur ag lee einheitlichen 
Strafen oder Platzbildes von nicht zu unterſchätzender eufung; angeſichts 
der Beſtrebungen der Reichsregierung wird bei der Einrichtung von Garagen 
weitgehendes Entgegenkommen zu zeigen ſein. Auch an ſich berechtigte Be⸗ 
denken äſthetiſcher Art werden hier und da zurücktreten müſſen. 

3. Von einer, den vorſtehenden Ausführungen Rechnung tragenden Ans 
derung des § 25 der Muſterbauordnung habe ich abgeſehen. Zunächſt wers 
den Erfahrungen gewonnen werden müſſen, die für eine etwaige ſpätere 
Anderung des Vorgartenrechtes die Grundlage bilden können. 

Auf Grund der E 26, 33 des Polizeiverwaltungsgeſetzes vom 1. Juni 
1931 loc. ©. 77) wird mit Zuſtimmung des Bezirksausſchuſſes für den 
Regierungsbezirk Breslau folgende Polizeiverordnung über die Einſtellung 
von Kraftfahrzeugen erlaſſen: 

§ 1. Anwendungsobereich. s 

Diefe Polizeiverordnung gilt für alle Kraftfahrzeuge mit Antrieb durch 
Verbrennungsmaſchine, nicht aber in Ausſtellungs⸗ oder Lagerräumen für 
ſolche, deren Betriebsſtoffbehälter ungefüllt find. Die allgemeinen Bau⸗ 
ordnungsvorſchriften behalten, ſoweit dieſe olizeiverordnung nicht anders 
beſtimmt, ihre Gültigkeit. 

$ 2. Begriffsbeſtimmungen. “““ 
1. Einſtellräume find Räume, wo ſtändig oder vorübergehend 


betriebsbereit) Kraftfahrzeuge untergebracht werden ſollen, auch 
die überdeckten Zur und Abfahrten. 


umgebend und mit ber 

tfen müſſen. Sind die Einftellräume ohne 3 angel oder 

migung blerzu erſorder⸗ 

ügung vors 

entlichen Sicherbelt oder Ordnung 

oder gur Abwehr einer im einzelnen Falle bevorftebenden Gefahr für die 95 e Sicher⸗ 

10 oder 41 P. B. G.). tige, beſonders 
ſchwlerige, wirtſchaftliche L. 
257) Del dem Begriff 


oltzellich angemeldet i Car nicht, ob alle technischen Voraugſetzun si ehe 
des Kraftfahrzeuges erlänt find, ſondern maßgebend ift, ob die Im We rieb des Kraft» 


8 6. Nachbarſchaft 8839 


2. A nlagen find die Einſtellräume (Ziff. 1) und etwa dazugehörende 
Werkſtätten, Waſchräume, ſonſtige Nebenräume und Hofpläße, 


$ 3. Genehmigungspflicht. 
Wer Einſtellräume oder Anlagen ($ 2) errichten, verändern oder Räume 


dazu benutzen will, bedarf der Baugenehmigung der Baupolizeibehörde (ver⸗ 
gleiche jedoch § 4 letzter Satz). 


$ 4. Vorübergehende Einſtellung. 


Räume, die den Beſtimmungen dieſer Polizeiverordnung nicht entſprechen, 
duͤrfen zur regelmäßigen eig von Kraftfahrzeugen nicht benutzt wer⸗ 
den und zur vorübergehenden nur dann, wenn die Naum keine brennbaren 
Stoffe enthalten und nicht den einzigen Zugang zu Räumen bilden, die zum 
dauernden Aufenthalt von Menſchen beflimmt ſind. Das Füllen oder Ent⸗ 
leeren der Treibſtoffbehälter, das Ausproben und Waſchen der Motoren 
und die Vornahme von Ausbeſſerungen iſt in dieſen Räumen verboten. Die 
vorübergehende Benutzung von Räumen zur Einſtellung von Kraftfahrzeugen 
bedarf, wenn fie überhaupt zuläffig iſt, keine Genehmigung oder Anzeige. 


§ 5. Rückſicht auf Nachbarſchaft. 


Anlagen für mehr als fünf Kraftfahrzeuge ſind nur zuläſſig, wenn die 
Anwohner gegen Abgaſe, Geräuſche uſw. ausreichend gefchügt werden. 

Sollen Anlagen in der Nähe von Kirchen, Schulen, anderen öffentlichen 
Gebäuden, Krankenhäuſern oder Heilanſtalten errichtet werden, ſo iſt die 
Entſcheidung der Behörde nach $ 27 der Reichsgewerbeordnung darüber er- 
1 daß die Ausübung des Kraftfahrzeugbetriebes auf dem Grundſtück 
geſtattet iſt. 

Anlagen in den durch die Bauordnung nach Art. 4 $ 1 Ziff. 3 des Woh⸗ 
nungsgeſetzes vom 28. März 1918 (G 8. S. 23) ausgewiefenen Wohngebie⸗ 
ten ſind nur inſoweit zulaſſig, als ſie dem Bedürfnis der Bewohner des 
Wohngebietes dienen. 


§ 6. Einſtellräume in oder bei verkehrsreichen Gebäuden. 


Die Errichtung von Einſtellräumen in oder bei Theatern, Verſammlungs⸗ 
gebäuden oder Warenhäuſern kann verboten werden. 

Wird ſie zugelaſſen, ſo muß für ausreichend Schutz der Beſucher und 
Angeſtellten bei Feuersgefahr geforgt werden. 
abrzeu durch die notwendige Wenupung von a entſtehenden Gefahren beſeltigt 
ee i B ei Bel“ Nutz . eine Nonieolle bar 
über, ob de e taraatın- degli dd Banf Wied, brate nicht durchführbar. 

258 4 dl â " inften „wenn fie innerhalb eines 
Monats 15 be Bade e niet lr d e ri ere . ee die au ge» 
Werblihen Sweden angelegt oder Demubt werden (4. d Kraftwagenſchuppen für Gaftwirt⸗ 
ſchaften) tonnen ng als gur vorübergehenden Einſtellung Beau angefeben werden. 

20) Zu § 5. Die in anf. 2 genannte Behörde ift gemäß $ 111 Zuſtändigkeltsgeſet der 
Bezlrtgaus chu 

f 


Die 


» Imagenräume müffen alfo Neben» 
a fen ſelbſtändige ale ken 
die durch die Bauordnung als Wohn Diet ewleſen ind, wie biber. fe e Rat, 
bin ausgeſchloſſen nung geblete ausg 1 F 


- 
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§ 7. Aufſtellung auf unbebauten Flächen von Grundſtücken. 
Auf unbebauten Flächen von Grundſtücken oder unter Schutzdächern dür⸗ 
5 Kraftfahrzeuge nur dann aufgeſtellt werden, wenn ſie den Zugang zu den 
ebäuden nicht erſchweren und die Benutzung der Löſchgeräte nicht behindern. 
Die Baupolizeibehörde kann die Zahl der Fahrzeuge beſchränken, ihren 
Mindeſtabſtand von den Gebäuden bejtimmen und andere Bedingungen ftellen, 


§ 8. Zur und Abfahrt. 


Die Ausfahrten find baulich fo einzurichten, daß die Führer der ausfah⸗ 
renden Kraftfahrzeuge den Verkehr auf der Straße rechtzeitig überſehen 
onnen. 

Für mehr als 20 Kraftfahrzeuge, die auf einem Grundſtück eine oder 
aufgeſtellt werden ſollen, kann eine Zufahrt gefordert werden, die von den 
Zugängen zu den übrigen Baulichkeiten getrennt iſt. Bei Anlagen für mehr 
als 50 Kraftfahrzeuge können getrennte Au und Abfahrten gefordert werden. 


$ 9. Verkehrspolizeiliche Rückſichten. !) 


Die Verkehrspolizeibehörde darf im Benehmen mit der Baupolizeibehörde 
aus verkehrspolizeilichen Gründen beſondere Bedingungen ſtellen und unter 
Umftänden die Errichtung, Veränderung oder Benutzung der Anlage oder 
die Aufſtellung nach $ 7 unterſagen. 


B. Bauvorſchriſten. 


$ 10. Wände. 5 


Die Um ee der Einſtellräume müſſen feuerbeſtändig ) fein, 
Sie . eine Offnungen nach anderen, nicht den Zwecken der Anlage diez 
nenden Räumen haben. 


$ 11. Fenſter und Türen. 


Für die Fenſter und Türen jedes Einſtellraumes, über denen fih Öff- 
nungen von Aufenthaltsräumen oder Lagerräumen für brennbare Stoffe 
befinden, können einen Meter unter die Decke reichende Schutzſtreifen oder 


Zu 8 7. Inwiewelt * Erri fing | r der en aenebnilgung bedarf 


200 
und welche Forderungen 3. B. Über U ebäuben und 8 pu n find, 
richtet ch allgemeinen Bauordnungsvorſchriſten. Schutdacher im Sinne der Bon 
ſchriſten für Kraſtwagenſchuppen find f „ die feine Seitenwände befiben. 


Regen der Begeite 88 und feuerhemmend vgl. Beſtimmungen über 


verwenden, würden, wenn der Einſtellraum von dem Einfamilienhaus erg abs 
78005 en wird, und die Vorſchriſten über den . des Grabens D und Land- 
Aae N ben (vol. auch Runderlaß vom 12. Jas 


263) Wegen ber riffe ſeuerbeſtändig und ſeuerhemmend vergl. Seite 200, 

264) Zu § 11. Schubſtreiſen und Feuerſchürzen verfolgen den Zweck, das Umſichgreiſen 
eines ers nach den oberen Stockwerken zu verhindern. Dleſer stimmung ge 
nügen benma: des Gebä 3 mes 


nern Gebäudes nur dann, wenn im Innern enrau 
die Dede mindeſtens 1 Meter Höher als die Oberkante der Tür legt. Wo dlefes Mab 


§ 15. Ruczugswege 341 


euerſchürzen aus unverbrennbaren Bauftoffen gefordert werden; bewegliche 

euerſchürzen können zugelaſſen werden, wenn ſie nach außen ſchlagen. 

enſter unterhalb von Traufen weichgedeckter Gebäude ſind feuerbeſtändig 

rzuſtellen. ) Über Türen unterhalb der Traufen weichgedeckter Gebäude 
fi ry feuerabweifende Schutzdacher anzubringen. 


$ 12. Decken. 


Anlagen, die unter benutzten Räumen liegen, müſſen feuerbeſtändige 
Decken ohne Öffnungen haben. Dies kann auch von Anlagen, die von an: 
liegenden Gebäuden oder der Nachbargrenze noch nicht fünf Meter entfernt 
find, gefordert werden, bei umfangreicheren Anlagen auch auf größere Ent: 
fernungen. 


Auch die tragenden Teile der feuerbeftändigen Decken (Unterzüge, Stützen) 
müſſen feuerbeſtändig oder feuerbeſtändig umkleidet ſein. 


$ 13. Fußböden. 


Die Fußböden der Einſtellräume müſſen undurchläſſig und, wenn ſich 
andere Räume darunter befinden, auch feuerbeſtändig ſein. 


§ 14. Entwäſſerung. 


Die Ortspolizeibehörde kann fordern, daß aus Abwäſſern, die in die 
Öffentlichen Entwäſſerungsleitungen gelangen können, vorher Betriebsſtoffe 
abgeſchieden werden. 


§ 15. Rückzugswege. ) 


k; en Größe und Anordnung der Einſtellräume können Rückzugswege 
fuͤr Perſonen gefordert werden. 


ED eingehalten werden kann, kann ber ur gage e dadurch erreicht werden, daß biefe 
gr 9 — Schußzſtreiſen nach außen N m eine horizontale Achſe (Obertante) 
bracht werden konnen. — Innen beim trieb der Anlage hochgeklappt werden, fo 


en; 
11 r t runtertiappen, fo daß fie die Rettungsarbeiten nicht erſchweren. Nach 
ü efte updäher würden die Nettungsarbeiten der Feuerwehr nament» 
e ec a - d. E 
werden; e 
lelcht . e melsfiherung) beſteben r 


urge 
Poni adt, 9 e im Sinne des Nunderlaffes bom 10 uee doite» 7 
oblfahrt S. 1 ift. Eine ſolche wird ſich auch ſchwe finden Taflen Nach de 
rungen — "Berliner euerwehr gewähren Feuer Siran aus Dradiglad mit Elen 
en ober 5 anöja SA illimeter Harken Eiſen ſchon einen für den vorliegenden Zweck 
t 2. d Be 
im ganne e e une 1a Ber Aae abe Sanela bo 3a Die TOSE 
Ten gerd ©. S. 130 — Über Toner uerbeftänbige und feuerbemmende Bau gu, ver ber: 
been Die Forderung der feuerbeitändigen. Herftellung Dat ferner gur Goel, b di 
io ge Kt 2. lle L. 11090 1 mehr die 8 Meter von Ger 
Pouden 7 a enge gen entfernt, ſtall erſcheint es unbe 


lewie ſeuerbemmende Fachdectu Lelee Beta‘ Pachpabpe il Sal 
> er, etall, 

Sutana ie HN 2 eine eine Aus Maßen er — 9 — Bauorbmungsborferi en 

Inder Jun Ha cines Abstandes von 5 Meier find Däczer wie Rabr⸗, Stroh oder 


2) 11 i in, daß v de tt 
magaan e BE engere u Se B 
a e ee e e 2 
Haden und ſich leich Athen Ti nen Taffen. 22 


842 Einſtellung von Kraftfahrzeugen 


$ 16. Werkſtätten und andere Aufenthaltsräume. “) 


Werkſtätten und andere Aufenthaltsräume müſſen mindeſtens einen gez 
ſicherten Ausgang ins Freie haben, find feuerbeſtändig von den Einſtellräumen 
zu trennen und dürfen mit ihnen nicht unmittelbar verbunden ſein. 


$ 17. Löſcheinrichtungen. 
In jeder Anlage ift geeignetes de) Löſchgerät, und zwar bis zu ſechs Kraft- 
fabrgeugen je eins, an leicht zugänglicher Stelle bereitzuhalten. Sind die 
nlagen befonders groß, oder Großgeräte vorhanden, fo kann die Baupoli⸗ 
zeibehörde je nach den örtlichen Verhältniſſen die Zahl der Löfchgeräte 
herabſetzen. ““) 
Sie kann je nach Lage und Art der Anlage weitere Maßnahmen zur 
wirkſamen Bekämpfung von Bränden anordnen und eine befondere Feuer⸗ 
meldeeinrichtung verlangen. 


Alle Feuerlöſcheinrichtungen müffen dauernd gebrauchsfähig fein, 


$ 18. Größere Einſtellräume. 


Größere Einſtellräume müſſen durch Brandmauern in einzelne Abſchnitte 
von höchſtens 1000 Quadretmeter geteilt werden. Offnungen in den Tei⸗ 
lungswänden der Brandmauern müſſen feuerbeſtändig verſchließbar ſein. 


Von ſolchen Brandabſchnitten kann die Baupolizeibehörde abſehen, wenn 
durch beſondere Sicherheitseinrichtungen, z. B. unbebaute Schutzſtreifen, 


268) Zu 8 16. Aus der Forderung, daß Werkſtätten ſeuerbeſtändig von Einftell» 
räumen zu trennen find, folgt, daß in dieser Bestimmung in erſter Linie an nicht zu einem 
Einſtellraum gehörige Werkſtätten, ſondern an ſolche rkſtätten 4 22 ift, dle unab- 
bängig von dem Einſtellraum einen felbftändigen Betrieb darſtellen, in denen insbeſondere 
mit offenem Feuer gearbeitet wird. Es erſcheint deshalb unbedentlich, wenn die Baus 
poltzelbehörden bei kleineren Anlagen gemäß $ 20 für Werkſtätten, in denen nicht mit 
offenem Feuer gearbeitet wird, und ſonſtige Bedenken nicht vorllegen, Erleichterungen 


zulaſſen. 
hralge Arbeitsgruben bedeuten eine Gefahr und find tunlichſt zu verbleten. Dort, 
fie, auch wenn Wagen über ihnen ſtehen, leicht verlaſſen 
nnen. Sie find deshalb belderſelſig mit Treppen zu verſehen. Bei tieferen 


Grub nd Belüftungseinriht bri: 5 
2 7 Nee . eee; iit nicht in den „Einftell» 
agen“ 


90 Unterbringung des 
räumen“ Lorgeſchrleben, ſondern in den „An . Die Beuerlöfhgeräte können 
deshalb — wie r — auch außerhalb der Einſtellräume an einer für die Brand- 
DRONER zweckmäßigen Stelle Nr ae 

e Borausfepungen, unter denen Loſchgerdt al geeignet anzuſehen ift, find in den 
Runderlaſſen vom 22. Februar und 7. November 1920 — Bollswohlfahrt S. 227 und 
1005 —, bie auch weiterhin maßgebend bleiben 


au rt, 

270) Die Entſcheldung darüber, welche QÜ! erdie als net anzuſehen find, fte 
allein b DOrtöpol 19 bebörbe zu. Erl. in. 1 ati 15 6. 32 i y A 19, a 

271) Für Kraftfahrzeuge, die außer Betrieb find, kommt die Beſchaffung von Feuers 
löſchgerat nicht in Betracht. 

1931 17 der 1 verordnung über die Einſtellung von Kraftfahrzeugen vom 
2. 11. 1931 (Amtspl. 1) wird für iede Anlage ein geeignetes Sot erät gefordert, 
— awar bis au ſechs But zeugen je ein Gerät. Danach ift grun — r jeden 


m , 
uhalten. Œ t die Zahl de uge, fo iſt entſprechend die Angahl der 
Fe Pen Sind die Kraft Ne un bemielden aum, 
ondern in nebenelnanderltegenden dN umen untergebracht, fo iſt für jeden Raum 


ein auge: zu beſchaſſen oder ein Loſcher für ſechs raeuge, n dleſer nicht in den 
Einſtellraumen ſelbſt, ſondern in unmittelbarer Nähe vor den Hallen angebracht wird, fo 
daß ex für alle Räume gleich zugänglich i 


u 
Liegen die Einſtellräume aber au m Grundſtuck verteilt und in weiter Entſer⸗ 
PN 1 fo müßten finngemäb Löſcher für ieden einzelnen Einſtellraum bereit- 
Sind die Kraftfahrzeuge in einem oder in zuſammenhängend nebeneinanderltegenden 
Räumen untergebracht, 0 genugt I vier Fahrgeuge ein aaa wenn er fo angebracht 
U BOB BEN ur Jahrer gugänglich und Teoftieel ift. ri. vom 5. 11. 32 — 
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Sprinkleranlagen oder feuerbeftändige Unterteilungen, die Feuersgefahr verz 
mindert wird. 

Bei Anlagen in Kellern können nach den örtlichen Verhältniſſen weitere 
Forderungen geſtellt werden. 


§ 19. Mehrgeſchoſſige Anlagen. 


Bei mebrgefehoffigen Anlagen find die Geſchoſſe voneinander feuerbeftän: 
dig abzutrennen. Ausnahmen konnen zugelafjen werden, wenn andere ger 
nügende Sicherheitsmaßnahmen getroffen ſind. 


$ 20. Kleinere Einſtellräume. *) 


Für Einſtellräume bis pa 50 Quadratmeter, in befonderen Fällen bis zu 
100 Quadratmeter Grundfläche kann die Baupoliselbehörhe die nach den ört⸗ 
lichen Verhältniſſen vertretbaren Erleichterungen von dieſen Bauvorſchriften 
zulaſſen. * 


C. Heizung, Entlüftung, Beleuchtung, elektriſche Einrichtungen. 


§ 21. Heizung. 

Die Heizung der Einſtellräume muß ſo beſchaffen ſein, daß ſich die 
Dämpfe 5 Betriebsſtoffe nicht daran ee rl Zuläſſig find: 

1. Sammelbeizungen (Dampf,) Warmmwaffer- und Barmluft: 
heizung), wenn die Feuerungsanlage in Räumen liegt, die mit Einftellcäus 
men keinerlei Verbindung haben. 

Bei Warmluftheizung darf die Luft aus den Einſtellräumen nur dann 
wieder entnommen werden, wenn ſie nicht durch Ofen, ſondern durch Warm⸗ 
waſſer⸗ oder Dampfheizkörper erwärmt wird. Die Luft darf aus dem Bors 
wärmergum nur an die zu beheizenden Einſtellräume gelangen können. 

2. Ofenheizung, wenn die 8 en der Ofen in Räumen 
liegen, die mit den Einſtellräumen in keinerlei erbindung ſtehen. 
METETE 20. Selbſtverſtändliche Vorausſetzung für die Bulaffung von Ausnahmen 
1 H telne Bebenten wegen Jeuersgeſahr beſiehen. Cie find aber in ber mapel nur 

n, nicht dage denen ſich feuergefährlihe Bes 


Anlage gen in Gebäuden, in 
met befinden oder teicht entzündliche Stoffe gelagert oder verarbeliet werben, wie . B. 
um laffen. 9 Lurch abrien 
0 


die 405 t € 
boligeibehörde micht ich über die Beitimmungen der Bauorbnungen bin 


fap zu den bisberig 

aul Jandwirtſchaltliche Treger eritreden. Eine böni 
t eee erſchlen 110 Rach cht auf die 250 
ſing BE © die Unterbringung von Tredern notwendigen Erleichterungen 
hi 7 20 und 87 vorgeſehen. g 20 ift beſonders auf ländliche Verbältntffe aus 
gelitten, Je daß 3. W. von der örtlichen A — en werden kann, 

un 

279) Dieſe Erleichterungen uersgefabr keinen Ant 

ken. Sſe dürfen auch nur I dee 1 S 8285 Ruame 12 Se 1 


n ihm benachbarte Gebäude uicht“ fà — 3 fo kann, fals fonftige Bedenten nicht 
viregen auf Geuerldſcer überhaupt Decii Meene Die Eniideibung bieräder i 
12 — alle Med der aubollelbsdo rde — A d. in. . miol d. 18. 05 “on 


#70) Zu 8 21. wel Dampfbelsung ift nauftreben, daß Heigrohre und Heizkörper, dle 
nicht plenari 2 wel ber dem g í 
ba Schubblech "i 90 über Ky Fubboden angebracht find, durch Schupaltter oder dürch⸗ 
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Kachelöfen oder gemauerte Ofen müſſen fugendicht, ohne Durchſichten 
oder Niſchen fein und dürfen an den Heizflächen innerhalb der Einſtellräume 
keine Metallteile haben. 

Ofen anderer Bauart müſſen gegen die Einſtellräume fo dicht und feuer- 
beſtändig abgetrennt ſein, daß die erwärmte Luft erſt in einer Höhe von 
1,5 Meter in die Einſtellräume eintreten kann. Die Räume dürfen alſo nicht 
durch Umluft, ſondern nur durch Friſchluft aus Räumen erwärmt werden, 
wo keine entzündlichen Dämpfe auftreten können. 

Schornſteinreinigungsöffnungen dürfen nicht innerhalb der Einſtellräume 
liegen. 

3. Gasheizung. Gasheizungskörper, Friſchluft⸗ und Abzugsleitung 
müſſen in dem zu beheizenden Raum vollkommen gasdicht ſein. Wenn für 
die Friſchluft⸗ und Abzugsleitungen Blechrohre ineinandergeſteckt werden, fo 
müſſen ſie verbleit und die Längsnähte gefalzt ſein. Längsnähte und Quer⸗ 
verbindungsſtellen ſind zu verlöten. Das Alazänden der Gasflamme darf 
nur außerhalb des zu beheizenden Raumes möglich ſein. Die Mauerbüchſe 
für die Sa der Gasrohre muß in einem Stück vom Heizkörper bis 
an die Außenſeite der Wand des zu beheizenden Raumes durchgeführt ſein. 
a eLa und Friſchluftzuleitungen müſſen mindeſtens 1,5 Meter über dem 

ußboden liegen. Hiervon kann abgeſehen werden, wenn die Heizflächen⸗ 
temperatur 200 Grad Celſius nicht überſteigen kann. 

4. Elektriſche Heizung. Elektriſche Heizungsgeräte müſſen in 
mindeſtens 1,5 Meter Höhe über dem Fußboden angebracht ſein. Hiervon 
kann abgeſehen werden, wenn die Heizflächentemperatur 200 Grad Celſius 
nicht überſteigen kann. 

Strahlungsöfen mit offenen Glühkörpern ſind unzuläſſig. 

5. Heizvor richtungen anderer Art, wenn es die Baupolizei⸗ 
behörde beſonders genehmigt. 


$ 22. Entlüftung. 


Die Einſtellräume müſſen ausreichend entlüftet werden. Bei ungünfligen 
Verhältniſſen, befonders für Keller, kann die Baupolizeibehörde künſtliche 
Entlüftung fordern. 

Bei elektriſch angetriebenen Bodenentlüftern müſſen funkenbildende Teile 
außerhalb der Einſtellräume und der Entlüftungsſchächte liegen oder ſchlag⸗ 
wetterſicher gekapſelt ſein. 

Entlüftungsſchächte müſſen gegen andere Räume feuerbeſtändig abge: 

loſſen ſein. 
$ palkin, oder funkenführende Rohre und Entlüftungsſchächte anderer 
Räume dürfen nicht zur Entlüftung benutzt werden. 


§ 23. Beleuchtung. 


Zur Beleuchtung ſind nur elektriſche Glühlampen in ortsfeſten Beleuch⸗ 
tungskörpern oder in Handleuchtern zuläſſig. Handleuchter müſſen den Bor: 
ſchriften der Anlage 1 entſprechen. 


275) Zu § 22. Die Entlüftung muß auch bei geſchloſſenen Türen ausreichend fein; 
daher muß aus ſicherheltspolizellichen Grunden Dei größeren Anlagen eine ausreidende 
Yußbodenentläftung und eine Entlüftung über Tach gefordert werden. 

270) Anlage 1 Cu 5. 28). aer 

1. Körper und Griff der ndleuchter müffen aus Iſolterſtoff beſtehen, der den im 
Baus auftretenden Beanſpruchungen ſtandhält. Metallene Griffausfleidungen find 
erboten. 

2. Handleuchter müſſen fo gebaut fein, daß die Anſchlußſtellen der Leitungen von 


3 
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$ 24. Elektriſche Einrichtungen. 


Einſtellräume gelten als feuergefährdete Betriebsſtätten. Alle elektriſchen 
Einrichtungen müſſen daher den orſchriften der Anlage 2 entſprechen. 


D. Betriebsvorſchriften. 


$ 25. Feuer. 


Das Rauchen ſowie die Benutzung von Feuer iſt in den Einſtellräumen 
und feuergefährdeten Nebenräumen verboten. Auf dieſes Verbot iſt durch 
augenfälligen dauerhaften Anſchlag hinzuweiſen. o 


$ 26. Treibſtoffe. 


ya den Einſtellräumen und feuer: efährdeten Nebenräumen dürfen weder 
Trei ftoffe nod) leere Treibſtoffbehälter aufbewahrt werden. Ein zerknall⸗ 
ſicheres Erſatzgefäß (Kaniſter) bis zu 15 Liter Faſſungsvermögen darf an 
jedem Fahrzeug angebracht werden. 


gug entlaftel, die Leltungsumbullung gegen Abſtreiſen und die Leitungsadern gegen 
rdrehen 05555 find. 

3, Die Einführungsftellen für die N müſſen derart ausgebildet ſein, daß eine 
Veſchadigung der blegſamen kalte, auch bei rauher Behandlung nicht zu befürchten ift. 
enn on vi Natiin ren ſowie von Gumm ſchlauchleltungen mitllerer Aug. 

2 Schaltſaſſungen in Handleuchtern find verboten; ledoch find Schalter bis hoͤchſtens 
250 Volt und für e 6 Ampere zuläffig. Diefe Schaller müſſen Momentſchalter 
und ſo im au ober Griff eingebaut fein, daß fie mechaniſchen Beſchädigungen entzogen 
‚bleiben. ýr Betätigungsteil darf nicht ſpannungfübrend feln. 

5, Jeder Handleuchter muß le nach Verwendungszweck mit Schutztorb oder glas 
mit beiden Vortichtungen berfe fein. Schubgehäuſe, Schupforb, Reflektor, Aufbänge⸗ 
aten, Tragbügel (und dergleſchen) aus Metal müſſen“ auf dem iſollerenden“ Korper ber 
a Tein. 110 or e, W etorD und dergleichen müffen fo am Körper befeftigt fein, 

8. Danbteucter muüſſen Einrichtungen Haben, durch dle das Eindringen von Feuch⸗ 
Nate a der Einführungsftelle der Leitungen fowie eine Verletzung der Leitungen bers 

277) Anlage 2 (au 8 24). Elettriſche Einrichtungen in fenergefährbeten Betriebsſtätten. 

1. Elettriſche Maſchinen, Transformatoren und Widerſtandsgerate, ferner alter, 
Slcherungen, Stecvorrichtungen und ähnliche Apparate, in denen betriebsmäßig Strom“ 
unterbrehung oder Erbibung ftattfindet, dürfen nur inſowelt verwendet werden, als durch 
ü hre rt oder durch andere geeignete Maßnahmen d entzündlichen Stoffe von den bie 

eſahr bringenden Zellen abgehalten werden. 
a) Als geeignete Maßnahmen gilt eine Ausführung, bei der das Eindringen von 
u den blanten, ſpannungfübrenden oder umlaufenden Teilen erſchwert 


« Blante 
als Meltabel oder tabelähnlihe Leitungen verlegt werben. 
B tuf Coup gegen m iſche Veſchädigun 4 0 beſonders geachtet werden. 
b) Glühlampen in der aie von entzündlihen Stoffen folen mit Vorrichtungen ver: 
feden fein, die eine Be — Ban: Lampen mit folen Stoffen verhindern. 
beftimmp w. Ki 25. Welche Nebenräume feuergefährdet find, kann nur von Fall zu Fall 
T 


270) Für das Verbot wird nachſteden er Wortlaut empfohlen: 
auchen 
d lede 
n gabel bee 


nte Leitungen Aub nicht zuläſſig. en. Leitungen müſſen in Rohren oder 
en 
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$ 27. Zapfſtellen. 0 21) 

Zapfſtellen in Kellergeſchoſſen und auf Rampen zu Kellern find ver: 
boten. In den übrigen Stockwerken kann ſie die Baupolizeibehörde zu⸗ 
laſſen, vorbehaltlich geeigneter Sicherheitsmaßnahmen, wie z. 5. elbfttätige 
Abſtellvorrichtungen und im Benehmen mit dem zuſtändigen Gewerberat 
unter genauer Beachtung der Vorſchriften der Polizeiverordnung über den 
Verkehr mit brennbaren Flüſſigkeiten. 

Fahrbare Zapfſtellen dürfen innerhalb der Anlagen nicht verwendet 
werden. 


§ 28. Undichte Treibſtoffbehälter. 


Undichte Treibſtoffbehälter müſſen erſt völlig entleert werden, bevor die 
Kraftfahrzeuge in den Einſtellräumen und feuergefährdeten Nebenräumen 
untergebracht werden. 


$ 29. Putzwolle und andere brennbare Stoffe. 


Gebrauchte Putzwolle und Putzlappen ſind in dichtſchließenden Blech⸗ 
gefäßen aufzubewahren. 

Andere brennbare Stoffe dürfen in Einſtellräumen und feuergefährdeten 
Nebenräumen nicht aufbewahrt werden.“) 


$ 30. Karbid. 


Karbid darf in dichtſchließenden Gefäßen bis zu einer Menge von 10 Kilo- 
gramm in Einſtellungsräumen aufbewahrt werden, wenn jede Einwirkung 
von Feuchtigkeit ausgeſchloſſen iſt. Im übrigen gilt für die Lagerung von 
Karbid die Pee nal über die Herſtellung, Aufbewahrung und Ver⸗ 
wendung von Azetylen ſowie die Lagerung von Kalciumkarbid. 


$ 31. Verkehr innerhalb der Anlage. 


Die Zu: und Abfahrten und alle Rückzugswege müſſen ſtändig freigehal⸗ 
ten werden. 


§ 32. Lärmverhütung. 


In den offenen Teilen der Anlagen iſt das Hupen, das Ausproben und 
eräufchvolle Laufenlaſſen der Motoren und das Verurſachen fonftigen 
ärms verboten. 2 


§ 33. Giftſchutz. 
Das Ausproben und a der Motoren ift nur in Räumen zus 
läſſig, wo für ausreichende Entlüftung geſorgt ift. In jedem Einftellraum 


280) Zu $ 27. Unter Bapfftellen find 8 nur Zapfſtellen für Treidftoffe, 
nicht auch für Waſſerentnahme uſw. zu verſtehen. 

Wenn Robrle sungen der Zapfſtellen durch andere Gelhofle führen, ift als Sicher⸗ 
beitsmabnabme gegen ae und Feuer eine geeignete Ummantelung au fordern, 
N Im — anl ift die Polizeiberordnung über den Verkehr mit brennbaren Flüfſig⸗ 
eiten zu beachten. 

281) Bal. auch Vorſchriſten über Straßenzapſſtellen Seite 321, 322. 

282) Zuläſſig erſcheint die Aufbewahrung von Autobl in Meinen Mengen (etwa bis 
2 Liter) in den Einſtellräumen. 

283) Mei der Lagerung von Karbid in Einſtellräumen ift — gemäß § 12 ber . 
verordnung — darauf pe achten, daß die Gefähe die Auſſchriſt tragen: „Karbid! Vor 
Näſſe ſchüben!“, öl bie Sa mentung von W oder bon funtenreißenben 

€ 


en en in jedem Lagerraum 
geöffnet fein darf, und da nete Gefäße mit nd fliehen. 
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iſt durch augenfälligen, dauerhaften Anſchlag auf die Vergiftungsgefahr 
hinzuweiſen. 


§ 34. Akkumulatorenbatterien. 
Akkumulatorenbatterien dürfen in Einftellräumen nicht aufgeladen werden. 


E. Ausnahmen.“) 
§ 35. Ausnahmen. Staatliche Einftellräume uſw. 


In beſonderen Fällen kann die Baupolizeibehörde Ausnahmen von den 
91 5 dieſer Verordnung bewilligen, von den zwingenden Vorſchrif— 
ten 185 5 Abſatz 1 und g und des Abſchnittes B jedoch nur der Regierungs: 
präfident. 

Ausnahmen ir insbefondere für die im Eigentum des Reiches, der Län: 
der, der Reichsbahn und der öffentlichen Feuerwehren ſtehenden Anlagen 


zuläſſig. 


$ 36. Krafträder. 


Für einzelne Krafträder gilt nur § 4 über vorübergehende Einſtellung. 
übrigen werden je 5 Krafträder als ein Kraftfahrzeug im Sinne dieſer Ver⸗ 
ordnung angeſehen. 


$ 37. Kraftfahrzeuge mit Antrieb durch Schwerölmaſchine. 


Kraftfahrzeuge mit Verbrennungsmaſchine für Treibſtoffe, die einen 
Flammpunkt über 55 Grad Celſius haben, fallen im allgemeinen nicht unter 
dieſe Verordnung, jedoch iſt ihre Einſtellung der Baupolizeibehörde anzu⸗ 

eigen. Für Treibſtoffe mit einem ſolchen Flammpunkt gelten nicht die Ver⸗ 
bose und Beſchränkungen der $$ 26 und 27. 


F. Strafbeſtimmungen. 
§ 38. Für den Fall der Nichtbefolgung dieſer Polizeiverordnung wird 
hiermit die l Fe eines Zwangsgeldes bis zu 150 RM., im Nichtbei⸗ 
freibungsfalle die Feſtſetzung von Zwangshaft bis zu zwei Wochen angedroht. 


G. Inkrafttreten. 
Ain Diefe Deleioerötbnung tritt mit dem Tage ihrer Veröffentlichung 
im Regierungsamtsblatt in Kraft. Mit dem gleichen Tage wird die Regie 
rungspolizeiverordnung vom 23. Juni 1926 (Sonderbeilage zu Gtüd 27 des 
Amtsblatt für 1926 mit ihren Nachträgen vom 7. März 1928 (Amtsblatt 
Seite 113) und vom 20. Dezember 1928 (Amtsblatt für 1929, Seite 2), 
aufgehoben. 


Breslau, den 2. November 1931. 


Der Regierungspräfident. 


264) Nn Vorſchriſten, für die ein Dispens durch den Reglerungspräſidenten 
in ommt, beftehen nur für Einftelräume von mehr als 100 Quadratmeter und in 
ben en des § 5 Nbf. 1 und 3. Mei kleineren Einſtellraumen ift gemäß § 20 auch für 
h Seba Bi 3 zwingenden Vorſchriſten des Abſchn B allein die örtliche Baupoltzei⸗ 

285 e So rift ift durch § 76 des P. B. G. vom 1. Juni 1981 erſetzt (bgl. 

11 J Hin. vom 1. ober 1931 RIK R. en 1, din 1981 (Ra $o ar 9255 
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51. Polizeiverordnung 
über Geländer an Wohnhaustreppen pp. 


vom 22. 7. 28 (Amtsbl. S. 338). 

Auf Grund der pp. wird für die Städte und diejenigen Landgemeinden 
des Regierungsbezirks Breslau, die der Bauordnung für die Städte des Re— 
gierungsbezirks Breslau vom 6. Oktober 1926 unterworfen ſind, folgendes 
verordnet: 0 

§ 1. Unbeſchadet weitergehender baupolizeilicher Beſtimmungen müſſen 
Geländer von Wohnhaustreppen, die durch mehrere Geſchoſſe führen und 
eine Durchſicht von mehr als 30 em haben, auf Podeften mindeſtens 100 cm 
und ſonſt jo hoch fein, daß der Zwiſchenraum zwiſchen Stufe und Geländer: 
oberkante nirgends kleiner als 80 em iſt. Gewendelte Treppen, die breiter 
als 1,40 m find und durch mehrere Geſchoſſe führen, müſſen in Wohnhäuſern 
außerdem beiderſeits Handläufer haben. 

Der Zwiſchenraum zwiſchen Stufe und Geländeroberkante iſt zu meſſen 
an dem Lot von Stufenvorderkante auf die Geländerlinie. 

Die Ortspolizei ift befugt, diefe Forderungen in ungünſtig liegenden Son— 
derfällen auch auf vorhandene Bauten ſowie auch auf andere Bauten als 
Wohnhäuſer anzuwenden. 

Für Befreiungen ift innerhalb der Stadt Breslau die ſtädtiſche Baus 
polizeiverwaltung, fonft der Regierungspräſident zuſtändig. 

N 2. Diefe 1 oe tritt mit dem Tage ihrer Veröffentlichung im 
Regierungsamtsblatt in Kraft. Sie hebt alle Beſtimmungen auf, über die 


ſie aan 

$ 3. Übertretungen der vorſtehenden Beſtimmungen werden, ſoweit nicht 
ſonſtige weitergehende Strafbeſtimmungen, insbefondere des § 330, § 367, 
Fa 12—15, $ 368, Ziffer 3 und 4, und $ 369, Ziffer 3 des Reichsſtraf⸗ 
gejeßbuches vom 15. Mai 1871 Platz greifen, mit einer Geldſtrafe bis zu 
150 RM, oder im Unvermögensfalle mit verhältnismäßiger Haft geahndet. 
Daneben bleibt die Ortspolizeibehörde befugt, die Herſtellung vorſchrifts⸗ 
mäßiger Zuſtände herbeizuführen. (41. XXII. Nr. 1445/28.) 


Breslau, 22. 7. 28. Der Regierungspräſident. 


52. Polizeiverordnung über die Anbringung von Dachhaken, 
Schneefangeiſen, Schneefanggittern und Rinneiſen zum Schutze 
der auf Dachflächen beſchäftigten Perſonen und der Oeffentlichkeit 


vom 15. 5. 31 (Amtsbl. S. 186) in der Faſſung der Verordnung 
vom 20. 1. 33 (Amtsbl. S. 37). 

Auf Grund der pp. wird für den Umfang der Provinz Niederfchlefien 

folgende e erlaſſen: 
§ 1. Dachhaken. 

1. Auf allen Dachflächen, deren Traufkante mehr als 5 m über der 
Erde liegt und deren Neigung mehr als 30 Grad beträgt, find an folgenden 

280) Bol. § 17 der Bauordnung. 
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Stellen Dachhaken aus verzinktem, bei Kupferdächern aus verkupfertem 
Schmiedeeiſen gleichzeitig mit der Ausführung der Dacharbeiten anzubringen 
a) in der Nähe des Firſtes und auf den Bachflächen, 

b) an beiden Seiten der Grate, 

e) auf Manſardenflächen unterhalb des Manſardenknicks. 

2. Die Dachhaken ſind in waagerechter Richtung nicht über 1,50 m, in 
Richtung der Dachneigung gemeſſen nicht über 4 m voneinander anzubringen; 
an den Graten darf ihre Entfernung voneinander nicht mehr als 3 m 
betragen. 

3. Die Dachhaken müſſen bei gewöhnlichen Dächern einen Querſchnitt 
von mindeſtens 210 qmm bei mindeſtens 7 mm Stärke haben; bei Türmen 
muß der Haken einen entſprechend ſtärkeren Duerfchnift beſitzen. 

4. Um zu dem Dachhaken gelangen zu können, müffen Ausſteigeöffnungen 
angebracht werden. 


$ 2. Schneefangeiſen und Schneefanggitter. 

Um durch Herabfallen von Schnee, Eis und Teilen der Dachdeckung 
Menſchen nicht zu G ſind an allen Dachflächen mit einer Neigung 
von mehr als 20 Grad bei an Straßen und Zugangswegen en Ge: 
bäuden und Gebäudetellen am Dachfuß Gchneefangeifen mit Schneefang⸗ 
gittern oder ähnliche Vorrichtungen anzubringen. An geknickten Dächern 
(Manſardendächern) müſſen an jedem Dachknick Schneefangvorrichtungen 
vorhanden ſein. Die Stützen der Schneefangvorrichtungen een ee 
dürfen ſeitlich nicht mehr als 0,8 m auseinanderliegen und müſſen einen 
Querſchnitt von mindeſtens 7 mal 30 mm haben. 


$ 3. Ausnahme beſtimmungen. 


Von der Anbringung der Dachhaken, Schneefangeiſen und Schneefang⸗ 
gitter kann abgeſehen werden: 

a) bei ungeknickten Dächern (Gattel:Pultdächern uſw.), deren Traufkante 
nicht mehr als 5 m und deren Firſt nicht mehr als 10 m, 

b) bei Manfardendächern, deren Manſardenknick nicht mehr als 7 m und 
deren Firſt nicht mehr als 10 m über der Erde liegt. 

Von der Anbringung von Schneefangvorrichtungen kann ferner in allen 
Fällen abgeſehen werden, in denen nach Lage der Gebäude oder durch beſon⸗ 
dere Vorkehrungen (genügend tiefe Vorgärten oder Grünflächen, Form der 
Rinne, Geftaltung des Haupfgefimfes o. dgl.) die Gewähr dafür gegeben ift, 
daß die öffentliche Sicherheit nicht gefährdet iſt. 


$ 4. Ninneiſen. 


Für aufliegende oder vorhängende Dachrinnen von mehr als 28 cm 
ſchnittbreite müſſen die Rinneiſen gut verzinkt und mindeſtens ſo wider⸗ 
andsfähig wie ein ſolches von 40 ur 5 mm Querſchnitt fein. Bei Kupfer: 
rinnen find die Rinnenhalter (Rinneifen) fo berzuftellen, daß zwiſchen der 
Kupferrinne und den Rinneiſen galvaniſche Ströme nicht entſtehen können. 


8 5. 


Bei U nd ode iftsmäßige Dachhaken, 
NE p anig es Nassen buch 2 e 
erſetzen, ſowie fehlende zu ergänzen. 
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§ 6. 
Zuwiderhandlungen gegen diefe Polizeiverordnung werden mit Geldſtrafe 
bis zu 150 RM., im Unvermögensfalle mit entſprechender Haft beftraft. 


8 7. 
Dieſe Polizeiverordnung tritt mit dem Tage der Veröffentlichung in Kraft. 
Breslau, 16. 5. 1991. (O. P. I. B. 6. 1099—15.) 
Der Oberpräſident der Provinz Niederfchlefien. 


53. Verzeichnis weiterer für die Handhabung 
der Baupolizei wichtiger Beſtimmungen 


1 Abbruchsarbeiten: Erl. v. 7. 11. 1921, Abbruch größerer Eiſenkonſtruk⸗ 
tionen (VM Bl. S. 502); Erl. v. 12. 3. 1927, Polizeiliche Beaufſichtigung 
der e an Tagesanlagen ſtillgelegter Bergwerke (Bolt 

. 845). 


2 Abnahme von Bauten: Anw. v. 12. 2, 1901 (Amtsbl. S. 45, Stück 8). 
3 Arbeiterſchutz auf Bauten: Erl. v. 18. 12. 1918, betr. Überwachung der 
Bauten (M BliVB. 1919, S. 39); Erl. v. 14. 11. 1925, (BON Bl. S. 7200 
Erl. v. 22. 2. 1926 (Bon Bl. S. 254); Erl. v. 7. 7. 1926 (BMBI. S. 779); 
Erl. v. 26. 2. 1930 — II. 2502/30 —, Betriebsvertretung ift zu beteiligen; 
a v. a. 34 (R. G. Bl. 1234), Ausf. v. 10. 1. 35 (R. G. Bl. 10), 18, 2. 35 
289). 
4 Auffegung neuer Geſchoſſe: Erl. v. 7. 2. 1923 (VM Bl. S. 116). 
5 Aufzüge: Erl. v. 6. 12. 1918. 
8 6 e Erl. v. 13. 10. 1925 (Vom Bl. S. 418). 
7 Badeanſtalten: Erl. v. 30. 12. 1924 (BMBI. 1925, S. 37). 
8 Bauanträge: Erl. v. 7. 1. 1926, Berückſichtigung äſthetiſcher Geſichts⸗ 
punkte bei der Prüfung von Bauanträgen (Vom Bl. E. 153); Erl. v. 28. 8. 
1980 — II © 1940 —, Beſchleunigung, entgegenkommende Behandlung, 
Bauberatung. 
9 Bauentwürfe: Erl. v. 28. 1. 1921, Normenblatt für Bauentwürfe 
(Vom Bl. S. 82). — Luftſchutz. Erl. v. 16. 3. 35 (Fon B. 57). 
10 EA eee Erl. v. 4. 5. 1923, Mitteilung der Baugenehmigungen 
an die Baugewerks⸗Berufsgenoſſenſchaften (BMBI. S. 284). 
11 Baukontrolleure, Ausbildungskurſe: Erl. v. 6. 12. 1930 — II C 2257. 
12 Bauliche Schäden: Erl. v. 11. 11. 1924, Richtlinien (Vo Bl. S. 458). 
13 Baulücken: Erl. v. 24. 1. 1924 (Vom Bl. S. 66). 
14 Baupolizeigebühren: Erl. v. 6. 7. 1926, ſtaatliche Baupolizeigebühren, 
Prüfungsge ahren der ſtaatl. Prüfungsſtelle für ſtatiſche Berechnungen 
Bl. S. 749); Erl. v. 30. 9. 1927, kommunale Bau l 
Vom Bl. S. 967); Erl. v. 1. 3. 1928, Baupolizeigebühren (TM l. S. 300) 
bei Siedlungen. 
15 1 geſchichtlicher oder kulturhiſtoriſcher Bedeutung: Erl. v. 3. 7. 1980 
— II O 1540/30. 
16 PK asai vi Erl. v. 4. 7. 1930 — II © 6200. 31. 5. — und Erl. v. 16. 5. 
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Bedachungsmaterial: Erl. v. 4. 3. 1931 — II 6205/22. 1.; Erl. v. 3. 10. 
1929 — II Č 2264/29. 

Belaſtung pp. von Bauftoffen: Erl. v. 24. 12. 19 (Amtsbl. 1920, Nr. 9). 

Benutzungsart: Erl. v. 24. 4. 1929 — II © 858, Veränderungen in der 
Benutzungsart gewerblicher Räume ſind von den ſtaatlichen Polizeibehörden 
und F ee den Baupolizeibehörden mitzuteilen. 

Bergbauſchäden: Vgl. M. Reuß: Das preuß. Berggeſetz $ 196. 

Berufsgenoſſenſchaften: Erl. v. 11. 5. 1923 — II. 9. 273 —, Mitteilung 
der Baugenehmigungen an die B. 

Beton: und A E Erl. v. 30. 4. 1924, Verwendung von 
5 (BM Bl. S. 221); Erl. v. 9. 9. 1925, Beſtimmungen über 
iſenbetonbauten (Vom Bl. 398, Sonderbeilage zu Stück 4 RA Bl. 1926); 
Erl. v. 25. 3. 1926, Anderung der Beſtimmungen über Eiſenbetonbauten 
RA Bl. S. 169); Erl. v. 24. 12. 1927 — II. 8. 2095 —, hochwertiger 

ment; Erl. v. 28. 1. 1928, Leitſätze für die Baukontrolle; Erl. v. 30. 8. 
1928, Normenzement; Erl. v. 9. 5. 30 — II C 989/30 —, Verhütung von 
Unfällen; Erl. v. 20. 4. 1931 — II 2200 / 5. 3. C —, freitragende eiſen⸗ 
bewehrte Betontreppen in Theatern, Verſammlungsräumen pp.; Erl. v. 6. 5. 
1931, rs a Bauwerken aus Beton im N 

Bezirksſchornſteinfegermeiſter bei Bauabnahme: Erl. v. 29. 11. 1921 
(Bae l C. 81h. 


Brandmauern: Erl. v. 18. 11. 1923, Zulaſſung von 1 (Von Bl. 
S. 522); Erl. v. 21. 2. 35 (Mbl. 325), 10. 4. 35 (Mol. 629). 

Brennbare Flüſſigkeiten: Siehe Mineralöl. 

Bürohäuſer: Erl. v. 27. 7. 21 — II 9 Rr. 750 — Erl. v. 29. 9. 21 — 
II 9 Rr. 928 —, Hochhäuser und Aufſtockungen. 

Dachgeſchoßwohnungen: Erl. v. 5. 3. 1923, Freigabe von Dachgeſchoß⸗ 
wohnungen (Vom Bl. S. 160); Erl. v. 2. 6. 30 — II C 1290 —, Zulaſſung 
von Wohnräumen im Dachgeſchoß für die Zeit der Wohnungsnot. 

Denkmäler: Gef. v. 2. 7. 1875, § 10 (GS. S. 561) und v. 17, 6. 1897 
(MBV. S. 107). 

Droſſelklappen: Erl. v. 18. 9. 1930 — II 6308. 4/10. 9. —, in Kachel⸗ 

en und Ofenrohren. 

Elekteiſche Freileitungen: Erl. v. 30. 1. 1929 (Bon l. S. 140). 

Feſtigkeitsberechnungen: Erl. v. 25. 2. 1925, betr. allgemeine Bezeich- 
nungen in den baupolizeilichen Feſtigkeitsberechnungen und Zeichnungen 
(Sonderbeilage zum Amtsbl.). 

Feuerbeſtattungsanlagen: 88 1—5, Gef. v. 14. 9. 1911 (G. S. 198), 
ee v. 29. 9. 1911 (MBV. S. 263). 

S 280. Hb Erl. v. 12. 8. 1925, baupolizeiliche Beſtimmungen (Vo Bl. 

Fluchtlinienweſen: Vollſtändige Sammlung aller Erlaſſe mit kurzer 
Nobalesangabe hat der Landesplanungsverband el (Düffeborf, 
ae herausgegeben. (Bezugspreis 0,50 .) 

Slußftahl: Erl. v. 25. 2. 1925, Beſtimmungen über zuläſſige Bean⸗ 
fprndung EY Flußſtahl ufw. und v. 30. 6. 1925 (BMBI. S. 279). 


19 


Erl. v. 26. 1. 1929 — II © 209 —, Abſtand von verputztem 20 


oder feuerhemmend verkleidetem Holzwerk; Erl. b. 20. 1. 1929 — II C 

ee 215 Abgaſe poy Gasöfen. er TO Ka 
sbauten: Erl. v. 7. 11. 1929 — 3/29 —, 

che fei e TE Felen i 
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852 Wichtige Beſtimmungen 


1 Gebühren: Erl. v. 1. 3. 1928 — II 8. 1492/27 —, betr. Baupolizei⸗ 
gebühren bei Reichsheimſtätten und Reichsſiedlungen. 

2 Geflügelſtallungen: Erl. v. 10. 3. 1930 — II C 2118 —. 

3 Gewächshaustypen: Erl. v. 28. 6. 1927, baupolizeiliche Zulaffung von G. 
des Neichsverbandes des deutſchen Gartenbaues (Bon Bl. 717). 

4 Gewerbliche Räume: Erl. v. 16. 4. 1929 — II C 853 X, veränderte 
Benutzungsart iſt anzeigepflichtig. 

5 Gruppenhausbau: El. v. 19. 8. 1920 (MBliV. S. 354). 

6 resverwaltung: Erl. v. 14. 11. 1919, baupolizeiliche Genehmigung 
von Bauten der Heeresverwaltung (MBV. S. 497). 

7 Herabſtürzen von Bauteilen: Erl. v. 8. 6. 1923, Schutzmaßnahmen gegen 
das H. v. B. (MBliV. S. 711). 

8 Hochhäuſer: Erl. v. 20. 2. 1927 — II 8. Nr. 306/27. —, Vorlage der 
Anträge für Hochhäuſer mit mehr als 6 Vollgeſchoſſen bei dem Miniſter. 

9 Hochofenſchlacke: Erl. v. 30. 4. 1924, betr. Verwendung von H. zur 
Betonbereitung (VM Bl. S. 221). 

10 Hochſpannungsleitungen: Erl. v. 3. 12, 1923, Baugenehmigung für die 
Errichtung von Gebäuden unter G. (BMBI. S. 522, MBliV. G 1211); 
Erl. v. 27. 11. 1929, BMBI. S. 1042, Befugniffe gegenüber — — 

11 Hohlſteine: Erl. v. 18. 11. 1923, Erl. v. 20. 10. 1924 — II 9. Nr. 635, 
Zulaſſung von H. für Brandmauern (BMBI. S. 522). 

12 Kalkſteine: Erl. v. 19. 4. 1920, Kennzeichnung der Kalkſandſteine (VMM Bl. 
S. 73); Erl. v. 11. 11. 1924, Schornſteine aus K. und Erſatzbauſtoffen 
(BMBI. S. 458). 

13 Kellergeſchoßwohnungen: Siehe Dachgeſchoßwohnungen. 

14 Krematorien: Siehe Feuerbeſtattung. 

1s Kunſtſteine: Erl. v. 30. 6. 1925, baupolizeiliche Zulaſſung von Chlad- 
ſteinen und ähnlichen Kunſtſteinen (Vom Bl. S. 280). 

16 Lehmbau: Erl. v. 28. 12. 1919, Merkblatt für die Lehmbauweiſe 
(MBV. 1920, S. 41); Erl. v. 2. 2. 1921, betr. Errichtung von Hohl- 
wänden im gewöhnlichen Lehmbau (Von Bl. S. 101). 

17 Leichenhallen: Erl. v. 12. 8. 91. (M. i. V. 139.) 

18 Lichtreklamen: Erl. v. 6. 10. 1930 — II C 1891 —, Gefährdung von 
Eiſenbahnſignaleinrichtungen. 

19 Lichtſpielanlagen: Siehe Buch „Lichtſpielhaus und Theater“ von Grieger. 

20 Liuftſchutz: Erl. v. 16. 3. 35 (M Bl. 534). 

21 Mahlmühlen: Siehe Amtsbl. 1918 S. 140 ff. 

22 Maſten für elektriſche Freileitungen: Erl. v. 22. 1. 1981 — II 6206/9. 
12. — ſtatiſche Berechnung der Maſten für elektr. Fr. 

23 Mineralölverordnung v. 24. 12, 30 (Amtsbl. 1931 S. 5). 

24 e ee rien Erl. v. 5. 4. 1922, Einrichtung von 
baulichen Anlagen in der Nähe von M. (MBV. S. 421), gilt auch für M. 
der Schutzpolizei; (Erl. v. 14. 7. 1925 und v. 21. 1. 1929). 

25 Nebenhof: Erl. v. 19. 8. 1920, Begriffsbeſtimmungen über Gruppen» 
hausbau, Reihenhausbau und N. 

26 rüfung der Baugefuche: Anweiſung v. 12. 2. 1901 (Amtsbl. Stück 5 5 

27 uchſchieber: Erl. v. 5. 12. 1921, baupolizeiliche Zulaſſung von R. 
(BMBI. 1922, S. 17). 

26 Reichsbahnbauten: Erl. v. 17. 5. 1926, Genehmigungspflicht und Baus 
N bei R. (Von Bl. S. 612); Erl. v. 16. 3. 1928, Genehmigung 
von Reichsbahnbauten und anlagen von R 
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Wichtige Beltimmungen 858 


Reihenhausbau: Erl. v. 19. 8. 1920, Begriffsbeftimmungen über Grup 1 
penhausbau, R. und Nebenhof (MBliV. ©. 354). 
Reklame: Erl. v. 20. 9. 1929 — II C 2856 — 8 Reklame. 
— 79 eiſerner Fachwerkwände: Erl. v. 2. 1. 1924 (BMBI. S. 43). 
Säle: Siehe Theater. 
Schlachthäuſer: 25. 11. 1910 (Amtsbl. S. 532). 
Schlackenſteine: Erl. v. 30. 6. 1925, Erl. v. 2. 12. 1926 — II 11. 1072 —, 
ES Zulaſſung von Sch. und ähnlichen Kunſtſteinen (BMBI. 
2803. 


er Erl. v. 14. 8. 1924, Schornſteine aus Betonkaminſteinen 7 
Von Bl. S. 535) und v. 9. 1. 1926 (BMBI. S. 119); Erl. v. 11. 11. 1924, 
chornſteine aus Kalkſandſteinen und Erſatzbauſtoffenz Erl. v. 26. 3. 1930 

und v. 3. 6. 1930, Standfeſtigkeit hoher, freiſtehender Schornſteine; Erl. v. 
17. 12. 1980, Erhöhung alter Schornſteine. 

Stahlhausbauten: Erl. v. 20. 12. 1929 — II C 3849. — 8 

Standfeſtigkeit: Erl. v. 11. 11. 1926 — II 9, Nr. 468 —, Haltefeile 9 
geficherter hoher Bauwerke (Antennenmaſte pp.). 

ee Berechnungen: Erl. v. 16. 10. 1928, betr. ft. B. der Förder⸗ 10 
gerüſte. Bekanntmachung v. 2. 8. 1928, Einrichtung einer ſtaatlichen Stelle 
für die Prüfung g B. in Berlin (Vom Bl. S. 217); Erl. v. 27. 4. 1929 
— II © 957 —, Gebühren der ftaatlidyen Prüfungsftelle. 

Strafen: Erl. v. 7. 2. 1928, gnadenwelſer Erlaß von Polizeiſtrafen auf 11 
dem Gebiete der 1 w 

Straßenzapfſtellen: Erl. v. 9. 1. 1931 — II C 2697 —, Hinweis auf 12 
Polizeiverordnung über Verkehr mit brennbaren Flüſſigkeiten. 


8 


Theater: Siehe Buch „Lichtſpielhaus und Theater“ von Grieger. 13 

Uferwege: Erl. v. 4. 10. 1920 — II 9, Nr. 514 —, betr. Freihaltung der 14 
Gee: und Fluguſer. 

Uberſchwemmungsgebiet (Bauten): 16. 9. 08 (Amtsbl. 341). 15 

Verdingungen: Verf. v. 7. 7. 34 (RB. 674), 2. 8. 34 (R. 768). 16 


Verſammlungsräume: Siehe Buch „Lichtſpielhaus und Theater“ von 17 


rieger. 

. Erl. v. 3. 1. 1921, den Erlaß . Bor: 18 
ſchriften und baupolizeilicher Beſtimmungen gegen die erunftaltung von 
Ortſchaften im Inbereſſe des Heimatſchutzes (NBV. S. 16); Erl. v. 29. 6. 
1923, F zum Schutze gegen verunftaltende Bauausführun⸗ 
gen (VMBI. S. 359). 

Wanderzirkuſſe: Erl. v. 1. 8. 1930 —II C 1530 —, betr. Gißgröfen; 
ſiehe Buch: „Lichtſpielhaus und Theater“ von Grieger. 

Windmühlen: Erl. v. 4. 8. 1922, betr. Abſtand der W. von Nachbar: 20 
4 . LMBI ©. 414). s 

ohnlauben: Erl. v. 17. 7. 1920, betr. Errichtung verbeſſerter W. 21 
(BMBl. S. 215). 5 

Zement: Erl. v. 27. 10. 1927, betr. Normenfeſtigkeiten gewöhnlicher und 22 
hochwertiger Z. (Bom Bl. S. 1037, berichtigt durch Erl. v. 1. 11. 1927.) 

Jegelhohlbauweiſe: Erl. v. 28. 7. 1925, betr. Z. (BM Bl. S. 319). 23 

ekusanlagen: Siehe Buch „Lichtſpielhaus und Theater“ von Grieger. 24 
b nen Erl. v. 18. 1. 1910, betr. den Schutz der Z., die bei Bauten 25 
eſchaͤftigt werden. (MBI. V. S. 32.) 


®rieger, Baupoligeiiide Vorſchriſten. 98 
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354 Rechtsmittel 


54. Rechtsmittel 


Gegen Verfügungen der Polizeibehörden (auch Strafverfügungen““)) findet, 
abgeſehen von den wegepolizeilichen 1. Ben 186 gemäß den §§ 45 bis 53 
des Polizeiverwaltungsgeſetzes vom 1. Juni 1931 (GG. S. 77) die Be: 
ſchwerde n ſtatt. Über die zuſtändige Beſchwerdeinſtanz ſowie den etwaigen 
Klageweg gibt folgende Überficht Auskunft Cf. Abſchnitt 55). 

Die Behörde, bei welcher die Beſchwerde oder Klage angebracht iſt, hat 
dieſelbe an diejenige Behörde abzugeben, welche darüber zu beſchließen oder 
zu entſcheiden hat. Der Beſchwerdeführer bzw. Kläger ift hiervon in Kennt: 
nis zu ſetzen. 

Die Friſt zur Einlegung der Beſchwerde und zur Anbringung der Klage 

egen die polizeiliche Verfügung ſowie gegen den auf Beſchwerde ergangenen 
ſcheid beträgt ſtets zwei Wochen.“ 


oe DRESDNER BANK 


stellt Ihnen ihre Dienste gern zur Verfügung 


55, Inſtanzenweg 


Überficht über den Inſtanzemweg gegen polizeiliche Verfügungen. 


I. Verfügung der Ortspolizeibehörde auf dem Lande und in kreisangehörigen 
Städten (8$ 45—51 des Polizeiverwaltunggeſetzes v. 1. 6. 31, GS. S. 77). 


Beſchwerde an den Klage beim Bezirks⸗ Reviſion beim Dber: 
Landrat verwaltungsgericht e verwaltungsgericht 


II. Verfügung der Landräte, ſtaatlichen Polizeibehörde und Ortspolizeibe horde 
in Stadtkreiſen. 


Beſchwerde an den | Klage beim Bezirks: | Reviſion beim Dber: 
Reg.⸗Präſidenten verwaltungsgericht de verwaltungsgericht 


287) Gegen poltzeiliche Strafverfügungen ift entweder die Beſchwerde oder der Antrag 
auf e Entſcheldung guläſſtg. Friſt in beiden Ber 2 Wochen. 
288) . Anm, aum . . 251. 
200 . Gef. fiber baupolig. Zuftändigfeiten vom 15. 12. 83 (bier abgedruckt S. 254). 

200) e Klage muß binnen swei Wochen bei dem Bezirksverwaltungsgericht oder Dber: 
verwaltungsgericht eingegangen fein. 812 O. B. G. 4. Senat vom 27. 6. 29.) 

rden über Verſa ng d e unterliegen ber Cutigeisen des 

ai räflbenten (vgl. A ber baupolizellihe Yuftänbigteit v. 15. 12. 33 Abſchn. 18 


Gewerbeauffihtsämter ; 355 


56. Verwaltungsbezirk der Hochbauämter 


ochbauamt Breslau 1 (Albrechtſtr. 319): Breslau Stadtkreis. 
ochbauamt Breslau 2 (Albrechtſtr. 31): Landkreiſe: Guhrau, Trebnitz, 


— 


Wohlau. 

Hochbauamt Breslau 3 (Albrechtſtr. 319): Landkreife: Breslau, Brieg, 
Neumarkt, Strehlen und Stadt Brieg und Domäne Poſeritz (Kr. 
Reichenbach). 

. e Glatze); Landkreiſe: Frankenſtein, Glatz, Habelſchwerdt. 

ochbauamt Oels“); Landkreiſe: Militſch, Namslau, Oels, Groß⸗Wartenberg. 

Hochbauamt Schmweidniß): Landkreiſe: Reichenbach, exkl. Poſeritz, Schweid⸗ 
nitz, Waldenburg und die Städte Schweidnitz und Waldenburg. 


57. Gewerbeaufſichtsaͤmter und ihr Geſchaͤftsbereich 2 


Breslau Stadt (Vorwerkſtr. 10): Stadtbezirk Breslau. 

Breslau Land (Vorwerkſtr. 10): Landkreſſe Breslau, Guhrau, Millitſch, 
Namslau, Neumarkt, Oels, Trebnitz, Wohlau, Groß- Wartenberg. 

Waldenburg: Stadt⸗ und Landkreis Waldenburg. 

Schweidnitz: Stadt: und Landkreis Schweidnitz. 

Reichenbach: Kreiſe Frankenſtein und Reichenbach. 

Glatz: Kreiſe Glatz und Habelſchwerdt. 

Brieg: Stadt- und Landkreis Brieg, Kreis Strehlen und Ohlau. 


58, Kreisfreie Städte 


Breslau, Brieg, Schweidnitz, Waldenburg. 


291) (Borftand: Reg.⸗Baurat Dr.-Ing. Müller.) 

292) (gar tand: Reg.⸗Baurat Heveke.) 
Vorſtand: Reg.⸗Baurat Fernhols.) 

204) (Borftand: Reg.⸗Baurat Spleßbach.) 

205 Der tand: Reg.-Baurat Herrmann.) 

200) (Borltand: Reg.⸗Baurat Haertel.) 


Kurt Schoeppe- Spezialbauſtoffe 


„Deraklith" — Leichtbauplatten - Tertanova' farbiger Trockenmörtel 


Beton- Drabtgewebe, Betondichtungsmittel und ⸗Schutzanſtriche 
Betonhartſtoffe 


Breslau 2, Hubenſtraße 2, Tor 6/ 1. Hof. Ruf 33785 
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A. 
Abbruch von Gebäuden 
68/2, 157/1, 1852, Abwäſſerarten 85/2. Aufgehende Wände 29/8, 


60. Alphabetiſches Sachverzeichnis 


(Die Zahlen geben die Seiten an.) 


208 / 8, 229/2, 288/3. 
214/1, 282/1, 307/1, Abweichen von dem Bau- 169/4, 198/8, 222/1. 


850/1. plan 5/6. Aufſetzen neuer Geſchoſſe 
Abfallſtoffe, Beſeitigung Andere Zuſtändigkeit für 350/4 


der 45/1, 141/1, 1789/1, Befreiung (Dispens) ſ. Aufzüge 62/3, 350/5. 


227/2. Befreiungen. Ausnuh barkeit, bauliche — 
Abnahme, baupolizeiliche Anforderungen für beſon⸗ der Grundſtücke 12/2, 


6/2, 7/1, 7/2, 117/2,| dere Arten von Ge-] 1211, 165/1. 


192/2, 850/2. bäuden 58/1, 147/2, |Auğenantennen 827, 
Abortanlagen 43/1, 62/2,| 182/1, 212/2. Außſenreklame, äußere Ge⸗ 

101/2, 140/2, 178/2. Anſiedlungen, Geſetz betr,| ftaltung 46/2, 108/1, 
Abſcheider 97/1, 98/1. Gründung neuer — 260.| 179/3, 208/1, 850/6. 


Abſtand der Vordergebände Anſiedlungsgenehmigung 


von der Straße (Bau- 4/1. B. 
fluchtlinie) und vonein⸗ Anzahl der Bauvorlagen Bäckerwerkſtätten 59/1. 
ander 10/2, 24/1. 24/3, 5/1. 

127/2, 127/8, 166/1, Anzeigepflicht 3/5. 224/8, 828. 

167/1, 2, 195/2, 220/1. |Arbeiterfürjorge 68/2, Badeanſtalten 350/7. 


Abſtand der Gebäude von 66/1, 149/8, 155/1, |Babdecinrihtungen 94/4, 


den Nachbargrenzen 24,1,| 218/2, 281/8, 350/8. Baderäume 48/1. 


126/1, 126/8, 128/1, Aſche ſ. Abfallſtoffe. Bahnen, Abſtand der Ge⸗ 
166/2, 167/3, 195/2, Aufenthalt, Räume zum] bäude von — 11/6—11. 


219/4, 220/8. dauernden — von Men«| 196/38, 


Kleinwohnungsbauten 


Eigenheime 
zweistöckige Siedlungshäuser 
mehrstöckige Mietshäuser 


finanziert durch Hergabe von Zwischenkrediten 
und Besorgung von Hypotheken das bekannte 


Privatbankhaus 


Eichborn & Co 


Breslau 1, Blücherplatz 13 


Abwäſſer, gewerbliche 98/4, ſchen 48/1, 144/1, 180/2, 
41/2. 


Backöfen 148/3, 4, 203/1, 


Se 


Alpbabetiſches Sachverzeichnis 


Bauantrag und Bauvor- Baugeſuche — 


lagen 115/8, 160/8, 
190/4, 217/2, 850/8. 


Bauanzeige 1/1, 8/5 4/4, Bauklaſſen 1: 


114/1, 189/1, 
218/2, 


Bauentwürfe 850/9. 


159/2, 


Bauflucht, Abweichen von Bauklaſſen 8: 


der — 12/1. 


Baufluchtlinie, Abſtand der Bauklaſſen 4: 


Vordergebäude von der 
— 10/2, 18/8. 


Baufluchtlinie, Vorfchriften | Bauflaffen 6: 


bei Vorhandenſein einer 
— 10/2. 

Baufluchtlinie, Vorſchriften 
bei Fehlen einer — 12/1. 

Baugebiet 215/1. 

Baugenehmigung, baus 
polizeiliche Erlaubnis 
1/1, 112/1, 112/2, 118/1, 
117/1, 158/1, 162/1, 
188/1, 192/1, 850/10. 

Baugenehmigung bon 
Baflerleitungs » Anlagen 
102,2. 

Baugerüſte 150/1. 


Prüfung 
352/26. 


Bauklaſſen, allgemein 123/1, 
16/1, 69/1, 


125/1. 
Bauklaſſen 2: 16/2, 69/2, 

125/2, 
17/1, 70/1, 

125/8. 
19/1, 70/2, 

125/4, 
Bauklaſſen 5: 20/1, 71/1. 
(Bauſtaf⸗ 


feln) 22/1, 72/1. 
Bauklaſſen, Grundſtücke in 
mehreren — 18/1 
Bauklaſſen, pol. Verordn. 
über die Einteilung nach 
Bauklaſſen 128/2, 
Baukontrolleur, Muſter 
einer Dienſtanweiſung 
für — 316. 
Baukontrolleur, Vorſchrif⸗ 
ten über die Beſtellung 
von 815, 350/11. 
Bauliche Schäden 350/12. 
Baulücken 350/18, 


SRR 


BRESLAU-Rufs3019 | 
Schweidnitzer | 
Stadtgraben 10 


Gartengestaltung 
neuartige Wintergär- 
ten, alpine Steingärten 


Eigene Gärtnerei 


Kakteen- 
u Ordiideenkulturen 


feine moderne 


| 
Atelier fur | 
Í 
Blumenbinderei 


Hochzeits- und 
Talelschmuck 


Hubert 


schöner durch 
bunte breite Krause - Schirme 


Baupolizeiliche Abnahme 
162/2, 192/2, 218/8. 
Baupolizeil, Beſtimmungen 
über Feuerſchutz 296/1. 

— Gasanlagen 808/1, 

Baupolizeiliche Forderung 
für Baupolizeigebühren 
350/14, 852/1. 

Bauſchein, Erteilung des 


— 6/1, 117/1, 162/1, 
192/1. 

Bauten des Reiches, 
Staates uſw. 8/6, 114/2, 
159/8, 190/8, 198/2, 
852/28, 


Bauten, geſchichtlicher pp. 
Bedeutung 350/15. 

Bauten in Holz 291/2. 

Bauvorlagen und Baus 
antrag 4/4, 115/8, 160/8, 
190/4, 

Bauwege 68/1, 156/1. 

Bauweiſe 350/16. 

Bauzäune 150/1. 

Bauzeichnungen 4/5, 5/2, 
5/5, 217/8. 

Bauzonen 128/1. 


Park- 
und Garlen- 
Anlagen werden 
große 


Preisliste 
bitte anfordern I 


| 


A A > 


d 
f 
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859 


Bauzonen Pol.⸗Verordn. 
über die Einteilung nach 
— 12372. 

Beanfprudungen bei Hoch⸗ 
bauten 2 

u 851/1, 

Bebürfnisanſtalten 62/2. 

Befreiungen u. Ausnah⸗ 
men (Dispenſe) 7/8, 
119/1, 168/1, 198/8. 

Behälter für Abfall, Aſche 
45/1, 141/1. 

Belaftungen — bei God- 
bauten 274, 275, 851/2. 
enutzungsart, Verän⸗ 
derungen in den baus 
lichen Anlagen 851/8. 

Benzinabſcheider 97/1. 

Bergbauſchäden 851/4, 

Berutagenolfenfdaten 


gelten 252, 253. 
Beſondere Arten von Ger 
bäuden 58/1. 

Betonbauten 851/6 

Betrieb von Entwäſſe⸗ 
rungs Anlagen 106/2, 

Bewäſſerungsanlage, Baus 


vorlagen für eine — 
107/1, 
Bezirksſchornſteinſeger⸗ 
meiſter 851/7 
Bidets 94/4. 
Bligableiter 41/1. 
Blockhäuſer 58/1, 147/1, 
Brandmauern 81/1. 


1238/2, 126/2, 182/1, 
166/1, 168/1, 170/1, 
199/8, 228/1, 851/8. 
Brennbare Flüſſigkeiten 
851/9, 

Brücken 3/4. 

Brunnen 39/1, 105/1. 


Bürohäuſer 351/10. 
C. 


D. 
Dächer 82/2, 188/1, 171/2, 
201/1, 228/3. 
Dachgeſchoß 13/6, 14/12, 
122/2, 851/11. 
Dachhaken 348. 

Dads u. Kellerräume 
181/1, 210/1, 280/1. 
Dachwohnungen 50/1 
51/% 145/1, 

280/1. 


Sie fparen bei uns und geben 
den ſchaffenden Volksgenoſſen 
Kredit und Arbeit 


Breslauer 


Blumenſtraße 8 


210/1, 


Decken 32/1, 182/2, 171/1, 
200/1, 228/2, 
Denkmäler 851/12. 
Dispenſe, fiche Befreiun⸗ 
gen. 
Drainagen 96/8, 
Droſſelklappen 851/18, 
Düngerſtätten 45/1. 
Durchfahrten, Abmeſſun⸗ 
gen der — 9/1, 9/2, 
9/8, . 


Gegrundfäde 18/2, 125/5, 
129/8, 


Einfamilienhäufer 62/1, 
145/2, 181/2, 210/2, 
Einfriebigung der Grund» 
jtüde 47/1, 180/1, 208/2, 

229/1, 288/2. 
Eiſenbauten, Schutz der 
306, 


Arbeiter 809. 
Eifenbetonbauten 
851/6. 
Eisſchränke 95/8. 
Elektr. Anlagen u. Blip- 
ableiter 41/1. 
Elektr. Freileitungen 
351/14, 852/22. 


Bankverein 


E. G. m. b. H. 
Gegründet 1890 
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Entwäſſerung 178/1. F. 
Entwäſſerungspflicht 85/1, | Fabrikbauten 62/2, 62/4, 
86/1 


Fleiſch⸗ und Wurſtmacher⸗ 
werkſtätten 60,1. 


149/1, 184/1, 212/4, Fluchtliniengeſetz 266, 
Entwäfferung und Beſei⸗ n eiferne Fiat 351/19. 
11/1 20005 EIN Feld- und Forſtpolizei⸗ Forſtpolizeigeſetz 259. 
A ? g | geſetz 259, Freiflächen 14/5, 121/1, 
Entwäflerungsanlagen, Feldziegeleien 148/1. 129/5. 
Anſchluß der — an Fenſterflügel u. släden Fußböden 132/2, 
ſtädt. Zweigkanal 89/1. | 11/12, 
— Ausführung der — Feſtigkeitsberechnungen G. 
88/1, 88/2, 5/8, 218/1, 851/16, Garagen, ſ. Kraftwagen⸗ 
— Bauſtoffe für — 91/3, Fettfüänge in Entwäſſe⸗ ſtände. 
108/2, rungsanlagen 96/2, Gärtneriſche Behelfsbau⸗ 


— Bauvorlagen für — Feuerbeſtändige Bauweiſe 
86/2. | 


28/2, 129/6, 197/2. 
— Abnahme von — 8878, heei iiri r Bauweiſe 
an | 129/6, 197/2 
„ eNNhe ber — Jeuerbeſtattungsanlagen 
351/16. 
ER der Leitung von — geuerſic cherheit 169/1. = 
. Feuerſtätten 4/2, 85/1, 
— lichte Weite, Gefälle 185/1, 178/1. 202/2 
der Leitung von — en x 3 
te 90/3, 108/1. 3 Feuerſchutz 180/4, 296, 
— Lüftung der — 9172. 851/17. 
— Polizeiverordnung bes /Filme aus Zellſtoff, 


treffend — 85. Räume für — 62/1. 


„Senking“- Herde / 


ten 3/12, 159/1, 851/21, 
Gasabzugsrohre 187/2. 
Gasanlagen 8083/1, 
Gasöfen 351/20. 
Gasleitungen 40/1, 48/8. 
Gaſtwirtſchaften 62/2, 
Gebäude, beſondere Arten 
von — 58/1. 
Gebäudehöhe 25/1, 128/8, 
168/2, 197/1, 221/1. 
Gebäudeſockel, Geſimſe 
10/8. 
Gebrauchsabnahme 
118/2, 198/1, 


711, 
282/8, 


Gasherde 


Siedlungsherde/ Elektroherde 
Dauerbrandöfen 


Sanitäre Anlagen 
Badeeinrichtungen / Klosettanlagen 


Beier. Olowinsky 


Breslau I + NUR Herrenstr. 31 am Blücherplatz » Ruf 57 654 
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we, 


Gebrauchsabnahmeſchein [Grundwaſſerableitungen 
7/1 96/8 


Geflügelſtälle 8/8, Gruppenhausbauten 852/5, 

Gebühren 852/1, 853/1, 

Geflügelſtallungen 352/2, 

ee der Baus H. 
ordnung für ſtadtähnl. Haupthähne bei 

Landgemeinden 186/8. leitungen 104/2, 
— für das platte Land 215, Heeresverwaltung 352/6. 
Genehmigung, weitere Herabſtürzen von Bau- 
B 160/2. teilen 852/7. 

rau 4/1, i i 2 7 
Geruhäverfihtüne 02/8. 1304. uude 28/1, 127/1, 
Gerüſte 1501. Hochbauämter 855/1. 
Geſchüftsgebiet 215/1. Hochbauten, Sicherheits: 
Geihäftshäufer 62/8. maßnahmen bei — 64/8, 
Geſchoßgahl 13/5, 195/1,|Vohbäufer 852/8. 

219/38, Hochofenſchlacke 852/9, 
Gewächshäuſer 3/1, 859/8, i e 
Gewerbe i 112/3, 852/10. 

an Hoſentwäſſerung 96/1. 
Gewerbegebiet 215/1, 


Höhe der Gebäude in den 
gewerbliche Zwecke, Räume 


Waſſer⸗ 


Bauklaſſen 25/1, 27/28, 
für — 2/2, 8/7, 852/4. Hohlſteine 352/11. > 
Grudekoksbfen 85/3, Hölzerne Umfaſſungs⸗ 


Grund- wände 30/7. 
29/2, a 16000 Holzhäuſer, Blockhäuſer, 
198/2, 221/30. Wohnlauben 58/1, 147/1. 
Grundſtücke, bauliche Aus. 9 


nutzbarkeit der — 194/1, > 
219/2, Inſtanzenweg 854/2, 
Grundſtücksgrenzen, Wers 

änderung der — 68/4, K. 
Grundſtücke, Zugänglich⸗ Kaltſteine 852/12. 

keit der — 8/1, 219/1, Kellerfenſter, Lichtſchächte 
Grünfutterſilos 189/2, vor — 11/4. 


Kellergeſchoß 
122/1. 
Kellermauern 29/2, 180/2, 

169/8, 198/2, 
Kellerräume 181/1, 
Kellerſtufen, vertiefte 11/8. 
Kellerwohnungen 51/1 

145/1. 
Klärgruben 99/4. 
Kleinhäuſer 52/2, 

1467/1, 210/2. 
Kleinſiedlerſtellen, Polizei⸗ 

verordnung über die 

Errichtung vorſtädtiſcher 

282/2. 


18/5, 14/2, 


145/2, 


Kleinſiedlergebiet 215/1. 

Konditorwerkſtätten 59/1, 
828, 

Kraftwagenſtände 337, 

Kraftfahrzeuge 887. 

Krafträder 347. 

Krankenanſtalten 
830, 

Kunſtſteine 352/15, 858/6, 


L 


62/8, 


Lage der Gebäude 8/1, 
10/2, 119/2, 164/1, 
198/4. . 

Lagerhäuſer 62/2, 

Landwirtſchaftliche Sied- 


lungsbauten 217 
Lehmbau 352/16. 
Leichenhallen 352/17. 
Lichtreklame 352/18. 
Lichtſchächte 11/4, 

142/1, 179/2, 


46/1, 


Josef Thiel, Wohlau, Bezirk Breslau. Ruf Wohlau 94 


Klinker, Verblender, Radialsteine, rot, gelb, dunkelfarbig 
Röseler-Dockensteine, poröse Hohlziegelaller Systeme. - Lie- 


ferte in Breslau dieRohbausteine zum Postscheckamt, Feldstr., den 
Erweiterungsbau des Amts- und Landgerichts, Graupenstr. u.a. m. 


Josef Thiel, Breslau 23 


Bohrauer Straße 109. Ruf Breslau 35824. 


Fabrikschornsteinbau u. Feuerungsanlagen 
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Lichtſpielbetriebe 
852/19, 
Luftidut 852/20. 
M. 
Mahlmühlen 852/21. 
Maſchinelle Einrichtungen 
147/8. 
Mauerſtärken, Beſtimmun⸗ 
gen für — 80/8, 180 /. 
Mauervorlagen 11/1. 
Mindeſtdruckfeſtigkeit 
Mineralölverorbnung 
852/28. 
Mittelhäuſer 52/8, 145/2, 
Munitionsaufbewahrung 


62/8, P. 

Pißorte 95/1, 101/2. 

polizeiliche Genehmigung, 
weitere — 8/6, 115/2. 


Quergebäude. 
— 28/1. 


Höhe der 


N. 
Rabitzdecken 294/2, 
Räucherkammern 

228/1. 
Näucherofen 61/1, 
Rauchrohre 35/2, 185/2, 

178/2, 203/2, 225/1, 


Naudicdieber 852/27. 


207/1, 
289, 


859/5 Räume zum dauernden 
PAPE, Aufenthalt von Men⸗ 
N. ſchen 48/1, 144/1, 180/2, 
Nachbargrundſtück, Schutz! 208/8, 229/2. 
des — 64/2. Rechtsmittel 854/1. 


Regelung der 
215/1. 
Negenfallrohre 92/2. 


Nebenhöfe 852/25, 
Niederſchlagwaſſer 99/1. 


Bebauung 


O. Reichseiſenbahnanlagen 
Öl- und Benzinabſcheider“ f. Bauten des Reiches 
9771. uſw. 
Ofſfentliche Einrichtungen, Reichsgewerbeordnung, 


Sicherung 68/8, Beſtimmung der — 


Reihenhäuſer 858/1. 

Reinigungsvorrichtungen 
bei Entwäſſerungs-Lei⸗ 
tungen 98/1. 

— der Kläranlagen 101/1. 

Reinwaſſerleitung 104/8. 

Reklame 108/1, 858/2, 

Reklamebeirat 2/5, 

Neflameidilber 5/1. 

Reklame an Eifenbahnen 
uſw. 326. 

Ninneifen 348. 


Rohbauabnahme 162/2, 
6/8, 118/1, 
Rückſtauverſchlüſſe 98/2. 
S. 


Säle, ſ. Theater. 
Schachtöffnungen 11/5, 
Schankwirtſchaften 62/2, 


Scheidewände 80/12, 
222/4, 
Scheunen 148/5, 211/1, 
280/2, 


Schlachthäuſer 858/4. 
Schloſſereien 212/2. 


Schmieden 147/4, 212/2. 


258. Schmut 64/1, 


Fugen John Wiliam Se 


Parkettfabrik 


Linoleum- Handlung Estrich-Unterböden 
Ausführung fachmännischer Verlegearbeiten 


Breslau 26 


Meineckestraße 44 
Sammel-Ruf 44141 


Bahnstation Breslau-Schottwitz - Anschlußgleis Parkeltlahrik 


Schneeſang 348. 
Schornſteine 36/1, 37, 
186/1, 174/1, 204/1, 
225/2, 281/1, 858/7, 

— Erhöhung alter — 
291/1. 

Schutz landſchaftlich her⸗ 
vorragender Gegenden 
324, 826, 
Schutzmaßregeln bei der 
Ausführung von Ger 
bäuden 63/2, 149/8, 


185 / 1, 218/2, 2817/8. 
Schuthvorrichtung bei Bau- 
ten, Polizeiverordnung 
über — 807/2, 809, 
Seitenflügel, Höhe der — 
26/1. 


Senkgruben 99/8, 

Sicherheitsmaßnahmen, 
allgemeine — 154/2. 

— bei Hochbauten 64/8, 
154/2 


Sidergruben, í. 


t Vers | 
fiderungsanlagen, 
Siedlungsbauten, land⸗ 


wirtſchaftliche — 217/1. 
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Siedlung, Abſtand der 
Gebäude 127/8, 167/2. 

Silos für Grünfutter 
189/2, 

Speicher 184/1. 

Spülaborte 95/1. 

Spülvorrichtungen bei 
Entwäſſerungsanlagen 
94/1. 

Stahlhauthäuſer 181/8. 

Stallentwäſſerungen 94/2. 

Standfeſtigkeit hoher 
Schornſteine 290, 858/9. 

— fliegender Bauten 292/1, 

Standſicherheit 29/1, 180/1, 
169/2, 198/1, 221/2. 

Starkſtrom⸗Freileitungen 
294/1, 

Statiſche Berechnungen 
272, 858/10, 

Staub 64/1. 

Steineiſendecken 306. 

Strafen 858/11. 

Straße, Abſtand der Vor- 
dergebäude von der — 
10/2, 

Straßenbreite, 
129/2. 


11/14, 


303 


Straßenzapfſtelle, Geneh⸗ 
migung von — 321, 
858/12, 

Straßenzapfſtelle, Grund» 
fäbe für Errichtung von 
— 322 

T 

Theater 62/8. 

Tiefbauten 65/1, 

Treppen 88/1, 184/1, 


172/1, 202/1, 224/1, 848, 
Triebwerke 148/2. 
Türflügel 11/18, 


U. 
Überſchwemmungsgebiet, 
Bauten im 4/8, 358/15. 
Uferwege 358/14, 
Umfaſſungswände 
198/8. 
Umfaſſungswände, hölzerne 
199/1, 222/8, 


Beränberungen der Grund⸗ 
ſtücksgrenzen 68/4, 157/8, 
186/2, 214/8. 


181/1, 


H. R. Heinike - Breslau 


Kaiser-Wilhelm-Straße 32 » Ruf 36061 


Schornstein- a Feuerungsbau 


und alle feuerungstechnischen Arbeiten 


Beratung - Entwurf - Ausführung 


50 jährige Facherfahrung 
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Veränderungen in der Be- Vororte von Breslau 111/1. 
nutzungsart baulicher An⸗ Vorſpringende Treppen⸗ 
lagen 2/1 ff. ſtufen 11/2, 

Berbingungen 853/16, Bortreten einzelner Baus 

Berkehrslaſten 282/1, teile vor Baufluchtlinie 

Verlegungen der Waſſer⸗ 10/8. 
leitungen 102/4. W. 

Ver ſammlungsräume, öf- Wände, aufgehende 29/3, 
fentl. — 62/8, 858/17, | 180/3, 169/4, 198/3, 

Verfiderungsanlagen 4/2, 199/2, 222 /1. 

100/2. Wanderzirkus 853/20. 

Berſorgungsleitungen bei Waren- und Geſchäfts⸗ 
Kleinſiedlungen 2833/1. häuſer 62/8. 

Berunſtaltungsgeſen 319, Waren- und Gejhäftshäus 
858/18, | fer, Roligeiverordn. üb, 

Verzeichnis der mit Bres. d. Bau von — 285/1. 
lau vereinigten Gebiete Warmwaſſerbereitungs⸗ 
110, Anlagen 105/2, 3, 106/1, 

Viehſtälle 68/1, 149/2, 188/1, 176/1. 

184/2, 218/1, 281/2, Waſchplätze 99/1. 

Vollgeſchoß 13/5, 122/8, Warsitücenentmäfterung 


Vordergebäude 25/2, 126/4, | 94/8, 
129/1, Waſſer, Beſchaffung des 
Vorgärten 5/4, 47/1. — 1088, 


143/1, 2, 8, 180/1, 208/2, | Waſſerbehälter 95/8. 

Vorhandene bauliche An- Waſſerleitungen, 
lagen 68/8, 
214/2. 


Bauge⸗ 
nehmigung von — 
102/2, 


157/2, | 


Ruf 53190/1 


P. u. J. 


Lie 


nitz :: 


ausEisenblech bis 5 mm Stärke, auch verzinkt 
und verbleit, in allen Ausführungen liefert 


H+-Bertrams A.G. 


Blechröhrenwerke — Werk Breslau 
Breslau 6, Märkische Str. 58 


Brendel 


Inhaber: Phil. Brendel und Jos. Brendel, Ingonieure 
Mitglied der Reichsfachschaft der Sachverständigen 


Breslau 21, 6räbschener Str. 


Waſſerleitungen, Bauſtoffe 
der — 108/2, 104/1. 
Waſſerleitungen, Lichte 
Weite der — 108/1. 

Waſſermeſſer 104/2, 

Waſſerverſorgung 89/1, 
189/1, 177/1, 206/1, 
227/1. 

Werbemittel 108/1. 

Windmühlen 212/8, 353/20, 

Wohngebäude, Tiefe der — 
18/4. 

Wohngebiet 215/1. 

Wohnhaustreppen 348. 


Wohnlauben 58/1, 147/1, 
858/21. 

Wohnlauben, Polizeiver⸗ 
ordnung betr. Errich⸗ 
ten von — 288/4, 
Wohnungen, ſelbſtändige 
144/2, 

Wrafenrohre 137/1. 

8. 


Zement 353/22. 

Zentralheizungen, bauliche 
Vorkehrungen 36/1, 
188/1, 176/1, 


120, Ruf 80192 


— ee 
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Ziegelbau 858/28. Zufahrt zu abliegenden |Zugtiere 353/26, 

Zirkusgebäude 62/3, 853/24,| Grundſtücken 9/1. Zuſtändigkeit für Ber 

Bobtengebirge, Rolizeiver- Zugänglichkeit der Grund»! ſchwerden 252, 254, 260, 
ordnung betr. Schutz] ſtücke 8/1, 119/2, 164/1, Zwiſchenwände 181/1, 
des — 324. 193/4, 219/1. 181/2 


Aufzüge 


für Personen, Lasten 
Speisen usw. 
Krane und Winden 


Breslauer Aufzug - Fabrik 


Wilh. Kolbe 


Breslau 28, Hubenstr. 64 
Fernsprech. 32687 u. 878 94 


\ perben? JH FA.Knolhe 


Schweldniker 8 17/8 U, 


61. Verzeichnis der Ankündiger 


Au ft Richard & Co., geſundheitstechn. und Heizungsanlagen, Breslau 18, Neus 
borfitr, 84 a. 

Bartſch Granitwerke G. m. b. H. Striegau, Breslau 13, Opitzſtr. 2. 

Beier & Olowinsky, Herde und ſanitäre Anlagen, Breslau 1, Nur Her⸗ 
renſtr. 81, am Blücherplatz. 

Bertrams Hch., A.⸗G., Schornſteine, Breslau 6, Märkiſche Str. 58. 

Birkner Erich, Inſtallateurmeiſter, Breslau 16, Stieglitzweg 20. 

Brehmer & Minuth, Druckerei, Breslau 2, Tauentzienſtr. 29, 

Brendel, P. u. J., Zentralheizungsbau, Breslau 21, Gräbſchener Str. 120. 

Breslauer Bankverein E. G. m. b. H., Breslau, Blumenſtr. 8. 

Breslauer Neueſte Nachrichten, Breslau, Weidenſtraße. 

Burgemeiſter, A., Gas-, Be- und Entwäſſerungsanlagen, Breslau 10, 
Roſenthalex Str. 11/18, 

David & Schubert, Marmor- und Kunſtſteinwerk, Breslau, Matthiasſtr. 209. 

Deubag, Deutſche Baubedarfs⸗Geſellſchaft, Breslau 8, Tauentzienſtr. 185, 

Dresdner Bank. 

Eichborn & Co., Privatbankhaus, Breslau 1, Blücherplatz 18. 

Eppner, A. & Co, Turmuhren⸗ und Kontrolluhrenfabrik, Breslaul, Königsſtr. 1. 

Ertka⸗Laden, Crita: und Ideal⸗Schreibmaſchinen, Breslau 5, Tauentzienſtr. 14. 

Faulhaber, Th., Ladenbau, Innenbau, Leuchtbau, Breslau 8, Kloſterſtr. 18. 

Freeſe, Heinrich, Jalouſien, Breslau 5, Siebenhufenerſtr. 66. 
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liefert preiswert Großformatige Hohlziegel 


für gut isolierende, massive Wände, welche 
bei 25 cm starken Außenwänden ausreichen- 
den Wärmeschutz für Wohngebäude 
bieten. Ferner 


Mauersteine, Brunnensteine, 
Deckensteine aller Art, 


hochporöse, nagelbare Zwischenwand- 
platten, Hohlsteine, porös und unporös, 
Klinker, Verblender 
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Rleine Bauftoffkunde 


Von Dr.-Ing. Diedrich Dieckmann 


o. Proſeſſor an der Techniſchen Hochſchule Braunſchweig 


26 Abb. 2 Kunſtdrucktafeln - VII, 279 Seiten 
Text. 8°. 1936. Geheftet Rm. 6,50 - In Ganz⸗ 
leinen geb. Rm. 8,— 


Aus dem Inhalt: 


Eiſen und Stahl, Gußeiſen, Stahl, Härtbarer 
Stahl, Bearbeitung, Eiſen und Stahl als 
Handelsware, Roſtſchutz. Nichteiſenmetalle, Zink, 
Kupfer, Blei, Zinn, Aluminium, Nickel, Legie⸗ 
rungen. Waſſerglas. Glas. Silikofluoride (Fluate). 
Kitt, Leim, Kleiſter. Linoleum. Tapeten. Stroh 
und Rohr. Malerfarben. Teer und Asphalt. Mörtel 
ſtoffe, Luftmörtel — Bindemittel, Waſſermörtel — 
Bindemittel, Sand, Waſſer. Mörtel. Künſtliche 
Steine, ungebrannte Steine, einſchließlich Eſtriche, 
Beton und Stahlbeton, Gebrannte Steine. Mauer⸗ 
werk. Natürliche Steine. Holz, Aufbau und Eigen⸗ 
ſchaften, Schädigungen, Schützen des Holzes, Holz 
als Handelsware, Holzarten. 


Friedr. Vieweg & Sohn, Braunſchweig 


Aus dem Vorwort: 


Der Ruf „Mehr Kenntnis der Bauſtoffe“ iſt 
ſchon oft ertönt, aber immer ſchnell wieder ver⸗ 
ſtummt. Der Grund dafür iſt nicht etwa, daß 
genügend Kenntniſſe in die Bauwelt eingedrungen 
wären, ſondern der, daß man den Männern vom 
Bau etwas vorſetzte, was mit dem Bauen herz⸗ 
lich wenig zu tun hatte. 


Das vorliegende Buch will die Kenntnis der 
Bauſtoffe nach vielen Richtungen hin vermitteln. 
Das ift ohne naturwiſſenſchaftliche Grundlage 
nicht möglich. Deshalb ijt alles naturwiſſenſchaft⸗ 
lich unterbaut, ohne daß aber mehr Natur⸗ 
wiſſenſchaft hineingebracht wurde, als unbedingt 
nötig iſt. Zum Bauen gehört immer Erfahrung. 
Es iſt jedoch ſehr verſchieden, in welcher Zeit 
ſich der Einzelne die notwendigen Erfahrungen 
verſchafft. Nur wer genügend theoretiſch aus⸗ 
gebildet iſt, kann Erfahrungen, die er an einer 
Stelle gemacht hat, auch auf andere anders⸗ 
artige Fälle übertragen, während der nicht 
genügend Vorgebildete ſeine Erfahrungen immer 
nur auf genau gleichliegende Fälle an⸗ 
wenden kann. Die Betrachtung der Bauſtoffe 
von den Naturwiſſenſchaften her ſoll zum ſelb⸗ 
ſtändigen Denken anregen, dabei die Auswer⸗ 
tung von Erfahrungen erleichtern und die Mög⸗ 
lichkeit zum Fortſchritt im Bauweſen geben. 


So ift jetzt die „Kleine Bauſtofftunde“ entſtanden. Sie will dem Bauenden wie 
dem Studierenden helfen; ſie iſt weder für den Herſteller irgendwelcher Bau⸗ 
ſtoffe noch für Prüfingenieure und erſt recht nicht für Naturwiſſenſchaftler 
geſchrieben, ſondern nur für die Leute vom Bau. 


langer Zeit nicht carboniſiert ſei. Die außen ſitzende, bereits carboniſierte 
Schicht des Kalkes verhindert das Herausquellen des noch weichen, 
innen ſitzenden Mörtels. Die Mauerwerksfeſtigkeit iſt beim Kalkmörtel 
deshalb nicht jo Hein, daß die heute zugelaſſene niedrige Belaſtung gerecht 
fertigt iſt. 

Volles Ziegel- oder Kalkſandſteinmauerwerk, das trocken mit etwa 
1800 kg / bm Gewicht anzunehmen ift, wiegt naß 2500 kg. Das mechaniſch 
aufgenommene Waſſer verdunſtet allerdings überraſchend ſchnell. Bei 
Verſuchen konnte feſtgeſtellt werden, daß völlig mit Waſſer geſättigte Steine, 
die an fünf Seiten dicht mit Dachpappe umhüllt waren, und deren Kopf- 
ſeite allein frei war, ſchon nach 8 Tagen das Gewicht wieder hatten, was 
ſie vor dem Einlegen in Waſſer gehabt hatten. Wieviel Waſſer in der Bau⸗ 
zeit in ein Mauerwerk hineinkommt, ſei es durch Regen oder durch beab- 
ſichtigtes Näſſen der Steine, das ſpielt für die Feuchtigkeit des fertigen 
Baues gar keine Rolle (ſ. S. 148). : 

Ein aus Mauerſteinen errichtetes Mauerwerk ſchwindet durch 
das Trocknen des Mörtels etwa um ¼ bis ½0 der Höhe. Das ift immer- 
hin ſoviel, daß es bedacht werden muß. 


Häufig zeigt Mauerwerk Ausblühungen. Die gefährlichſte ift 
der Mauerfraß. Er wird hervorgerufen durch Salpeter. Wenn 
organiſche Stoffe, die ſtickſtoffhaltig find, wie Urin (f. S. 196), in das Mauer- 
wert kommen, jo werden fie durch gewiſſe Bakterien, die vom Winde überall 
hingetragen werden, und die deshalb überall gegenwärtig find, in Nitrate 
umgewandelt. Da im Mauerwerk überall Kalk vorhanden iſt, bildet ſich 
der zerfließliche Kalkſalpeter (f. S. 144). Durch immer wiederholtes Löſen 
und darauffolgendes Auskriſtalliſieren werden die Porenwände von Stein 
und Mörtel allmählich mehr und mehr zerdrückt. Die Mauer zerfällt. Der 
beſte Schutz gegen Mauerfraß beſteht darin, daß man das Eindringen von 
Urin, Jauche, Gartenfeuchtigkeit und dergleichen in das Mauerwerk durch 
Dämmſchichten verhütet (. S. 90). Kommt troßdem Mauerſraß vor, 

as durch die auf S. 196 beſchriebenen Unterſuchungen feſtgeſtellt werden 
in fo muß man nachträglich für Abdämmung der gefährlichen Flüffig- 
iten ſorgen. Steine, die mürbe geworden find, müſſen ausgewechſelt 
werden. Schlechter Putz wird abgekratzt, dann wird das Mauerwerk mit 
a Waſſer gut abgefpült. Nach gründlichem Trocknen, wobei unter 
mſtänden eine Lötlampe helfen muß, wird auf die Mauer ein Anſtrich 
Hi dünner Aſphaltlöſung gebracht. Nachdem der feft und trocken geworden 
a erfolgt ein zweiter Anſtrich mit einer dickeren Aſphaltmaſſe, und in diefe 
K ſofort grober Sand geſtreut. Nach dem Feſtwerden des zweiten 
uſtriches kann neu verputzt werden. Die Sandlörner halten den Putz 
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Trachyt: Die Sanidinkriſtalle verwittern leicht. Je heller der Stein, 
deſto mehr Sanidin enthält er. 

Baſalt: Sonnenbrenner zerfallen. Verdacht beſteht, wenn in den 
Bruchflächen grobe Höcker, weiße oder roſtbraune Flecke ſind. Die Flecke 
werden beſonders deutlich, wenn der Stein eine viertel Stunde lang in 
kochender Salzſäure liegt. 

Vullaniſche Tuffe: Schädlich ift Kallgehalt. 

Sandſteine: Man ſtelle zuerſt die Art des Bindemittels feft. Kalt als 
Bindemittel ift durch Auftropfen von Salzſäure leicht feſtzuſtellen. Er 
mahnt zur Vorſicht. Wenn der Stein nach dem Anhauchen tonartig riecht, 
mithin Ton im Bindemittel ift, ſtelle man die Waſſeraufnahmefähigkeit bei 
einfacher Waſſerlagerung feſt. Sie darf nicht über 7 v. H. betragen, und 
zwar nach Gewichtsteilen. 

Man ſchlage ferner mit der breiten Fläche eines Hammers ſo lange 
auf einen kleinen Sandſteinquader, bis er zerſpringt. Man achte darauf, 
ob ſich in den Bruchflächen Anhäufungen von Glimmerplättchen befinden. 
Sie würden ein ſchlechtes Zeichen ſein. Tongallen und Schwefellies ſollen 
bei einem guten Sandſtein fehlen. 

Dachſchiefer: Beim Dachſchiefer ſollen die Platten dünn, die Ränder 
ſcharfkantig, fplitterig fein. Kalk und Schwefelfies müſſen fehlen. Beim 
Anſchlagen ſollen die Platten hell klingen. 

Kallſteine ſollen aufgeſpritztes Waſſer gar nicht oder doch nur langſam 
aufſaugen. Bei Muſchelkalken ſollen die Muſcheln mit dem als Bindemittel 
wirkenden Kalk gut verkittet ſein. Der Stein darf bei längerem Liegen 
unter Waſſer nicht weich werden, was auf Tongehalt hindeuten würde. 

Wenn Schutzmittel gegen die Verwitterung angewandt werden 
müſſen, fo foll man vor allem mit dem Schutz nicht zu lange warten. Ein 
kranker Stein läßt ſich nicht wieder geſund machen. Vor der Anwendung 
von Schutzmitteln muß man die Art des Steines kennen und ebenfalls die 
Wirkungsweiſe des Schutzmittels. Durch gedankenloſes Anſtreichen mit 
irgendeinem angeprieſenen Mittel wird ſelten etwas genützt, zuweilen 
eher geſchadet. Faft alle Schutzmittel find unter irgendwelchen Phantaſie⸗ 
namen im Handel. Vor dem Einkauf laſſe man ſich deshalb ſagen, was als 
wirkſamer Stoff darin enthalten iſt, und in welcher Weiſe es wirken ſoll. 
Die Hauptgruppen von Schutzmitteln ſeien kurz beſprochen: 

Leinöl und Olfarbe können einen Stein vor eindringendem 
Regenwaſſer und Luftbeſtandteilen bewahren und damit auch vor Ber. 
witterung ſchützen. Der Stein muß aber vor dem Anſtreichen gut trocken 
ſein, da er ſonſt durch Eisbildung im Innern zerfrieren kann. Das Aus⸗ 
ſehen nach Farbe und Gefüge des Steines geht ganz oder teilweiſe verloren. 
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rika deal 


Schreibmaschinen 


Leihmaschinen, gebrauchte, gegen Raten 
Erika-Laden, Breslau 2, Gartenstraße 66/70 (gegenüber Capitol) 


Neulieferung einbaufrei, fradtfrei, 
ohne jede Anzahlung gegen Raten 


urmuhren 


S eeige ner Herſtellung von der Schleſiſchen Turmuhren Fabrik 


A. Eppner & Co. Silberberg 


Breslau, Rönigsſtr. 7, gegründet 1850 


Notizen 


=== W.:Wen. d. 1825 
2 Buch alen erſtmali S 1928, Deka 1989 und in der vorliegenden pwt age N ig 
8 wurde in der B W. W. Ed. R 
Verleger ift die Buchhandlung mid y Berendt, 8 I, Ming 6. Anzei Ind 2 und 
—— eo: ich Ata bie Auen en u Iriebrich a e, Annoncen» @rpebition, Breslau, 
hwelöniper Gtr. 16/18, Giltig in Preistife 1, Die vori chende Auflage beträgt 4000 Stück. 
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m. b. H.. Stammhaus gegründet 1864 
Breslau: -NeueTaschenstr.30 


Sammelruf 25257 
Drahtanschrift:Schlegro-Breslau 
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Tauentzienstraße 149 
Brockauer Straße 8-23 


Moror-LasTzüge 


für Baustoffe, Massengüter 
und Ferntransporte. 
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